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Je häufiger die Arbeiterverhältnisse der Stadt Berlin nicht 
nur in dieser Stadt selbst, sondern auch in den Grossstädten 
des In- und Auslandes zum Gegenstand von Spezialstudien 
gemacht werden, je mehr das Interesse der ganzen gebildeten 
Welt an diesen Verhältnissen wächst, und die Sozialpolitiker, 
Statistiker, Volkswirte der grösseren Städte und der verschiedenen 
Kulturstaaten in Konferenzen und Kongressen die Arbeiterfrage 
überhaupt zum Gegenstand der Erörterung machen und dabei 
ihre Blicke auf die Hauptstadt des Deutschen Reiches, des 
Landes der Arbeiterschutz- und Versicherungsgesetzgebung, 
richten, umsomehr dürfte eine zusammenfassende Schilderung 
der thatsächlichen sozialen Zustände von Berlin für Fachmänner 
und Laien am Platze soin. Manche private und amtliche An- 
frage dürfte so vielleicht erledigt oder doch auf den richtigen 
^ Weg weiterer Forschung gewiesen werden. 

Vor etwa zehn Jahren schon hatte der Verfasser daher den 
v_ Plan gefasst, die Lage der handarbeitenden Klassen in Berlin 

zusammenfassend zu schildern. Aber bei genauerem Zusehen 
erschien das vorliegende statistische Material, auf welches eine 
derartige Arbeit sich zu stützen hat, noch zu geringfügig. Im 
^ Laufe der Jahre konnte der Verfasser in seiner amtlichen 

<r> Thätigkeit dies Material dann vermehren, erweitern und durch- 

forschen, und als nun der Plan der Arbeit ihm wiederum näher 
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IV Vorwort. 

rückte, war der Stoff bereits so reichhaltig, dass es galt, ihn 
eDger zu begrenzen. Dies geschah in dem vorliegenden Werke 
in zweierlei Hinsicht, einmal durch die Einschränkung der 
Untersuchung auf die allgemeinen Verhältnisse der Arbeiter 
in den einzelnen Berufen, durch vergleichende Gegenüberstellung 
der letzteren, aber unter Ausscheidung der Spezialbehandluug 
der verschiedenen Berufsarten, von denen manche leicht allein 
ein Buch wie das vorliegende ausfüllen könnten, dann durch die 
Innehaltung der Grenze, welche die soziale Klasse der Arbeiter 
von den übrigen Klassen trennt. Dies war namentlich nach 
unten hui nicht ganz leicht, indem unter gewissen Umständen 
die Grenze zwischen Arbeit und Armut leicht überschritten werden 
kann, und nach dem vorgesetzten Plane die Schilderung der 
letzteren aus diesen Betrachtungen auszuschliessen bez. auf 
spätere Zeit zu verschieben war. 

Was den Stoff selbst betrifft;, so ist der Verfasser bemüht 
gewesen, ihn durch einige graphische Darstellungen auch bild- 
lich zu veranschaulichen und ihn durch gelegentliche historische 
Rückblicke und durch Vergleichungen mit anderen Städten, so- 
wie durch die Mitteilung statistischen Materials so zu gestalten, 
dass zeitliche und räumliche Vergleichungen möglich sind, und 
dass das ganze Werk zugleich eine Art Handbuch der Ber- 
liner Sozial Statistik bildet Der Verfasser hofft, dass es auch 
als solches vielen nützlich sein, zu Spezialstudien anregen, im 
übrigen aber dazu dienen wird, die Kenntnis der sozialen Ver- 
hältnisse zu verbreiten. 

Charlottenburg, November 1897. 

, ■ 

Dr. E. Hirschberg. 
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I. Die Zahl der Arbeiter, ihre Zusammensetzung nach 
Beruf, Alter, Konfession, die örtliche Bewegung. 

Die Bezeichnung „Arbeiter", „arbeitende Klasse" für bestimmte 
Arten der Erwerbsthätigkeit entspricht zwar dem allgemeinen 
Sprachgebrauche, ist jedoch nicht ganz zutreffend. Denn Arbeit 
ist keine einem bestimmten Berufe zukommende Eigentümlich- 
keit, sondern mit dem Begriffe der Berufsausübung überhaupt 
verbunden. Da nun jene Bezeichnung mit dem Ausdruck 
„Arbeit" mehr die körperliche Arbeit im Gegensatz zur geistigen 
treffen will, könnte vielleicht das Wort „Handarbeiter" besser 
ausdrücken, was gemeint ist; aber auch die Grenzen zwischen 
geistiger und körperlicher Arbeit sind unsicher und von den 
Charaktereigenschaften des Individuums abhängig, durch welche 
eine niedrige Handarbeit unter verständiger Ausführung ihrer 
rein mechanischen Form entkleidet, und andererseits eine Nach- 
denken beanspruchende Thätigkeit durch rein mechanische, 
stumpfsinnige Handhabung zu einer niedrigen Handarbeit her- 
absinken kann. 

Trotz dieser Unsicherheit des Begriffes der körperlichen 
Arbeit stehen indessen die Bevölkerungsklassen hinreichend fest, 
welche man als „arbeitende", d. h. körperliche Dienste ver- 
richtende, gemeinhin bezeichnet Es sind dies die Gewerbe- 
gehülfen, Gesellen, Lehrlinge, Tagelöhner und Dienstboten 
beiderlei Geschlechts einschliesslich der niederen Angestellten 
im Handel und solcher halb Selbständigen, welche in der 
eigenen Wohnimg Arbeiterdienste für andere, für eigene (Haus- 
industrielle) oder fremde Rechnung (Heimarbeiter) verrichten, 
oder welche nur Arbeiten ausser dem Hause als Selbständige 
annehmen (Aufwärterinnen u. dgl.). 

Hirsch berg, Soz. Lage d. arb. Klassen. i 





V s*g>-fj>rn{ey am Ende des vorigen Jahrhunderts (1796) 

in* seiner' Topographie von Berlin : „Durch seine Manufakturen 
und Fabriken ist Berlin ein nahrhafter Ort. geworden, und 



schäftigung und Unterhalt. In den ganz- und halbwollenen 
Tuch- und Zeugmanufakturen allein finden 13 000 Menschen 
Arbeit, die Seiden manufakturen beschäftigen deren 7000. Durch 
die Strumpf-, Band-, Halbseiden-, Baumwollen-, Tapetenmanu- 
fakturen werden viele tausend Menschen ebenfalls ernährt. 
Unsere Metallfabriken, als die Gold- und Silbermanufakturen, 
die Gelbgiesscr, Gürtler, Bleifabrikanten, Goldschläger, Schrift- 
giesser, Stahlarbeiter haben eine grosse Anzahl Arbeiter; die 
Königl. Porzellanfabrik allein beschäftigt deren mehr als 500, 
auch arbeiten viele Personen in den Leder-, Blumen- und Hut- 
kanten- und -blenden-, Klaviersaitendraht-, Federposen-, Fisch- 
bein-, Lackier-, Mass- und Einsatz-, Gewicht-, Tabakspfeifen- 
und Seifenfabriken, nicht minder in den Uhrfabriken, Wachs- 
bleichen und Zuckersiedereien. Die Anzahl der Menschen, 
welche durch unsere Fabriken und Manufakturen beschäftigt 
und unterhalten werden, beläuft sich zwischen 9 — 10 000. Die 
freien und mechanischen Künste, die zünftigen und unzünftigen 
Gewerbe verschaffen ausserdem vielen Arbeitern ein gutes Aus- 
kommen." Dann wird auf Nicolai verwiesen. Dieser (Beschrei- 
bung von Berlin, 3. Aufl. 1786) giebt für Ende 1784 eine 
Einwohnerzahl von 145 021 (einschl. 33 386 Militärs) und 
unter ausführlicher Schilderung des Umfangs der Berliner In- 
dustrie an: 

1. Bei der Kaufmannschaft, Künsten, Manufakturen, Fabriken, Hand- 



diese verschaffen einer grossen Anzahl von Menschen Be 



werkern u. dgl 



21 539 Herren u. Meister, 
7 744 Diener, Gesellen, 
6 293 Jungen u. Arbeiter 

35 576 Personen, 



2. In königlichen und anderen Aemtern 3 433 

3. Von eigenen Mitteln lebend ... 1 507 

4. Arme 7 003 
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Bedeutung der arbeitenden Klasse 1848. 



Die spezielle Frage, wie gross der Kreis der Personen zu 
rechnen ist, welche den „arbeitenden Klassen" angehören, dieser 
erste Teil der hier zu behandelnden Aufgabe, ist für Berlin im 
Jahre 1848 von dem Königl. Preussischen Statistischen Bureau 
in den vom Direktor desselben Dieterici herausgegebenen Mit- 
teilungen (Jahrg. I 1849 No. 5) aufgeworfen worden. 

Es geschah dies in unmittelbarem Anschluss an die eben 
stattgehabte revolutionäre Bewegung, deren weiter unten noch- 
mals gedacht werden wird. 

In einer Abhandlung „Statistische Uebersicht der im Preus- 
sischen Staate überhaupt und insbesondere in Berlin zu den so- 
genannten Arbeiterklassen gerechneten Personen" heisst es : „Die 
Arbeiterfrage, oder die Besserstellung der Verhältnisse einer der 
zahlreichsten Klassen der Staatsangehörigen beschäftigt jetzt über- 
all, neben den Verfassungsfragen, fast ausschliesslich, die Ge- 
müter, da deren Lösung und Ordnung immer mit Handel und 
Verkehr in Beziehung steht. Sie ist auch in Berlin, dem 
Zentralpunkte des Preussischen Staats, von besonderer Wichtig- 
keit, weil der sich hier sammelnde grosse gewerbliche Verkehr 
Massen von Arbeitern aller Klassen herbeizieht, um lohnen- 
deren Verdienst, als in ihren Geburtsorten, aufzusuchen. Durch 
den dieser Klasse der Staatsangehörigen zugeschriebenen wesent- 
lichen Anteil an den Errungenschaften des 18. März wird die- 
selbe vielfach benutzt, um Einwirkungen auf die politischen 
Institutionen des Staats zu dienen, wodurch Aufregungen und 
Besorgnisse unterhalten werden, die den ohnehin schon ge- 
hemmten und gefesselten Handel und den gewerblichen Ver- 
kehr immer aufs neue in Frage stellen. Indem also die 
Arbeiter im Preussischen Staate überhaupt und insbesondere in 
Berlin einen so wesentlichen Einfluss auf Ruhe, Ordnung und 
geregelten Verkehr ausüben, dürfte die Lösung der Frage: wie 
gross denn diese Klasse der Staatsangehörigen sei, und in 
welchem Verhältnis solche zu der Zahl der Einwohner über- 
haupt steht? nicht unwichtig erscheinen." 

Alsdann werden aus den Ende 1846 aufgenommenen Ge- 
werbebetrieben folgende Zahlen mitgeteilt: 

1* 
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Gehülfen, Lehrlinge, Arbeiter etc. in Berlin: 

Handwerk und mechaniRche Künste 30 164 

Fabriken (18867 in., 3 669 w.) 22 536 

Handarbeiter (ausschliessl. Tagelöhner, Näherinnen, Wäscherinnen) 

(8 717 m., 5555 w.) 14 272 

Gesinde (7 806 m., 21 699 w.) 29 505 

Schriftgiessereien, Druckereien, Buchhandel, Buchbinder . . . 2 030 

Handel 2639 

Schiffahrt 1619 

Landverkehr 1 372 

Zusammen 104137 

darunter männlich: 62 392 

weiblich : 40 329 

Kinder unter 14 Jahren: 1416 

Vergleich von 1816 und 1846 für vier Gruppen von Arbeitern: 

1816 1846 

Fabrikarbeiter 5 864 22 536 

Handwerksgehülfen 11151 30164 

Gesinde J 12 932 29 505 

Handarbeiter . . . 13 758 14 272 

Zusammen 43 705 96477 
Zivilbevölkerung 182 001 389 308 

Schon in dieser Periode war demnach die Bevölkerung 
nur um 11,4, die Zahl der genannten Arbeitergruppen dagegen 
um 12,1 Prozent gestiegen. Aber erst in das letzte Jahrzehnt 
derselben fällt die starke Zunahme der arbeitenden Klasse. 

Dabei war es jedoch nicht so sehr die numerische Be- 
deutung, welche den arbeitenden Klassen die allgemeine Auf- 
merksamkeit zuwandte und eine Arbeiterfrage schuf. Hatte 
sich doch im Laufe der Jahrzehnte überhaupt eine neue Art 
von Handwerksgesellen gebildet, unter dem Einflüsse, welchen 
teils die immer starker wachsende Kategorie der Fabrikarbeiter 
direkt ausübte, teils die durch die Gewerbefreiheit, die Ver- 
kehrsmittel, die konkurrierenden Fabriken veränderte Stellung 
des Handwerks mit sich brachte. Das Verhältnis des Meisters 
zu seinem Gehülfen wurde ein anderes; die Lehrzeit, die Mög- 
lichkeit selbständig zu werden, das Wohnen, Reisen, kurz die 
ganze Lebensweise änderten sich. „In dem Verhältnis des 
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Meisters und der Meisterfamilie zu dem Gesellen und Lehr- 
linge liegt eigentlich," so urteilt Schmoller*) über die damalige 
Zeit „der halb poetische, halb patriarchalische Duft, der heute 
noch auf dem Handwerk der alten Zeit, wie eine schöne Er- 
innerung, liegt. Und das ist wahr. In dem Verbände der 
verschiedenen wirtschaftlichen Kräfte nicht blos zu einer 
Arbeit, sondern auch zu einem Familienleben lag eine grosse 
sittigende Kraft Der Lehrling wurde nicht blos technisch 
unterrichtet, er wurde durch Anweisung und Vorbild zu Fleiss 
und Ehrbarkeit vom Meister erzogen, zu Sparsamkeit, Ordnung 
und Reinlichkeit vom sorgenden Auge der Meisterin angehalten. 
Der Geselle, der in der Werkstatt des Meisters schlief, war in 
einen für seine Jahre engen Kreis gebannt, er opferte seine 
besten Jahre der Hoffnung, später selbst Meister zu werden, 
aber in diesem engen Kreise umschloss ihn zugleich eine heil- 
same bürgerliche Zucht und Sittenstrenge; eine Reihe sinniger 
Gebräuche und Ceremonien gliederten seinen Lebensgang, der 
in feste Stationen gebannt war, aber auch ein sicheres Ziel vor 
sich hatte, eine schöne, einheitliche Ordnung darstellte. Die 
soziale Gleichheit von Arbeitgeber und Arbeiter, die Verbindung 
von Arbeit und Erziehung, von technischer und menschlicher 
Erziehung, das waren die grösseren Vorzüge jener älteren Ge- 
werbeverfassung." 

Freilich bemerkt auch Schmoller zu dieser Schilderung 
der guten, alten Zeit, dass auch gewisse ihr anhaftende Miss- 
stände nicht unbedeutend waren. Aber im ganzen war doch 
damals die Lage der Arbeiter, vom sittlichen Standpunkte aus 
betrachtet, eine viel günstigere, als heute, wo ein väterliches 
Interesse des Arbeitgebers oder gar ein Hineinziehen in seinen 
Familienkreis nur ausnahmsweise vorkommt, wo aber auch 
umgekehrt die Arbeiterschaft in ihrem Leiter in der Regel nur 
ihren Brotherrn, selten ihren Gönner und Förderer, manchmal 
gar ihren Peiniger erblickt. 



*) Untersuch, z. Gesch. d. Kleingewerbes, Arbeiterfreund Bd. VII 
8. 304. 
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Die Entwickelung Berlins zur Industriestadt. 



Die Entwickelung Berlins zur Industriestadt trat besonders 
Ende der dreissiger und Anfang der vierziger Jahre dieses 
Jahrhunderts hervor und fiel mit dem ausserordentlichen Auf- 
schwung der Verkehrsmittel , dem Bau der Eisenbahnen zu- 
sammen. Man kann wohl sagen, dass diese Entwickelung, 
wenn auch mit Unterbrechungen, andauerte und selbst heute 
noch nicht zum Abschluss gekommen ist. Auch ihre guten 
und bösen Seiten wurden, wie ein sich an die Mitteilungen des 
Königl. Preuss. Statist Bureaus von 1860 No. 10 anlehnender 
Bericht in dem Kommunalblatt des Magistrats von 1860 er- 
weist, seiner Zeit gewürdigt. Die industrielle Bevölkerung Berlins 
habe neuerdings, was wohl ins Auge gefasst werden müsse, 
nicht in naturgemässer, sondern vielmehr in durchaus abnormer 
Weise 7 zugenommen; — nirgends im preussischen Staate seien 
in dem Umfange, wie in Berlin unerwachsene Kinder in den 
Fabriken beschäftigt, was dann natürlich zu einer frühen Ver- 
krüppelung eines grossen Teiles solcher unentwickelten Kräfte 
Veranlassung gebe; endlich hätten sich in damaliger Zeit in 
Berlin mehr als irgend anderswo solche Fabrikationswege und 
gewerbliche Beschäftigungen einheimisch gemacht, welche früh 
die Kräfte aufrieben, vor der Zeit Schwäche und Gebrechen 

- 

herbeiführten und ein sehr mittelmässiges, ja bedauerns wertes 
Material zur Ergänzung des Kriegsheeres lieferten. So rechnet 
das Königl. Preuss. Statist. Bureau die Schriftgiesser, Setzer, 
Drucker zu dem schlechten Soldatenmaterial, in dem sich unter 
100 Eingestellten 85 — 100 Untüchtige befunden hätten. 

Der Stand der Fabrikarbeiter in Berlin habe sich be- 
deutender entwickelt als die Bevölkerung überhaupt. Im Jahre 
1847 habe der Anteil der Berliner Fabrikarbeiter unter allen 
in Preussen 40,7 Promille betragen, während der Anteil der 
Einwohner nur 24,4 Promille betrug. In der Zeit von 1816 
bis 1847 hätten sich in Preussen die Fabrikarbeiter, Hand- 
werksgesellen und das Gesinde um 6,85 Prozent stärker ver- 
mehrt als die Bevölkerung, in Berlin aber die Handwerks- 
gesellen um 56,60, die Fabrikarbeiter um 170,41 Prozent 
stärker. Maschinenspinner, Weber, Tuchmacher, Bleicher, Färber, 
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Kattundrucker, Metallarbeiter, Papier-, Tabak-, Brauereiarbeiter 
wären zahlreich vertreten. Und während im Jahre 1847 in 
Preussen nur 1,3 Prozent der acht- bis vierzehnjährigen Kinder 
in Fabriken arbeiteten, habe sich diese Zahl in Berlin auf 
3,2 Prozent belaufen. Erscheine diese Ent wickelung auch auf 
der einen Seite sehr glänzend, so zeigten sich doch die ent- 
nervenden Einflüsse der Welt- und Fabrikstadt. Auch die 
Ernährungsverhältnisse hätten sich verschlechert, indem in den 
letzten 25 Jahren der Fleischkonsum rapide abgenommen habe; 
1836 seien noch 105 Pfund auf den Kopf entfallen, 1852: 
91, 1855: 73 Pfund. Ferner seien die Ausgaben grösser, die 
Miet- und Nahrungsmittelpreise höher geworden, die Arbeits- 
löhne aber nicht in dem entsprechenden Verhältnis gestiegen. 

Der mit E. H. unterzeichnete und wohl von dem Heraus- 
geber Prof. Helwig herrührende Aufsatz der Mitteilungen des 
Königl. Preuss. Bureaus, welchen der Magistrat reproduzierte, 
bezeichnete seine Schilderung selbst als „düster, aber er habe 
die Nachtseite des modernen Kulturwesens darstellen und zeigen 
wollen, wie sich das Elend gerade da eingenistet habe, wo sich 
die höchste Blüte der Gewerbsamkeit entfaltete. Nicht wolle 
er demselben den Krieg erklären, sondern nur vor den Ge- 
fahren warnen und auf das ungeheuere Feld aufmerksam machen, 
welches geöffnet sei, sowohl für die Gesetzgebung, wie für die 
Verwaltung, für die freie Vereinigung der Einzelnen und vor 
allein für die gottergebene und opferfreudige, thätige, rettende 
Liebe." 

"Wir sehen, in welcher Weise schon vor nahezu fünf Jahr- 
zehnten in Berlin von einer Arbeiterfrage gesprochen wurde, 
und wie auch zu einer Zeit diesen Verhältnissen Rechnung ge- 
tragen wurde, als die arbeitende Klasse der preussischen Haupt- 
stadt noch lange nicht die numerische Bedeutung erlangt hatte, 
wie heute. Denn der industrielle Aufschwung Berlins wurde 
gerade nach dem letzten Kriege ein gewaltiger und ging Hand in 
Hand mit einer Zunahme der Einwohner. Begünstigt wurde 
die Vermehrung der Arbeiterbevölkerung in dem letzten Jahr- 
zehnt namentlich auch dadurch, dass die Bewegung der besser 
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Steigender Anteil der arbeitenden Klassen. 



situierten Bevölkerung nach den westlichen Vororten stattfand, 
während die der Bebauung erschlossenen östlichen Stadtteile 
vorwiegend Arbeiterbevölkerung aufnahmen. 

Nach der letzten Berufszählung vom 14. Juni 1895*), 
deren Ergebnisse im Vergleich mit der entsprechenden Auf- 
nahme von 1882 hier ausführlicher mitgeteilt sind, wurden 
320 528 männliche und 185 338 weibliche Gehülfen, Gesellen, 
Arbeiter, Lehrlinge, Dienstboten, Portiers, Wächter u. s. w. mit 
419176 Angehörigen gezählt. 

Es gehörten sonach im Vergleich mit entsprechenden Be- 
rechnungen aus der Zählung von 1882 den arbeitenden Klassen 
einschl. der Hausindustriellen (in Prozent) an: 









\ 5. Juni 


14. Juni 








i 1882 


1895 


von 100 Selbstthätigen überhaupt . 


1 b. männl. Geschl. 
• \ „ weibl. „ 


60,1 

07,0 


60,5 
71,7 


100 Angehörigen „ 


/ „ männl. 
^ „ weibl. 


V 


51,2 
49,6 


58,8 
55,8 




i „ männl. 


V 


57,3 


60,0 


„ 100 Gesanitbevölkerung . . . 


. 1 „ weibl. 


n 


55,2 


61,1 


1 überhaupt 




56,2 


60,0 



Bei den Selbstthätigen des männlichen Geschlechts ist 
hiernach der Anteil der arbeitenden Klassen nach den Berufs- 
zählungen von 60,1 auf 60,5 Prozent in den Jahren 1882 bis 
1895 gestiegen, bei denen weiblichen Geschlechts von 67,0 auf 
71,7. Insgesamt fürj die Bevölkerung ergiebt sich, dass 60,6 Pro- 
zent im Jahre 1895] gegen 56,2 im Jahre 1882 den arbeiten- 
den Klassen angehörten. 

Vergleichen wir den Anteil der arbeitenden Bevölkerung 
(unter Fortlassung einiger zweifelhafter Stellungen bei den libe- 
ralen Berufsarten) in den deutschen Städten mit über 100000 Ein- 

*) Soweit hier und im Folgenden die Angaben den Berufßzählungen 
entnommen bezw. aus diesen berechnet worden sind, ist die Statistik des 
Deutschen Reichs, herausgegeben vom Kaiserl. Statist. Amt, zu vergleichen, 
für die Volkszählungen die VolkBzählungsberichte, herausgegeben im Auf- 
trage der Städtischen Deputation für Statistik von R. Böckh, Direktor 
des Statistischen Amts der Stadt Berlin, ferner desselben Verfassers 
Statistische Jahrbücher der Stadt Berlin. 
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wohnern, so ergiebt sich nachstehende Reihenfolge: Von 1000 Ein- 
wohnern gehörten zur arbeitenden Klasse (Selbstthätige und An- 



gehörige) 



Städte 


Arbeiter 


Dienstbo 


t. zus. 




. . . 637 


27 


664 






24 


620 






22 


592 




. . . 557 


35 


592 






36 


588 






27 


565 






38 


562 






30 


549 




517 


31 


548 




. . . 510 


39 


555 




. 500 


34 


540 






32 


533 




498 


41 


539 




. . . 49S 


47 


545 






28 


522 




. . . 494 


42 


536 




. . . 489 


70 


559 






48 


532 






45 


526 






36 


512 






41 


517 






50 


516 






50 


508 






47 


500 






41 


492 






73 


505 




. 419 


38 


457 




. . . 408 


71 


479 


Diese Zahlen geben in dem Anteil 


der Diens 


tboten 


mehr 


eine Folge der Wohlhabenheit, während 


umgekehrt der Anteil 



der Arbeiter auf einen ungünstigen Stand der durchschnittlichen 
Wohlhabenheit der Stadt schliessen lässt. Berlin steht an 
siebenter Stelle, was die Anteile der arbeitenden Klassen an- 
betrifft. 



Dabei würden sich noch höhere Anteile durch die Hinzu- 
rechnung der Hausindustriellen und der kleinsten, mehr den 
Arbeitern zugehörigen gewerblichen Betriel>e ergeben. An Haus- 
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Die Zahl der Haußinduetriellen. 



industriellen wurden 1895 25453 mit 28039 Angehörigen er- 
mittelt, worunter etwa 12 000 Näherinnen, Putzmacherinnen, 
Hätterinnen u. s. w. 

Von den weiblichen Erwerbsthätigen, bei welchen 72 Pro- 
zent auf die arbeitenden Klassen entfallen, gehörten die meisten 
zu den Dienstmadehen und zum Gewerbe der Bekleidung und 
Reinigung. 

Uebrigens gelten diese Zahlen nur für den 14. Juni 1895. 
Dass die Erwerbsthätigkeit je nach der Jahreszeit starken 
Schwankungen unterliegt, wird weiter unten gezeigt werden. 

Die in den einzelnen Berufsarten am 14. Juni ermittelte 
Zahl wird in der nachstehenden Tabelle ausführlicher mitgeteilt. 

Geholfen, Oesellen, Lehrlinge, Arbeiter in Berlin 

(einschl. beim Handel Handlungsgehilfen und Komniis in 
Ladengeschäften, Verkäufer, Diener, Packer, Kutscher, bei 

der Gastwirtschaft Oberkellner, Kellner, Hausdiener, 
Kutscher u. s. w., bei der Verwaltung Briefträger, Eisen- 
bahnschaffner, Bahnwärter u. s. w., Kastellane, Portiers, 
Diener und bei der Gesundheitspflege Wärter u. s. w.) 
am 5. Juni 1882 und 14. Juni 1895. 



Berufsarten J m. 


w. j Berufsarten 


in. M\ 


Landwirtschaft . . 


1882 
18**5 


681 
575 


178 
226 


Ziegelei , Thonröh- 
renfabrikation . . 


1882 
1895 

18*2 
1895 


51 

m 


~" 


Kunst- u. Handels- 
gärtnerei .... 


1882 
1895 


1 651 
1 755 


174 

338 


Töpferei (vgl. auch 
Ofensetzer) . . . 


1 293 
335 


ä 
2 


Tischt 


25 
21 


2 


rorzellanfabrikation 
u. -Veredelung . . 


1882 
1895 


542 88 

385 : 56 


Forstwirtschaft und 
J agd 


1882 
1805 


~13 
121 


l 

25 


Glashütten, Glasblä- 
serei, Glasverede- 


1&82 
1895 


145 20 
ISO 107 




18S2 
1895 


40 
19 


4 
1 




Gold- und Silber- 
schmiedc, sonstige 
Vererb, edler Me- 


1882 
1895 


1239 
1 359 


390 
386 


Huttenbetrieb, Erz- 
gowinnung .... 


18S2 
1895 

1882 
1*95 


170 

60 


1 


Gewinnung v. Stcin- 
u. Braunkohlen . 


12 
10 


3 


Kupferschmiede . . 


1882 
1895 


617 

480 


7 


Steinmetzen, Stein- 
hauer, Steinbrüche 


1*82 
1895 


670 
2 227 


10 
5 


Sonst. Verarbeitung, 
Erzeugung vonMe- 
talllegierungen . . 


1882 
1895 


4 761 

7 227 


164 

394 


Verfertigung feiner 
Steinwaren . . . 


1882 
1895 


166 
157 


10 
11 


Ei9engiesserei und 
Emaillierung von 


1882 
1895 

1882 
1895 


2 056 
2 741 


11 

23 


Gewinnung v. Kies, 
Sand, Gips iuuch 
Verfertigung von 
Zcmcntwnrem . . 


1882 
1805 


203 
390 


1 


Schwarz- und Weiss- 
blechheretellung . 


31 

68 


"4 
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Berufsarten 


ra. w. 


Berufsarten 


m. 




Klempner, Blech wa- 
renfabrikcn . . . 


1882 
1895 


2 862 
4 361 


37 
245 


Explosiv-Stoffb und 
Zünd waren . . •. 


18.82 
1895 


38 


löO 

67 


Verfertigung v. Stif- 
ten , Schrauben, 
Nägeln, Nieten . . 


1882 
1895 


264 
527 


18 
01 


Abfülle und kunst- 
licbe Düngstoffe . 


1882 
1895 


416 
1 084 


9 
42 
















G rob-(Huf -)Schmie- 
de 


1882 
1895 


2 536 

3 466 


4 




1882 
181*5 


17 
15 


_1 


















lij \-r LI lUDO "I * * » V M Hs3\r Ul ■ 

Verfertigung von 
feuerfesten Geld- 


1882 


9 692 


32 


Köhlerei, Holzteer-, 
Russ-, Pech- und 
Harzgewinnung . 


1882 
181)5 


t 
1 


•> 
- 


schränken .... 


1895 


17 965 


12 


Gasanstalten . . . 


1 390 


10 


Feilenhauer , Verf. 
v. Stablfedern, eis. 
Kurzw., Zeug- u. 
Messerschmiede, 
Scheerenschleifer 








1882 


818 
790 


175 


T jirlit- iinrl S*» if**n— 

fabrikation . . . 


1895 


374 
517 


152 

238 




1895 


200 


Oelmuhlen .... 


18*2 


121 


15 


Nilh- u. 8tecknadel, 
Drahtgewebe . . 


1882 


185 


21 


1895 


39 


5 


1895 


276 


28 


Kohlen teerschwele- 
rei, Verfertigung v. 
Mineral- und äthe- 
rischen Oelen . . 








Verfertigung v. Ma- 
schinen, Werkzeu- 
gen, Apparaten . 


1882 
1895 


5 38t) 

6 771 


88 
203 


1882 
1895 


160 

309 


44 
102 






Zubereitg. v. Spinn- 


1882 
1895 


2 m 
9 


4u 


Stellmacher, Wagner 
und Kadmacher . 


1882 
1895 


1 086 
1425 


8 


8 


Spinnerei, Hechelei, 
Haspelei, Spulerei, 
Zwirnerei, Watten- 
fabrikation . . . 










1882 
1896 


45 
29 


— 


1882 
1895 


4-». . - 

182 


• 

709 
554 


Verfertigung von 
Schusswaffen . . 


1882 
1895 








150 
1 089 


1 

54 




1S95 


3 277 
2 IHK.) 


1 121 
1 2ol 


Verfertigung v. Zeit- 
mossinstrumenten 

^UUUUiiLutTj ... 
















1882 
1S9n 


626 


3 


Gummi- und Haar- 
flechterei u. Webe- 
rei 


1882 
1895 


10 
14 


30 
21 


Verfertigung v. musi- 
kalischen Instru- 
menten 
















1882 
1895 


1 038 
1 481 


47 
136 


Strickerei u. Wirkerei 
(Strumpfwaren- 
fabrikation) . . . 


J8S2 
1895 


333 
201 


324 
041 


Verfertigung v. ma- 
thematisch., phy- 
sikalischen , che- 
















1882 
1895 


2 053 

3 807 


48 

Pik 

59 


Häkelei , Strickerei, 
Spitzenfabrikation 


1882 
1895 


02 
109 

— - 


tm 

l 220 


mischen u. chirur- 
gisch. Apparaten . 


Färberei, Druckerei, 
Appretur , Tuch- 


1882 


1 231 


327 


Verfertigung v. Lam- 








bereiter 


1895 


1 330 


302 


pen und Beleuch- 
tungsapparat, (ius- 
bes. elektr.) . . . 


1882 
1895 


467 
2 934 


75 
1 142 


Posamentenfabrika- 


1882 
1895 


1481 

686 


1 445 
1 207 


Chemische, pharma- 
zeutische und pho- 
tographisch. Prä- 


1882 
1895 


639 
825 


34 
174 


Seilerei, Reepschlfl- 
gerei, Verfertigung 
von Netzen, Segeln 
und Säcken . . . 


1882 
1895 


95 


15 




1882 
1895 


318 

572 


8 
19 


Verfertigung von Pa- 
pier und Pappe, 
Papiermache" . . . 


1882 
1895 


1 0>7 
1 201 


1 749 
3 241 


Farbematerialien. . 


188-2 
1895 


253 
565 


■>) 
159 


Buchbindern u.Kar- .1882 
! tonnagefabrikationls95 


3 073 
3 913 


1 608 

2 102 
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Berufgarten 




m. 


w. 


Berufsarten 


m. 


w. 


Gerberei, Verfertig. 

im vi t . ♦ t'Vt FiiTt tiwi f\ 
V Uli kLIUI Uli II llil'I 

lackierten Ledern 


1895 


1 JOo 

1611 


Ol 

85 


Fleischerei .... 


1895 


3 484 

b AH) 


837 

1 I/O 


> t?ri^rii^iiii^ vuii «lu- 
deren animalisch. 
Nahrungsmitteln . 








iv acDsiucn-u.ijeuer- 
tucb-, auch Trcib- 
riemenfabrikation, 
Verfertigung von 
Gumini waren . . 








1882 

IKOI 
lOJO 


41 

528 


6 
95 


1882 
1895 


519 
612 


195 
249 


Wasser -Versorgung, 
Wasserwerke, Eis- 


1882 


341 


o 


Riemerei u. Sattlerei 


1882 
1895 


2 331 

3 219 


256 
264 


bereitung .... 


1895 


560 


8 


Brauerei u. Mälzerei 


1882 


1 664 


18 


Verfertigung v.Tapc- 
zi erarbeiten . . . 


1882 
1896 


2 096 

3 095 

- -- 


64 
84 

■ 


1895 


3 707 


52 


Branntwein-Brenne- 
rei, Liqueur- und 
Presshefenfabrika- 








Holzzurichtung und 
Konservierung . . 


_ 

1882 
1895 


638 
11U 


12 
3 


1882 
1895 


650 
198 


112 

77 




Verfertigung v. gro- 

OCH, glallvZl JXUiZ- 

waren unu xioik- 


18U5 


«>L>U 

668 


33 


Schaum- und Obst- 
wein-Fabrikation , 
Weinpflege (Wein- 


1882 
1895 


75 
244 


2 
1 












1882 
1895 


53 
67 




Tischlerei u. Parket- 
fabrikation . . . 


1882 
1895 


14 865 
19 512 


37 

25 


r<asigtulinkatton . . 


2 
4 




1882 
181)5 


1 771 
1 403 


918 

859 




1882 
1895 




643 

795 




9 
1 


Tabakfabrikation 






1882 
1895 




6 653 
24 564 


Korbmacher u. Korb- 
flechter 


1882 
1896 


336 
379 




80 
72 


Näherinnen .... 






1882 
1895 


5 418 
9 401 


3 163 
7 729 


Sonstige Flechterei 
und Weberei von 
Holz, Stroh, Bast, 
Binsen etc. . . . 








Schneider, Schneide- 


1882 
1895 


111 

65 


219 

99 


Herstellung fertiger 
Kleider u. Wäsche 


1882 
1895 


1 147 

2 042 


6 751 
8 941 


Drechslerei, Verfer- 
tigung von Dreh- 
und Schnitzwaren 








(Konfektion) . . . 


1882 
1895 


2 563 

3 103 


100 
161 


Putzmacherei, Aus- 
stattung v. Hüten, 
Verfertigung von 


1882 
1895 


154 
228 


3 061 

4 496 


Bürstenmacher, Ver- 
fertigiiDg von Pin- 
geln, Federposen, 
Kämmen, Stöcken, 
Schirmen .... 








Blumen, Födern . 


1S82 
1895 


445 
617 


238 

355 


llutmachcrei , Ver- 
fertigung von Filz- 
waren , Mützen- 
macherei, Kürsch- 


1882 
1895 


1 476 

2 011 


592 
1160 


Veredelung und Ver- 
goldung von Holz- 
und Schnitzwaren 


1892 
1895 


2 282 
2 92H 


212 
194 


Vcrfertigung v. Kra- 
vatten , Korsetts, 
Handschuhen, Ho- 
senträgern .... 








Getreide-, Maid- und 
Schälmühlen, auch 
Reisschälmühlen . 


1K82 

i.y.)5 


311 

296 


. 

0 

7 


18S2 
1895 


394 

390 


582 
1418 




1882 


6 328 
6 011 


■ — • 

300 
400 


Bäckeroi, Konditorei 


1882 
IHD5 


5 262 
7 543 


442 
1290 


Schuhmacherei . . 






. 

1882 
1895 


1 234 

2 356 


49 
179 


Rübenzuckerfabrika- 
tion und Zucker- 
raftineric .... 


1882 
1895 


IG 

23 


2 


Barbiere, Friseure . 


7 


In Badeanstalten . . 


1882 
1895 


60 
175 


82 


Verfertigung von an- 
deren vegetabili- 
schen Xabrungs- 












1882 
1895 


202 
428 


37 
184 


Wasch - Anstalten , 
Wäscherinnen, 
Plätterinnen . . . 


1882 
1895 


106 
455 


2 283 
8 177 
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Beruf sarten | m. w. 




Berufsarten | m. 


w. 


Flecken- Ausmacher, 
Kleider- Reiniger, 
Stiefelwichser and 
Kammerjäger . . 


1882 
1895 


19 
4 


4 

27 


Spedition und Kom- 


1882 
1895 


650 
735 


1 

7 


Buch-, Kunst- und 
Musikalienhandel 


1882 
1895 


1078 
1324 


348 

80. i 


Bauunternehmung u. 
Bauunterhaltung . 


1882 
1895 

1882 
1895 


10 306 
16 964 


. ■ • ■ 

60 
224 


Hausierhandel . . . 


1882 
1S95 


48 
21 


42 
24 


Feldmesser, Geoine- 
ter, Markscheider, 


27 
55 




3 


Handels vermi ttelg. , 
Mäkler, Kommis- 
sionäre, Agenten . 


1882 
1895 


120 
137 


1 

7 




1882 
1895 

1882 
1895 


10 374 
13 330 




HQlfsge 
Hand 


werbe des 
eis 


1895 


1451 


56 
96 


Zimmerer 


3 780 

4 235 






4 


Versteigerung, Ver- 
leihung , Aufbe- 
wahrung, Stellen- 
und Annoncenver- 
mittelung .... 


1882 
1895 


115 
112 


IG 
1 

. 1 


Glaser 


1882 
1895 


427! 3 

683i 2 


Stubemnaler, Stal- 
fierer, Anstre icher, 
Stuckateure, ßtu- 
benbohner .... 


1882 
1895 

1882 
1895 

1882 
1895 


3 974 
7 248 


11 

28 


Versicherungsgewer- 

*»■•■• 4 


1882 
189o 


157 
12i 


Post- und Telegra- 
phenbetrieb . . . 


1882 
1895 


3 091 
6 421 


19 
15 


Dachdecker .... 


688 
1 255 


o 


Eisenbahnbetrieb, 
mit Ausschluss des 
Strnssenbahn - Be- 
triebes(Eisenbahn- 
schaffner , Bahn- 
wärter U. B. W.) . 


1882 
1895 


4 113 

3 996 


18 
10 


Steinsetzer, Pflaste- 
rer u. Asphaltierer, 
Brunnenmacher 

(lovo : Iii) . . ■ 


1 250 
1566 


8 


Einrichter von Gas- 
n. w jisseraniau' n . 


1S82 


906 

1 451 

306 

2 125 


6 


Posthalterei u. Per- 
sonenfuhrwerk 
(Briefträger, Boten 
u.s.w.), Strassenb. 

(2 720) 


1882 
1895 


1 275 
8 054 




Ofensetzer, Schorn- 
steiniegcr (£4o) 


1882 

1882 
1895 

1882 
1895 


2 


Schriftschnciderei u. 
-(Heseerei, Holz- 
echnitt 


386 
597 


50 
29 


Fracht- (auch Roll-) 
Fuhrwerk, Güter- 
bestätter u. sonst. 
Befrachtung . . . 


1882 
■ cur. 


1 799 
3 671 


5 
8 


Druckereien aller Art 


7 002 
10 215 


745 
1410 


Schiffal 
diens 


lrt , Hafen- 


1882 
1895 

— 


OSO 

2o2 
1367 


1 
1 


Photographie . . . 


1882 

1 ftO"» 

löJv) 


341 

634 


53 
111 




Dienstmann - Insti- 
tute und Dienst- 
männer, Lohndie- 


1882 
1895 


* 

1 321 
993 


122 

53 


Malerei, Bildhauerei, 
Graveure, Model- 
ieure f im usierzei cn- 


1882 

1 0ds 


i 

2 9ul 56 
2 1111 100 


Leichenbcstattung, 


1000 


173 
243 


3 
6 


Fabrikarbeiter, Ge- 
sellen u. Gehulfen, 
ohne weitere An- 


1882 
1895 


2 III 

637 


257 
190 


grUber 1895 


Beherbergung u. Er- 1882 
quickung .... 1895 


ti 791 
11 254 


"2966 
9 873 


Waren- und Produk- 
tenhandel im ste- 
henden Geschäfts- 


1882 
1895 


21 639 
31 062 


3656 
11 396 


Häusl. 
Dienste 1 


, eigentliche 
Dienstb. im 
Hause 


1882 
1895 

1 


1906 
7 171 


1 56 097 
59 918 




and.Dien»tb. 
w.Aufwarte- 
1 flauen etc. 


1*82 
= 1895 


4 218 8 629 
1 145 16 090 


Geld- und Kredit- 


1882 

,1895 


1 784 
1312 


8 
6 



Digitized by Google 



1 



14 Anteil der Arbeiterbevölkerung in den Stadtteilen. 



Berufsarten 




ni. 




| Berufsarten 




m. w. 


Lohnarbeit wechseln- 
der Art 


1882 
1S<>5 


7 566 
10 405 


1 801 

3 750 


Hulf s personal in Mu- 
8ik,Theater,Sehau- 
stellungen .... 


1S82 
1895 


! 

? ? 
312' -83 


Kastellane, Portiere, 
Boten, Bureaudie- 
ner, Lakaien etc. in 
d. Staat«-, Reichs-, 
Gemeindeverwal- 








1882 

\m~> 


4 115 

3 607 


150 
192 


Geholfen, 
(leaellen, Ar- 
beiter, J 
Lehrlinge 
aller Art 1 


Haupt- 
summe 


1882 
189» 


i 

226 365 113 256 
320 »28 13» 338 

■ 


Kirchendiener und 
Dienstpersonal in 
Anstalten für re- 
ligiöse Zwecke . . 


1882 
1895 


129 
189 


6 


Deren Angehörige . 


1882 
1895 


83 124 193 129 

122 983 296 193 

i 


15 




Erwerbs- 
tätige 


18*2 
1895 


4 693 14 519 
10 301 15 152 


Dienstijersonal etc. 
in Anstalten für 
Bildung, Erziehg., 
Bibliothek, u.s. w. 








Haus- 1 




1882 

18JO 


330 


9f, 
loa 


industrielle! 


Auge- 
hörige 


1882 
1895 


5 034 10 305 
8 437' 19 602 


Bevölkerung 
überhaupt 

(einschliessl. 
ohne Beruf 


Er- 
werbs»- 
thütige 




1 


lu An- 
stalten für 
Gesund- 


Warte- 
person. 


18.82 
1895 


386 
762 


862 
1 999 


1882 
1895 


384 546 190 607 
546 772 279 639 


heitspflege 

und 
Kranken- 
dienst 


Sonst. 
Dienst- 
person. 


18S2 
181)5 


260 

33s 


238 

532 


und ohne Be- 
rufsangabe) 


Ange- 
hörige 


1882 
1895 


172 090'409 702 
223 367 565 739 



Leider liegen die Zahlen der Berufsstatistik nicht nach 
Stadtteilen vor, obwohl diese in ihrer beruflichen Zusammen- 
setzung ausserordentlich verschieden sind. Die einzigen in der 
Hinsicht zur Zeit verfügbaren Angaben enthält der Berliner 
Volkszählungsbericht für 1890. Die Tabelle ergiebt die be- 
züglichen Verhältnisse. 



Stadtteile 



( Selbst- 
i thätlge 
j Oberh.ani 
ijl.Dezbr. 
1890 



Davon Gesellen, Ge- Vo n 10000 
hOlf., Arbeit., Lehr- ; g e lbst- 
lingeeinschl.d.ohne thätigen 
gewcrbl. Bezcichg | waren 

überh, auf 10000 Dienstb. 



Berlin 

Cülu 

Friedriehswerder 

Dorothcenstadt 

Friedriehstadt 

Friedrich- und Schöneborger Vorstadt 
Friedrich- und Tempelhofer Vorstadt . 
Luisenstadt, jenseits des Kanals, weatl. 
Luisenstadt, jenseits des Kanals, öetl. 
Luiseustadt, diesseits des Kanals . . 

Neu-Cöln 

Stralauer .Viertel, westlich 



13 970 
7 219 
3 353 
11 308 
41 500 
50 837 
80 014 
52 181 
32 158 
69 450 
3 007 
55 874 



5 053 
3 480 
1087 
1394 
12 097, 
14 007, 
33 599; 
32 591; 
21 119| 

30 328| 
1 405 

31 029 



3 015 

4 829 

3 242 
1233 
2 915 

2 404 

4 199 
0 240 
6 567 

4 367 

3 831 

5 553 



1978 
1 724 

1 911 

2 947 
2 557 
2 795 
1 443 

778 
501 
1500 
1879 
1004 
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Kückgang der Haushaltungen mit Dienstboten. 15 



Stadtteile 


Selbst- 
1 thätigf 

i'i 1 ii • vwt iitii 
U Lft I U * 1WI 1 

. 1. Dezbr. 
1 lS'K). 


Davon Gesell en, Ge- 
hülf., Arbeit., Lehr- 
linge einsc hl. (Lohne 
gewerbl. liezeichg. 

Qberh. auflO(KK) 


VonllXKN) 
Selbst- 

t Vi £i t i ert* n 

L WM LJ K"U 

waren 
Dknstb. 




38 119 


24 010 


0 544 


750 


Ii riiiifrfi-Vinrtpl 


47 590 


24 153 


5 075 


1 153 


Knnndauor Viertel 


47 104 


17 114 


3 021) 


1 444 


T?<ißf>nthRl*>r Vorstadt südlich 


40 01)8 


25 080 


5 572 


84 ( ) 


Rnspntlmlor VorRtadt. nordlieh 


35 030 


20 157 


5 057 


777 




Ül 183 


31 385 


5 130 


840 




i 13 020 


3 7113 


2 784 


1 041) 




5 558 


707 


1434 


4 222 




44 555 


20 71)0 


4 007 


1 144 




! 40 005 


25 100 


0 200 


001 




2 037 


1480 


5 012 


11 



üeberhaupt 801)774 382 008 4 725. 1 332 
Im ganzen ergiebt sich, dass, wie zu erwarten, die Dienst- 
boten gerade in den Stadtteilen überwiegen, wo die Arbeiter in 
der Minorität sind, nämlich in den wohlhabenden, wie denn 
auch mit der Zunahme der Arbeiterbevölkerung in Berlin eine 
keineswegs gleiche und der Bevölkerungsvermehrung entsprechende 
Zunahme der Dienstboten stattgefunden hat. Zwischen den 
beiden Berufszählungen von 1882 und 1895 nahm die Be- 
völkerung um 3,96, die Zahl der Dienstboten nur 1,56 Prozent 
zu. Die Zahl der Haushaltungen mit Dienstboten ist demnach 
im Rückgang befindlich. Im Jahre 1875 war es noch über 
ein Fünftel der Haushaltungen, 1890 ein Sechstel, 1895 ein 
Siebentel im Durchschnitt (im Tiergartenviertel über die Hälfte 
der Haushaltungen, in dem Arbeiterviertel der Luisenstadt nur 
etwas mehr als der zwanzigste Teil). In den wohlhabenden 
Stadtteilen ist die körperliche Arbeit ganz überwiegend durch 
die Dienstboten vertreten, während die arbeitenden Klassen im 
übrigen in den östlichen, den südöstlichen und nördlichen, 
namentlich den nordwestlichen Stadtteilen vereinigt sind. -— 

Von der weiteren Zusammensetzung der Arbeiterbevölke- 
rung, wie sie sich aus der Berufszahlung ergiebt, kommt vor 
allem die Alterszusammensetzung in Frage. Die kleine 
Tabelle lässt erkennen, wie sehr die jüngeren Altersklassen 
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IG Die Altersgliederung. 



überwiegen. Beim männlichen Geschlecht stand der dritte Teil, 
336 vom Tausend im Alter von 20 bis 30 Jahren gegen 273 
bei den übrigen Erwerbstätigen. Im Alter von 50 Jahren 
und darüber befanden sich nur 96 Promille der Arbeiter gegen 
201 bei den übrigen Erwerbstätigen. Ganz ähnlich liegen 
die Verhältnisse beim weiblichen Geschlecht, wo sogar 424 Pro- 
mille auf das Alter von 20 bis 30 Jahren entfallen gegen 266 
bei den übrigen weiblichen Berufsausübenden. Speziell bei den 
Dienstmädchen befindet sich über die Hälfte in der genannten 
Altersklasse. 

Die graphische Darstellung giebt ein Bild dieser Verhält- 
nisse, indem sie einmal das TJeberwiegen der Arbeiter gegenüber 
den anderen Selbstthätigen jedes Geschlechts veranschaulicht, 
dann die Beteiligung der Altersklassen deutlicher vor Augen 
führt, als dies die Aufführung von Zahlenreihen vermag (vgl. 
die Tafel 1). 



Alter 


Geholfen, Gesellen, 

Lehrlinge, Ar- 
beiter, Dienstboten 

in. w. 


Davon 
Dienst- 
mäd- 
chen 


Von jo 10(10 innerhalb jede 
schlechte entfallen 
auf vorstehende Altersjal 

b. Geh.,Gc8.,i bei den 
Lehrl., Arb., ubr. Erwerbs- 
Dienstboten thätigen *) 
m. w. 1 m . w. 


s Ge- 
tire 

? 

« «y 

— © ~» 

*5 S 


Unter 


12 Jahr 




11 


6 


4 


0 


0 






0 


12 bis nnt. 


14 


J. 


27G 


137 


56 


1 


1 


0 


0 


1 


14 „ 




IG 


V 


14 356 


8 921 


2 841 


46 


49 


4 


6 


47 


16 v 


n 


18 




20 575 


17 879 


5 704 


65 


98 


8 


22 


95 


18 „ 


V 


20 


» 


23 581 


21 930 


7 834 


75 


120 


19 


44 


131 


20 „ 


r> 


30 


r> 


105 760 


77 149 


31 250 


336 


424 


273 


267 


522 


30 „ 


v 


40 


r> 


75 889 


26 879 


7 379 


241 


147 


274 


249 


123 


40 „ 


n 


50 


n 


44178 


15 928 


2 863 


140 


87 


221 


204 


48 


50 „ 


r> 


60 




21 462 


9 456 


1399 


68 


52 


136 


138 23 


60 „ 


r 


70 


w 


7 240 


3 370 


470 


23 


18 


52 


56 8 


70 und mehr 


n 


1 466 


729 


118 


5 


4 


13 


14 


2 




Zusammen 


314 794 


182 384 


59 918 


1 000 lOOOjl 000 1 000 


1000 



davon ledig ]|156 008|150 909 1 57 340| 496| 827j 340, 556| 957 



*) Mit Ausschluss der Personen ohne Berufsangabe, ohne Berufs- 
ausübung (Kentiers, Anstaltsinsassen) und der in Berufevorbereitung be- 
findlich gewesenen Personen (Studenten u. s. w.). 
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Tafel 1. 



Erwerbsthätige mit Ausschluss 
der Gehülfen, Gesellen, Arbeiter, 
Dienstboten. 



Gehülfen, Gesellen, 
Arbeiter, Dienstboten. 



Männliches Geschlecht. 



.4U*r 1 




-.Jtttr 



Weibliches Geschlecht. 



7W9 



Die Erwerbsthätigen der Berliner Bevölkerung nach Alter und Geschlecht. 
(Beim weiblichen Geschlecht sind innerhalb die Dienstmädchen äbo«*<»ilt^ 
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Unter 16 Jahre alt war bei den Arbeitern jedes Geschlechts 
der nicht unerhebliche Teil von 47 bez. 50 Pronulle (14643 
bez. 9.064 Personen), bei den übrigen Erwerbstätigen nur 4 
bez. 6 Promille (812 bez. 333 Personen). Dienstmädchen unter 
16 Jahren wurden 2901 ermittelt. Für das Alter von der voll- 
endeten Schulpflicht bis unter 18 Jahren stellten die männlichen 
Arbeiter 34931, die weiblichen 26800. Lässt man bei ersteren 
8372 im Handel beschäftigte niedere Gehülfen und 1830 Dienst- 
boten ausser Betracht, so würde sich die Zahl der in Berlin für 
den etwaigen ortsstatutarischen Fortbildungsschulzwang in Frage 
kommenden Jünglinge auf 24729 belaufen, wobei allerdings 
eine erhebliche Zahl nur vorübergehend in Berlin beschäftigter 
oder auch zur Zeit unbeschäftigter Personen mitgezählt ist. 

Ein wesentliches Interesse bietet ferner die Zahl der er- 
werbstätigen Schulkinder. Aber die bei der Berufszählung 
ermittelte Zahl von 287 m. und 143 w. giebt nur die im Haupt- 
beruf tätigen und kein Bild von der wirklichen Sachlage. 
Wie häufig die Erwerbsthätigkeit der Schulkinder in Berlin ist, 
kann leider bisher nach der Statistik nicht nachgewiesen werden. 
Nur in der Umgegend, in Charlottenburg und in Rixdorf, in 
Charlottenburg sogar bereits zweimal, haben Ermittelungen statt- 
gefunden. Dabei wurden in Charlotten bürg bei der ersten 
Zählung 12,13, bei der zweiten 11,60 Prozent der Knaben und 
5,59 bez. 5,84 Prozent der Mädchen, in Rixdorf gar 18,36 Prozent 
der Knaben, auf welche sich hier die Zählung beschränkte, als 
erwerbstätig ermittelt.*) Man kann hiernach annehmen, dass in 
Berlin mindestens 10,000 schulpflichtige Knaben und 5000 Mäd- 
chen nebenbei erwerbstätig sind. Diese Thätigkeit besteht vor- 
wiegend in Zeitung- und in Semmelaustragen, bei den Knaben 
kommt noch der Erwerb als Kegeljungen hinzu, sowie als Lauf- 
burschen, bei den Mädchen die Verrichtung häuslicher Dienste. 

Nun würde eine beschränkte Erwerbsthätigkeit der Schul- 
kinder nicht nur nicht unbedenklich, sondern innerhalb gewisser 
Grenzen ausgeübt, sogar sehr zu empfehlen sein. Wenn ein 

*) Vgl. K. Agahd: Der Umfang der gewerblichen Kinderarbeit in 
Deutschland in „Soziale Praxis" vom 22. Juli 1897. 

Hirschberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. 2 
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Notwendigkeit der Beschränkung der Kinderarbeit. 



Mädchen am Nachmittag sich in die Hauswirtschaft einführen 
lässt, ein Knabe um diese Zeit durch Botengänge Geschicklich- 
keit und Findigkeit erwirbt, und die Kinder daneben zu 
ihrem Teil eine kleine Beisteuer zum Haushalt leisten, so ist 
die Zeit nützlicher angewendet, als wenn sie meist ohne Auf- 
sicht auf den Strassen herumspielcn oder zu Hause ohne be- 
stimmte Thätigkeit in Abwesenheit der auswärts beschäftigten 
Eltern die Zeit verbringen. 

Leider aber hat die Erwerb sthätigkeit der Schulkinder die 
erlaubten Grenzen längst weit überschritten. Wer namentlich 
an einem dunklen Wintermorgen, um 5 Uhr und früher die 
kleinen Knaben und Mädchen mit Frühstück und Zeitungen 
durch die kalten Strassen eilen sieht, kann sich kaum vor- 
stellen, dass diese Kinder ein paar Stunden später noch im 
stände sein sollen, dem Unterricht zu folgen. Und ebenso 
wenig wird man es mit den Zwecken der Schule und den An- 
forderungen der Sittlichkeit vereinbar finden, dass Knaben 
bis spät in die Nacht hinein mit Kegelaufsetzen beschäftigt 
werden. Bis zum Alter von fünf Jahren reicht diese Thätig- 
keit zurück. Es ist nur zu hoffen, dass ihr sobald wie mög- 
lich von der zuständigen Behörde ein Riegel vorgeschoben werde, 
wie dies z. B. unlängst in Hamburg geschehen ist. 

Zu den Konfessionsverhältnissen übergehend, finden 
wir insofern ein von der Allgemeinheit abweichendes Resultat, 
als die Katholiken stark überwiegen, die Juden mehr zurück- 
treten, als man nach der Zusammensetzung der ganzen Be- 
völkerung anzunehmen berechtigt ist. 



Ueberhaupt darunter Proz.d.Bev. 

katholisch jüdisch kath. jüd. 



Dienstboten im Hauehalt . j™" F) J 
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Wechselnde Lohnarbeiter . |™* jg 
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Beim männlichen Geschlecht gehörten 11,1 Prozent der 
arbeitenden Klasse zur katholischen, 2,3 Prozent zur jüdischen 
Konfession, beim weiblichen Geschlecht 9,9 bez. 2,0, während 
die Anteile bei der übrigen Bevölkerung sich auf 8,6 bez. 7,2 
beim männlichen und 7,4 bez. 5,3 beim weiblichen Teil der 
Bevölkerung beliefen. Namentlich unter den Dienstboten sind 
die katholischen stark vertreten, was mit den Zuzügen aus 
Gegenden mit katholischer Bevölkerung zusammenhängt. 

Die Zuzüge und Fortzüge, die örtliche Bewegung ge- 
staltet sich in den arbeitenden Klassen Berlins ausserordentlich leb- 
haft. Im Jahre 1895 betrug der Zu- und Fortzug von Gehülfen, 
Gesellen, Arbeitern, Dienstboten in runden Zahlen: 

Zuzug Fortzug 

beim männlichen Geschlecht 74 000 04 000 

„ weiblichen „ 53 000 43 000 

Der Ueberschuss, welcher durch Zuzug nach Berlin kam, 
belief sich bei jedem Geschlecht auf etwa 10 000. Dabei waren 
die arbeitenden Klassen unter der Bewegung der Selbstthätigen 
überhaupt mit über 70 Prozent vertreten. 

Fasst man nur die Bewegung der Dienstmädchen ins Auge, 
so zogen etwa 44000 nach Berlin zu und 38000 von Berlin 
fort, sodass hier allein der Zuzugsüberschuss sich auf 6000 
belaufen haben dürfte. Muss man allerdings auch einen er- 
heblichen Teil auf die Vororte rechnen, also auf Gebiete der- 
selben wirtschaftlichen Gemeinschaft, so bleibt diese Bewegung 
doch eine ausserordentlich grosse. 

Ueber die Gründe des starken Zuzugs nach Berlin und 
in die Grossstädte überhaupt, dessen Kehrseite ja die starke 
Fortzugsziffer und damit die gewaltige Bewegung überhaupt ist, 
hat man viele Erörterungen angestellt. Es ist ein Unrecht, 
die Gründe nur in Vergnügungssucht und Leichtsinn zu suchen. 
Die erhöhte Möglichkeit billigeren und besseren Reisens, dio 
erweiterte Freizügigkeit haben den jedem aufgeweckten Menschen 
innewohnenden Drang nach Selbständigkeit entfaltet. Es ist 
dies keineswegs nur bei den arbeitenden Klassen der Fall. 
Die Wanderlust ist in den höheren Kreisen mindestens ebenso 

2* 



Digitized by Google 



20 



Nachteile des starken Zuzug«. 



stark vertreten. Kein Wunder aber ist es, dass der Zug nach 
den grossen Städten geht, den Centren der Bildung, der neuen 
Einrichtungen, des .Verkehrs, von wo aus andere Wege, gesell- 
schaftliche und wirtschaftliche Verbindungen zu neuen Kennt- 
nissen und Möglichkeiten des Erwerbs und Fortkommens führen ! 

Aber wer wollte es leugnen, dass mit diesem ungestümen 
Blutandrang in die Köpfe der Provinzen und der Lander auch 
gewisse Gefahren und Nachteile verbunden sind! Es ist be- 
kannt genug, wie die Klage in den östlichen Provinzen über 
mangelnde Landarbeiter, in den kleinen Städten über Mangel 
an Dienstboten nicht aufhört, und wie die grossen Städte 
andererseits sich des Zustroms der Arbeiter oft zu erwehren 
suchen müssen. Auch Berlin hatte, namentlich im Winter 1891, 
schwer darunter zu leiden, und es ist nicht ohne Erfolg versucht 
worden, durch Warnungen, die ausserhalb an den Bahnhöfen 
aushingen, stärkere Zuzüge zu verhindern. 

Dazu kommt, dass die Qualität der Zuzüge nicht immer 
die beste ist. Schon in den 40er Jahren klagt Sass über den 
niederen Kulturstand der zuziehenden schlesischen Arbeiter. 
Trifft dies heute auch nicht mehr in diesem Masse zu, so steht 
doch fest, dass die aus kleinen Städten und Dörfern — be- 
sonders polnischer Distrikte — zuziehenden Arbeiter bei weitem 
nicht auf der Bildungsstufe stehen, wie sie die Berliner Gemeinde- 
schulen ihren Zöglingen geben. Im ganzen dürfte die qualitative 
Betrachtung des Arbeiter -Zu- und Fortzuges für Berlin ein 
Bildungsdefizit ergeben. 

Für die interessante Frage der Herkunft der Arbeiter- 
Zuzüge und der Richtung ihrer Fortztige ist das Quittungskarten- 
Material der Berliner Invaliditäts- und Alters- Versicherungsanstalt 
in dem Verwaltungsbericht dieser Behörde für 1895 einer Be- 
arbeitung unterzogen worden. Dieselbe zeigte, dass, wenn man 
von der Provinz Brandenburg — welche schon infolge der 
Berliner Vororte an der Bevölkerungsbewegung stets am meisten 
beteiligt ist — absieht-, die meisten Zuzüge von Arbeitern aus 
Schlesien stammten, etwa der zehnte Teil aller. Es folgen 
Sachsen und Pommern mit je 6,2 und Ostpreussen sowie Posen 
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mit je 5 Prozent. Bei der Richtung der Fortzüge sind 
Schlesien, Pommern, Sachsen mit je Prozent zumeist ver- 
treten. Unter dem ostpreussischen und pommerschen Zuzug 
überwiegen die landwirtschaftlichen Arbeiter, wie auch unter 
den landwirtschaftlichen Arbeitern die meisten aus diesen beiden 
Provinzen zureisen. 

Beim weiblichen Geschlecht ist der Zuzug aus Schlesien 
am stärksten mit 13,9 Prozent des gesamten, dann folgt 
Pommern mit 9,1, Posen, Ostpreussen, und auch der Fortzug 
nach diesen Provinzen ist besonders stark. Von den Dienst- 
mädchen zogen am meisten, 14,6 aus Schlesien, 9,9 aus 
Pommern, 7,8 aus Ostpreussen, 7,5 Prozent aus Posen zu. 

Der Zuzug der Arbeiter und Dienstboten schien nur in 
39 Prozent der Fälle beim männlichen, in 56 Prozent beim 
weiblichen Geschlecht ein direkter zu sein, in 44 bez. 38 Prozent 
der Fälle ging er über Orte der Provinz Brandenburg, in den 
übrigen 17 bez. 6 Prozent über andere Orte. Bei den Fortzügen 
dagegen scheint das Ziel von vornherein bestimmter gewesen 
zu sein, da ein höherer Prozentsatz direkt nach der auf der 
Quittungskarte bezeichneten Provinz (Versicherungsanstalt) ging. 
Das Umherziehen innerhalb der Provinzen ist dabei allerdings 
aus der Quittungskarte nicht ersichtlich. 

Sieht man sich die Herkunft der Zuzüge näher an, so 
giebt dies noch in einiger Beziehung eine Aufklärung über die 
Ursache; wenigstens wird man die Fortzüge aus den östlichen 
Provinzen durch die niedrige Lohnhöhe motiviert finden. Das 
Sprichwort „bleibe im Lande und nähre dich redlich" hat eben 
die Voraussetzung, dass ein auskömmlicher Lohn eine redliche 
Ernährung im Lande zulässt. Der ortsübliche Tagelohn für 
erwachsene männliche Arbeiter beträgt in Berlin 2,40, für weib- 
liche 1,50 Mark, gegen 1,02 bez. 0,67 im Durchschnitt von 
Schlesien, 1,17 bez. 0,70 in Ostpreussen, 1,26 bez. 0,79 Mark 
in Westpreussen, 1,09 bez. 0,66 Mark in Posen. Dass diese 
Unterschiede durch den teueren Lebensunterhalt der Grossstadt*) 



*) Vgl. Aufsatz des Verfassers über die ortsüblichen Tagelöhne 
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Verheiratung und Konkubinat. 



zum Teil wieder wett gemacht werden, ist meistens eine erst 
später gemachte Erfahrung, zumal bei den meist unverheiratet 
Zuziehenden ohnehin die Frage des Wohnens und der Nahrung 
nicht so schwer wiegt Dies ändert sich mit der Verheiratung. 
Ist nämlich die Zahl der Verheirateten auch unter den Zu- 
ziehenden nicht gross (etwa ein Sechstel der Gesamtzahl), so 
wird doch bei den Arbeitern die Ehe früher geschlossen und 
die Kinderzahl mehrt sich bald.*) Dabei bleibt zwar der Mann 
in seinem Berufe, doch die Frau wird ihrem Erwerb zunächst 
wenigstens in der Regel entzogen. Wenn wir oben einen jähr- 
lichen Zuzugsüberschuss von etwa 6000 Dienstmädchen fest- 
stellen konnten, so unterliegt es keinem Zweifel, dass dies nicht 
etwa den Jahresbedarf darstellt, sondern dass ein nicht geringer 
Teil zwar in andere Berufsarten, ein wohl noch grösserer je- 
doch in die eigentliche Berufsthätigkeit des Weibes als Haus- 
frau übergeht Speziell von den Dienstmädchen heirateten in 
den Jahren 1892 bis 1895 3954, 4125, 3841, 3901 d. i. über 
ein Viertel aller heiratenden Mädchen in Berlin. 

Li sehr zahlreichen Fällen geht der eigentlichen Ehe- 
schliessung das Konkubinat voraus, und der Weg auf das 
Standesamt wird erst angetreten, wenn ein Kind erwartet wird 
oder bereits geboren ist Nach den Beobachtungen des Stati- 
stischen Jahrbuchs für 1895 an der Hand des Materials für 
ein Standesamt wurden überhaupt 10 Prozent aller Kinder mit 
vorehelicher Konzeption geboren, und es ist anzunehmen, dass 
dieser Prozentsatz in den arbeitenden Klassen noch höher ist 

gewöhnlicher Tagearbeiter in Conrads Jahrbüchern für Nationalökonomie 
und Statistik 1803 Bd. VI S. 877. 

*) Direkte Erhebungen über dio Kinderzahl in Arbeiterehen hegen 
für Berlin nicht vor. Jedoch wurde bei der Volkszählung von 1885 (vgl. 
den Volksz.-Bcricht) dio Zahl der im Haushalt lebenden (also nicht etwa 
aller) Kinder ermittelt. Gegenüber dem Durchschnitt von 3,11 pro Ehe, 
zeigten die Arbeiterviertel der Luisenstadt (jenseits des Kanals, östlich), 
des Wedding u. s. w. 3,40 und 3,GG Kinder pro Eho, und während im 
Durchschnitt nur 187 Promille der Ehen über fünf, nur 20 Promille 
über zehn Kinder aufwiesen, betrugen diese Sätze in dem genannten Teile 
der Luisen 6ta dt 210 bezw. 25. auf dem Wedding 252 bezw. 31 Promille. 
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Dass die Zahl der unehelichen Kinder, welche von Arbeiterinnen 
und Dienstmädchen geboren werden, sehr gross ist, kann nicht 
Wunder nehmen. Auf die Dienstmädchen entfällt allein ein 
Drittel der unehelichen Geburten. Aber sehr oft erfolgt die 
Legitimation durch nachfolgende Heirat. Die Begriffe von 
Sitte und Schicklichkeit sind in diesen Kreisen eben andere, 
naturwüchsigere, und das Zusammenpaaren zum Konkubinat, 
zur Heirat und dann leider auch das Auseinandergehen scheint 
sich in diesen Schichten der Gesellschaft leichter als in anderen 
zu vollziehen. 

Ist die Ehe dann geschlossen, so ist es oft ein hartes 
Schicksal*), welches die mit zahlreicher Familie gesegnete 

*) A 1b Illustration dieses Elends mag folgende Mitteilung der Presse 
über eine Gerichtsverhandlung Anfang 1897 dienen: Auf der Anklage- 
bank vor der zweiten Strafkammer des Landgerichts I befand sich die 
ZünmermanDsehefrau K. D. , die durch Fahrlässigkeit den Tod 
ihres Kindes verschuldet haben sollte. Sie entrollte folgendes trübe 
Bild aus dem Arbeiterlebeu. Sie sei Mutter von sechs lebenden Kindern, 
von denen das älteste 10 Jahre alt sei. Mit ihrem Ehemann und dessen 
Vater hatten sich neun Personen in die aus Stube und Küche bestehende 
Wohnung zu teilen. Die beiden Männer mussten schwer arbeiten, nach 
genossenem Abendbrot pflegten sie sich zur Ruhe zu legen. Aber auch 
sie sei von früh bis spät mit Arbeit überhäuft, wenn sie ihre Wohnung 
und ihre sechs Kinder in Ordnung halten wolle. Am Morgen dos 17. Januar 
sei sie wio gewöhnlich um drei Uhr aufgestanden, die beiden Männer 
mussten früh zur Arbeit und vorher Kaffee trinken. Sie habe in der 
Küche Wasser warm gemacht und einen Eimer lauwarmen Wassers in 
die Stube getragen, da sie ihr acht Wochen altes Kind baden wollte. 
Sie stellte den Eimer neben sich und setzte sich auf die Bettkante, um 
dem Kinde vorher Nahrung zu geben. Ob sie nun hierbei einen Ohn- 
machtsanfall gehabt, oder ob sie vor Uebermüdung eingeschlafen sei, wisse 
sie nicht. Plötzlich sei sie aufgeschreckt, sie vermisste das Kind, das an 
ihrer Brust gelegen. Zu ihrem Entsetzen erblickte sie den kleinen Körper, 
mit dem Kopfe nach unten im Eimer liegend. Das Kind war dem kraft- 
losen Arme entglitten und in den Eimer gefallen. Es war bewusstlos, 
als die Mutter es emporzog und zu ihrem Manne ins Bett legte, den sie 
erst wecken musste. Dann eilte sie zum nächstwohnenden Arzt — er 
lehnte es ab zu kommen. Ein zweiter Arzt folgte ihrem Ruf, jedoch 
waren die von ihm angestellten Wiederbelebungsversuche erfolglos. Der 
Sachverständige begutachtete im Termin, dass das Kind den Erstickungs- 
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Arbeiterehe trifft. Die Erwerbsthätigkeit der Frau ist beschränkt 
oder ausgeschlossen, der Verdienst des Mannes darum nicht 
höher. Man hilft sich durch Aufnahme von Schlafleuten in 
die Wohnung, um wenigstens die Miete einzubringen, leidet 
darunter in gesundheitlicher und sozialer Hinsicht; mildthätige 
Menschen helfen nicht selten aus. Werden die Kinder älter, 
so verdienen sie wohl auch schon etwas und unterstützen, bis 
sie selbst heiraten oder aus dem Hause gehen, ihre Eltern. 

Aber unglücklich wird das Los der Familie, wenn Arbeits- 
losigkeit oder sonstige Erwerbsunfähigkeit über den Ernährer 
hereinbricht. 

Nur zu oft trennen sich die Eheleute wieder, und nicht 
selten hört mit der örtlichen Trennung auch die Fürsorge des 
Ehemannes für seine Familie selbst dann auf, wenn er ge- 
legentlich lohnenden Erwerb gefunden hat. Bei der Zählung 
von 1885 hatten sich nicht weniger als 6457 Frauen auf den 
Zählkarten auf eine bezügliche Frage hin als eheverlassen be- 
zeichnet. Diese Zahl wird jetzt sicherlich 8000 überschritten 
haben, und hierunter werden weit die Arbeiterfrauen überwiegen. 

Wenn bei der Berufszählung von 1895 fast 12000 ver- 
heiratete Arbeiterinnen gezählt wurden, welche einen Hauptberuf 
ausübten, so sind hier die eheverlassenen jedenfalls mit ent- 
halten. Der Best von 4000 freilich giebt die Zahl der er- 
werbstätigen Arbeiterfrauen wohl kaum vollständig an, indem 
sich die grosse Zahl derer, die nur gelegentlich aber in der 
Regel berufsthätig sind, nicht eingetragen haben wird. Hierbei 
kommt die Thätigkeit als Waschfrau, Aufwartefrau, Reinmache- 
frau in Betracht, welche jede Arbeiterfrau nach Möglichkeit 
wahrnimmt, nicht selten unter Vernachlässigung der eigenen Ge- 
sundheit und der Fürsorge für die Kinder. 

tml erlitten habe. Der Staatsanwalt hielt eine Fahrlässigkeit vorliegend, 
für die er das zulässig niedrigste Strafmass — einen Tag Gefängnis — 
beantragte. Der Gerichtshof sprach die Angeklagte frei. Der Vor- 
sitzende führte aus, dass man es nicht als eino Fahrlässigkeit bezeichnen 
könne, wenn eine dermassen mit Arbeit überbürdete Frau wie die An- 
geklagte sieh unter den vorliegenden Umständen vom Schlafe über- 
wältigen Hess. 
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2. Die Wohnungsverhältnisse. 

Die Wohnungsverhältnisse der ärmeren Klassen in Berlin 
sind von jeher ein Gegenstand der Sorge gewesen. Bis in das 
vorige Jahrhundert hinein reichen die Klagen, und schon 
Formey sagt in seiner medizinischen Topographie (vgl. Formey, 
„Versuch einer medizinischen Topographie" 1796 S. 96 und 
Nathan „Wohnungsfrage" 1890), dass die elenden Wohnungen 
des gemeinen Mannes viel zu den Krankheiten dieser arbeit- 
samen Klasse beitrügen. Der Arme finde kaum ein Obdach, 
er beschränke sich auf ein Zimmer, in dem er zugleich sein 
Handwerk treibe. Im Winter schliesse er die frische Luft 
sorgfältig ab, um Heizung zu sparen, und in dieser verdorbenen 
Luft wüchsen die Kinder auf, welche schief, krumm und auf 
alle Art verwachsen wären. Aber auch die Grösse der Häuser 
wird von Formey (S. 9) und vorher von Nicolai (Berlin, 3. Aufl. 
1786 I S. 238) schon erwähnt; sehr viele Häuser hätten an- 
sehnliche Seiten- und Hintergebäude, in welchen allein zuweilen 
zwölf bis sechzehn Familien wohnten. 

Es ist nicht anzunehmen, dass sich mit Beginn dieses 
Jahrhunderts die Wohnverhältnisse wesentlich gebessert haben 
werden. 

Denn Wollheim klagt in seiner 1841 erschienen Topo- 
graphie von Berlin noch über die Wohnungsverhältnisse. Aller- 
dings gedenkt er des Vorhandenseins einer Menge von Gärten 
in der Friedrichstadt, Friedrich- Wilhelmstadt und den ehe- 
maligen Vorstädten, welche heute ja auf ein Minimum be- 
schränkt sind; auch seien die Höfe in den neuen Stadtteilen 
geräumig, sodass die Hinterwohnungen Licht und Luft hätten, 
geeignete Tummelplätze für die Kinder, Vorzüge, welche heute 
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ebenfalls nicht mehr zutreffen; aber es gäbe eine grosse Zahl 
von Wohnungen, im Sommer schwül, im Winter kalt und nass, 
„wahre Herbergen von Katarrhen und Rheumatismen", und 
noch schlimmer seien die Kellerwohnungen. Hier würde nicht 
nur ein Handel mit Viktualien und Zigarren betrieben, son- 
dern diese Keller dienten auch zugleich als Wohnungen. Ihnen 
fehlte genügende Luft und Beleuchtung, und sie seien nass und 
ungesund. 

Es ist ja bekannt, dass die Dachwohnungen nahezu ver- 
schwunden sind, dass dagegen die Kellerwohnungen sich bis 
heute — wenn auch in viel besseren sanitären Zuständen — 
erhalten haben. 

Elend sind dann die Zustände, welche Friedrich Sass 1846 
schildert (Berlin und seine neueste Ent Wickelung , 1846). In 
fünf Spekulationshäusern vor dem Hamburger Thore wohnten 
damals 1600 bis 1800 Personen. Die Häuser seien für 
80 000 Thaler erbaut worden, 200000 Thaler wurden gefor- 
dert. Man zahle für eine Stube in diesen Häusern, welche 
häufig von mehr als einer Familie bewohnt werde, 24 Thaler, 
wenn noch ein finsteres Loch zum Kochen dabei sei, 36 Thaler. 
Das Kapital verzinse sich mit 12 Prozent. Die Obdachlosig- 
keit sei gross, die Schlafstellenwirtschaft ausgedehnt und not- 
wendig. „In diesen Schlafstellen, auf armseligen Lagerstätten, 
bringt die grosse Menschcnklasse , welche vom frühen Morgen 
bis an den späten Abend zur Arbeit gezwungen ist, ohne zum 
Genüsse des Lebens kommen zu können, ihre Nächte zu. In 
diese engen Löcher, hoch unter dem Dache, unter den Treppen- 
vorsprüngen, kehrt unser Arbeiterstand des Abends ein mit 
allen seinen Hoffnungen und Schmerzen, mit allen seinen 
Wünschen und seinem Elend." Grosse Hausbesitzer richteten 
die oberen Stockwerke zum Schlafstellen vermieten ein. Die 
Schlafstellenwirtschaft ruiniere die unverheiratete Arbeiterschaft, 
führe sie immer wieder in Kneipen. Aber auch der verheiratete 
Arbeiter wohne schlecht. Die Mietkontrakte seien rigoros. 
Die Not und das Elend in den überfüllten Wohnungen seien 
entsetzlich. 
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Ueber die Zustünde im Jahre 1850 liegen die Mitteilungen 
des Zentralvereins für das Wohl der arbeitenden Klassen (N. F. 
Bd. V), namentlich über Kellerwohnungen in Berlin und die 
nachteiligen Einflüsse derselben auf die Gesundheit der Be- 
wohner vor. Danach bestanden in Berlin etwa 8000 Keller- 
wohnungen. Sie lagen 4 bis 6, nicht selten aber 12 bis 18 Stufen 
unter der Erde. Boden und Wände waren fast ausnahmslos 
feucht, die Fenster, welche auf die Strasse oder auf den Hof 
führten, selten mehr wie 2 Fuss hoch und l / 2 Fuss über dem 
Erdboden, erreichten denselben mitunter nicht einmal. Bei 
hohem Schnee soll wohl die Hälfte der Fenster völlig ver- 
schneit gewesen sein, und die Bewohner gleich den Lappländern 
einen Teil des Winters in Nacht zugebracht haben. Die Rinn- 
steine führten nahe dem Fenster vorbei und ihre Ausdünstungen 
drangen in die Keller. Dazu kam der ungesunde Untergrund, 
Moor- und Torflager; in der Karlstrasse neben der Panke und 
in der Kochstrasse wurde ein Ausströmen brennbaren Gases aus 
Luftlöchern beobachtet, ein Phänomen, welches damals unter 
dem Namen eines feuerspeienden Brunnens viel Aufsehen ge- 
macht haben soll. Auf dem bezeichneten Grundstück in der 
Karlstrasse seien bei mehreren Cholera-Epidemien ganze Familien 
ausgestorben. Wesentlich infolge der Bodenbesehaffenheit spiele 
das Grundwasser eine grosse Rolle. Im Frühjahr, wenn der 
Wasserstand der Spree stieg, füllten sich die Keller mit Wasser. 
Aber auch, wenn die Spree wieder gefallen war, führte der Boden 
den Kellern weitere Quantitäten von Feuchtigkeit zu. Im Februar 
und März 1850 veranstaltete das Polizei-Präsidium eine Er- 
mittelung, um die Höhe der Fussböden der Keller über dem Spree- 
spiegel nachzuweisen und in allen denjenigen Kellerwohnungen, 
in denen während dieser Zeit das blanke Wasser gestanden, 
Messungen vorzunehmen. Diese bezogen sich auf 179 Häuser 
mit 588 Kellerräumen, in denen 738 Personen wohnten. Das 
Wasser stand l / 2 Zoll bis 3 Fuss hoch. Bei alledem wurde 
schlecht gebaut, und die Wohnungen wurden zu früh bezogen. 

Die Bauordnung vom Jahre 1853 — welche, obwohl mehr 
im feuer- als sanitätspolizeilichen Interesse geschaffen (vgl. 
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Polizei-Verwaltungsbericht 1871/80), doch erst im Jahre 1887 
durch eine neue abgelöst wurde — suchte diesen und ähnlichen 
Uebelständen abzuhelfen, Damentlich sollten Kellerwohnungen 
nur dann eingerichtet werden, wenn der Fussboden mindestens 
1 Fuss über dem höchsten Wasserstande, die Decke mindestens 
3, die Fusswand 2 Fuss über dem Strassenniveau lag. 

Aber die Wohnverhältnisse gaben zu neuen Klagen 
Anlass, der Mietwert stieg. Der damalige Stadtrat Duncker 
machte auf den Mangel an Wohnungen aufmerksam zu einem 
Mietpreise, wie ihn früher der kleine Handwerker und Arbeiter 
gezahlt hatte, und auf die Notwendigkeit einer Statistik (vgl. 
Bruch im Statist, Jahrb. von 1871 über Wohnungsnot). 

Diese Statistik wurde bei den Volkszählungen vom 3. Dez. 
1861 und 1864 aufgenommen. Dr. S. Neumann hob in den von 
ihm bearbeiteten Volkszählungsberichten die wesentlicheren Mo- 
mente hervor : die Ueberfüllung der Wohnungen und das Schlaf- 
stellenwesen. In beiden Berichten zeigte Neumann, dass die 
unbequemste und engste Wohnungsklasse, namentlich diejenige 
mit nur einem oder gar keinem heizbaren Zimmer, etwa die 
Hälfte der Bevölkerung beherbergte. Im Jahre 1861 wurden 
14 261 Wohnungen mit nur einem heizbaren Zimmer gezählt, 
in welchem 6 bis zu 20 Einwohner lebten, und schon damals 
waren 43 316, 1864: 46 808 (39 782 Männer und 7026 Frauen) 
in Schlafstellen untergebracht 

Die Schwabeschen Berichte über die Zählungen vom Dezember 
1867 und vom Dezember 1871 enthielten dann noch weit ausführ- 
licheres Material für die Beurteilung der Arbeiterwohnungen. 
Im Jahre 1S67 waren 15 574 Wohnungen von einem oder 
keinem heizbaren Zimmer von 6 bis 20 Menschen bewohnt; diese 
Zahl stieg bis 1871 auf 30 519. Die Wohnungsnot nahm so 
zu, dass im Jahre 1872 ein Teil der Bevölkerung in Baracken 
untergebracht werden musste, und dass am 26. Juli 1872 der 
Magistrat der Stadtverordnetenversammlung eine Vorlage machte, 
wonach das der Stadt gehörige hinter Treptow belegene Terrain 
von über 1000 Morgen für Baustellen unter der Bedingung 
sofortiger Bebauung auf etwa 30 Jahre verpachtet werden 
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sollte. Die Bahnverwaltungen wollten Haltestellen anlegen, 
und es hätte sich eine ziemlich bequeme Wohngelegenheit für 
etwa 50 000 Menschen schaffen lassen. Am 16. Oktober lehnte 
die Stadtverordnetenversammlung indessen diese Vorschläge ab. 

Inzwischen hatte die Verschlechterung des Wohnens weitere 
Fortschritte gemacht Die Kellerwohnungen im Jahre 1861, 
nur 9,2 Prozent aller Wohnungen, waren nach dem Böckhschen 
Volkszählungsberichte von 1875 bereits auf 10,2 Prozent ge- 
stiegen, ein ebenso hoher Anteil der Bevölkerung (95 908 Menschen) 
wohnte hier und 46,3 Prozent der Bevölkerung war in Woh- 
nungen mit einem oder keinem heizbaren Zimmer untergebracht. 
161 752 Menschen (17,2 Prozent der Gesamtheit gegen 16,5 
im Jahre 1867) hielt sich in Wohnungen von nur einem heiz- 
baren Zimmer mit 6 bis 20 oder von zwei heizbaren Zimmern 
mit 10 bis 20 Bewohnern auf, und 8,4 Prozent waren nur in 
Schlafstelle. Böckh schliesst den damaligen Bericht mit den 
Worten: „Ein Ehepaar mit einer Verwandten, einem Pflege- 
kind, einem Schlafburschen und drei Schlaf mädchen in einem 
Zimmer, ein Ehepaar mit Sohn und Tochter, einer Verwandten, 
einer Einmieterin und drei Schlafburschen in einem Zimmer, 
— das sind die Wohnverhältnisse, welche den ärmeren Stadt- 
teilen Berlins eigentümlich sind, und welche deshalb, weil diese 
Anhäufung sich grösstenteils auf die Nacht beschränkt, keines- 
wegs minder bedenklich und bedauerlich erscheinen . . . ." 

Wenn nun auch die Zustände des Jahres 1875 als Höhe- 
punkt der ungünstigen Wohnverhältnisse bezeichnet weiden 
können, und seitdem thatsächlich eine Besserung eingetreten ist, 
so blieben die Zustände, wie die Berichte über die Bevölkerungs- 
und Wohnungsaufnahmen von 1885 und 1890 zeigten, doch 
noch immer ungünstig genug. 

Die Zusammendrängung der Bevölkerung in Grundstücke 
hatte sogar noch zugenommen. Während im Jahre 1861 nur 48 
Einwohner auf ein Hausgrundstück kamen, wurden 1871 schon 
57, 1890 73 gezählt. In 28 346 Wohnungen (7,7 Prozent 
aller) mit 194274 Bewohnern (12,6 Prozent der Bevölkerung) 
kamen mehr als vier Personen auf das heizbare Zimmer, und 
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13 735 Einwohner hielten sich in Wohnungen von nur einem 
Wohnräume (aus einem heizbaren Zimmer ohne Küche, einem 
unheizbaren Zimmer ohne oder nur aus einer Küche bestehend) 
auf, in welchem fünf und mehr Personen lebten. 

Gleichzeitig aber war die Wohnungsmiete in folgender 
Weise gestiegen. 

Durchschnittlicher 3lietwert in Mark 

Zählungen vom 1. Dezember 1880 1885 1890 

für das Zimmer 221 235 248 

„ jeden Wohnraum 149 150 175 

auf den Bewohner 119 122 127 

der Wohnungen mit 1 heizb. Zimmer überhaupt 191 197 229 

„ 1 „ „ Wedding 133 143 189 

Hiernach ist der Aufwand für Miete nicht nur im all- 
gemeinen, sondern auch in den Arbeitervierteln gestiegen, sodass 
auch unter diesem Gesichtspunkte das Jahr 1890 noch keines- 
wegs günstig steht. 

Für die dann folgenden Jahre, namentlich für die Zählung 
vom 2. Dezember 1895 liegt einstweilen nur vereinzeltes Ma- 
terial vor. Nach diesem haben sich inzwischen die Wohnverhält- 
nisse unter dem Einfluss einer zweckmässigen Bauordnung und 
der Abnahme der Zuzüge, welche in dem grössten Teile der 
Stadt sogar einen Bevölkerungsrückgang herbeigeführt hat, nicht 
unwesentlich verbessert. Die Behausungsziffer ist von 1890 zu 
1895 von 73 auf 72 Personen pro Grundstück, die Zahl der 
Bewohner einer Wohnimg von 4,17 auf 3,97, die Zahl der 
Wohnungen mit nur einem Raum von 2,25 auf 1,96 Prozent, 
derer mit Schlafleuten und Einmietern von 8,8 auf 7,7 Prozent 
und vor allem die Zahl der Schlafleute selbst von 95365 auf 
78901 zurückgegangen (vgl. Statistisches Jahrbuch d. Stadt 
f. 1894). 

Ueberblickt man nun die gesamte Statistik der Wohn- 
verhaltnisse der ärmeren Klassen, so springt nach wie vor als 
wesentliches Uebel die Ueberfüllung der Wohnungen ins Auge. 
Diese hat dann in weiterer Folge den hohen Mietpreis und 
dieser das Schlafstellen wesen herbeigeführt. 
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Die Vermehrung der Einwohnerschaft ging eben immer mehr 
nicht neben- sondern über einander vor sich, und das kasernen- 
mässige Unterbringen der Bevölkerung wurde Regel. 

Weniger wurde über die Einrichtung und die Ausstattung 
der Wohnungen geklagt. Zumeist mögen infolge der engen 
Höfe die Licht- und Luftverhältnisse, infolge der gemeinsamen 
Benutzung von Closets und des engen Zusammenwohnens die 
hygienischen Verhältnisse häufig schlecht sein. Aber im 
ganzen entspricht die Bauart der Häuser selbst strengeren An- 
forderungen. 

Der Fremde, welcher die hinsichtlich der Wohnungen 
schlimmsten Arbeiterviertel der östlichen Louisenstadt, wo 1890 
im Durchschnitt 127 Einwohner auf ein Haus kamen (gegen 
95 im Jahre 1880), diesen verhältnismässig neuen Stadtteil, 
durchwandert, lobt die Breite der Strasse, das Aussehen der 
Häuser. Wenn er freilich auf den ersten oder zweiten Hof 
dieser Mietskasernen tritt, schränkt er sein Lob alsbald ein, 
und wenn er die schlechte Luft auf den Treppen atmet, so 
bedauert er die Bevölkerung, welche in solcher Enge bei 
einander wohnt. Aber er findet die Häuser kanalisiert, mit 
Wasserleitung versehen, gegen Feuersgefahr geschützt und fest 
gebaut. 

Geht man nun von den allgemeinen Wohnverhältnissen 
auf den eigentlichen Gegenstand unserer Untersuchungen, speziell 
auf die Arbeiter Wohnungen statistisch ein, so ist es zwar nur 
weniges aber bezeichnendes Material, welches in dieser Hinsicht 
vorliegt. 

Zunächst war es Schwabe*), welcher bei den .Zählungen vom 
Dezember 1867 und 1871 feststellen Hess, ob die Arbeitnehmer 
der verschiedenen Gewerbearten beim Arbeitgeber, in eigener 
Wohnung, bei Angehörigen, als Chambregarnisten oder Schlaf- 
leute wohnten. Diese Untersuchungen ergaben für die wesent- 
lichsten Berufsarten die aus der nachstehenden Tabelle ersicht- 
lichen Verschiedenheiten. 



*) Vgl. Volkszählungsberichte von Schwabe für 1867 und 1871. 
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Verschiedenheit des Wehnens je nach dem Gewerbe. 



Von 1000 Arbeitnehmern der nebenstehenden 
lierufaarten wohnten 
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*') 
21,3 


0,1 


5.0 


1 o o 
18,<2 


Ol l\ 

21,9 




08,5 


67,7 


13,0 


10,4 


0,4 


7,5 


1,3 


1,0 


10,2 


13,4 




09,0 


«7,2 


9,0 


7,0 


12,4 


13,7 


1,4 


1,0 


7,0 


10,5 




73,7 


07,0 


14,0 


20,1 


3,8 


3,5 


2,0 


2,8 


5,8 


0,0 


Tabakarbeiter (in. u. w.) . 


3,5 


1,2 


35,5 


30,9 


25,8 


27,9 


4,4 


2,5 


30,8 


31,5 




12,0 


7,1 


27,1 


33,2 


9,4 


9,0 


5,1 


3,1 


46,4 


47,0 


Schneiderinnen 


' 0,7 


0,0 


25,7 


24,4 


30,5 


47,4 


13,8 


0,5 


23,3 


21.1 


Schuhmacher 


20,7 14,0 


99 0 


20,7 


12,3 


12,4 


2,7 


1,3 


42,3 


45,0 


Putzmacherinnen .... 


1,7 


1,0 


17,2 


11,9 


01,5 


08,5 


10,2 


7,1 


9,4 


10,9 


Wäscherinnen 


0,0 


1,3 


05,7 


54,1 


12,8 


. \ 
20,2 


0,7 


4,3 


13,9 


20,1 






1,8 


48,0 


35,8 


9,9 


7,8 


2,2 


1,3 


30,8 


53,3 


Zimmerer 


3,3 


2,1 


54,0 


42,1 


11,2 


9,5 


2,6 


1,0 


28,9 


44,7 


Tischler 


12,9 


7,3 


38,0 


34,1 


17,2 


19,8 


2,8 


1,8 


28,5 


37,0 


Buchdrucker 


2,0 


0,4 


3., 2 






oo,0 


11,1 


-"7 i * 


i r. i 
lü,4 


1 ii 1 
10,1 




9,2 


0,0 


13,4 


17,9 


35,1 


33,4 


15,0 


12,1 


20,7 


30,0 


Buchbinder etc. (in. u. w.) 


8,2 


5,5 


19,0 


21,8 


32,9 


31,9 


£* 

t,U 


4,1 


32,3 


30,7 


Arb. in ehem. Fabr. (m. u. w.) 




2,6 


47,4 


41,4 


28,9 


20,0 


11,3 


11,7 


12,4 


18,3 


Bürstenbinder etc. . . . 


19,3 


9,7 


20,4 


20,3 


22,1 


21,9 


5,0 


3,1 


33,2 


39,0 


Arbeiter ohne näh. Angabe 


1,5 


0,0 


50,8 


40,0 


12,0 


10,7 


1,8 


0,9 


33,3 


35,2 


Arbeiterin, ohne näh. Ang. 


0,4 


0,4 


35,8 


29,0 


35,4 


43,7 


7,4 


1,8 


21,0 


25,1 


Gaßtwirtgehülfen (m. u. w.) 


32,3 


31,3 


28,0 


20,1 


7,4 


9 5 


0,2 


9,1 


20,1 


30,0 


Persönl.Dienstleistungen in. 


37,0 


34,2 


41,3 


42,5 


5,5 


7,5 


1,4 


1,1 


14,2 


14,7 






93,5 


2,2 


2,8 


1,3 


1,4 


0,7 


0,3 


1,8 


1 2,0 



Wenn diese Zahlen auch älteren Erhebungen angehören, so 
zeigt sich doch die auch für heute wichtige Thatsache, dass die Woh- 
nungsfrage bei den verschiedenen Gewerben einen verschiedenen 
Charakter hat. Nicht nur im Gross- und Kleinbetrieb, beim männ- 
lichen und weiblichen Geschlecht liegen die Verhältnisse ver- 
schieden, sondern es kommen auch die speziellen Anforderungen 
des Gewerbszweiges überhaupt in Frage. Bäcker, Schlächter, 
Brauer wohnen zu zwei Drittel bis drei Viertel der Fälle beim 
Arbeitgeber, auch bei Gastwirtsgehülfen und Schuhmachern 

*) Die Zunahme beruht zum Teil auf einer vollständigeren Ermitte- 
lung der gewerblich arbeitenden Hausfrauen. 
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kommt dies noch häufig vor. Das Wohnen bei den Ange- 
hörigen zeigte sich, abgesehen von den Dienstboten, zumeist 
dort vorherrschend, wo die Hausindustrie in Frage kommt, so 
bei den Putzmacherinnen. Auch Arbeiterinnen überhaupt wohn- 
ten zu mehr als einem Drittel noch im Haushalt der Angehö- 
rigen, ferner Uhrmacher, Tabakarbeiter u. s. w. Das Wohnen 
in eigener Wohnung wird überwiegend dort in Frage gekommen 
sein, wo es sich um Verheiratete handelte. Die höchsten Sätze 
wiesen die Zimmerer, die Maurer, auch die Arbeiter ohne be- 
stimmte Berufsbezeichnung auf, dann die Wäscherinnen, bei 
denen die eigene Wohnung wohl zugleich das gewerbliche 
Lokal darstellt. 

Im übrigen kommt das Wohnen als Chambregarnisten oder 
Schlafleute in Frage. Die erstere höhere Art war bei den 
Uhrmachergehülfen mit 12 bis 16 Prozent aller Arbeitnehmer 
dieser Art am meisten vertreten. Als Schlafleute waren im 
Durchschnitt 18 bis 22 Prozent der Arbeitnehmer untergebracht, 
dagegen bei den Schneidern 46 bis 48 Prozent, bei den 
Maurern 37 bis 53, bei den Schuhmachern 42 bis 45 Prozent. 

Diese letztgenannte Art des Wohnens in Schlafstellen ist 
die bedenklichste, weil sie ein Wohnen in der Mehrzahl der 
Fälle überhaupt nicht, darstellt; es wird nur ein Aufenthalt für 
die Nacht, eine Stelle zum Schlafen geboten. Der Inhaber 
ist, wie Schwabe sich ausdrückt, „nur in der Nacht berechtigt, 
am Tage geduldet". Wer den häufigen Besuch der Arbeiter 
in den Restaurationen niederen Ranges, in den Destillationen 
nur vom Standpunkt der Trunksucht aus betrachtet, vergisst, 
dass dem unverheirateten Arbeiter häufig genug gar keine andere 
Wahl des Aufenthalts bleibt als Schlafstelle oder Restauration. 
Dazu kommt, dass naturgemäss die Schlafstellen nicht ver- 
einzelt im Haushalt anderer vorkommen, sondern dass dieselbe 
Wohnung deren in der Regel mehrere aufweist. 

Nach der Zählung von 1890 hatten 56,2 Prozent der 
Haushaltungen eine Schlafstelle, 29,5 deren zwei, 10,5 deren 
drei, 2,7 deren vier und 1,1 Prozent deren fünf und mehr. Da- 
bei wohnten von den 95 365 Schlafleuten zwei Drittel bei einem 

Höchberg, 8oz. Lage d. arb. Klassen. 3 
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Hohe Miete als Ursache des Schlafstellenwesens. 



Ehepaar und fast drei Viertel in Haushaltungen mit Kindern, 
und ferner 39 Prozent in Wohnungen mit nur einem, 51 in 
Wohnungen mit zwei Zimmern, sodass nur 10 Prozent auf grössere 
Wohnungen entfielen (vgl. Volkszählungsbericht S. 70/71). 

Sehr der Verbreitung des Schlafstellenwesens förderlich 
ist der verhältnismässig billige Mietpreis für dieselben, etwa 
6 bis 9 Mark monatlich, während das eigene möblierte Zimmer 
kaum unter 15 Mark zu haben ist. Der Wunsch des Mieters 
nach einem billigeren Unterkommen begegnet sich hier mit dem 
des Vermieters, einen Teil seiner Wohnungsausgabe wieder 
eingebracht zu sehen, meist ohne Rücksicht darauf, ob die 
Wohnung die Aufnahme von Miteinwohnern zulässt. 

lieber die Grösse der Wohnungen der Arbeiter sind bei 
den Zählungen von 1885 und 1890, über den Mietpreis nur 
1890 Aufnahmen vorgenommen worden. 

Für das Jahr 1885 entnehmen wir den Angaben des 
Volkszählungsberichts folgende Rechnung, welche die Art des 
Wohnens bei den Gesellen, Gehülfen u. s. w., den Arbeitern 
ohne nähere Berufsangabe, den niederen Beamten und Lehrern 
mit einander vergleicht. In 10000 Wohnungen vorstehender 
Berufsklassen verteilten sich nach den Klassen der Zimmer- 
zahl und hatten Bewohner im Durchschnitt: 



Aml.Dezbr.1885 
Wohnungen mit 


Gesell., Gehulf. 


Arbeiter ohne 
nähere Angabe 


Nied. Beamte 


Nied. Lehrer 


Woh- 
nungen 


Dewoh. 

pro 
Wohng. 


Woh- 
nungen 


Bewoh. 

pro 
Wohng. 


Woh- 
nungen 


Bewoh. 

pro 
Wohng. 


Woh- 
nungen 


Bewoh. 

pro 
Wonng. 


0 heizb. Zimmer 

1 « n 

2 „ 

3 n r? 

4 •) n 

5 n n 

0 und mehr 


79 

1 7 170 
2 523 
197 


3,12 
3,98 
4,97 
5,48 
0,33 
7,00 
24,10 


178 
8113 
1 600 
94 
9 
0 
0 


2,70 
3,98 
5,03 
5,50 
6,35 
8,20 
10,08 


10 

2123 
4 218 
2 220 
843 
344 
230 


3,18 

3,82 
4,27 
4,45 
5,01 
5,29 
5,70 


4 

1026 

2 821 

3 596 
1 352 

610 
491 


2,00 
1,95 
3,00 
4,01 
5,07 
5,60 
6,52 


Zusammen 


10 000 


4,28 


10000 4,18 


10 000 


4,34 


10 000 


3,86 
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Die kleine Tabelle giebt ein Bild, wie sich bei den Ar- 
beitern niederen Ranges (denen ohne Berufsangabe) und denen 
höheren Ranges (Gesellen, Gehülfen) die Grösse der Wohnung 
und die Bewohnerzahl im Vergleich mit den niederen Beamten 
und Lehrern verhält. Dabei handelt es sich ebenso wie in 
der folgenden Tabelle nur um Personen mit eigener Wohnung, 
also Haushaltungsvorstände. Während bei den Arbeitern 18 Pro- 
mille, bei den Gesellen u. s. w. 8 Promille Wohnungen ohne 
heizbare Zimmer bewohnten, waren diese Anteile bei den nie- 
deren Beamten und Lehrern nur 2 bez. 4 Promille, und 
während in Wohnungen bis zu einem heizbaren Zimmer 829 Pro- 
mille der Arbeiter, 726 der Gesellen , Gehülfen wohnten, be- 
trugen diese Quoten bei den niederen Beamten und Lehrern 
214 bez. 113 Promille. 

Grössere Wohnungen sind zwar auch bei den Arbeitern 
vertreten, jedoch steigt dann die Bewohnerzahl ausserordentlich; 
es handelt sich hier nur um Ausnahmefälle. 

Betrachtet man nun einzelne Berufsarten genauer, so zeigt 
naturgemäss die wirtschaftlich am tiefsten stehende Klasse der 
Handarbeiter ohne nähere Gewerbsangabe auch die schlechtesten 
Verhältnisse. 

Die Tabelle — aus dem Material der Zählung von 1885 





Geh.,Gc8cll., 


Ii 




Von 






Von 




Berufsarten 


Arbeiter, 
Lehrlinge 


ii 


1000 W 
solche 


ohnungen 
mit heiz- 


1000 Bewohnern 
i in Wohnungen 
mit heizbaren 




Selbst- 


II 


2 a 


baren 


Zimmern 




Zimmern 




tätige 




ii 


0 






Sun'l 


0 






3un<l 




übern. 


Ii 




1 


2 


mehr 


1 


2 


m«hr 


Bachbinder 


2 984 


34 


37 


6 


610 


357 


27 1 


4 


563 


392 


41 


Riemer, Sattler .... 


2 304 


34 


08 


10 


701 


267 


22! 


7 


f. II 


316 


33 




2 407 


28 


88 


10 


675 


288 


27 


8 


621 


334 


37 




12 944 


21 


47 


9 


675 


277 


39 


7 


627 


317 


49 


Hutmacher, Kürschner . 


1772 


37 


33 


6 


701 


272 


21 


3 


663 


309 


25 




8 287 


27 


212 


17 


789 


184 


10, 


15 


737 


235 


i:j 




10 785 


53 


110 


6 


752 


228 


14 1 


4 


710 


268 


18 


Zimmerer , Brunnenmacher 


4 583 


59 


115 


7 


746 


238 


9 


5 


701 


282 


12 




517 


25 


116 


Iii 


775 


194 


15 


12 


739 


221 


28 


Mater, Stuckateure . . . 


4839 


44 


62 


9 


737 


232 


22, 


6 


(591 


271 


32 


Dachdecker, Steinsetzer . 


1 452 


48 


107 


M 


790 


187 


9 


11 


751 


227 


11 




7 529 


33 


20 


2 


532 


410 


56 


2 


485 


III 


72 


Handarbeit, ohne näh. Ang. 


77 043 


58; 


113 


18 


811 


101 


10 


12 


773 


202 


13 



3* 
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Die Arbeiter-Sanitätskommission. 



berechnet — zeigt, dass bei dieser Klasse von 1000 Woh- 
nungen 18 kein und 811 nur ein heizbares Zimmer hatten, 
und dass 785 von 1000 dieser Berufsklasse Angehörigen in 
solchen Wohnungen lebten. Bei der Zählung von 1890 liegen 
für die Handarbeiter auch Mietwertklassen vor. Darnach wohnten 
153 Promille in Wohnungen mit einem Mietwert bis 150, 717 mit 
einem Wert von über 150 bis 300 Mark, 117 von 300 bis 
450 Mark und nur 13 Promille in Wohnungen mit höherer Miete. 

Von den übrigen in der Tabelle angeführten Arbeiter- 
gruppen, von denen 21 bis 59 Prozent — je nach dem An- 
teil der Verheirateten — in eigenen Wohnungen lebten, wiesen 
in der Grösse der Wohnung die Druckereiarbeiter die günstigsten 
Verhältnisse auf. Von den Wohnungen hatten 534 Promille 
bis ein heizbares Zimmer und von den Bewohnern lebten 487 
Promille in solchen Wohnungen. Bei den Schuhmachern da- 
gegen waren die Verhältnisse sehr ungünstig. Auf die Woh- 
nungen mit bis einem heizbaren Zimmer entfielen 806 Pro- 
mille der Wohnungen und 752 Promille der Bewohner. Auch 
fällt hier der grosse Anteil der Kellerwohnungen (212 Pro- 
mille gegen nur 20 bei den Druckereiarbeitern) auf, wie ja 
die Schuhmacherwerkstätten überhaupt häufig im Keller anzu- 
treffen sind, wobei von dein Inhaber zugleich Hausportierdienste 
geleistet werden. 

Hiermit wären die wesentlichen Daten der vorhandenen 
amtlichen Statistik erwähnt worden. Aus ihr schöpfen alle die 
zahlreichen Monographien und Aufsätze, welche über diese 
Frage geschrieben worden sind, u. a. auch die über die Berliner 
Wohnverhältnisse im Auftrage einer „Arbeiter-Sanitätskommission" 
von Adolf Braun herausgegebene Denkschrift (Berlin 1893). 
Diese Kommission war von dem Berliner Stadtverordneten und 
Arzt Dr. Zadek ins Leben gerufen worden und stellte persön- 
lich Ermittelungen über Arbeiterwohnungen in verschiedenen 
Gegenden der Stadt an. Von Interesse ist eine Tabelle, welche 
für 781 Wohnungen nicht den Mietwert der Wohnung oder 
des Zimmers, sondern des Kubikmeters Luftraum feststellt. 

Wir berechnen aus diesen Angaben folgende Zahlen: 
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1 TCiihikmptpr Luftraum 


im Vfirdor- 

1 IIA 1 \J I \A\, A 


im Hiiitßiv 

AUA AAIUK/1 


Von 100 Wohnungen 


kostete 


haus 


haus 


Vorderhaus 


Hinterhaus 


1 bis 2 Mark .... 


17 


50 


3 


21 


über 2 „ 3 „ .... 


400 


178 


74 


75 




102 


<> 


19 


3 


n 4 ?> n • • • • 


15 


4 


3 


1 


„5 „ . . . . 


9 




1 




Wobnungen überhaupt 


543 238 


100 


100 



Demnach war für ein Kubikmeter Luftraum in den Woh- 
nungen in drei Viertel der Fälle 2 bis 3 Mark jährlich an 
Miete zu entrichten, bei dem übrigen Viertel kam in den 
Vorderwohnungen ein Preis von 3 bis 4, in den Hinterwoh- 
nungen von nur 1 bis 2 Mark in Betracht. 

Aber wichtiger noch als die Preise des Kubikmeters Luft- 
raum, ist die in der Denkschrift angestellte Untersuchung über 
die Grösse des in den Arbeiterwohnungen zur Verfügung 
stehenden Luftraumes. Die untersuchten Wohnungen (der 
Sorauerstrasse) ergaben, dass 42,8 Prozent der dortigen Bevöl- 
kerung weniger als 20 Kubikmeter (einschliesslich Möbel, 
Oefen u. s. w.) Luftraum hatten, obwohl das Mindeste, was die 
Hygieniker für Kasernen und Gefängnisse verlangen, 20 bis 
22 Kubikmeter beträgt, nach Abzug der Möbel, Oefen u. s. w., 
aber für wünschenswert weit höhere Luftmengen erachten. In 
fast sieben Achtel der Wohnungen hätten die Einwohner 
weniger Luftraum gehabt als in den Gefängnissen. 

Auch aus dieser Privatuntersuchung erhellt, dass solche 
Zustände wesentlich durch die Ueberfüllung der Wohnungen 
veranlasst werden, welche verhältnismässig seltener durch die 
zahlreiche Familie allein, als durch die Aufnahme von Schlaf- 
leuten herbeigeführt ist. Dass diese Aufnahme des Gelderwerbs 
wegen geschieht und durch die teure Miete veranlasst wird, 
wurde schon ausgeführt. Hierin ist auch der Grund zu suchen, 
dass die polizeilichen Verfügungen über das Schlafstellenwesen 
bisher wenig nützen. Schlafstellen wesen und Arbeiterwohnung 
hängen leider eng zusammen und machen die letztere häufig 
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zu einer Armen wohnung, über welche unterste Klasse hier nicht 
näher gehandelt werden soll. 

Nur durch Herunterdrücken der Miete kann man an Stelle 
des Schlafstellenwesens die Zimmervermietung bringen, an Stelle 
von Herbergen, von Betten für die Nacht, eine wirkliche, wenn 
auch nur aus kleinem Räume bestehende Wohnung. 

Von den Bestrebungen nun, die bedenklichen Wohn- 
verhältnisse der arbeitenden Klassen zu verbessern, kann in 
zweifachem Sinne die Rede sein, insofern sie sich auf dem 
thatsächlichen Boden der Wohnverhältnisse selbst bewegen, oder 
durch politische und polizeiliche, besonders verkehrspolitische 
Massregeln einzuwirken versuchen. Namentlich wird eine Aende- 
rung des Bebauungsplans, auch des Grundsteuerwesens beab- 
sichtigt; aber man wird kaum ändern können, was verfehlt ist. 
Eberstadt (vgl. Preuss. Jahrb. Bd. 70, 1892, Heft 3), verlangt 
eine Verhinderung des Baues von Mietkasernen durch Zer- 
teilung der im Bebauungsplan vorgesehenen grossen der Be- 
bauung preisgegebenen Grundflächen, indem er sie durch Wohn- 
strassen durchquert wissen will. Diese Wohnstrassen sollen 
schmal und nur auf den Verkehr in den anliegenden Häusern 
berechnet, die Verkehrsstrassen dagegen breit sein. Eberstadt 
meint, und Bruch vertritt im Statist. Jahrb. d. Stadt Berlin 1873 
bereits diesen Standpunkt, dass das Uebereinanderschichten der 
Bevölkerung in Mietkasernen dem Boden den jetzt so enormen 
Wert erst künstlich beibringt Daher die hohen Mietpreise und 
ihre Folgen. Ohne dass dies bestritten wird, ist nur zu fragen, 
ob dann die an den Wohnstrassen liegenden kleineren und 
kleinen Häuser zu billigen Mieten zu haben sein würden. 
Allerdings würde, wenn man sich das noch unbebaute Terrain 
in Berlin und den Vororten im Wege eines neuen Bebauungs- 
planes zerteilt denkt — übrigens unter starker Schädigung 
der derzeitigen Eigentümer, welche zum Teil aus vielleicht sehr 
bedauerlichen, aber doch gesetzlich statthaften Spekulations- 
interessen die Grundstücke erworben haben — eine starke Ent- 
wertung des Grundbesitzes eintreten. Aber es ist noch nicht 
gesagt, dass darum die auf den kleineren Grundstücken liegen- 
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den Wohnungen zugleich werden wohlfeiler werden. Wo früher 
16 Wohnungen auf einem Grundstücke waren, sind jetzt nur 
deren 4, aber diese sind im Preise vielleicht noch höher. Es 
steht eben zu fürchten, dass man auf diese Weise nicht weiter 
kommt, wenn nicht gerade Staat oder Stadt noch in anderer 
Weise beihelfen. 

Radikaler würde vielleicht die Wegsteuerung der Grund- 
rente und Kommunalisierung oder Verstaatlichung des gesam- 
ten Grund und Bodens und dessen Bebauen mit kleinen Miet- 
häusern wirken. Es liegt aber ausserhalb des Gegenstandes 
dieser Untersuchung, auf diese ganz aussichtslosen Bestrebungen 
hier einzugehen. Eines indessen steht fest, dass nämlich bei 
einer Bebauung des noch verfügbaren Gebietes in und ausser- 
halb Berlins mit Kleinhäusern die Frage der Verkehrs Ver- 
hältnisse eine noch höhere Bedeutung erlangen wird, als ihr 
jetzt schon für die Wohnungsfrage zukommt. 

Das Gebiet der Stadt würde durch den Bau von Klein- 
häusern gewissermassen erweitert werden; die Bevölkerung, 
welche bisher auf zehn Hektaren wohnte, wird deren vierzig 
beanspruchen, und je weiter zerstreut, um so mehr auf die 
Verkehrsmittel angewiesen sein. Schon jetzt kann man wohl 
sagen, dass die bestehenden Verhältnisse nicht nur durch den 
Bebauungsplan, die starken Zuzüge, sondern auch durch die Ver- 
kehrsverhältnisse bedingt worden sind. Allerdings hat sich das 
Netz der Pferdebahnen und Omnibus ständig erweitert, aber 
seine Bedeutung ist wegen der Langsamkeit der Verbindungen, 
wegen der Beschränktheit des Platzes nur eine beschränkte. Dies 
trifft namentlich für die Arbeiter zu, da die ihnen für die 
Geschäftswege verbleibenden Stunden nur sehr beschränkt sind. 

Anders ist es mit der Stadtbahn, zumal Arbeiterwochen- 
karten zu 60 Pf. für die halbe und zu 90 Pf. für die ganze 
Stadtbahn gegen Legitimation durch die Quittungskarte der 
Altersversicherung ausgegeben werden. Die Stadtbahn ist für 
Berlin eine unübertroffene Verkehrsgelegenheit geworden; aber 
leider ist es bei dem von vornherein gebauten Netz geblieben: 
eine Durchquerung der Stadt von Ost nach West und ein Ring 
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um dieselbe herum. So bedeutsam auch die Querlinie geworden 
ist , so ungenügend ist bis jetzt der Ring geblieben. Noch ist 
Berlin in denselben nicht hineingewachsen und es fehlt ein 
konzentrischer Ring mehr im Innern der Stadt. Vielleicht, ja 
wahrscheinlich wird die elektrische Hochbahn einen Ersatz 
bieten, von den Niveaubahnen ist dies kaum zu erwarten. 

Was nun die praktischen Bestrebungen zur Besserung der 
Arbeiterwohnverhältnisse betrifft, so haben auch diese bei aller 
Anerkennung, welche sie verdienen, verhältnismässig geringe 
Erfolge aufzuweisen.*) 

Die älteste dieser Bestrebungen ist die im Jahre 1848 
gegründete, mit der Alexandra-Stiftung zusammenhängende „Ber- 
liner gemeinnützige Baugesellschaft" mit dem Zwecke, „in gemein- 
nütziger Weise durch Bauausführungen in verschiedenen Stadt- 
teilen Berlins oder vor dessen Thoren gesunde und geräumige 
Wohnungen für sogenannte kleinere Leute zu beschaffen, diese 
Wohnungen billig zu vermieten, den Mietern Prämien zu ge- 
währen, endlich auch den Mietern von Einzelhäusern die Mög- 
lichkeit zu geben, diese zum Eigentum zu erwerben." Die 
Gesellschaft errichtet nur Häuser mittleren Umfangs unter 
Ausschluss von Dach- und Kellerwohnungen und nimmt nur 
Mieter auf, welche in gutem Rufe stehen, eigenes Mobiliar 
besitzen und einen bestimmten Broterwerb nachweisen können. 
Die Gesellschaft (vgl. Gäbler, Idee und Bedeutung der 
gemeinnützigen Baugesellschaft, Berlin 1848 und Krokisius 
1896) ist ein Aktienunternehmen mit Beschränkung einer Divi- 
dende auf höchstens vier Prozent. 

Früher sollten (vgl. Krokisius) die hergestellten Wohnungen 
so vermietet werden, dass sie das Anlagekapital mit 6 Prozent 
verzinsten, wovon vier auf die Aktionäre entfallen sollten, die 
übrigen zwei Prozent aber den Mietern nach Massgabe der 
Miete gutgeschrieben wurden. Man vereinigte nämlich die 
Mieter eines Hauses zu einer Mietgenossenschaft, in der Ab- 



*) Vgl. u. a. Schriften der Zentralstelle für Wohlfahrtseinrich- 
tungen No. 1 Berlin 1892, besonders den Aufsatz von Albrecht. 
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sieht, ihnen das Haus nach dreissig Jahren zu freiem Eigen- 
tum zu übergeben, während die früher ausziehenden Mieter 
eine Abfindungssumme erhalten sollten. 

Später ergab es sich aber, dass die Mietgeuossenschaften 
nicht die notwendige Verzinsung von sechs Prozent des Anlage- 
kapitals herauswirtschafteten; dann fand man gegen Ende der 
dreissigjährigen Periode, dass von den 92 Mietgenossenschaften 
nur noch 13 im Besitze der ursprünglichen Mieter waren. Die 
übrigen Mieter waren erst später an Stelle der alten aus- 
geschiedenen eingezogen. Zudem hatten die Mieter keine 
Neigung, die Grundstücke zu übernehmen, sondern zogen es 
vor, abgefunden zu werden. Bei der Abfindung erhielten ein- 
zelne alte Mietgenossen ihre in den dreissig Jahren gezahlten 
Mieten und noch einen Ueberschuss heraus, während die be- 
treffenden zehn Grundstücke der Gesellschaft erhalten blieben. 
„Es war das Unzweckmässige der Mietgenossenschaften für die 
grosse Stadt hierdurch klar geworden und führte dies zur 
Revision des Statuts. Das revidierte Statut beseitigte die in 
Aussicht genommene successive Eigentumserwerbung der erbauten 
Grundstücke durch die Mieter." 

Die Gesellschaft besass Ende 1895 59 Grundstücke mit 
580 Wohnungen, 561 Mietern und 1906 Bewohnern. Von 
den Mietern waren 149 Gesellen und Arbeiter, 16 Handlungs- 
gehülfen, 125 Beamte, 101 selbständige Gewerbetreibende, 
19 Pensionäre, 151 Witwen, Frauen, Mädchen. Die Wohnungen 
bestanden zum Teil aus einer Stube mit Zubehör (259), im 
übrigen aus zwei bis vier Stuben. Die Mietpreise waren: 

Wohnungen von einer Stute zwei bia vier Stuben 

Mietpreise Wohnungen Mietpreise Wohnungen 

unter 100 (ohne Zubehör) 5 251 bis 300 (2 St.) 147 

101 bis 150 34 301 „ 350 (2 „ ) 107 

151 „ 200 51 401 n 450 (2bis3St.) 30 

201 „ 250 109 451 „ 500 (2 „ 3 „ ) 9 

351 „ 400 00 501 u. mehr (2 „ 4 „ ) 28 

Nächst dieser für die Stadt Berlin zumeist in Betracht 
kommenden Gesellschaft ist die 1886 gegründete Berliner 
Baugenossenschaft (eingetragene Genossenschaft mit be- 
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schränkter Haftung) von nennenswerten Erfolgen begleitet ge- 
wesen, die indessen weniger den Wohnverhältnissen Berlins, als 
den Vororten zugute kommen. Diese Genossenschaft verfolgt 
das Ziel, für Arbeiter, Handwerker, kleine Beamte billige AVohn- 
häuser für ein und zwei Familien in der Umgegend zu errichten 
und zu den Herstellungskosten an ihre Mitglieder als Eigentum 
abzugeben. Das Eintrittsgeld beträgt 2 Mk., der einzelne not- 
wendige Geschäftsanteil 200 Mk., welcher aber auch in wöchent- 
lichen Einzahlungen von 40 Mk. abgetragen werden kann. 
Der Genosse ist berechtigt, nach einjähriger Dauer der Mitglied- 
schaft sich um Ueberla8sung eines Hauses zu bewerben. Das 
Los entscheidet, wenn mehrere Genossen dasselbe Haus wünschen. 
Eine Anzahlung wird nicht verlangt Statt dessen werden neben 
den vier Prozent des Wertes an Miete noch weitere zwei Prozent 
als Anzahlung verlangt und zwar solange, bis ein Drittel des 
Wertes erreicht ist. Dann erfolgt die Auflassung und die 
übrigen zwei Drittel werden als erststell ige Hypothek mit 
vier Prozent verzinst. Die Dividende betrug in den letzten 
Jahren fünf Prozent. Von den 809 Mitgliedern zu Anfang 
des Jahres waren 330 Fabrikarbeiter, Gesellen, Dienstboten, 
147 Kaufmannsgehülfen. An Häusern waren bis Anfang 1895 
im ganzen 149 (44 in Adlershof, 51 in Gr.-Lichterfelde, 16 in 
Hermsdorf und 38 am Baumschulenweg) fertiggestellt worden. 
Von diesen wurden 75 im Werte von 1120266 Mk. und mit 
einer Hypothekenbelastung von 670500 Mk. von Genossen 
übernommen. Nach einem früheren Berichte waren über die 
Hälfte der letzteren Arbeiter. Die bebaute Fläche der Häuser 
betrug bei den letzten Bauten 71 — 80 Quadratmeter, gegen 
57,50 bei den ersten Bauten. 

Sind schon die genannten beiden Gesellschaften nur Tropfen 
auf den heissen Stein der Berliner Wohnverhältnisse, so gilt 
dies mehr noch von den anderen Versuchen, welche unter- 
nommen sind, nachdem der Verein für Sozialpolitik und der 
Deutsche Verein für Armenpflege und Wohlthätigkeit die Auf- 
merksamkeit auf die Wohnungsfrage überhaupt und namentlich 
in Berlin gelenkt hatte. 
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Die Versuche bewegten sich in ganz entgegengesetzten 
Richtungen. 

Die 1889 gegründete Aktiengesellschaft „Verein zur Ver- 
besserung der kleinen Wohnungen in Berlin" hatte u. a. den 
Bau oder Ausbau, die wohnliche Einrichtung und Vermietung 
von Hausgrundstücken und zwar zum Zwecke der Förderung 
der Gesundheitspflege, Sittlichkeit und Ordnung in den Wohnungs- 
verhältnissen der arbeitenden Klassen" zum Zweck. Die Divi- 
dende war auf höchstens vier Prozent beschrankt. Die Gründung 
erfolgte durch den Zentralverein für das Wohl der arbeitenden 
Klassen, welcher nach den Mitteilungen im Bericht für 1889 
den Beweis liefern wollte, „dass alte Häuser mit möglichst 
vielen kleinen Wohnungen in Berlin angekauft und dann derart 
adaptiert, dass die hauptsächlichsten Bedingungen der aller- 
dringendsten hygienischen Anforderungen erfüllt sind, unter 
strenger Verwaltung bezüglich der Ordnungs- und Sittlichkeits- 
zustände in solchen Häusern, und alsdann zu mässigen und 
wohlwohlenden Bedingungen vermietet, neben diesen in den 
Vordergrund zu stellenden ethischen Zielen und den durch die- 
selben zu erstrebenden gemeinnützigen Erfolgen noch eine 
Kapitals- Anlage bieten, welche nach Abzug aller Kosten dem 
Kapital wenigstens vier Prozent Zinsen abwerfen könnte und 
müsste. Hierfür sollte das vorläufig kleine Aktienkapital als 
beweiskräftiges Beispiel wirken, um alsdann grössere Kapitalien 
heranzuziehen und damit die Gesellschaft zu erweitern." Leider 
missglückte dieser Beweis. Der Verein kaufte sechs Häuser 
im Arbeiterviertel der Louisenstadt an. Im ersten Geschäfts- 
jahr konnte er überhaupt keine Dividende verteilen; auch ergab 
sich, dass die Ueberfüllung der Wohnungen stark, dass der 
Mietpreis hoch war, und unter 956 Einwohnern der Grundstücke 
43 Schlafleute waren. Eine Hofwohnung im zweiten Stock von 
Zimmer und Küche im Mietpreis von 236 Mk. beherbergte 
ausser dem Ehepaar noch dessen sieben Kinder im Alter von 
3 bis 15 Jahren, und eine andere Hofwohnung von Zimmer 
und Küche zum Preise von 246 Mk. ein Ehepaar mit zwei 
Söhnen und zwei Töchtern im Alter von 3 bis 13 Jahren 
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und drei Schlaf mädchen. Später haben sich diese Verhältnisse ge- 
bessert; sie werden nur hervorgehoben, weil man beurteilen mag, 
wie, wenn selbst aufrichtig gemeinte Humanitätsbestrebungen 
so geringen praktischen Erfolg haben konnten, es mit den Wohn- 
verhältnissen erst beschaffen sein musste, wo der Eigennutz 
Hauswirt war. Auch ist es lehrreich, zu sehen, dass es bisher 
auf dem vom Verein erhofften "Wege nicht möglich war, zum 
Ziele zu kommen. 

Es ist eben gerade in den vom Verein gewählten Vierteln 
weder ausführbar gewesen, so billig Grund und Boden zum 
Bau zu erwerben, noch alte Häuser so billig anzukaufen, dass 
ein Umbau und eine hygienische Verbesserung der Wohnungen 
unter gleichzeitiger Herabsetzung des Mietwertes rentabel ge- 
wesen wäre. 

Zu praktischen Erfolgen könnten höchstens die von Valentin 
Weisbach (unter technischer Hülfe von Baumeister A. Messel) 
vorgeschlagenen Projekte führen, wenn sich des Verfassers 
Hoffnung auf billigen und weitgehenden Hypothekarkredit und 
anderweitige Gestaltung der Baublocks erfüllen (vgl. Weisbach: 
Normal-Mietshäuser mit kleinen Wohnungen. Ein Beispiel- 
Projekt für Berlin, 1893). 

Unter den übrigen Vereinen, welche eine Verbesserung der 
Wohnungsverhältnisse anstreben, sind von Genossenschaften zu 
nennen: Deutsche Volksbau-Gesellschaft (1891), Berliner Spar- 
und Bauverein (1892). 

Von diesen hat die letztgenannte Genossenschaft ein grösseres 
Haus an der Grenze von Charlottenburg aufgeführt, der Bau 
eines weiteren Hauses mit etwa 150 Wohnungen wurde beab- 
sichtigt. Die Genossenschaft hatte Anfang 1896 900 Mitglieder, 
worunter 340 Arbeiter, 23 Handlungsgehülfen, 168 Handwerker 
und Kaufleute, 55 Gelehrte, höhere Beamte, Bankiers. Der 
Zweck der erst 1892 gegründeten Genossenschaft besteht in 
dem Bau, dem Erwerbe und der Verwaltung von Wohnhäusern, 
deren Vermietung an Genossen u. s. w. Das Eintrittsgeld be- 
trägt 1 Mk., der Geschäftsanteil 300 Mk., einzahlbar durch 
wöchentlich 30 Pfg. oder höhere Beiträge. Die Genossenschaft 
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ist eine rein berlinische, da jeder Genosse, welcher über 10 Kilo- 
meter des Umkreises hinauszieht, die Mitgliedschaft verliert. 
Die Mietwerte der Wohnungen sind nicht angegeben. 

Die Deutsche Volksbaugesellschaft, zuerst Genossenschaft, 
seit 1896 Aktiengesellschaft, bezweckt die Sesshaftmachung von 
Arbeitern, Handwerkern und Beamten im Deutschen Reiche 
insbesondere durch die Annahme von Lebensversicherungs- 
Policen auf den Kaufpreis von Häusern. Die Zahl der Mit- 
glieder betrug Ende 1895 105, wovon 20 Prozent Arbeiter 
und Handwerker. Im ganzen waren bis Ende 1895 294 Heim- 
stätten erbaut worden, im Werte bis 4500 (22) und bis über 
15000 Mk. (78). Von den Bauten sind nur einige in der 
Umgegend (Lichterfelde, Rahnsdorf, Hermsdorf) belegen, die 
übrigen in anderen Städten, wie Köln, Elberfeld u. s. w. Was 
die Frage der Verwendung von Lebensversicherungspolicen an- 
betrifft, so ist zunächst die Zahl der Mitglieder, welche davon 
Gebrauch machen, nur auf solche beschränkt, welche von hin- 
reichender Gesundheit und daher überhaupt versicherungsfällig 
sind. Ausserdem aber sind die Versicherungsprämien, nament- 
lich, wenn eine mehrjährige Vorausbezahlang verlangt wird, 
recht teuer. Für die Gesellschaft liegt die Gefahr des Unter- 
lassens der Prämienzahlung und damit des Erlöschens der Ver- 
sicherung, vielleicht die Notwendigkeit der Fortzahlung der 
Prämien auf eigene Rechnung vor. Kurz, der Bedenken sind 
manche, sodass man ein Urteil über dieses Experiment um 
so mehr wird aufschieben müssen, als der Verein Ende 1895 
einen nicht unbeträchtlichen Verlust aufwies. 

Ueberblickt man nun die hier angeführten gemeinnützigen 
Einrichtungen zur Besserung der Wohnverhältnisse, so fällt zu- 
nächst für eine so grosse Stadt, in welcher die Wohnungsfrage 
seit einem halben Jahrhundert auf der Tagesordnung steht, die 
sehr geringe Ausdehnung in die Augen. Denn wenn man von der 
mehr auf die Umgegend beschränkten Thätigkeit der Berliner 
Baugenossenschaft absieht, so bleibt nur die alte gemeinnützige 
Baugesellschaft übrig, die in der That auch Gutes geleistet 
hat. Die übrigen zahlreichen Versuche haben geringen Erfolg 
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gehabt. Die Ursache liegt zum grossen Teil in dem teuren 
Grund- und Boden wert, welcher direkte Opfer a fonds perdu 
erheischt, zu welchen sich sobald niemand zu verstehen 
scheint. Dies nötigt entweder entfernte Vororte mit billigerem 
Bauterrain aufzusuchen, oder die Mieten zu hoch anzusetzen. 
Eine Gesellschaft wie die gemeinnützige Baugesellschaft ist 
freilich besser daran, weil sie schon zu einer Zeit die Grund- 
stücke erwarb, als sie noch niedrig im Preise standen. So 
führt Krokisius an, dass ein etwa drei Morgen grosses Grund- 
stück in der Schönhauser Allee im Jahre 1852 für 9000 Mk. 
angekauft, dann zum grossen Teil durch Bebauung und Ab- 
tretung verkleinert wurde, und dass das noch verbleibende 
Grundstück für die Besteuerung als Bauplatz für 1895/96 auf 
449228 Mk. abgeschätzt wurde. Und im Innern der Stadt, 
wo die Grundstücke der Gesellschaft zumeist liegen, ist die 
Wertsteigerung bekanntlich noch weit grösser. 

Es ist aber nicht der teure Grund und Boden allein, 
welcher der gemeinnützigen Thätigkeit die wünschenswerten 
Erfolge versagt hat, sondern auch vielfach die Unausführbarkeit 
der gesteckten Ziele. Daran ist der Verein für Verbesserung 
kleiner Wohnungen gescheitert, daran haben die Versuche 
Schiffbruch erlitten, welche unter der Devise „Eigenhaus", 
„Heimstätte" u. s. w. den Berliner Arbeiter an die „Scholle" 
fesseln wollten, ohne zu beachten, dass damit nur dem kleinen 
Teile der Arbeiterschaft gedient ist, welcher sich durch hohen 
Lohn und eine ihm dauernd zusagende Thätigkeit an einen 
bestimmten Betrieb gefesselt fühlt. 

Was soll z. B. dem Bauarbeiter, der heute im Norden, 
nach einigen Monaten im Süden von Berlin beschäftigt ist, ein 
Eigenhaus nützen? was eine Wohnung mit einer erst nach 
Jahren eintretenden Mietvergünstigung? 

Aber bei den gemeinnützigen Bestrebungen auf dem Ge- 
biete der Berliner Wohnungsfrage hat man auch den richtigen 
Nutzen aus der Statistik zu ziehen vergessen. Lehrte sie einer- 
seits, dass die Wohnungen überfüllt waren, so zeigte sie an- 
dererseits, dass diese Ueberfüllung durch die Aufnahme von 
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Schlaf leuten verursacht war; und hier wiederum waren die 
hohen Mietpreise schuld an der Untervermietung. 

Es kam aber nicht so sehr darauf an, bessere als billigere 
Wohnungen zu beschaffen und andererseits für die Schlafleute 
ein Unterkommen vorzusehen, welches gleich wohlfeil, ihnen 
statt eines blossen Schlafraumes eine Wohnung gab. Erst neuer- 
dings ist es von Emil Minlos in dem Hause seiner Volksspeise- 
hallen versucht worden, Ersatz für Schlafstellen zu schaffen. 
Sein „Gesellenheim" hat 50 Betten, die Miete beträgt 2,75 Mk. 
einschliesslich Frühstück und Heizung pro Woche. Auch für 
junge unbescholtene Arbeiterinnen, Verkäuferinnen u. s. w. ist 
durch den Verein „Jugendschutz" gesorgt, welcher Pension mit 
Wohnung für 30 bis 45 Mark monatlich abgiebt (daneben Abend- 
kurse in Schneiderei, Hauswirtschaft, Kinderpflege). Ferner 
will die Gemeinnützige Baugesellschaft versuchsweise ein Haus 
für ledige Arbeiter, Gesellen, ein Stockwerk mit einzelnen 
Zimmern für ein bis zwei Personen, ein anderes zur gemein- 
samen Benutzung bauen. 

Sollte nun aber, so kann man fragen, es in der That un- 
möglich sein, in den Wohn ungs Verhältnissen der Arbeiter Wandel 
zu schaffen? Wir sehen die gemeinnützige Thätigkeit nahezu 
erfolglos bleiben und ebenso die Versuche der Behörden, durch 
Bauordnungen, Verordnungen über das Schlafstellen wesen die 
Hauptübelstände zu beseitigen. Läuft man doch sogar Gefahr, 
durch die Einschränkung der Ausnutzung der Bauplätze die 
Mieten noch zu erhöhen. Aber allerdings wird erreicht, dass 
man wenigstens für teueres Geld gesunde Wohnungen mit 
Licht und Luft erhält, und insofern hat nicht nur die letzte 
Bauordnung günstig gewirkt, sondern kann eine gleiche Wir- 
kung auch von der demnächst bevorstehenden neuen wohl er- 
wartet werden. 

In der That können Staat, Stadt, sonstige Behörden durch 
andere Massnahmen besser eingreifen. Dabei muss vor allem 
beachtet werden , dass , wie die oben angeführten Zahlen er- 
weisen, die Wohnungsfrage bei den verschiedenen Gewer- 
ben verschieden liegt 
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So kann wohl namentlich im Bäckergewerbe überall da 
ein Einschreiten der Behörde als Sanitätspolizei geboten er- 
scheinen, wo die hygienischen Bestimmungen grob verletzt zu 
werden pflegen. 

Aber von diesen Gesichtspunkten ganz abgesehen, könnten 
in einer Stadt wie Berlin staatliche und städtische Behörden 
zunächst für ihre eigenen Arbeiter und niederen Beamten, wie 
dies in anderen Städten geschehen ist, auf eigenem Grund und 
Boden Wohnhäuser errichten. Die Stadt Berlin hätte auf den 
an die östlichen Arbeiterquartiere angrenzenden Besitzungen 
verfügbares Land, während der Staat bei der immer näher 
rückenden Notwendigkeit der Hinausverlegung von Kasernen 
über geeignete Territorien disponieren kann. 

Weiterhin aber könnten Staat und Stadt in solchen 
Städten, wo einmal die Wohnungsfrage eine brennende gewor- 
den und durch den teueren Bodenpreis mit verursacht worden 
ist, eigenes Land pachtweise auf längere Zeiträume an gemein- 
nützige Unternehmungen zum Bau von Arbeiterhäusern, nament- 
lich für alleinstehende Männer und Mädchen hergeben, wie 
dies ebenfalls in anderen Städten geschehen ist, und vom Ber- 
liner Magistrat im Jahre 1872, wie oben erwähnt, auch ver- 
sucht, von den Stadtverordneten jedoch abgelehnt worden war. 
Inzwischen ist man ja in der Fürsorge für die weniger bemit- 
telten Klassen in allen Beziehungen vorgegangen, sodass er- 
neute Versuche in der angedeuteten Richtung wohl verlohnten. 

Die Furcht, dass diese Massnahmen einen erhöhten Zu- 
zug des Proletariats zur Folge haben könnten, ist angesichts 
der Thatsache nicht begründet, dass der Zustrom auch zu einer 
Zeit sehr gross war, als teuere Lebensmittel und der Mangel 
an Erwerbsgelegenheit die Leute hätte zurückschrecken sollen. 
Für den Zustrom nach der Stadt fallen so viele andere Mo- 
mente ins Gewicht, dass man die Wohlfahrtseinrichtungen kaum 
als besonderes Lockmittel betrachten kann. 

Mehr in die Wagschale fällt dagegen das Verhalten der 
Vororte, indem ohne deren Beteiligung weitgehende philanthro- 
pische Einrichtungen in Berlin allein allerdings den Vororten 
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die Lasten abnehmen und auf Berlin übertragen könnten. Es 
zeigt sich eben hier wie überall , dass die wirtschaftliche Ge- 
meinschaft sich über die politischen Grenzen hinwegsetzt und 
entweder deren Erweiterung oder eine entsprechende Verstän- 
digung im Einzelfalle erheischt. 

Endlich darf nicht unterlassen werden, die Gesichtspunkte 
für die Lösung der Arbeiterwohnungsfrage in Berlin hier mit- 
zuteilen, welche von der Vereinigung der Berliner Architekten, 
also von vorzugsweise berufener Seite festgestellt worden sind, 
und welche Albrecht in dem zitierten Heft der Schrift der 
Zentralstelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen ausführlicher 
mitteilt: 

Hiernach wird eine Unterbringung in eigenen Häusern für 
absehbare Zeit für unwahrscheinlich gehalten. Es käme darauf 
an, Arbeitermiethäuser zu bauen. Diesem Bedürfnis würden 
nicht öffentliche Mittel, auch nicht die wohlthätigen Bestrebungen 
genügen können, sondern nur die Privatspekulation. Diese 
müsse man fördern. Sie würde zur Zeit gehindert durch den 
hohen Preis des Baulandes, dessen ungünstige Form, nament- 
lich zu grosse Tiefe, die für die Ausnutzung der Baustellen 
ungünstige Bauordnung und dnrch gewisse Örtliche Zustände im 
Baugeschäft, welche dieses unnötiger Weise verteuerten. 

Der Erschliessung von Bauland solle möglichst Vorschub 
geleistet werden besonders durch Ausführung der im Bebau- 
ungsplan vorgesehenen Verkehrslinien. Die grossen unbebauten 
Blocks des Bebauungsplanes sollen gevierteilt oder noch stärker 
zerkleinert werden, indem man nach Bedarf Strassen zweiter 
Ordnung durchführt. 

Eine weitere Aenderung solle in dem Abschätzungsver- 
fahren für die städtische Feuerkasse eintreten, welche mehr die 
thatsächlichen Kosten der Ausführung berücksichtigen müsse, 
während das jetzige Verfahren, wonach die Baukosten des 
Vorderhauses wesentlich höher geschätzt würden, als die Seiten- 
flügel, die Bauherren verleite, die Tiefe des Hauses über das 
Bedürfnis zu steigern und im Vorderhause einen übertriebenen 
Luxus zu entwickeln, um hierdurch den für die Belastung mass- 

Hirschberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. 4 
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gebenden Feuerkassenwert möglichst hoch zu treiben. Ferner 
sei es ein Missstand, dass zur Zeit die Bauherren für die Be- 
schaffung von Baugeldern und Hypotheken zu hohe Gebühren 
zahlen müssten, weil es Darleiher gebe, die sich auch mit 
völlig mittellosen Unternehmern*) einliessen. Es sollten daher 
die öffentlichen Versicherungsanstalten und die Sparkasse, auch 
humanitäre Gesellschaften die erforderlichen Vorschüsse zu mas- 
sigem Zins abgeben. 

Sicherlich ist in diesen Vorschlägen viel Beachtenswertes 
enthalten, und im allgemeinen scheint es fast, als ob eine 
Reform in dieser Richtung allmählich in Gang kommt 
Aber auf schnelle Besserung der Berliner Wohnverhältnisse 
wird man nicht rechnen können, da die Immobilien zum 
grössten Teile nicht öffentliches Eigentum sind, sondern in 
privaten Händen liegen und in diesen eine Handelsware 
wie beliebige Mobilien geworden sind. Es gilt also, wider- 
strebende und in Berlin besonders einflussreiche Interessen zu 
überwinden. Aber wenn dies selbst in absehbarer Zeit gelingen 
sollte, so ist ein anderer Uebelstand viel schwerer zu beseitigen, 
die Sünden der Vergangenheit, die grossen zum Teil verbauten 
Stadtteile mit den engen Höfen und dem Mangel an öffent- 
lichen Plätzen und Gärten. 

*) Vgl. hierzu weiter unten Abschnitt: Lohnverhältnisse u. s. w. 
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3. Erkrankungen, Sterblichkeit. 

a) Allgemeines, Sterblichkeit, Selbstmorde, 
Verunglüeku ngen. 

YY enn es auch ohne weiteres klar ist, dass eine Bevölken 
klasse schon dadurch, dass sie teils in überfüllten Wohnungen, 
teils nur in Schlafstellen beherbergt ist, gewissen Schädigungen 
ihrer Gesundheit ausgesetzt ist, so folgt daraus noch nicht, dass, 
wie es oft geschieht, die Gesundheits- und Sterblichkeitsverhält- 
nisse der Arbeiter allgemein als ausserordentlich ungünstig be- 
zeichnet werden müssen. 

Zum mindesten bedürften solche Behauptungen erst des 
Beweises. Aber dieser ist schwer zu führen, weil die Einwirkungen, 
von denen die Gesundheit des Menschen abhängt, ausserordent- 
lich mannigfaltig und in ihrer Einzel- wie Gesamtwirkung schwer 
festzustellen sind. 

Allerdings finden wir in den Arbeitervierteln, wie über- 
haupt in den Stadtbezirken mit geringer Wohlhabenheit auch 
hohe SterblichkeitszhTern, aber diese hängen von den Geburten- 
ziffern, welche gerade in den Arbeitervierteln besonders hoch sind, 
ab, indem bei den neugeborenen Kindern die Sterblichkeit am 
höchsten ist. Nachstehende Zahlen des Jahres 1890/91 veran- 
schaulichen dies für ausgewählte Stadtbezirke (Stat. Jahrb. 1893): 



Einzelne Stadtbezirke 



No. 



Auf 1000 Ein- 
wohner 



Sterbe- 
fiillf 



Ge- 
burten 



Staats- 
Steuer- 

Soll 
pro Kopf 
Mark 



Wedding (nördlicher Teil) 



313 
314 
326 
323 
312 



47,% 
36,11 
36,07 
32,90 
32,37 



70,99 
93,61 
82,45 
93,98 
89,29 



2,44 
2,36 
2,88 
2,61 
3,82 



Am Tiergarten 

Dorotheenstrasse u. 8. w 

öeorgenstrasse 

Unter den Linden, Bchrenstrasse 

Nördliche Wilhelm-, westliche Leipzigerstrasse 

Durchschnitt Oberhaupt 



( 



283 
13 
12 
14 

20 



9,46 
9,28 
9,04 
8,80 
8,30 



21,16 



29,05 
19,04 
18,54 
26,60 
16,06 



32,31 
4* 



95,62 
32, III 
24,02 
110,56 
75,31 



11,26 
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Kindersterblichkeit. 



Dass die Geburtenziffern bei den Arbeitern hoch zu sein 
pflegen, ist für den Gesundheitszustand der Eltern eher ein 
gutes als ein schlechtes Zeichen, wenngleich man noch weit 
davon entfernt ist, diese Verhältnisse statistisch klargelegt zu 
sehen. Es kann dies damit zusammenhängen, dass der Arbeiter 
in verhältnismässig jüngeren Jahren heiratet als die Angehörigen 
anderer Beruf sarten, wie ja bei ihm auch das Maximum seines 
Verdienstes gerade in jüngere, bei anderen Berufsarten aber 
in ältere Jahre fällt; es kann dies auch darauf beruhen, dass 
unter den heiratenden Arbeiterpaaren, namentlich, soweit die 
Frauen in Frage kommen, körperlich kräftigere Zuzüge, beson- 
ders Dienstmädchen, aus der Landbevölkerung enthalten sind. 

Die Sterblichkeit unter den Arbeiterkindern ist indessen 
thatsächlich eine höhere. Denn wenn man die Sterbefälle der 
Kinder unter einem Jahr mit den Geborenen in den einzelnen 
Standesämtern vergleicht (Statist. Jahrb. der Stadt, Jahrg. XVI, 
XVII S. 101), so ergiebt sich, dass im Jahre 1890 in der 
wohlhabenden Friedrichstadt und Schöneberger Vorstadt, sowie 
Tempelhofer Vorstadt 148, 192, 224 Promille der Säuglinge 
starben, in den Arbeitervierteln der östlichen Louisenstadt, der 
nördlichen Rosenthaler Vorstadt, des Wedding dagegen 324, 323, 
346 gegen 277 Promille im Durchschnitt. Hierbei kommt, wie Böckh 
in seinen Untersuchungen nachgewiesen hat, die Ernährungsweise 
der kleinen Kinder für deren Sterblichkeit wesentlich in Be- 
tracht. Allerdings ist gerade die Brustmilchnahrung, welche 
von einer weit geringeren Sterblichkeit begleitet ist, als die Er- 
nährung mit Tiermilch (nur dem fünften Teil) bei den arbeitenden 
Klassen die vorherrschende. Während 1890 im allgemeinen 
nur 507 Promille der Kinder mit Muttermilch, 22 mit Ammen- 
milch, also zusammen 529 mit Brustmilch ernährt wurden, be- 
trägt dieser Anteil bei den Kindern der Arbeiter ohne nähere 
Berufsbezeichnung 608 Promille (wobei nur 0,3 Ammenmilch), 
der persönlichen Dienstleistungen 593 Promille, dagegen bei 
den Kindern der höheren Lehrer 470 (davon 152 Ammenmilch), 
der niederen Lehrer 366 (davon 58 Promille Ammenmilch), 
der Offiziere 257 (davon 81 Promille Ammenmilch). 
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Diese günstigen Ernährungsverhältnisse der Arbeiterkinder 
durch Muttermilch werden aber zu einem Teile durch die Schäd- 
lichkeiten) denen die Mütter dieser wirtschaftlich schlechter 
gestellten Bevölkerungsklassen in höherem Masse ausgesetzt 
sind, zum Schlechtem beeinflusst, sodass also die Wohlthat dieser 
Ernährung den Kindern nicht voll zugute kommt; und H. 
Neumann (Oeffentlicher Kinderschutz im Handbuch der Hygiene, 
Jena 1895) bemerkt, dass die Mütter aus Sparsamkeit selbst 
dann zu stillen suchen, wenn es weder für die Mutter noch 
für das Kind zu empfehlen sei. Im allgemeinen dürfte aber 
die Brustmilchnahrung die Arbeiterkinder doch vor noch grösserer 
Sterblichkeit behüten. 

Während so bei den arbeitenden Klassen die erste Lebens- 
zeit des Kindes unmittelbar von der Mutter beeinflusst wird, 
ändert sich dies in den späteren Lebensjahren. 

An Stelle der mütterlichen Pflege tritt die Wartung 
durch ältere Geschwister oder Nachbarinnen. Der Mann ar- 
beitet ausserhalb, die Frau nimmt ihre Aufwartedienste oder 
Geschäfte als Waschfrau, Reinmachefrau u. s. w. ebenfalls 
auswärts wahr, und die Kinder bleiben sich selbst überlassen. 
Dem Verfasser ist ein Fall bekannt, wo das fünf Jahre alte 
Kind im Zimmer eingeschlossen und nur dem guten Willen 
der Nachbarn empfohlen wird. Solches ist nicht selten und 
kommt zur allgemeinen Kenntnis meist nur durch die damit 
verbundenen Unglücksfälle. Im späteren Alter tritt dann an 
Stelle der Kinderstube die Strasse, allenfalls der nächste freie 
Platz. Und die Strasse bleibt für das Berliner Kind im Sommer 
und im Winter der beliebteste Aufenthaltsort, wo der Körper 
eben all die hygienisch nützlichen und schädlichen Einflüsse 
• in sich aufnimmt, welche die mehr oder weniger frische Strassen- 
luft, der Fussgänger- und Wagenverkehr mit sich bringen. In- 
wieweit durch einen Aufenthalt in den Kinderhorten aller Art 
den Kindern ein anderweitiger Aufenthalt ermöglicht wird, wie 
weit durch Schulen und auf sonstige Weise für die Kinder 
der weniger Bemittelten gesorgt wird, soll weiter unten ge- 
schildert werden. 
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Es fragt sich nun, ob hinsichtlich der Sterblichkeit«- und 
Erkrankungsverhältnisse der Arbeiter überhaupt statistisches 
Material beigebracht werden kann. Bei dem grossen Anteil, den 
die arbeitenden Klassen innerhalb der Gesamtbevölkerung ein- 
nehmen, seien zuerst die allgemeinen Berliner Sterblichkeits- 
verhältnisse einer längeren Periode nach der wissenschaftlich 
für 1876 bis 1885 durchschnittlich berechneten Sterbetafel von 
Böckh mit der des Deutschen Reiches und von Hamburg ver- 
glichen (die des Deutschen Reiches im Durchschnitt der Zeit 
von 1871 bis 1881, die von Hamburg im Durchschnitt der 
Jahre 1872, 1876, 1881 und 1886). Da letztere nur aus- 
schliesslich der Totgeborenen vorhanden waren, so sind die 
Berliner Zahlen entsprechend umgerechnet worden. 

Danach überlebten von 1000 Geborenen das angegebene 
Alter: 



s 


Männli 


ches Ges 


chlecht 


WeiblicheB Geschlecht 




Reich 


Berlin 


Hamhg. 


Reich 


Berlin 


Hambg. 


1 


747 


088 


744 


783 


729 


774 


10 


021 


531 


595 


652 


567 


609 


20 


593 


510 


568 


623 


545 


582 


30 


545 


471 


519 


576 


510 


545 


40 


488 


412 


450 


516 


460 


494 


50 


412 


336 


362 


452 


407 


438 


60 


311 


244 


202 


363 


338 


360 


70 


178 


137 


150 


219 


230 


234 



Es waren also von 1000 Lebendgeborenen männlichen 
Geschlechts nach 10 Jahren noch am Leben: im Deutschen 
Reich 621, in Berlin 531, in Hamburg 595, nach 40 Jahren: 
488 bez. 412 bez. 450, nach 70 Jahren: 178 bez. 137 bez. 
150, und bei den weiblichen Personen nach 40 Jahren: im 
Reich überhaupt 516, in Berlin 460, in Hamburg 494, nach 
70 Jahren: 219 bez. 230 bez. 234. 

Fast durchgängig ist bei beiden Geschlechtern die Berliner 
Sterblichkeit am ungünstigsten gewesen; nur das weibliche Ge- 
schlecht, welches, wie in der Regel, so auch in Berlin besser 
steht, als das männliche, weist in den älteren Jahresklassen 
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in Berlin einen besseren Stand auf, als das Reich, wenn es 
auch nicht so günstig wie Hamburg ist. Aber zum guten Teil 
liegt das an der stärkeren Dezimierung in dem ersten Lebens- 
jahre gegenüber dem Durchschnitt im ganzen Reich. Wäre 
nach dem ersten Lebensjahre derselbe Anteil, wie dort übrig 
geblieben, so würden im 70. Jahre statt 137 noch 149 am 
Leben gewesen sein, und wenn dieselbe Rechnung bei dem 10. 
bis 50. Jahre angestellt wird, noch 393 statt 336, also eine 
der im ganzen Reich vorgefundenen Zahl von 412 schon 
näherkommende. 

Doch prägt sich in diesen Zahlen nur die durchschnittliche 
Sterblichkeit aus, und wenn wegen des grossen Anteils der 
Arbeiterbevölkerung auch anzunehmen ist, dass bei letzterer im 
Durchschnitt kaum eine erheblicher abweichende, keinesfalls 
eine günstigere, Absterbeordnung vorliegen dürfte, so wird doch 
im einzelnen je nach der Berufszugehörigkeit die Sterblichkeit 
vermutlich divergieren. 

Ganz gewiss ist es wenigstens, dass bestimmten Berufsarten 
auch bestimmte Krankheiten eigentümlich sind, mag es sich 
um Handarbeiter oder Gelehrte handeln. Die sitzende Lebens- 
weise des Beamten, die Geistesthätigkeit der mehr Denkarbeit 
erfordernden Berufsarten zeitigt andere Rückwirkungen auf den 
Körper, wie die mechanischen oder körperlichen Dienstleistungen. 
Aber auch bei diesen sind Unterschiede vorhanden. Kutscher, 
Pferdebahnschaffner leben unter ganz anderen hygienischen Be- 
dingungen als Schneider, Uhrmacher unter anderen als Maurer 
u. s. f., auch kommt es vor, dass gerade das Vorhandensein 
von Gebrechen den damit Behafteten auf bestimmte Berufs- 
arten hinweist. Jedenfalls werden je nach dem Vorherrschen 
dieser oder jener Berufsarten sich auch die allgemeinen Er- 
krankungs- oder Sterblichkeitsverhältnisse richten. 

Die letzteren würden hinwiederum ihren wahren Ausdruck 
nur in wissenschaftlich berechneten Absterbeordnungen finden, 
an deren Ausarbeitung für bestimmte Berufsarten nach Lage 
des erreichbaren Materials einstweilen noch nicht zu denken ist. 
Denn das würde voraussetzen, dass nicht nur auf den standes- 



Digitized by Google 



50 



Die Selbstmorde. 



! 



amtlichen Meldekarten oder ärztlichen Totenscheinen die Angaben 
von Beruf und Stellung der Gestorbenen in der gleichen Genauig- 
keit wie bei den Volkszählungen stattfinden, sondern dass auch 
die Lebenden der einzelnen Berufsarten nach Altersklassen 
unter Berücksichtigung der örtlichen Bewegung und des Berufs- 
wechsels zum Vergleich richtig herangezogen werden können. 
Hiervon ist selbst die Berliner Statistik noch weit entfernt. 

Das einzige zur Zeit über die allgemeine Berliner Sterb- 
lichkeit der arbeitenden Klassen vorliegende Material betrifft nur 
Selbstmorde und Verunglückungen und wird in der Preussischen 
Statistik mitgeteilt. Dasselbe wird nachstehend angeführt. 

Selbstmorde von Geholfen, Gesellen, Arbeitern, Dienstboten u. s. w. 
(Die kleineren Zahlen bezeichnen die Angehörigen.) 



./xilgtrUlHUC UlfXKJJtiLl 


1891 


1892 


1893 


1894 




ra. | w. 


m. 


w. 


m. 


w. 


m. 




Lebensüberdruß» . . , 


0 


2 1 


6 


3 


18 


7 1 


15 


. — 

6» 


Körperliche Leiden . 


28 


5* 


26 




22 


7 3 


25 


7 5 


Geistesschwäche . . 


31 


14 2 


28 


19 ß 


28 


11 4 


31 


9 


lieidensohafton . . . 


12 


9 


17 


25 


13 


15 


10 


13 


Laster 


9 


3 


8 


1 


8 




16 






1 


1 


1 




2 




1 






42 


6 


72 


5 


58 


8 8 


58 


7 2 


Reue, Scham . . . 


IG 1 


7 


11 


3 


17 1 


6» 


12 2 


3 


Aerger, Streit . . . 


6 1 




2 


1 


3 


4 


6 


5 


Andere Gründe . . 


2 




1 


2* 


1 




4 




Unbekannt ... 


79 




70 


16 1 


61 


19 


03 


19 3 


Zusammen in Berlin 




62 B 


2 fo 


82 12 


231 1 


77 15 


241 » 


69 9 


Alle Berufe in Berlin 


i' 


125 




128 


382 


139 


407 


127 


Anteil d. Arbeit. Proz. 




49 


62 


64 


60 


55 


59 


54 




Tötliche Verunglückungen. 








Arbeiter u. s. \v. . . 


180 47 


48 n 


209 69 


54 82 


176 40 


61 46 


181 38 


62 47 


Alle Berufe .... 


241 


70 


282 


99 


234 


98 


257 


100 


Anteil d. Arbeit. Proz. 


75 


69 


74 


55 


75 


62 


70 


62 



Nun sind allerdings die Angaben über die Selbstmordfälle 
überhaupt unvollständig, indem mancher Selbstmord als Ver- 
unglückung oder unter einer unverfänglichen Todesursachen- 
Bezeichnung zur Anmeldung kommt, und insbesondere sind die 
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Selbstmordursachen schwer zu ermitteln und unsicher. Aber es 
zeigt sich doch, dass die arbeitenden Klassen annähernd mit 
den ihren Anteilen innerhalb der Bevölkerung entsprechenden 
Quoten beteiligt sind. Wenn im Jahre 1892 die Anteile höher 
stehen, so dürfte der Grund in dem damaligen Notstand zu 
suchen sein. 

Bei den tötlichen Verunglückungen ist der Arbeiterstand, 
was das männliche Geschlecht betrifft, sehr stark vertreten, 
was auf die Verunglückungen im Berufe zurückzuführen ist, 
über welche im Folgenden einige Mitteilungen zusammenge- 
tragen werden. 

b) Die spezielle Berufsgefahr. 

Das statistische Material, welches zur Beurteilung der be- 
sonderen Gefährdung der einzelnen Berufsarten vorliegt, ent- 
stammt fast ausschliesslich dem Versicherungswesen.« Es handelt 
sich um Material, welches durch die Versicherung der Arbeiter 
gegen Unfälle, Krankheit und Invalidität zur Kenntnis der be- 
ireffenden Verwaltung kommt und eine, wenn auch noch nicht 
regelmässig fliessende, so doch höchst wertvolle Quelle für die 
Beurteilung der Morbidität und Mortalität der Arbeiter er- 
schlossen hat. 

Was zunächst die Unfallversicherung betrifft, so hat leider 
das an und für sich sehr richtige Prinzip der berufsgenossen- 
schafüichen Organisation in der Unfallversicherung dahin ge- 
führt, dass man die Berufsgenossen ohne Rücksicht selbst auf 
solche abgeschlossene Gebiete wie die Stadt Berlin vereinigte, 
was zur Folge hat, dass auch das statistische Material gar 
nicht oder nur zum Teil für dieses Verwaltungsgebiet zum 
Vorschein kommt. Dies gilt insbesondere von den Unfällen 
und dem Personenkreis, auf den sich dieselben beziehen. 

Zwar hat das städtische statistische Amt, wie aus den Jahr- 
büchern- ersichtlich ist, auch hier das Erreichbare zusammen- 
getragen, aber gerade zur Berechnung der Unfallgefahr reicht 
das Material nicht aus. 
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Ausser gelegentlichen Anführungen in den Fabrikinspek- 
tion sherichten und im Verwaltungsbericht des Polizeipräsidiums 
für 1871 bis 1880 ist über die Unfälle in den unter den Ge- 
werberäten stehenden Betrieben kein zuverlässiges Material vor- 
handen. 

Nach den genannten Quellen liefen Unfallanzeigen aus 
Fabrikbetrieben ein: 

1892 : 3 312 
1803: 3 848 
1804: 4 287 
1805: 5 010 

Von den im Jahre 1895 verunglückten 5010 Personen 
wurden 12 getötet, 102 waren über 13 Wochen erwerbsunfähig. 

Weitaus die Mehrzahl der Verunglückungen war die Folge 
eines unvermeidlichen Zufalls, nämlich (1892) 70,44 Prozent. 
In nur 1,21 Prozent der Fälle war die fehlende Schutzvorrich- 
tung schuld. 

Vom Standpunkte der Arbeiter aus betrachtet wird da- 
gegen folgende Statistik angeführt: 

I>ie Unfälle beruhten auf: ^ ^ ^ 

Zufälligkeiten 07,34 52.02 50,90 50,37 

dem Verhalten der Arbeiter 30,80 45,50 47,10 48,03 

dem Mangel an Schutzvorrichtungen ... 1,80 1,82 2,07 1,27 

Leider zeigen diese Zahlen jedoch nicht klar, was gemeint 
ist; so weiss man nicht, ob z. B. ein Fehltritt des Arbeiters, 
durch den er vom Gerüste herabstürzt, zu den Zufälligkeiten 
oder zu dem Verhalten des Arbeiters gerechnet worden ist 
Keineswegs stimmt diese Statistik mit einer für die Jahre 1874 
bis 1880 — also vor Erlass des Unfall Versicherungsgesetzes — 
aufgeführten; danach entfielen Prozent aller (1532) Verun- 
glückungen auf 

örtliche Verhältnisse (un venneidliche Folgen der Fabrikarbeit) . . . 02,6 
nicht örtliche Verhältnisse (der Verbesserung fähige Umstände) . . 30,0 
Verschulden der Arbeiter 7,4 

Anscheinend handelt es sich bei der letztgenannten Stati- 
stik nur um schwerere Unglücksfälle, indem 6 Prozent tötlich 
verliefen, 15 Prozent eine über 13 Wochen dauernde Erwerbs- 
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Unfähigkeit zur Folge hatten. Im ganzen aber lassen diese 
Zahlen keine Beurteilung der Unfallgefahr zu. Es muss da- 
her als dringend wünschenswert bezeichnet werden, dass nun- 
mehr endlich das vorliegende reichliche Material der Unfall- 
versicherung der Arbeiter in wirklich statistischer Weise be- 
arbeitet wird. 

Interessanter sind endlich die im oben genannten Verwal- 
tungsbericht beigebrachten Relativzahlen über die Art der 
1532 Verletzungen. Danach entfielen Prozent auf 

Verletzungen an der rechten Hand . . 27,8 
„ „ linken r . . 22.3 



r am Fuss 20,6 

,. r Kopf 9,2 

„ „ Oberkörper 2,4 

., an einem inneren Teil . 0,8 

Es brachen Kippen 1,4 

9 r Anne 1,0 

„ „ Beine 3,1 

„ wurden verbrüht . 4,8 



Zusammen 100,0 

Günstiger vom statistischen Standpunkte aus liegt die 
Krankenversicherung, indem die für eine Reihe von Berufen 
innerhalb des Stadtgebiets durchgeführte Organisation auch eine 
gewisse Ausbeute in medizinalstatistischer Hinsicht gewährt. 

Dieses Material ist doppelter Art Zunächst ist es der 
Gewerkskrankenverein, ein aus einer grossen Anzahl von Kran- 
kenkassen bestehender Verband zur Uebernahme der ärztlichen 
Pflege, welcher seit einer Reihe von Jahren durch seine Aerzte 
statistische, Uebersichten über die sich in ärztliche Behandlung 
begebenden Kassen mitglieder erstatten lässt. Diese Berichte 
waren zu Anfang ausführlich in der Angabe der Krankheiten 
und bezogen sich auch auf Todesfälle, allmählich wurde jedoch 
ihr Inhalt minder reichhaltig, bis sie sich schliesslich seit 1888 
nur auf die in der Tabelle angegebenen ansteckenden Krank- 
heiten bezogen, vierteljährlich aufgestellt wurden und die Toten 
fortliessen. Gleichzeitig nahm der Gewerkskrankenverein an 
Ausdehnung ab, indem verschiedene Kassen austraten und auch 
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dadurch das Material minder bedeutsam wurde. Ausserdem 
fehlte bis zum Jahre 1892 das Erkrankungsmaterial der un- 
besoldeten Gewerksärzte, sodass erst, seitdem vom 1. Januar 
1892 ab nur besoldete Aerzte fungierten, das wenige Material 
einigermasscn vollständig ist. Unter diesen Umstanden wurde 
von dem städtischen statistischen Amte versucht, von den der 
Aufsicht des Magistrats unterstellten Orts-, Betriebs- und In- 
nungskassen durch Vermittelung der genannten Aufsichtsbehörde 
Zählkarten über jeden Fall eingetretener Erwerbsunfähigkeit 
unter Angabe von Beruf, Alter, Krankheit, Dauer der Krank- 
heit und Ablauf derselben zu erhalten. Dies ist auch für eine 
Reihe von Kassen gelungen, und wenn das Material vielfach 
noch unvollständig und namentlich hinsichtlich der Ka-ankheits- 
bezeichnung noch nicht hinreichend ist (vgl. Statistische Jahr- 
bücher), so ist sein Wert dennoch nicht gering. 

Das vorhandene Material ist sonach auch inhaltlich zwei- 
fach, das des Gewerkskrankenvereins und das einer Anzahl von 
Krankenkassen, letzteres nur für die erwerbsunfähigen, ersteres für 
die sich in ärztliche Behandlung begebenden Kranken überhaupt 

Ueber den Gewerkskrankenverein und seinen Vorgänger, 
den Gesundheitspflegeverein der deutschen Arbeiterverbrüderung, 
sind wiederum die Statistiken von Dr. S. Neumann die einzige 
weiter zurückgreifende Quelle. Die ältesten Berichte desselben 
behandeln das Jahr 1849. Später wurden sie in der Medi- 
zinischen Zentralzeitung und in Göschens Deutscher Klinik 
sowie in Artikeln des Arbeiterfreund fortgesetzt. Neumann er- 
kannte den bedeutenden Wert des den Aerzten zur Verfügung 
stehenden Materials und zeigte über ein Jahrzehnt hindurch 
den Weg seiner Benutzung, indem er unermüdlich das vorhan- 
dene Material zusammentrug und bearbeitete. 

Aber seine Mühe reichte nicht hin, „die unbegreifliche 
Indifferenz des ärztlichen Publikums", welche er im Jahre 1860 
in seinen „Notizen aus dem Gewerkskrankenverein aus den 
Jahren 1857, 1858 und 1859" beklagte, zu überwinden. 

Es ist bereits erwähnt worden, dass von der Statistik des 
Gewerkskrankenvereins wenig übrig geblieben ist Da die bis 
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1891 vorliegenden Daten unvollständig sind, weil die Berichte 
der unbesoldeten Aerzte fehlen, so werden nachstehend nur die 
seit 1892 vorliegenden Zahlen mitgeteilt: 



Gewerkskranken -Verein. 


1892 


1893 


1894 


1895 


Durchschnittliche Mitgliederzahl . . . I 


205 644 


189 894 


85 919 


92 053 


Zugang an Erkrankungen 


199 401 


183 198 


88 387 


93 180 


Prozent der Mitglieder erkrankt . . . 


97,0 


96,4 


102,9 


101,2 




5 609 


5 609 


2 680 


2 922 




1407 


1 337 


726 


713 


Konst. Syphilis u. syph. Exantheme . . 


2 268 


2 111 


824 


740 




5 150 


5 083 


2 022 


1957 


i metallische 


692 


722 


430 


574 




384 


266 


84 


108 


\ gasige 


41 


26 


4 


15 


Verletzungen. . . { ^f^Äbeit 


13192j 11875 
3 800! 3 162 


4 094 
1 649 


5 892 
1 558 



Sind diese Angaben auch nicht von derjenigen Bedeutung, 
welche sie bei einer ausgiebigeren Berichterstattung haben wür- 
den, so zeigen sie doch immerhin, dass jeder Arbeiter im Laute 
des Jahres sich etwa einmal in ärztliche Behandlung begeben 
hat und zwar in 4 bis 5 Prozent der Fälle wegen venerischer 
Erkrankungen, unter welchen zu etwa zwei Dritteln Gonorrhoe 
überwog. Das übrige Drittel sind syphilitische Erkrankungen ; 
ausserdem kommen chronische Hautkrankheiten fast so zahl- 
reich wie Gonorrhoefälle vor. Von den übrigen in den ärzt- 
lichen Berichten angeführten Erkrankungen sind die mit der 
Art der Arbeit verbundenen Verletzungen bemerkenswert 
(namentlich bei Schlossern). Es sind 6 bis 7 Prozent der 
Mitglieder, die^infolge dessen alljährlich ärztlichen Rat in An- 
spruch nehmen. Nicht sehr zahlreich im ganzen, aber doch 
für die Spezialberufe der Maler und Schriftgiesser, Setzer u. s. w. 
in Betracht konunend sind die metallischen Intoxikationen, wohl 
durchgängig Bleivergiftungen, deren Vorkommen der Gewerbe- 
deputation im Jahre 1891 Anlass gab, den Arbeitern Verhal- 
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tungsmassregeln für die Beschäftigung mit bleihaltigen Gegen- 
ständen u. s. w. zu geben.*) 

*) Sehr bezeichnend für diese Frage ist folgender Bericht der Arbeiter- 
Sanitätskommission (im Vorwärts vom Februar 1897): .... „In dieser 
Werkstatt werden Akkumulatoren gefertigt. Mit der Herstellung der- 
selben waren von Juli bis Anfang Dezember 1890 nacheinander zehn 
Arbeiter beschäftigt, doch soll die eigentliche Beschäftigung mit dem 
giftigen Material — Verarbeiten von Bleiglätte und Mennige — erst seit 
Anfang November begonnen haben. Von diesen Arbeitern erkrankten in 
der Zeit vom 11. November 1890 bis 1. Januar 1897: einer nach l'/j 
Wochen, ein zweiter nach 2V 2 Wochen, ein dritter nach 37 2 Wochen, 
ein vierter nach 0 Wochen, ein fünfter und ßechster nach 7'/ 2 Wochen, 
ein siebenter nach 4'/ 2 Monaten, ein achter nach 5V } Monaten. 

Diejenigen Erkrankten, die wir zu untersuchen Gelegenheit hatten, 
boten alle schwere Krankheitserscheinungen dar, Kräfte verfall, fahle Ge- 
sichtsfarbe und andauernde Störungen von Seiten der Verdauungsorgane 
oder selbst der Lunge. Monate und Jahre werden vergehen, bevor die- 
selben die Folgen jener kurzen Beschäftigung überwunden haben werden. 

Einer der Erkrankten Bebildert den Betrieb folgendermassen : 

Bei dem Verarbeiten der Bleiglätte und Mennige entwickelt sich so 
viel Staub, dass Maschinen, Tischo, Oefen, Handwerkszeug und am 
schlimmsten der Fussboden ganz von der giftigen Masse bedeckt sind. 
Ebenso sind Hände, Hemdsärmel, Schürze, Taschentuch u. s. w. damit 
gefärbt. Ein Garderobenspind existiert nicht, so dass die Kleider offen 
im Arbeitsraum an der Wand hängen und der Arbeiter den ganzen Blei- 
staub in die Wohnung bringt und Weib und Kinder ebenfalls gefährdet. 
An jedem Morgen spuckt er rote oder gelbe Klumpen mit Blei gefärbten 
Schleimes aus. 

Der Arbeitsraum ist 10 Meter lang, 7 Meter breit, 4 Meter hoch 
und zu einein grossen Teil durch Maschinen und Tische in Anspruch ge- 
nommen, so dass der für die acht dort regelmässig beschäftigten Arbeiter 
zur Verfügung stehende Luftraum entschieden zu gering ist. Die Ven- 
tilation ist mangelhaft. 

Zum Reinigen der Werkstatt ist niemand angestellt , an jedem 
Morgen — in Gegenwart sämtlicher Arbeiter — wird von einem 
derselben ausgefegt, wobei es trotz vorhergehenden Sprengens stark 
stauben soll. 

Die Arbeitsstätte dient auch als Frühstücksraum. Einige Arbeiter 
bleiben sogar während der Tischzeit in dem bleigeschwängerten Raum, 
weil sie es zu weit nach Hause haben. 

Er wird zwar jedem Arbeiter ans Herz gelegt, sich vor dem Essen 
die Hände zu waschen, aber die Wascheinrichtung besteht in einem 
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Ein Eingehen auf die einzelnen Berufsarten verlohnt sich 
insoweit, als die Häufigkeit venerischer oder chronischer Haut- 
krankheiten im Gewerbe der Nahrungs- und Genussmittel und 
bei den Barbieren beobachtet wird. Alsdann ergiebt sich: 



Art der Erkrankung 


Arbeite 
hat 

m. 


r über- 
ipt 

w. 


| Bäcker 
u. Kon- 
ditoren*) 

(männl .) 


Schiach- 
ter 

(männl.) 


TjSafc- 
arbeiter 

(männl.) 


Bar- 

bierc, 
Friseure 

(männl.) 


Alle Erkrankungen . . 


311656 


71003 


1 6 882 


5 789 


2 384 


1640 



Davon in Promille aller Erkrankungen: 



Gonorrhoe 


32,6 


19,2 


57,3 


56,0 


23,9 


72,0 


Ulcus molle u. dgl. . . 


8,2 


2,6 


10,8 


14,7 


4,2 


17,7 


Konst. Syphilis und syph. 
Exantheme 


10,5 


15,6 


14,4 


19,7 


9,6 


22,0 


Zus. venerische Erkrank. 


51,3 


37,4 


' 82,5 


90,4 


37,7 


111,7 


Chron. Hautkrankheiten 


27,9 


21,5 


43,6 


32,3 


19,3 


51,8 


Auf je 100 Mitglieder der Kassen Erkrankte: 




Alle Erkrankungen . . 


: 101,19 


81,12 


| 94,49 


86,62 1 103,29 


89,62 


Gonorrhoe 


3,30 


1,56 


5,41 


4,85 


2,47 


6,45 


Ulcus molle u. dgl. . . 


0,83 


0,21 


1,02 


1,27 


0,43 


1,58 


Konst. Syphilis und syph. 


1,06 


1,27 


1,36 


1,71 


1,00 


1,97 


Zus. venerische Erkrank. 


5,19 


3,04 


7,79 


7,83 


3,90 


10,00 


Chron. Hautkrankheiten 


2,83 


1,74 


4,12 


2,80 


2,00 


4,64 



kleinen Emaillebecken, das auch für den Betrieb benutzt wird und von 
dem an den Rändern angesetzten Blei nicht rein zu bekommen ist. Hand- 
tücher werden nicht geliefert, gondern müssen dio Arbeiter halten und 
zahlen. Heiss Wasser, das nötig wäre, um den Bleistaub von den Händen 
zu entfernen, kann zwar auf einem Gaskocher bereitet werden, aber für 
das zum Waschen erforderliehe Quantum reicht die Stunde Mittagspause 
nicht hin. 

Die Arbeitszeit beträgt 10 Stunden, von 8—7 Uhr, doch wurden 
einen ganzen Monat hindurch täglich zwei Ueberstunden gemacht, bis die 
ersten Erkrankungen vorkamen und die Arbeiter sich weigerten, noch 
Ueberstunden zu arbeiten. 

Der Lohn beträgt 18 Mark pro Woche mit Ausnahme des ersten 
Arbeiters. 

*) Hinsichtlich der Bäcker ist zu vergleichen: Zadek: Hygiene der 
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Diese Zahlen beziehen sich auf die Jahre 1892 und 1893; 
in dem folgenden Jahre sank die Mitgliederzahl des Gewerks- 
kranken Vereins auf die Hälfte herab, und 1895 traten weitere 
Vereine aus. Ausserdem wurde im Jahre 1894 infolge einer 
Anregung des Oberpräsidenten den Geschlechtskranken, welche 
solange vielfach von der Krankenfürsorge seitens der Kassen 
ausgeschlossen waren, dieselbe in erweitertem Masse zuteil. 

Die kleine Tabelle lässt erkennen, wie viel starker bei 
den Bäckern, Schlächtern, Barbieren die venerischen Erkran- 
kungen vertreten sind, obwohl die allgemeine Erkrankungsziffer 
unter dem Durchschnitt steht; die Zahlen pro 100 Mitglieder 
ergeben bei den Barbieren 10, den Schlächtern 7,83, den 
Bäckern 7,79 gegen 5,19 im Durchschnitt, und auch die chro- 
nischen Hautkrankheiten betragen bei den Barbieren 4,64, den 
Bäckern 4,12, bei den Schlächtern aber nur 2,88 gegen 2,83 
im Durchschnitt. 

Es sind dies indessen nicht sämtliche sich durch die Häufigkeit 
venerischer Erkrankungen auszeichnenden Berufsarten ; so kommen 
die Kellnerinnen weiter in Betracht, für welche neueres Material 
nicht vorlag; doch führt Blaschko (Die Verbreitung der Syphilis 
in Berlin, 1892) an, dass die Kellnerinnen zwar nur den 
fünften Teil der Mitgliederzahl der beobachteten Kassen, aber 
die Hälfte der Geschlechtskranken (wovon 50 Prozent Syphilis) 
ausmachen. 

Wesentlich günstiger trotz einer höheren allgemeinen Er- 
krankungsziffer stehen die Zigarren- und Tabakarbeiter mit nur 
3,90 Prozent venerischer Erkrankungen und 2 Prozent chro- 
nischer Hautkrankheiten auf 100 Mitglieder. 

Die Gründe dieser Erscheinungen sind, soweit die chro- 
nischen Hautkrankheiten in Frage kommen, bei den Bäckern 
und wohl auch bei den Barbieren in der Berufstätigkeit be- 
gründet. Hinsichtlich der venerischen Erkrankungen dürfte der 
Umstand entscheidend sein, dass Bäckerei-, Barbier- und wohl 



Müller, Backer und Konditoren in Weyls Handbuch der Hygiene, 
Jena 1896. 
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auch Schlächtergehülfen in der Regel unverheiratet sind und 
der Ansteckungsgefahr mehr unterliegen. Jedenfalls -weist die 
Häufigkeit der erwähnten Erkrankungen darauf hin, dass eine 
hygienische Beobachtung der betreffenden Gewerke geboten ist. 

Werfen wir noch einen Blick auf die früheren Jahre zu- 
rück, so ergiebt sich nach Neumann folgendes: 



Jahr Von 100 Mitgl. Von 100 Erkrankungen 

erkrankt, venerische chron. Hautkr. Tuberkulose 



1850 


82,4 


9,7 


3,0 


4,5 


1851 


88,4 


7,3 


2,9 


3,1 


1852 


101,0 


4,5 


2,1 


2.7 


1856 


74 


6,4 


3,8 


3,1 


1863 


72 


7,0 


3,3 


3,6 



Da sich für 1893 und 1894 der Durchschnitt der vene- 
risch Erkrankten auf 4,9 Prozent für beide Geschlechter stellt, 
scheint ein Rückgang dieser Erkrankungen eingetreten zu sein. 
Auch bei den chronischen Hautkrankheiten (jetzt 2,7 Prozent) 
sind die jetzigen Ziffern zumeist geringer. Für die von Neu- 
mann gegebenen Zahlen der Tuberkulose liegen leider Data 
des Gewerkskrankenvereins seit Jahren nicht mehr vor. Der 
günstige Stand der allgemeinen Erkrankungsziffer in früheren 
Jahren gegenüber 1893 und 1894 könnte wohl darin seinen 
Grund haben, dass früher das Material, wie dies für die spätere 
Zeit bis einschliesslich 1893 der Fall ist, die in Polikliniken 
unbesoldeter Gewerksärzte enthaltenen Fälle wegen mangelnder 
Meldung nicht mitenthält. 

Weitere Untersuchungen Neumanns erstreckten sich früher 
auf die Fragen, ob der Beruf im Freien, oder in Fabriken, 
oder kleineren Werkstätten u. s. w. ausgeübt wurde. Dann fand 
er, dass bei Arbeitern mit schwerer körperlicher Anstrengung 
nicht nur Verletzungen, sondern auch Alkoholintoxikationen 
häufiger als durchschnittlich waren. 

Im allgemeinen reichte das Material für eingehendere 
Untersuchungen, wie Neumann selbst oft genug beklagte, nicht 
hin. Gleichwohl können einige seiner Angaben über die Sterb- 
lichkeit nicht übergangen werden, und es dürfte die folgende 
kleine Uebersicht über die Gestorbenen der Jahre 1861 bis 

Hirschberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. 5 
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1863 auch heute noch von Interesse sein (vgl. „Arbeiterfreund" 
1866: Sterblichkeits Verhältnis in der Berliner Arbeiterbevölke- 
rung von Dr. S. Neumann). 



Sterblichkeitsziffer auf 
10000 Lebende 


Selbst- 
mord. 


Vcrun- 
glückg. 


Tuber- 
kulose. 


Akut« Ent- 
sflndg« der 
Lunge uud 
de.llfrwn. 


Typhus. 


Scblag- 
anfall. 


im Verein überh. (55 000 Mitgl.» 

____ 1 


2,2 


7,8 


61,1 

* 


7.6 


8,4 

* 


9.4 


bei Maurern (3800 Mitgl.) 


0,9 


19,3 


54,4 


11,4 


14,0 


15,0 


„ Zimmerern (2100 „ ) 


0.0 


34,9 


41,3 


11,2 


11,2 


20,6 


„ Schneidern (3400 „ ) 


0,0 


3,9 


77,5 


1,8 


9,8 


7,9 


„ Schuhmach. (3 000 „ ) 


0,0 


1,1 


60,6 


4,4 


6,6 




„ Webern (1600 „ ) 


i 4,2 


2,1 


81,2 


4,2 


2,1 


2,1 


„ Tischlern (0200 „ ) 


i 0,0 


1,6 


55,4 


2,6 


9,1 


2,6 


Preusß. Armee (Mannschaft.) 


4,7 


4,0 


14,3 


7,8 


29,0 


3,5 


Männl.Bevölk. v. 18 J. u. mehr 














in Berlin (1801 bis 1803) 


4,7 


6,7 


55,0 


8,6 


11,3 


23,3 



Nach diesen Angaben starben an Tuberkulose (Lungen- 
und Darmschwindsucht, auch Abzehrung) bei den Schneidern 
und Webern am meisten (77,5 und 81,2 auf 10000 Lebende), 
bei den Zimmerern und Maurern am wenigsten (41,3 und 54,4), 
während im Durchschnitt die im Verein befindlichen Arbeiter 
nur durch Tuberkulose und Verun glückung höhere Anteile auf- 
wiesen, als die Bevölkerung im allgemeinen, bei welcher damals 
freilich die Arbeiter selbst schon sehr zahlreich vertreten waren. 
Die von Neumann für die Armee hinzugefügten Zahlen geben 
nur bedingt einen Vergleichungsmassstab. Denn es handelt sich 
auch hier zwar um die ausgesucht kräftigen Männer. Wenn 
aber die Sterblichkeitsziffer an Tuberkulose tief unter der all- 
gemeinen steht, während die akuten Erkrankungen von Lunge 
und Herz der allgemeinen Zahl näher kommen, so hat dies 
wohl darin seinen Grund, dass die chronischen Erkrankungen, 
namentlich die Tuberkulose von Soldaten erst zum Tode führen, 
nachdem die Entlassung vom Militär schon vor längerer oder 
kürzerer Zeit stattgefunden hat. Die hohe Sterbeziffer, welche 
die Verunglückungen bei Zimmerern und Maurern einnehmen, 
hängt eng mit dem Berufe zusammen, und das Gleiche kann 



Digitized by Googl 



Vergleich der früheren und jetzigen Zahlen. 



07 



wohl auch hinsichtlich der akuten Erkrankungen der Lunge 
und des Herzens angenommen werden. 

Wenn nun im Folgenden ähnliche Rechnungen über die 
Sterblichkeitsziffern einzelner Gewerbe mitgeteilt werden, so sind 
dieselben nicht mit den Neumannschen Zahlen vergleichbar. 
Auch für die Tuberkulose, auf welche der Vergleich bei den 
Maurern versucht wird, ist zu beachten, dass Neumann Da mi- 
sch windsucht einrechnet, welche jetzt, wenn sie allein, d. h. 
nicht in Verbindung mit Lungenschwindsucht angegeben ist, sich 
bei den Darmkrankheiten findet, dass aber allgemein in den letz- 
ten Jahrzehnten sich Begriff und Bezeichnung der Tuberkulose 
wohl etwas verschoben habe. Dies vorausgeschickt, ergiebt sich 
eine Lungenschwindsucht-Sterblichkeit auf 10000 Lebende bei 
den Maurern von 61 im Jahre 1890 bis 1892 und von 95 für 
alle Lungenkrankheiten (ausser Lungenentzündung), während 
Neumann für die Jahre 1861 bis 1863 nur 54 berechnete 
(gegen einen Durchschnitt von 61 in allen Berufen, die ihm 
vorlagen). Bei den Buchdruckern betrug in den Jahren 1891 
bis 1893 die Sterblichkeit an Lungenschwindsucht auf 10000 
Mitglieder: 106, an allen Lungenkrankheiten: 160, bei den 
Malern: 143 bez. 161. Für die übrigen Berufsarten sind die 
Zahlen entweder für einen korrekten Vergleich zu klein oder 
überhaupt unvollständig. Dies ist auch für die weiterhin an- 
geschlossenen Zahlen zu beachten. Aber, wenn dieselben auch 
nicht hinreichten, um mit den Lebenden verglichen werden zu 
können, so schien es doch nicht ohne Wert, ihre prozentuale 
Zusammensetzung zu beobachten, wobei über die Unvoll ständig- 
keit der Fälle eher hinweggesehen werden kann, und die Fälle 
mit unbestimmten Angaben fortgelassen sind. 

In der nachstehenden kleinen Tabelle sind zehn Todes- 
ursachen besonders betrachtet worden und zwar im allgemeinen 
für jedes Geschlecht und im besonderen für sechs Berufsarten. 
Die untenstehende Zahl der Sterbefälle, welche für eine solche 
Beobachtung bei einzelnen Kassen nicht eben gross ist, giebt 
sonach nicht die Gesamtsumme der Sterbefälle, sondern nur die 
zur Meldung gekonunenen: 
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Anteil der nachstehenden Todesursachen unter allen angegebenen. 



1 

X U VA <_< ™ LI 1 O Q 11 ü 




Männliches GeBchlccbt 


I 


Weibl.Geschl. 


I'aberb. ,j MAurvx 

1891/93^1890/92 


Buch- 
drucker 

1891/93 


Maler 

1891/93 


Much.- 
b»o»r 

1891/93 


Ti*elil er j 

1891/93 


1". 1 i-rh. 

1891/93 


feu II IHM - 

dtrlnnea 

189J/93 


ftpwnHs»nif»r Tod 


5,0 j 

> 


9,9 






1 5 


3,6 


1 6 


1 4 


Krobs u. Geschwülste 


3,3 


2,9 


fl 0 
U,J 


9 1 




3,3 


o,o 




Herzkrankheiten . . 


7,1 


4,7 




A 1 




3,1 






(rohirn- und Geistes- 


















knuikhoitPii 


5 2 


50 


8,9 


8,2 


5,9 


2,6 


2,6 


1,8 


Kehlkopfkrankheiten 


9 0 1 




0,5 




- 3,2 


1,0 


0,7 




Bronchialkatarrhe 


9 3 ' 


16,6 


5,2 


1,4 


<,9 


12,3 


5,6 


8,0 


l jUHgcnentzunuuiig«;u 


1 5,5 i 


5,9 


3,8 


0,7 


7,9 




4,4 


2.7 


Lun gensch windsucht 


24,5 


19,3 


32,4 


37,7 


17,9 


91 


32,4 


28,8 


And. LHngenkrankh. 


15,2 


11,2 


16,4 


4,8 


19,4 


07 1 


11,7 


19,8 


Magen- und uann- 














! 
i 




KduHTIlc .... 


i 

4,6 


7,3 


1,9 


4,1 


0,0 


4 6 


1 Q Q 
0,0 




Lungenschwindsucht 


















u. andere Lungen- 


















kTankheiten . . . 


i 39,7 


! 30,5 


48,8 


42,5 


37,3 


48,6 


44,1 


48,6 


Kehlkopf-, Bronchial- 


















u. Lungonkatarrhe 


56,5 


55,6 

i 


58,3 


44,6 


54,3 


63,9 


54.8 


59,9 


Zahl d. Storbefölle m. 




i 














angegeb. Ursachen 


5 207 


658 


213 


146 


341 


391 


1 131 


222 


Es fällt hier 


nach 


im Durchs 


chnitt 


bei 


den 


mann 


liehen 



Arbeitern der vierte, bei den weiblichen der dritte Teil auf 
Lungenschwindsucht; da indessen die Bezeichnung bei der Mel- 
dung der Fälle notorisch inkorrekt ist, vielmehr ein sehr grosser 
Teil der als Lungenkatarrhe oder ähnlich bezeichneten Fälle 
ebenfalls Schwindsucht darstellt, so ist die Zahl 24,5 bez. 32,4 
eine Minimalzahl, während die Maximalzahl durch 39,7 bez. 
44,1 dargestellt wird. 

Ob diese Zahl nun hoch oder niedrig zu nennen ist, 
hängt davon ab, wie sie sich ausserhalb der arbeitenden 
Klassen stellt. Leider fehlt dafür in der Statistik ein Ver- 
gleichungsmassstab. Um ihn zu schaffen, hat Verfasser aus 
dem Material einer der grössten Lebensversicherungsanstalten 
für die Jahre 1893 und 1894 und die Berliner Sterbefalle (über 
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500 männliche und fast 700 weibliche) dieser Anstalt den An- 
teil der einschlägigen Todesursachen ermittelt. Hier handelt es 
sich fast' ausnahmslos um schon besser situierte Personen, da 
andere eine Lebensversicherung wohl nicht eingehen; zudem sind 
diese Personen vor ihrem Eintritt in die Anstalt einer ärztlichen 
Untersuchung unterzogen worden, und es ist bekannt, dass die 
Lebensversicherungsgesellschaften selbst gesunde Personen, wenn 
sie durch Lungenkrankheiten erblich belastet erscheinen, zu- 
rückweisen. 

Es ergab sich ein Sterblichkeitsanteil in Prozent aller 
Sterbefälle : 

bei d. Versiehe- dagegen 
rungg-Anatalt bei d. Arbeitern 
ni . w« m » w« 

für Lungenschwindsucht allein 25,5 12,4 (24,5) (32,4) 

für Lungenschwindsucht und andere Lungen- 
krankheiten 31,4 14,8 39,7 44,1 

für Lungenentzündung 9,9 5,4 5,5 4,4 

für Lungenkrankheiten aller Art, Bronchitis 

und Luftröhrenkatarrh . • 44,8 22,8 56,5 54,8 

Sieht man von der Vergleichung der Angabe „Lungen- 
schwindsucht" wegen der, wie bemerkt, notorischen Unvollstän- 
digkeit der (eingeklammerten) Zahl bei den Arbeitern ab, so 
ergiebt sich, dass beim männlichen Geschlecht 39,7 Prozent 
der Sterbefälle der Arbeiter wegen Lungenkrankheit (zumeist 
Schwindsucht) erfolgen gegen 31,4 bei den besser situierten 
Klassen. Beim weiblichen Geschlecht dagegen entfielen 44,1. Pro- 
zent der Sterbefälle der Arbeiterinnen auf diese Ursache gegen 
nur 14,8 bei den wohlhabenderen Klassen. Diese Differenz 
erscheint ausserordentlich hoch, aber sie ist nicht unwahrschein- 
lich, wenn man in Betracht zieht, dass die weiblichen Personen, 
soweit sie nicht Arbeiterinnen sind, in Berlin zum grössten Teil 
überhaupt beruflos und nur in Haushaltungen angehörig, da- 
mit also in viel geringerem Masse der Infektion durch Schwind- 
sucht ausgesetzt sind. Dass die Sterbefälle der Schneiderinnen 
an Lungenkrankheiten einen noch höheren Anteil einnehmen 
als der Durchschnitt (48,6 gegen 44,1), kann nicht Wunder 
nehmen. 
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Mitteilungen anderer Autoren. 



Bei den männlichen Arbeitern überwogen die Lungenkrank- 
heiten als Todesursachen besonders bei den Buchdruckern mit 
48,8 Prozent (gegen 39,7 im Durch schnitt). Dr. Georg Hei- 
mann berechnet (in Band X 3. Folge der Conradschen Jahr- 
bücher 1895) für die Jahre 1890 bis 1892 nur 45,5 Prozent 
Auch . die Tischler stehen hoch (48,6). Wenn die Maurer mit 

30.5 Prozent anscheinend viel günstiger stehen, so ist doch zu 
beachten, dass hier die Sterblichkeit an Bronchialkatarrhen mit 

16.6 (gegen 9,3) im Durchschnitt einen sehr hohen Stand ein- 
nimmt, sodass die Krankheiten der Atmungsorgane überhaupt 
55,6 gegen 56,5 im Durchschnitt ausmachen.*) 

Die übrigen angeführten Todesursachen büssen gegenüber 
den oben angeführten an Bedeutung ein, zumal die Kleinheit 
der Zahlen sichere Schlüsse verhindert. 

Nun hat über die Lungenschwindsucht der Arbeiter, zum 
Teil unter Benutzung des Materials der Ortskrankenkassen in 
Berlin Dr. Th. Sommerfeld in seiner Schrift über die „Schwind- 
sucht der Arbeiter" (Berlin, 1895) sich ausführlicher ausge- 
sprochen. Sommerfeld ist der Meinung, dass die Einatmung 
von Staub der Lungenschwindsucht in sehr erheblichem Masse 
Vorschub leistet, er unterscheidet die verschiedenen Staubarten 
und hält vor allem den metallischen, dann den organischen 
und mineralischen Staub für sehr gefährlich. Doch lassen sich 
hierfür wohl anatomische, jedoch noch nicht statistische Be- 
weise beibringen. 

Aus sinnen Zahlenangaben — bei welchen indessen das Ge- 
schlecht der Arbeiter, welches, wie gezeigt wurde, verschiedene 
Verhältnisse aufwies, nicht unterschieden ist — heben wir nach- 
stehende Berechnungen für die grösseren Kassen mit etwa 15 000 
und mehr Mitgliedern hervor. Die Beobachtungszeit betraf eine 
verschiedene Reihe von Jahren, die in der Regel mit 1893 
abschloss. 



*) Th. Sommerfeld berechnete aus demselben Material für die Jahre 
1859 bis 1891: 53 Prozent, für Schwindsucht aber 38,2 (Handbuch der 
Hygiene, herausgegeben von Weyl, Bd. MIT). 
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Lungenschwindsucht in den einzelnen Gewerben. 



Berufsart der Arbeiter 



Von je 10000 
Mitgl. gestorben 



I Von je lOOSterbe- 
! fällen entfielen 
| auf 

Lungenschwindsucht (in Klammer 



Zigarrenmacher . 

Maler 

Drechsler . . 
Buchdrucker . 
Tischler . . . 
Maschinenbauer 
Klempner . . 
Zimmerer . . . 
Buchbinder . . 
Steindrucker . . 
Maurer . . . 
Schuhmacher . 
Hutmacher . . 
Mechaniker . . 
Gastwirtgehülfen 
Schlächter . . 



Lungenkrankheiten Oberhaupt) 


84,7 (94,5) 


59,8 


84,0 (90,9) 


55,2 


72,3 (7G,1) 


61,1 


70,9 (85,2) 


44,4 


66,5 (82,3) 


55,7 


63,2 (90,8) 


36,9 


62,0 (72,9) 


56,8 


4 füll f\\ 

04,4 (OüjU) 




50,2 (53,8) ' 


57,5 


46,9 (56,6) 


44,6 


42,6 (59,0) 


38,2 


39,3 (44,0) 


56,3 


39,4 (43,9) 


66,4 


39,3 (40,9) 


57,1 




40,6 


11,3 (15,3) 


29,4 



Diese Tabelle zeigt grosse Verschiedenheiten in der Schwind- 
Suchtsterblichkeit, wobei wohl eine Anzahl verschiedener Mo- 
mente zusammenwirken dürfte; ausser dem Staub der Werk- 
statt, welchem Sommerfeld grosse Bedeutung beilegt, dürfte 
namentlich die Konstitution des Arbeiters in Frage kommen, 
sein Lohn und seine Lebensverhältnisse. Vermutlich bringen 
Schlächter und Maurer einen kräftigen Körper mit und stehen 
schon darum günstiger als Zigarrenmacher, Buchdrucker u. s. w. 
Aber vor allem ist die Verschiedenheit des Alters auch bei 
der Schwindsucht von wesentlicher Bedeutung, und es wurde 
schon bemerkt, dass mangels der Möglichkeit, dieses Moment 
mit in Rücksicht zu ziehen, die angeführten Zahlen überhaupt 
nur annähernde Werte darstellen können. 

Denn die Sterblichkeit an Lungenschwindsucht in dem 
Alter von z. B. 20 bis 25 Jahren beträgt beim männlichen Ge- 
schlecht nur etwa 7 bis 9 Promille gegen 14 bis lQ 1 / t 111 ^ em 
Alter von 30 bis etwa 85. Und beim weiblichen Geschlecht, wo 
die Sch windsuchtsterblichkeit im Durchschnitt der Bevölkerung 
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Erkrankungen mit nachfolgender Erwerbsunfähigkeit 



geringer ist, sind die Schwankungen von ähnlicher Bedeutung. 
Mit 9 bis 12 Promille pflegten die dem 35. Lebensjahre an- 
grenzenden Altersklassen am höchsten zu stehen. 

Wenden wir uns nunmehr zur Betrachtung derjenigen Er- 
krankungen, welche Erwerbsunfähigkeit zur Folge haben, 
so ergiebt sich für diese Fälle im allgemeinen folgendes Bild, 
welches aus dem Material von über 100 Ortskranken-, Betriebs- 
und Iimungskrankenkassen mit 300 000 bis 400 000 Mitgliedern 
gewonnen ist: 



Jahr 



r- 

Von 100 Mit- 
gliedern 



er- 
krankt 



ge- 
storben ! 



Von 
100 Er- 
krankt, 
gestorb. 



Krankheitstage 
auf 

ein f eino 
Mitglied Erkrkg. 





Männliches Geschlecht 




1892 


35,01 


1,10 


3,33 


9,19 


26,24 


1893 


40,01 


1,17 


2,94 


9,08 


24,19 


1894 


37,27 


1,09 


2,94 


9,41 


25,25 


1895 


39,19 


1,08 


2,75 


8,87 


22,03 


1890 


| 37,02 


1,00 


2,09, 8,38 


22,04 




Weihliches Geschlecht. 




1892 


1 33,49 


0,73 


2,17 


9,98 


29,80 


1893 


3G,85 


0,70 


1,91 


10,27 


27,86 


1894 


1 35,70 


0,04 


1,79 


10,80 


30,18 


1895 


1 35,39 


0,64 


1,81 


9,08 


25,66 


1896 ' ; 33,70 


0,54 


1,59 


8,58 


25,40 



Nach diesen Sätzen wurde über ein Drittel der Versicherten 
jährlich erwerbsunfähig, bei den Männern etwa 38, bei den 
Frauen etwa 35 Prozent; indessen dauert die Krankheit bei 
den Frauen fast vier Tage länger als bei den Männern, näm- 
lich bei ersteren 27,8, bei letzteren 24,2 Tage. Das einzelne 
Mitgued war im Laufe des Jahres neun bis zehn Tage erwerbs- 
unfähig krank (die Männer 9,1, die Frauen 9,7 Tage). 

Von den Erkrankten starben bei den Männern gegen 
drei, bei den Frauen gegen zwei Prozent im Durchschnitt der 
angeführten Jahre, jedoch zeigen sich Schwankungen dieser 
Jahresziffern, abhängig jedenfalls von der Art und Schwere der 
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Erkrankungen, deren Gesamtanzahl in den letzten Jahren von 
dem Auftreten der Influenza - Epidemien mehrfach beeinflusst 
worden ist. Im Vergleich mit der Mitgliederzahl starben beim 
männlichen Geschlecht 11, beim weiblichen 6,5 auf Tausend. 
Man wird diese Sätze als normal bezeichnen müssen, welche 
der Sterblichkeit der allgemeinen Bevölkerung im Alter von 
30 bis 35 Jahren beim männlichen und von 25 bis 30 Jahren 
beim weiblichen Geschlecht ungefähr entsprechen. 

Von einem Eingehen auf die Betrachtungen der Krank- 
heitstage pro Mitglied bei den einzelnen Kassen muss abge- 
sehen werden. Denn hierbei ist zu berücksichtigen, dass ein 
Teil der Kassen ein ganzes Jahr lang, ein anderer nur während 
40, 39, 26, 20 und 13 Wochen (dem gesetzlichen Minimum) 
Unterstützungen gewährt, zum Teil auch die gesetzliche Karenz- 
zeit der drei ersten Tage der Krankheit einhält, zum Teil nur 
zwei Karenztage vorschreibt, zum Teil sofort Krankengeld ge- 
währt, und endlich einige Kassen nur die Arbeitstage der 
Woche als Krankentage rechnen, andere die Sonntage oder 
Festtage oder beide ausschliessen (vgl. die Ausführungen in dem 
Abschnitt über Selbsthülfe). 

Aber für die hier mitgeteilten Kassen ist ferner zu berück- 
sichtigen, dass sie nicht ganz rein berufsgenossenschaftlich ge- 
gliedert sind, vielmehr hier und da auch Angehörige anderer 
Berufe enthalten können. Auch sind es nicht immer nur ge- 
lernte Handwerker, sondern auch ungelernte Arbeiter, welche 
den Kassen als Mitglieder angehören. Immerhin aber ist die 
Beruf Zugehörigkeit für ihr Zusammensein in einer Kasse das 
Entscheidende gewesen, sodass die Berufsgefahr eigentlich die- 
selbe ist und in den mitgeteilten Erkrankungszitfern gut zum 
Ausdruck kommt. Belangreicher für die Statistik ist dagegen 
der Umstand, dass die Alterszusammensetzung der Mitglieder 
für die einzelnen Kassen leider nicht bekannt ist. Im übrigen 
sind kleinere Kassen aus der Vergleichung fortgeblieben, ebenso 
die Innungskassen, bei welchen auch Selbständige versichert sind. 

In der nachfolgenden Uebersicht (S. 74/75) stehen meist 
die Jahre 1893 und 1895 höher, 1892 und 1894 niedriger; 
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Erkrankungsziffern für Männer in einzelnen Gewerben. 



Männliches Geschlecht. 
Erkrankungsziffern auf 100 Mitglieder der Orts- bezw. Betriebskassen. 





1892 


1R93 


1894 


18% 


(Gr. Berl. Pferdebahn-Betriebskrankenkasse 


81,1 


85,5 


71,6 


90,1) 


^Neue „ „ „ 


78,1 


96,4 


78,0 


87,7/ 

7 


Chemische Fabrik Betriebs krankenkasse 


48,3 


63,2 


52,3 


65,1 


Porzellan-Manufaktur 


37,1 


60,1 


50,6 


57,4 




46,4 


48,2 


51,3 


54,1 


Schlächter 


43,3 


44,1 


45,8 


51,7 


^Maschinenbauer Betriebskrankenkasse . . 


40,4 


42,4 


40,9 


50,0* 
47,41 


^ „ OrtskTankenkasse .... 


42,5 


49,8 


42,0 


(Maschinenfabrik) 


(17,3) 


(24,3) 


(25,7) 


(28,5) 


Töpfer 


28,0 

- 


42,6 


48,1 


46,0 


Maler 


48,9 


62,6 


46,0 


45,9 




38,4 


46,9 


39,7 


45,9 


Brunnenbauer 


39,0 


53,6 


33,8 


45.3 


Buchdrucker 


48,5 


44,5 


38.1 


418 




46,1 


' 46,3 


43,9 


44,0 




36,6 


36,9 


28,4 


43,6 


Meiereibetrit 1 )) 


30.5 


43,0 


30,6 


42,9 


Yertrolder 


?3,7 


39,2 


37,0 


41,3 


Strassenreinitfunc 


26,5 


43,2 


34,9 


40,4 






42,1 


28,8 


40,0 


Nadler 


32,2 


31,8 




39,3 




35,6 


41,5 


39,8 


39,0 




32,1 


40,3 


40,1 


38,7 




39,1 


44,2 


45,5 


38,0 


(Bäcker 


36,5 


40,1 


38,4 


38,0\ 




21,2 


25,2 


23,5 


28,31 




24,4 


33,6 


33,1 


37,7 




29,5 


36,8 


42,5 


37,3 




35.6 


35.5 


34,0 


36 8 


Gelbirießser 


28,3 


35,2 


30,5 


36 7 




28,3 


37,5 


34,1 


36,1 




30,1 


36,5 


32,8 


34,9 




29,0 


36,5 


25,9 


33,4 




24,2 


21,6 


28,3 


32,9 




29,5 


36,7 


32,5 


32,81 




28,0 


26,0 


24,4 


25,9J 




22,3 


30,7 


25,7 


32,5 




23,6 


40,2 


38,8 


31,7 




23,9 


34,6 


30,3 


31,4 
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1892 


1893 


IS'. >4 


1895 






32,2 


30,9 


28,7 




. . . . 26.2 


30,9 


28.2 


29,7 


Musikinstrumenten -Arbeiter . . 


• ■ • • 3 


30,9 


29,4 


29,1 


Sattler 


. . . . 30.0 


37,5 


33.3 

• 


28.6 




. . . . 21,9 


23,6 


18,1 


28,6 


Weber 


. . . . 24,1 


15,9 


23.4 


28,3 




. . . . 25,0 


27.0 


28,8 


28,3 




. ... 20,1 


24,0 


25,3 


28,2 




. . . . 26,2 


28,0 


28,2 


27.9 

7 




■ 


25,6 


29,1 


27,4 






24,9 


243 


25,8 




< 


23,6 

w 7 


23,9 


24,9» 


FHscure 


. . . 20.9 

> 


25,2 


15,7 


15,8} 


.Barbier- u. Friseur-Innungskranke 


nkasse . 20,2 


24.3 


21.7 


20,4» 




. . . . 23,0 


28,1 


24.5 


24.9 




. . . . 20,7 


30,8 


34.8 


24,9 




. . . . 21,1 


28,2 


21.6 


24,6 






16,9 


20,1 


24,2 




. . . . 21,7 


25,3 


20,1 


22,8 




. . . . 18,0 


29,3 


21,1 


22,2 




. . . . 34,0 


38,7 


36.6 


38.1 




. ... 44.0 


50.1 


42,8 


50,7 



es dürfte dies mit den Influenza -Epidemien zusammenhängen, 
welche in den erstgenannten Jahren besonders stark auftraten. 
(Es starben von der ganzen Bevölkerung Berlins 1892: 223, 
1893: 336, 1894: 153, 1895: 478). Aber auch die Er- 
werbsverhältnisse sind von nicht geringem Einfluss, wie später 
gezeigt werden wird (Abschnitt über Arbeitslosigkeit). Weitaus 
am höchsten ist die Erkrankungsziffer bei den Angestellten der 
Pferdebahngesellschaften ; auch die chemische Fabrik, die König- 
liche Porzellan-Manufaktur stehen hoch. Von den eigentlichen 
Berufskassen steht die der Bierbrauer mit 46 bis 54 Prozent 
(gegen 34 bis 38 im Durchschnitt) am höchsten. (Der Kasse 
gehören seit April 1893 auch die Böttcher in Brauereien an.) 
Auch die Erkrankungsziffer der Schlächter ist hoch. 

Es sind bei diesen Berufsarten die Verletzungen und 
sonstigen kleinen Unfälle (bei den Schlächtern durch Schnitt- 
wunden, bei den Mitgliedern der Brauerkassen, den Bier- 
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Unterschiede in der Erkrankungshäufigkeit. 



kutschern durch Ueberfahren, durch Einschneiden bei den 
Flaschenspülern u. s. w.) von Einfluss. Nunmehr folgen die 
Maschinenbauarbeiter. Hier ist des Vergleichs wegen die Betriebs- 
kasse der Fabrik von Ludwig Löwe hinzugesetzt, welche ziemlich 
niedrige Erkrankungsziffern aufweist. Dies ist nicht verwunderlich, 
da man von vornherein annehmen kann, dass die Gesundheits- 
verhältnisse der Arbeiter und die hygienischen Einrichtungen 
einer der gröbsten Fabriken besser sind, als die allgemeinen 
des betreffenden Gewerbzweiges. Nicht nur die Arbeitsräume 
pflegen hier besser, auch die Löhne höher, das Personal 
kräftiger zu sein als im Durchschnitt. Wenn die Betriebs- 
kassen im allgemeinen dennoch höhere Erkrankungsziffern auf- 
weisen, so liegt das darin, dass hier die gefährdeteren Berufs- 
arten vorherrschen. 

Von den übrigen Berufsklassen ist hervorzuheben, dass 
die Konditoren besser stehen als die Bäcker, die Friseure 
besser als die Barbiere, die Zigarrenmacher besser als die 
Tabakarbeiter, indem bei letzterer Kasse die älteren Jahrgänge 
überwiegen. 

Am niedrigsten ist die Erkrankungsziffer bei den Uhr- 
machern, Wäschearbeitern, Photographen, Posamentierarbeitern 
männlichen Geschlechts u. s. f. Inwieweit hier und bei den 
übrigen Kassen die Altersverhältnisse der Mitglieder von Ein- 
fluss sind, darüber ist, wie bemerkt, amtliches statistisches 
Material nicht vorhanden. 

Die Besprechung der Erkrankungsziffern des weiblichen 
Geschlechts na«h Berufsarten muss auf die Jahre 1894 und 
1895 beschränkt werden, da im Lauf des Jahres 1893 eine 
Verteilung der in der allgemeinen Ortskasse versicherten 
Arbeiter auf die einzelnen beruflich getrennten Kassen er- 
folgte, sodass dieses Jahr mit den folgenden nicht gut ver- 
gleichbar ist. 

Im nachstehenden werden die wesentlich in Frage kommen- 
den Berufsarten in einer kleinen Tabelle zusammengefasst. 

Die Maschinen- und Metallarbeiterinnen stehen darnach 
höher als der Durchschnitt, abgesehen von den bei Gold- 
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Weibliches Geschlecht. 



Orts- bezw. Betriebskasse 


1894 


18% 


Orts- bezw. Betriebskasse 


1894 


1895 


— = — 

Maschinenbauarbeitcr 


61,0 


62,7 


Wäschearbeiter . . . 


28,8 


30,8 


Median. Werkstätten . 


|54,0 


44,4 


(Wäschefabrik) . . . ; 


(23,7) 


(25,8) 


XV Ul Ovlilivi vi • • * • 


35 8 


4"? 5 


JTutmadierei 


>5 2 


30 6 


Steindruckerei. . . . 


40,9 


39,4 


Schneiderei Ortsk. . . 


20,5 


27,8 


Zigarrenarbeiter . . . 


42,9 


39,3 


(Damenmäntelßchn. 






Klempnerei 


46,0 


39,1 


I.-K.) 


(23,1) 


025.7) 


Strumpfwirkerei . . . 


52,1 


37,4 


Goldschmiederei . . . 


32.4 


27.6 


Gürtlerei 


36,3 


37,0 


Tapezierwerkst. . . . 


23,9 


23.0 


Gastwirtschaft . . . 


31,4 
26,7 


35,1 
32,5 


Alle Ortekassen . . . ; 


36,3 


35.5 




Schuhmacherei . . . 


|32.0 


31,1 


Alle Betriobskassen . 


41,8 


45.1 



schmieden beschäftigten, welche besonders günstig stehen. Auch 
Schneiderei, Weberei, Schuhmacherei, kurz die gesamte Näherei 
stellt niedrigere Relativsätze der Erwerbsunfähigkeit, wobei eine 
Wäsche f abrikkasse wiederum unter der allgemeinen Wäsche- 
arbeiterinnenkasse steht, 



Nun ist aber die Berliner Statistik in der Betrachtung der 
Erkrankungsverhältnisse der Kassen noch einen Schritt weiter- 
gegangen, indem versucht wurde von den Krankenkassen Zähl- 
karten für jeden Fall der durch Krankheit herbeigeführten Er- 
werbsunfähigkeit zu erlangen. Diese unter grossen Mühen zu 
Stande gekommene Statistik, deren wesentlichere Resultate für 
ein paar Jahre die umstehend eingeschobene Tabelle enthält, ist 
leider immer noch in mehrfacher Hinsicht unvollständig. Ein- 
mal kommen nur bei einigen Kassen alle Fälle zur Anzeige, 
sodass also ein Vergleich der Kranken mit der Mitgliederzahl 
nach der Krankheitsart nur ausnahmsweise möglich ist, dann 
ist die auf den Karten angegebene Krankheit teils unbestimmt, 
teils sehr inkorrekt. Unter diesen Umständen blieb nur übrig, 
diejenigen Erkrankungskarten jeder der hier angeführten Kassen 
nach bestimmten Krankheiten zu unterscheiden, bei welchen 
überhaupt eine Krankheitsangabe vorlag, die übrigen aber fort- 
zulassen. So erhielt man, wenn auch nicht die Häufigkeit der 
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Art der Krankheiten in den einzelnen Gewerken. 



Von je 1000 Erkrankungen mit angegebener Krankheit entfallen anf 
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Art der Krankheiten in den einzelnen Gewerken. 
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80 Verschiedenheit der Erkraukungen hei beiden Geschlechtern. 



Erkrankungen der Mitglieder an den einzelnen Krankheiten, 
so doch die Anteile der letzteren an der Krankheit überhaupt 
mit hinreichender Zuverlässigkeit. 

Die Tabelle zeigt zunächst, wie sehr es notwendig ist, die 
beiden Geschlechter bei Betrachtung der Sterblichkeitsverhält- 
nisse zu trennen. Beim männlichen Geschlecht kommen in den 
beiden angeführten Jahren am meisten Erkrankungen auf ge- 
waltsame Ursachen wie Verbrennen, Quetschungen, Wunden 
u. s. w., 172,4 bezw. 158,8 Promille, während hier das weib- 
liche Geschlecht nur 35,2 bezw. 39,3 Promille aufwies, dann 
kam- Rheumatismus (118,7 und 107,6 gegen 63,6 und 58,5 
beim weiblichen Geschlecht), dann Bronchialkatarrhe (akute und 
chronische), dann Magen- und Darmkrankheiten. Beim weib- 
lichen Geschlecht sind die Zahlen dieser Berechnungsweise des- 
wegen unsicher, weil einige Kassen die Entbindungen mit ein- 
gerechnet haben, andere nur dann, wenn sie gleichzeitig mit 
einer eigentlichen Krankheit verbunden waren. Im übrigen 
stand Bleichsucht mit 130,4 und 127,2 Promille obenan, worauf 
Magen- und Darmkrankheiten und Entbindungen, sowie nicht 
näher bezeichnete Unterleibskrankheiten, dann Rheumatismus. 
Die Lungenschwindsucht zeigt beim männlichen Geschlecht 19,6 
und 16,4, beim weiblichen 14,7 und 13,2 Promille und alle 
Lungenkrankheiten (ohne Entzündung) 68,2 und 72,2 bezw. 
56,3 und 57,1. Es lässt sich hiernach berechnen, dass von 
1000 Arbeitern beim männlichen Geschlecht etwa 27, beim 
weiblichen etwa 20 Personen derart lungenkrank w T aren, dass 
sie kürzere oder längere Zeit als haus- oder hospitalkrank 
behandelt wurden. 

Es läge nahe, auch für Syphilis und Gonorrhoe eine der- 
artige Vergleichung auszuführen, doch ist anzunehmen, dass 
sich ein Teil dieser Fälle bei Hautkrankheiten oder — nament- 
lich beim weiblichen Geschlecht — auch bei Unterleibskrank- 
hciten ohne nähere Angabe verbirgt. 

Die Krankheiten bei den wesentlichen Berufsarten sind 
nun verschiedenartig zusammengesetzt. Die Zahl der Schwind- 
süchtigen ist unter den Kranken am grössten bei den Buch- 
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druckern, Buchbindern, Schneidern, am niedrigsten bei den 
Schlächtern. Obwohl ferner die letzteren wegen der überaus hohen 
Zahl von Verletzungen (einem Drittel aller Erkrankungsfälle) 
eine teils höhere, teils nicht viel niedrigere Krankneitsziffer 
aufweisen (1892: 43,3) als die Buchdrucker (48,5), so entfallen 
beim Vergleich mit der Mitgliederzahl auf 1000 Schlächter 6, 
auf 1000 Buchdrucker 16 wegen Lungenschwindsucht Erwerbs- 
unfähige und 13 bezw. 29 Lungenkranke überhaupt. Bei den 
Schneidern entfielen nach dieser Rechnung im Jahre 1892 auf 
1000 Mitglieder 5,9, 1893: 5,6 Schwindsüchtige und 30,9 
bezw. 22,9 Lungenkranke. 

Der Anteil der syphilitisch oder gonorrhoisch Kranken*) 
war unter den Erwerbsunfähigen am höchsten bei den Schlächtern, 
Bäckern und Schuhmachern, Berufsarten, wo die Unverheirateten 
überwogen. Auch Krätze, Hautkrankheiten sind in diesen Be- 
rufen häufig. 

Beim weiblichen Geschlecht erschien nur bei wenigen 
Kassen das vorliegende Material bereits zur Verwertung ge- 
eignet. Bei den Schneiderinnen ist der Anteil der Fälle von 
Bleichsucht grösser als im allgemeinen, kleiner dagegen bei den 
Wäschearbeiterinnen. Aehnlich verhält es sich mit Rheu- 
matismus und Herzkrankheiten , Kehlkopf- und Bronchial- 
katarrhen, während Augenkrankheiten in beiden Berufszweigen 
namentlich aber auch im letztgenannten stärker vertreten sind. 
Auffallend hoch steht bei den Wäschearbeiterinnen die Hals- 
entzündung, wohl eine Folge der Plätt stuben arbeit ; bei den 
Schneiderinnen sind diese Krankheiten unterdurchschnittlich. 

Unterleibskrankheiten ohne bestimmte Bezeichnung sind 
bei den Schneiderinnen äusserst stark über dem Durchschnitt 
vertreten, Entbindungen waren nicht eingerechnet worden. 
Um jedoch diese und ihr Verhältnis zu den Fehl- und Früh- 
geburten zu vergleichen, wurde durch den Verfasser das Ma- 
terial direkt zu beschaffen gesucht. 



*) Vgl. S. Neumann: Syphilisfrage, Berlin 1852, und ßlaschko: 
Die Verbreitung der Syphilis in Berlin, 1892. 

Hirschberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. ß 
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Entbindungen, Frühgeburten, Fehlgeburten. 



Alsdann ergeben sich, wenn man nur das Material der 
grösseren Kassen betrachtet, folgende Zahlen: 





AUg. Kasse gewerbl. Arbeiterinnen 


Hutmacherinnen 


Jahr 


Ent- 
bindun- 
gen 


Früh- 
ge- 
burten 


Fehl- 
ge- 
burten 


Auf 100 
Entbiud. 
Früh- u. 
Fehleeb 


i 

Ent- 
bindun- 
gen 


Früh- 
ge- 
burten 


Fehl- 
ge- 
burten 


Auf 100 
Entbind. 
Früh- u. 
Fehltrcb 

S. V Ul <- 1 -' ■ 


1890 


2 463 


3 


218 


9,0 


108 


— 


5 


4,7 


1891 


2 434 


— 


217 


8,9 


110 


— 


10 


9,1 


1892 


2 312 


3 


234 


10,3 


95 


— 


11 


11,6 


loJO 


1 b93 


9 


184 


11,4 


All 

92 




17 


18,0 


1894 


1 244 


10 


209 


17,6 


69 


4 


14 


26,1 


Zus. 


1 10 140 
Sc 


25 
bneiderin 


1062 
nen 


10,7 | 


474 


4 

Väschear' 


57 
beiteriruu 


12,9 

;n 


1891 


1480 


4 


87 


6,2 


371 




40 


10,8 




1613 


3 


110 


7,0 


384 


1 


48 


12,8 


1893 


• 1 169 


4 


127 


11,2 


480 


6 


78 


17,5 


1894 


1 130 


9 


160 


14,3 


627 


4 


121 


19 9 


Zus. 


5 392 


13 


484 


9,2 J 


1862 


1 11 


287 


16,0 




Steindrückereiarbeiterinnen 


Druckerei arbei terinnen 


1893 


1 117 


2 


13 


! 

12,8 


52 




6 


11,5 


1894 


180 


2 


21 


12,8 


112 


1 


22 


20,5 


Zus. 


297 


4 


34 


12,8 


164 


1 


28 


17,7 



Die Zahl der Fehl- und Frühgeburten bei den Arbeite- 
rinnen, verglichen mit den regulären Entbindungen war hier- 
nach in dem Jahrfünft 1890 bis 1894 in beträchtlichem 
Wachsen bis zu 26 auf 100 Entbindungen bei den Wäsche- 
arbeiterinnen. Allerdings hängt dies mit dem gegen früher 
vielleicht jugendlicheren Alter der Arbeiterinnen und der Zahl 
der unehelichen Geburten zusammen, welche bei der letzt- 
genannten Kasse von 1891 bis 1894: 23,7, 24,7, 25,8, 
24,1 Proz. aller regelrechten Entbindungen (also ohne Früh- und 
Fehlgeburten) betrugen; sicherlich ist die Ursache dieser Vor- 
gänge mehr auf moralischem Gebiete zu suchen. Aber auch 
die Beschäftigung ist von Einfluss, wie namentlich der Unter- 
schied zwischen den bei den Wäschearbeiterinnen und den 
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Schneiderinnen gefundenen Verbältnisse zeigt. Gerade bei 
ersteren, welche ungünstigere Verhältnisse aufweisen, kommt 
auch die anstrengende Plätterei neben der Nähmaschinenarbeit 
in Betracht. Wenn man sich den Rückgang der Geburten- 
ziffer in Berlin in den letzten Jahrzehnten vergegenwärtigt, so 
mahnen diese Ziffern an die Notwendigkeit einer sorgfältigen 
Beobachtung der Ursache der Aborte und Frühgeburten. 

Werfen wir schliesslich noch einen Blick auf die Statistik 
der Invalidenversicherung (Berichte der Berliner Versicherungs- 
anstalt für die Jahre 1891/96), so standen bis 1895 1499 männ- 
liche und 454 weibliche Invalide unter Beobachtung. Im 
Jahre 1896 kamen 692 männliche und 258 weibliche Rentner 
hinzu. Beim männlichen Geschlecht war bis 1895 in 36,1, 
1896 in 35,5, bei dem weiblichen in 21,8 bezw. 23,3 Prozent 
der Fälle eine Lungenkrankheit Ursache der Invalidität. Hier- 
unter war die Angabe Lungenschwindsucht mit 19,0 und 21,5 
bezw. 10,8 und 10,1 vertreten. Indessen kann man wohl sicher- 
lich auch die Angabe Lungenkatarrh und chronischen Bronchial- 
katarrh mit einrechnen, sodass der wirkliche Anteil der Lungen- 
schwindsucht mit ziemlicher Genauigkeit auf 25,2 und 28,0 
bezw. 15,2 und 21,0 Prozent aller Invaliditätsursachen zu 
rechnen ist. Rückenmarkschwindsucht u. dgl., Gehirn- und 
Geisteskrankheiten wiesen bei den Männern 11,1 und 11,4, bei 
den Frauen nur 4,2 und 3,5 Prozent aller Fälle auf, Krank- 
heiten des Gefässsystems, worunter besonders Herzfehler und 
Arteriosklerose 9,4 und 7,5 bezw. 11,1 und 8,6, chronischer 
Gelenkrheumatismus 4,3 und 3,9 bezw. 8,4 und 8,9, Muskel- 
rheumatismus 0,7 und 1,3 bezw. 1,3 und 0,8, Krebs 1,6 
und 1,9 bezw. 3,3 und 2,3 Prozent. Nimmt man die Krank- 
heiten der Knochen und Gelenke zusammen, so zeigen die 
Männer [6,9 und 9,0, die Frauen dagegen 15,2 und 16,0 
Prozent. 

Betrachtet man das Alter, so zeigt sich wenigstens beim 
männlichen Geschlecht eine gewisse Regelmässigkeit, beim weib- 
lichen ist dieselbe wegen der verhältnismässig geringen Zahl 
der beobachteten Fälle mehrfach unterbrochen: 

6* 
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Von je 100 Invaliden der nebenstehenden Altersklassen 
wurden innerhalb jedes Geschlechts aus obenstehenden Ursachen 
invalid : 



Alter 

_.. 


Lungen- 
krankheiten 
1 u. chron. 
Bronchial- 
katarrhe 

m. | w. 


Nerven- 
krankheiten 

m. | w. 


Krank- 
heiten des 
Gefäss- 
systemB 

na. | w. 


20/25 


62 


30 


5 


20 


5 


10 


25/30 


68 


19 


13 


8 


4 


8 


30/35 


55 


38 


22 


24 


3 


10 


35/40 


52 


31 


30 


34 


5 


9 


40/45 


40 


32 


33 


20 


7 


16 


45/50 


37 


21 


26 


32 


4 


8 


50/55 


34 


28 


30 


10 


8 


5 


55/60 


29 


24 


23 


12 


12 


9 


60/65 


29 


12 


17 


5 


15 


19 


65/70 


29 


14 


12 


9 


12 


9 


70u.m. 


10 


12 


10 


6 


5 


18 


überh. 


| 30 


22 I 21 


15 


9 


11 



Bei den 25 bis 30 Jahre alten männlichen Versicherten 
waren die Lungenkrankheiten in 68 bezw. 63 Prozent der 
Fälle Invaliditätsursache, von Jahrfünft zu Jahrfünft tritt die- 
selbe dann gegenüber den anderen Ursachen immer mehr zurück. 
Die Nervenkrankheiten zeigen eine Folge, welche bis zum Alter 
von 40/45 bis auf ein Drittel der Fälle ansteigt, dann wieder 
zurückgeht, und die Krankheiten des Gefässsystems bilden mit 
15 Prozent erst im Alter 60/65 das Maximum. 

Dem Berufe nach zeigen bei den Arbeitern der Metall- 
und Maschinenindustrie die Lungenkrankheiten einen höheren 
(39,3), bei den Arbeitern im Verkehrsgewerbe einen niedrigeren 
Prozentsatz (34,9) als der Durchschnitt (36,1). Unter den 
weiblichen Versicherten weisen die Lungenkrankheiten als In- 
validitätsursache bei der Bekleidungsindustrie (meist Näherinnen) 
einen Anteil von 28,1, bei den Dienstboten nur einen Anteil 
von 15,0 Prozent auf (gegen 21,8 im Durchschnitt). Die 
speziell mit Lungenschwindsucht bezeichneten Fälle zeigen 12,5 
und 6,4 Prozent (gegen 10,8). 



Notwendigkeit der Beobachtung der Botriebsgefahr. 
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Die Morbiditäts- und Mortalitätsverhältnisse der Arbeiter 
machen im ganzen keinen zufriedenstellenden Eindruck. Denn 
abgesehen von den besonderen Gefahren des Berufs durch Ver- 
letzung, Vergiftung, Erkältung u. s. w. treten die allgemeinen 
Gefahren schärfer auf als in anderen Gesellschaftsklassen. 
Vor allem ist es die Lungenschwindsucht , welche als Krank- 
heits-, Invaliditats- und Todesursache die Arbeiterschaft vor- 
zeitig dezimiert. Aber auf der anderen Seite ist doch das Bild 
insofern kein ganz unerfreuliches, als nicht alle Berufsarten 
durchweg besonders gesundheitsschädliche Verhältnisse zeigen. 
Dies berechtigt zu der Hoffnung, dass, wenn man fortfährt, 
den Gefahren der einzelnen Betriebe in ihrer Eigenart an den 
massgebenden Stellen Aufmerksamkeit zu schenken, es nicht 
schwer werden kann, sie wesentlich einzuschränken. Schon jetzt 
sind die Arbeiter durch die Unfallverhütungsvorschriften und 
andere aufsichtspolizeiliche Bestimmungen erheblich mehr ge- 
schützt als früher. Alle diese Vorschriften haben aber daneben 
noch einen sittlich-erzieherischen Wert, indem sie den Arbeiter 
nicht nur das Leben, sondern auch die Gesundheit mehr schätzen 
lehren, ihn zu Sauberkeit, Vorsicht, Rücksicht und zu einem 
gewissen hygienischen Nachdenken erziehen. 
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4. Das Arbeiterversicherungswesen 



Das heute in Berlin bestehende Arbeiterversicherungswesen, 
welches die Zwangskassen der obligatorischen Krankenversiche- 
rung, freie auf Selbsthülfe beruhende Kassen, die Unfallver- 
sicherung der Berufsgenossenschaften und die Invaliditäts- und 
Altersversicherung umfasst, ist nur in seinen letztgenannten 
beiden Teilen neu geschaffen worden, geht aber im übrigen, 
namentlich in seinen Orts- und Innungskrankenkassen weit in 
frühere Zeiten zurück. Insbesondere haben auch die älteren 
ortsstatutarisch eingerichteten, im Jahre 1884 in Ortskranken- 
kassen umgewandelten Einrichtungen eine lange, teils bis in 
frühere Jahrhunderte datierende Entwicklung. 

Aber wenn auch die Gesellenkassen weit zurückreichen, 
so scheint es doch gegen Ende des vorigen Jahrhunderts mit 
der Krankenfürsorge nicht sonderlich gut bestellt gewesen zu 
sein. Wenigstens erging auf Spezialbefehl des Königs unter 
dem 7. Januar 1783 eine Verordnung des Staatsministeriums, 
wie es mit der Kur und Verpflegung der auf der Wander- 
schaft oder in Werkstätten krank werdenden Gesellen gehalten 
werden solle. Der König habe erfahren, wie man an ver- 
schiedenen Orten des Landes die kranken Gesellen entgegen 
aller Menschenpflicht abzuschieben versuche. Diese pflicht- 
widrige Verwahrlosung widerspreche den Grundsätzen der all- 
gemeinen Menschenliebe und einer guten Polizei; daher sollten 
die Gewerke in den Städten die Kranken solange verpflegen, 
bis sie gesund oder transportabel seien ; reichten die Mittel 
der Gesellen nicht aus, so hätte die Gewerkskasse, bei deren 
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Unvermögen die Armenkasse für die Kosten aufzukommen. 
(Vgl. Mylius Bd. VII.) 

Es ist allerdings kaum anzunehmen, dass in Berlin, wo die 
Gewerke besonders gut entwickelt waren, die vom König be- 
klagte Vernachlässigung der Fürsorge sich geltend gemacht 
haben wird. Aber eine wirkliche Organisation dieser Fürsorge 
wurde doch erst in weit späterer Zeit durch die Preussische 
Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 vorbereitet, welche 
nicht nur die Beibehaltung der alten bestehenden Kassen aus- 
drücklich gestattete, sondern auch den Erlass von Orts- 
statuten zur Herbeiführung eines Versicherungszwanges vorsah 
(§§ 144, 169). 

Auf Grund dieser Bestimmungen erliess der Berliner 
Magistrat bereits unter dem 1. November 1850 mit Genehmi- 
gung der Regierung ein Ortsstatut, welches den Versicherungs- 
zwang zunächst für die Handwerksgesellen herbeiführte. 

Im Ortsstatut wurde festgestzt, dass alle Gesellen und Ge- 
hülfen verpflichtet waren, den bestehenden oder noch zu er- 
richtenden Verbindungen und Kassen zur gegenseitigen Unter- 
stützung beizutreten und die Verpflichtungen während des Auf- 
enthalts in Berlin zu erfüllen. Ueber die Bedingungen, zu 
welchen der Beitritt zu erfolgen hatte, bestimmte Kommune und 
Regierung. Der Arbeitgeber musste von der Beschäftigung 
neuer Gesellen der Kasse Nachricht geben; auch musste er auf 
Verlangen der Kasse die rückständigen Beiträge des Gesellen 
einzahlen und konnte sie demselben auf den Lohn anrechnen. 
Die Höhe der Beiträge und die übrigen Grundsätze bestimmte 
das Statut. Soweit diese Statuten den beteiligten Innungen 
eine Mitwirkung bei der Kassenverwaltung übertrugen, musste 
jeder Innungsgenosse sich dieser Pflicht unterziehen. Vielfach 
beteiligten sich die Innungen auch durch Geldbeiträge an den 
Kassen. 

Diesem Statut folgte dann alsbald am 5. April 1850 ein 
gleiches für die in Fabriken beschäftigten Arbeiter, welches 
der Handelsminister am 7. April genehmigte. Es enthielt u. a. 
folgende Bestimmungen: 
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Zulassung des Versichern ngszwanges 1850. 



Alle in Fabriketablissements des Gemeindebezirks Berlin, 
einschliesslich derjenigen zu keinem Gemeindeverbande gehören- 
den Territorien, in welchen der Gemeinde Berlin die Last der 
Armenpflege oblag, gegen Entgelt beschäftigten männlichen 
Arbeiter, welche das 16. Lebensjahr zurückgelegt hatten und 
nicht zum Gesinde gehörten, waren nach § 1 verpflichtet, späte- 
stens nach Verlauf von drei Tagen, nach dem Beginn ihrer 
Beschäftigung in der Fabrik, einer obrigkeitlich bestätigten 
Kasse oder Verbindung zur gegenseitigen Unterstützung bei- 
zutreten und die den Mitgliedern nach den betreffenden Statuten 
obliegenden Leistungen solange zu erfüllen, als ihre Beschäfti- 
gung in der Fabrik dauerte. Welchen dieser Verbindungen und 
Kassen die betreffenden Arbeiter zuzuweisen waren, hatte nach 
Anhörung beteiligter Gewerbtreibender und Fabrikarbeiter, so- 
wie des Gewerberats, der Magistrat mit Genehmigung der König- 
lichen Regierung zu bestimmen und in der für die Publikation 
lokalpolizeilieher Verordnungen in Berlin vorgeschriebenen Weiso 
bekannt zu machen. 

Kein Inhaber eines Fabriketablissements durfte Arbeiter, 
welche nach der Bestimmung des § 1 einer Unterstützungs- 
kasse oder Verbindung beitreten mussten, länger als drei auf- 
einanderfolgende Tage in Arbeit behalten, ohne der betreffenden 
Kasse hiervon Anzeige zu machen. AVenn der Arbeiter aus 
der Arbeit trat, so musste dies innerhalb 24 Stunden nach er- 
folgter Entlassung oder nach geschehenem Austritt vom Arbeit- 
geber der Kasse angezeigt werden. Die Lihaber der Fabrik- 
etablissements waren verpflichtet, die fälligen Beiträge der 
Arbeiter, unter Vorbehalt der Anrechnung auf die nächste 
Lohnzahlung , für Rechnung der Beteiligten zur Ka3se zu 
zahlen (§ 3). Die Inhaber der im Gemeindebezirke Berlin und 
den dazu gehörigen, im § 1 bezeichneten Territorien befind- 
lichen Fabriketablissenients waren verpflichtet, sich bei den be- 
treffenden Fabrikarbeiter-Unterstützungskasseii durch Gewährung 
eines entsprechenden Kapitalzuschusses oder durch laufende 
Beiträge bis zur Hälfte des Betrages, welche die von ihnen in 
jenem Bezirk beschäftigten Arbeiter zu den Unterstützungs- 
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kassen nach den betreffenden Kassenstatuten aufbringen mussten, 
zu beteiligen. In den von der Königtichen Regierung zu ge- 
nehmigenden Kassenstatuten sollte das Nähere hierüber be- 
stimmt werden. In denselben musste den Fabrikinhabern eine 
ihrer Stellung als Arbeitgeber und der Höhe ihrer Beiträge 
entsprechende Teilnahme an der Kassen Verwaltung eingeräumt 
werden. Die näheren Festsetzungen, welche Betriebswerkstätten 
als Fabriketablissements im Sinne der Bestimmungen anzusehen 
waren, hatte die Königliche Regierung nach Anhörung des Ge- 
werberats und der Kommunalbehörde festzusetzen. Diesen Be- 
stimmungen schloss sich dann am 21. Dezember 1860 ein 
weiteres Ortsstatut au, welches die Versicherungspflicht der 
Arbeiterinnen in Fabriken und zwar bei der Meyerschen 
Krankenkasse einführte. 

Am 1. Juli 1854 belief sich diese Zahl der zünftigen Ge- 
sellen- und Fabrikarbeiter - Kranken- und Sterbekassen unter 
Aufsicht des Magistrats auf 74 (infolge Verschmelzung einzelner 
Kassen alsbald 68) mit 34 460 Mitgliedern und 86 318 Thalern 
Arbeitnehmer- und 675 Thalern Arbeitgeber - Beiträgen und 
28 237 Thalern Vermögen. Am 1. Januar 1860 betrug die 
Mitgliederzahl bereits 50 954, die Beiträge der Arbeitnehmer 
beliefen sich auf 151618 Thaler, der Arbeitgeber auf 11258 
Thaler, das Vermögen anf 86 108 Thaler. Die meisten Mit- 
glieder wiesen im Jahre 1854 die Maschinenbauarbeiter auf 
(7 130), die Tischler 3 261, die Maurer 2 400, die Schneider 
2 290, die Schuhmacher 1 923, die Schlosser 1 900. 

Ausserdem aber bestanden 1854 noch 38 nicht aus- 
schliesslich auf Arbeiter beschränkte Kranken- und Sterbe- 
kassen mit 57 380 Mitgliedern und 203 581 Thalcrn Ver- 
mögen, 12 416 Thalern Krankengeld und 58 881 Thalern Sterbe- 
geld (35 Thalcrn pro Sterbefall) unter der Aufsicht des Polizei- 
Präsidiums. Die bedeutendste von diesen Kassen war die neue 
grosse Berliner Sterbekasse mit 9 309 Mitgliedern und 21400 
Thalern ausgezahltem Sterbegeld (gegen 2 378 Mitglieder bezw. 
4 650 Thaler im Jahre 1841). 

Dieses Arbeiter-Kassen wesen entwickelte sich in den fol- 
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i)io Krankenkassen im Jahre 1895. 



genden Jahrzehnten günstig weiter, sodass das Reichsgesetz vom 
15. Juni 1883 folgende Kassen sehon vorfand: 64 Kassen 
von Handwerksgesellen mit 57 452 Mitgliedern und 703 059 
Mark Beiträgen von Arbeitnehmern, 20 651 von Arbeitgebern, 
7 Fabrikarbeiterkasssen mit 68 044 Mitgliedern, 647 306 Mark 
Arbeitnehmer- und 79 492 Mark Arbeitgeber-Beiträgen, endlich 
5 Invaliden-, Altersversorgung^- und Witwenkassen mit 28 006 
Mitgliedern, 89 477 Mark Arbeitnehmer- und 96 073 Mark 
Arbeiter - Beiträgen. Das Vermögen dieser Kassen überstieg 
l l / 2 Millionen Mark. Ausserdem bestanden 38 eingeschriebene 
und" 33 freie Hülfskassen mit 17 800 bezw. 74 000 Mitgliedern. 
Die freien Kassen blieben auch nach Einführung des Kranken- 
versicherungsgesetzes bestehen, und die eingeschriebenen Hülfs- 
kassen vennehrten sich sogar auf 50 mit 23 000 Mitgliedern. 
Die übrigen Kassen indessen wurden den Vorschriften des Ge- 
setzes entsprechend reformiert, und man kann wohl sagen, dass 
die den Anforderungen des Kranken Versicherungsgesetzes ent- 
sprechenden Kassen im ganzen, von wenigen Ausnahmen ab- 
gesehen, eine recht günstige Entwickelung zeigten. 

Ende des Jahres 1895 ergab sich folgendes Bild: 



1, 

Im Jahre 1895 , 
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Innungs- 
kassen 
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11,75 


13,42 


9,45 


13,46 


9,71 


Krankenpflege 


44,64 


54,54 


47,55 


53,10 


42,30 


Sterbegeld . . 


2,48 


2,49 


2,45 


9,27 


3,09 


Verwaltgskost. 


6,92 


1,29 


14,15 


0,50 


9,40 


Vermögen Mark 


4 620 320 


897 714 


181 387 


702 173 


474 656 



Der Stand der Kassen ist hiernach ein ganz erfreulicher. 
Allerdings ist es schon vorgekommen, dass einzelne Kassen zeit- 
weilig in eine schwierige Lage gerieten, so die Maurerkasse im 
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Jahre 1893, und dass die Kassen wiederholt den Reservefonds 
in Angriff nehmen mussten, dieser selbst auch nicht die erforder- 
liche Höhe aufwies. Aber da dieser Fonds gesetzlich hoch ge- 
griffen ist (auf den Durchschiutt der Jahresausgabe) konnte 
sein Vorhandensein bei niedrigen Beitragsätzen nicht gut er- 
wartet werden, urasoweniger als die Influenza - Epidemien der 
letzten Jahre in Verbindung mit den ungünstigen Erwerbs- 
verhältnissen die Kassen schwer belasteten. Bei den Anteilen, 
welche die Verwaltungskosten einnehmen, überragten weitaus 
die Innungskassen die übrigen; wenn man nur die grösseren 
Kassen ins Auge fasst, so verwendeten die Innungskassen, die 
der Stell- und Rademacher, der Schneider fast den vierten Teil 
der Ausgaben auf die Verwaltung. Bei den Ortskrankenkassen 
dagegen war das Maximum ein Fünftel bei wenigen kleineren 
Kassen. Unter den eingeschriebenen Hülfskassen, welche den 
Anforderungen des Kranken- Versicherungsgesetzes entsprachen, 
verwendeten die Gastwirtgehülfen — eine kleine Kasse (300 
Mitglieder) — 30 Prozent, der deutsche Techniker- Verband — 
eine grössere Kasse (600 Mitglieder) — 27 Prozent der Ein- 
nahmen für die Verwaltung. Bei den privaten und den staat- 
lichen Betriebskassen sind diese Ausgaben selbstverständlich gering. 

Einen weiteren Einblick in die Art der Ausgaben im 
Vergleich zu den vorgekommenen Erkrankungen und Sterbe- 
fällen gewährt die folgende Tabelle: 



Im Jahre 1895 


Ortsk. 


Fabrikk. 


Innung* k. 


Staat). HQlfsk. 
Betriebsk. 


Aerztliche Behandlung Mark 


774380,79 


157828,86 


33911,78 


78914,01 


65975,08 


Heilmittel ,, 


994081,21 


162917,20 


41303,99 


61 879,66 


58744,30 


Krankengeld „ 


2670698,77 


527226,18 118853,00 210343,38 221090,48 


Unterstüt*. d. Angeh. § 7, 2 „ 


76462,69 


19983,10 


6245,89 


6065,37 


3675,72 


Kurkost, an Krankenhäuser ,, 


972454,47 


109997,85 


79175,90 


27379,58 


31089,49 


Zusammen Mark 


5493967,93 


977953,19 279193,62 381582,00 380575,12 


Erkrankungen 


111804 


19089 


6370 


5413 


8267 


Krankheitstage 


2682174 


401301 


133515 


125309 


154965 


Gesamte /pro Erkrankg. Mark 


49,14 


51,23 


43,88 


71,05 


46,01 


Kurko8ten\ ,, Erkr. Tag ,, 


2,04 


2,44 


2,09 


3,07 


2,46 


Krankengeld (einschl. Unkosten 












f. Angehörige) pro Tag Mark 


1,03 


1,36 


0,94 


1,73 


1,45 


Sterbegelder „ 


209483,97 


30276,04 


10711,84 


42587,19 


18710,45 


Sterbef&Ue „ 


2930 


344 


161 


161 


227 


Sterbegeld pro Fall „ 


71,50 


88,01 


66,53 


264,52 


82,42 


Wöchnerinn. -Unterst. „ 


46903,72 


4751,58 


3 436,50 


289,96 





92 



Verschiedenheit der Kafisenleistungen. 



Hiernach zeichnen sich die beiden staatlichen Kassen 
durch hohe Sterbe- und Krankengelder aus. Auch bei den 
privaten Betriebs- und den freien Kassen sind die Sätze höher, 
bei letzteren obwohl die Arbeiter die ganzen Kosten tragen, 
da das Arbeitgeber-Drittel fortfällt. Die Zahl der Entbindungen 
war nicht bekannt ; im übrigen ist zu beachten , dass die 
Kranken- und Sterbegelder auch von den Löhnen abhängen, 
also die Sätze je nach den in den Kassenarten vertretenen 
Berufsgruppen höher oder niedriger sind. 

Die Krankengelder pro Tag schwankten bei dem Gros 
der Arbeiter in den Ortskrankenkassen bei den Männern: den 
erwachsenen in der Regel von 1,20 bis 2 Mark, den jugend- 
lichen etwa von 0,75 bis 1 Mark und mehr, bei den Frauen: 
den erwachsenen 0,75 bis 2 Mark, den jugendlichen 0,50 bis 
0,67 Mark. Die Sterbegelder beliefen sich bei den erwachsenen 
Männern auf etwa 30 bis 160 Mark, den jugendlichen auf 
etwa 26—60 Mark, den erwachsenen Personen weiblichen Ge- 
schlechts auf etwa 30 — 120, den jugendlichen auf 20 — 40 Mark. 

Die staatlichen Betriebskassen bestehen nur aus der Eisen- 
bahn- und der Postkrankenkasse, die erstere trat an Stelle der 
bis März 1895 bestehenden einzelnen Kassen der Eisenbahn- 
Betriebsämter, sodass in den obigen Zahlen nur neun Monate 
in Betracht kommen. Beide Kassen sind ebenso wie die freien 
Kassen der Aufsicht des Oberpräsidiums unterstellt, während 
die übrigen Kassenarten unter dem Magistratskommissar stehen. 
Unter den freien Kassen sind 34 eingeschriebene und nur 
zwei landesrechtlich genehmigte Hülfskassen (mit nur 468 Mit- 
gliedern), lieber die subsidiär bestehende Gemeinde-Kranken- 
versicherung mit nur 37 Mitgliedern kann hinweggegangen werden. 

Die Leistungen der Kassen sind insofern nicht gleichmässig, 
als eine Anzahl mehr oder weniger weit über die gesetzlich ver- 
langten Mindestleistungen hinausgeht, So zahlten 9 Orts-, 10 
Betriebs-, 3 Innungskassen schon vom Tage der Erkrankung 
ab das Kraukengeld, je eine Orts- und eine Innungskasse be- 
reits nach einem und ebenso viele nach zwei Erkrankungs- 
tagen, während die übrigen die gesetzlichen drei Karenztage 
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einhielten. Ferner gewährten 13 Orts-, 9 Betriebs-, 2 Innungs- 
kassen das Krankengeld auch für Sonn- und Feiertage, während 
27 bez. 6 bez. 2 nur die Sonntage, die übrigen 19 bez. 14 bez. 
14 auch die anderen Feiertage ausnahmen; auf die Dauer 
von 52 Wochen zahlten das Krankengeld 21 Orts-, 5 Be- 
triebs- und 3 Innungskassen, auf die Dauer von 39 (und 40) 
Wochen: 3 bez. 1 bez. 2 (davon eine Kasse 40) von 26: 13 
bez. 6 bez. 7, von 20: 2 bez. 1 bez. 1 und von 13 Wochen, 
dem gesetzlichen Minimum 20 bez. 16 bez. 5. 

Auch die Höhe des Krankengeldes geht bei 11 Orts-, 
10 Betriebs- und einer Innungskasse über die Hälfte des an- 
genommenen Tagelohnsatzes hinaus. 

Wöchnerinnen-Unterstützung wird allgemein gewährt, aber 
von verschiedener Dauer, und zwei Ortskassen gewähren nach 
Beendigung der Krankheit noch Rekonvaleszentenpflege. 

Dass auch die Beiträge verschieden bemessen sind, nicht 
nur absolut, sondern auch — dem Lohn gegenüber — relativ 
verschieden, versteht sich von selbst. 

Die Eisenbahnkasse gewährt 39, die Postkasse 26 Wochen 
Unterstützung, die freien Kassen zumeist 13, für ältere Mit- 
glieder mehr. 

So giebt das anscheinend gleichmässig organisierte Kassen- 
wesen ein sehr buntes Bild, und es fragt sich, ob nicht eine 
grössere Einheitlichkeit in den Leistungen gut thäte. 

Dazu kommt noch, dass selbst innerhalb des Organismus 
des Kranken -Versicherungsgesetzes verschiedenen Beruf sarten 
mehrere Kassen zur Verfügung stehen. So bestehen für Tabak- 
arbeiter und Zigarrenmacher zwei Ortskassen, erstere allerdings 
wohl im Aussterben begriffen, für Schneider eine Orts- und 
zwei (Schneider und Damenmäntelschneider) Innungskassen; 
die Barbiere sind von den Friseuren bei den Ortskassen ge- 
trennt und haben dann noch eine Innungskasse, die Dach- 
decker, die Töpfer, die Schornsteinfeger, die Gastwirte, die 
Schuhmacher, die Konditoren, die Tischler, Lackierer, Posa- 
mentierer, Strumpfwirker, Weber, Stellmacher, Schmiede haben 
je eine besondere Orts- und eine besondere Innungskasse, und 
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wenn man ganz absieht von den ebenfalls mit in Betracht 
kommenden Betriebskassen, so kommt bei den Schuhmachern, 
Konditoren, Bauhandwerkern, Gastwirten noch als dritte Kassen- 
art desselben Berufs die den Anforderungen des Kranken- 
versicherungsgesetzes entsprechende eingeschriebene Hülfskasse 
in Frage, welche letztere in anderen Berufsarten wieder allein 
mit der Ortskasse in Konkurrenz tritt. Ausserdem endlich 
vermehren die weiter unten behandelten ausserhalb der Organi- 
sation des Kranken Versicherungsgesetzes stehenden Kassen noch 
die für die einzelnen Berufsarten bestehenden Unterstützungs- 
gelegenheiten. 

So zeitigt die deutsche Eigenart der Sondervercinigung 
trotz gleicher Ziele auch in dem Berliner Kassenwesen ein 
buntes Bild, und es ist nicht verwunderlich, wenn dem gegen- 
über das andere Extrem, der Wunsch nach vollständiger Zen- 
tralisation des Kassenwesens vielfach Unterstützung findet. In 
der That kann man ein Freund der Selbstverwaltung auch 
auf dem Gebiete des Berliner Kassenwesens sein und doch eine 
Einschränkung dieser Sonderbündelei auf einem Gebiete für 
wünschenswert halten, wo gerade Einigkeit stark macht, und 
wo das gemeinsame Ziel der Krankenpflege und Unterstützung 
Hilfsbedürftiger alle die kleinen Nebenzwecke zurücktreten 
lassen sollte. Dies trifft namentlich dann zu, wenn sich zeigt., 
dass einzelne Kassen nur geringe Mitgliederzahlen aufweisen, 
also in ihrer Leistungsfähigkeit leicht Einbusse erleiden könnten. 
Es dürfte auch nicht schwer sein, hier einen Riegel vorzu- 
schieben und dafür zu sorgen, dass kein Beruf mehr als eine 
Zwangskasse aufweist. 

Die Berufskassen allerdings müssten durchaus aufrecht 
erhalten bleiben und der Verfasser muss hier, wie schon früher 
(vgl. seine Schrift: Die Trennung der Alters- u. Inval.-Vers. 1889 
S. 27) darauf aufmerksam machen, dass das alte Prinzip der 
Sorge für Krankheit durch die Berufsgemeinschaft dadurch 
nichts an Wahrheit verloren hat> dass es hier und da über- 
trieben ist ; es wäre ausserdem ein Unrecht, die Kassen, welche 
zum Teil auf eine lange Periode der Wirksamkeit zurücksahen, 
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ehe noch ein Krankenversicherungsgesetz existierte, einer ledig- 
lich im Bureau -Interesse liegenden Vereinfachung zuliebe, zu 
„zentralisieren". 

Was an dem Wunsche nach Zentralisation Berechtigtes 
ist, lässt sich auch ohne eigentliche Zentralisierung gut er- 
reichen, wenn man die eigentlichen Kassensachen, Abrechnungen 
u. s. w. zusammenlegt, etwa wie der Berliner Kassenverein das 
Rechnungswesen der Banken erleichtert. 

Eines allerdings ist sehr bedauerlich, dass nämlich ein 
Band, welches die früheren Gesellen- und Arbeiter- und die 
späteren Ortskrankenkassen vereinigt hatte, zerrissen oder doch 
beschädigt ist: der Gewerkskrankenverein. 

Nach einem Bericht des Stadtrat Koblanck (vgl. Kommunal- 
blatt vom 2. September 1860) war die Krankenpflege bei den 
Gesellenschaften höchst mangelhaft, indem es dem Ermessen 
des Altgesellen oder Ladenmeister überlassen war, ob der Er- 
krankte in das Krankenhaus geschafft wurde oder selbst einen 
Arzt herbeirief. Zur leichteren Erlangung dieser Hülfe be- 
wogen dann die Stadträte Koblanck und Risch sieben Gesellen- 
schaften, welche bereits einen bestimmten Gewerbearzt hono- 
rierten, zu gestatten, dass ihre Mitglieder bei jedem Arzt einer 
dieser Kassen Hülfe suchen durften. Dies kam im Oktober 
1845 zur Ausführung. Andere Gesellenschaften traten diesem 
Abkommen bei. Dies führte zur Gründung des Gewerks- 
krankenvereins, der am 1. April 1846 seine Wirksamkeit mit 
10 000 Mitgliedern begann. Es wurde die Stadt in zehn 
Medizinalbezirke eingeteilt, deren jeder einen Arzt erhielt. Das 
Statut bestimmte als Zweck des Vereins den erkrankten Kassen- 
mitgliedern wohlfeile, schnelle und gute ärztliche Hülfe zu be- 
schaffen, für die Anschaffung der Heilmittel zu sorgen, durch 
die Aerzte eine Kontrolle über die Arbeitsfähigkeit der er- 
krankten Mitglieder zu erhalten, von den Mitgliedern nur einen 
geringen Beitrag zur Besoldung der Aerzte zu erheben. 

Zunächst hatte der Verein noch mit der Konkurrenz eines 
neu begründeten andern „Gesundheitspflegeverein der Berliner 
Arbeiter - Verbrüderung " bez. nach dessen Auflösung des 
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„Berliner Gesundheitspflegevereins" zu kämpfen. Der letztere 
wurde jedoch 1853 wegen „verbrecherischer" Tendenzen von 
dem damaligen Polizei-Präsidenten aufgelöst. (Bericht der Ge- 
werbe-Deputation.) 

Als dann im Jahre 1857 neue Kassen für Fabrikarbeiter 
eingerichtet wurden, wurden diese angehalten dem Gewerks- 
kranken-Verein beizutreten, welchem im Jahre 1859 dann 
60 Gesellen- und 13 Fabrikarbeiterkassen mit 47 000 Mit- 
gliedern angehörten und 30 Aerzte in ebensoviel Medizinal- 
bezirken. Auf den Kopf des Mitgliedes entfielen 4 Pfennig 
monatlich an Arzthonorar und 1 Pfennig jährlich an Verwaltungs- 
kosten. Ausser den besoldeten Aerzten fungierten aber eine 
Anzahl unbesoldeter, bis mit dem Jahre 1892 durch die An- 
stellung von 27 Spezialisten die unbesoldeten Aerzte in Fort- 
fall kamen. Der Verein florierte etwa bis zum Jahre 1889, 
worauf ein allmähliches Abbröckeln der Vereine begann, von 
64 mit 222 000 Mitgliedern im Jahre 1888 bis auf 33 mit 
70 000 Mitgliedern zu Ende 1895. 

Die Besoldung der Aerzte im Gewerkskrankenverein belief 
sich auf 1,70 pro Kopf und Jahr. (Das Gehalt des Einzelnen 
ist besonders geregelt.) Der Verein steht unter Oberaufsicht 
des Magistrats und wird von einem Verwaltungskomitee ge- 
leitet, zu dem die Kassenvorstände je nach der Grösse der 
Kasse Delegierte senden. Die eigentliche Geschäftsführung 
hat ein von diesem Komitee gewählter Ausschuss von 25 Per- 
sonen, in welchem die Kassen nach der Grösse vertreten sind. 
Den Vorsitz führt ein Delegierter des Magistrats, welcher kein 
Stimmrecht hat, aber bei Stimmengleichheit entscheidet. 

Sieben Ortskrankenkassen hatten inzwischen vorgezogen 
eigene Aerzte anzustellen, elf hatten mit einem Verein „frei- 
gewählter Kassenärzte" und acht mit einem Verein „Berliner 
Kassenärzte" Abkommen getroffen. 

Vergegenwärtigt man sich, dass die Gewerbedeputation 
des Magistrats in ihrem Verwaltungsbericht beklagt, dass die 
Arbeiter in der Verwaltung der Ortskrankenkassen politischen 
d. h. sozialdemokratischen Einflüssen zugänglich sind — im 
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Jahre 1879 wurden die Kassen der Maurer, Maler und Tischler 
auf Grund des Sozialistengesetzes vom 21. Oktober 1878 unter 
polizeiliche Kontrolle gestellt — so versteht man wohl, dass 
sie von dem in enger Verbindung mit dem Magistrat stehen- 
den Gewerkskrankenverein loszukommen trachten, und zieht 
man andererseits weiter in Betracht, dass die Aerzte die Ent- 
ziehung immer grösserer Bevölkerungsklassen aus der freien 
ärztlichen Thätigkeit mit steigender Unruhe ansehen, so wird 
es klar, dass es nicht rein sachliche im Kasseninteresse be- 
ruhende Gründe sind, welche auf die Sprengung des Gewerks- 
krankenvereins hinarbeiten, und verstandlich, wie eine an- 
scheinend einfache Sachlage zum Gegenstand so heftiger 
Kämpfe werden konnte, wie sie sich thatsächlich in den letzten 
Jahren zwischen Verwaltung, Aerzten und Kassen abspielten. 

Vom sachlichen Standpunkte aus aber wäre eine Kräfti- 
gung des Gewerkskrankenvereins dringend zu wünschen. Liegen 
doch in ihm die Keime einer Zentralisation auf den Gebieten, 
auf denen man sie eben überhaupt nur wünschen kann. 

Die vorgegebenen Gründe des Abfalls vom Krankenverein 
sind verschiedener Art gewesen, indem einmal den Kassenmit- 
gliedern die Auswahl unter den vorhandenen Aerzten nicht ge- 
nügte, da sie bei ambulatorischer Behandlung zwar unter sämt- 
lichen 118 Aerzten, bei Erwerbsunfähigkeit aber nur unter den 
3 bis 4 Aerzten ihres Medizinal bezirks zu wählen hatten, 
andererseits die ausserhalb des Gewerkskrankenvereins stehen- 
den Aerzte sich in ihrer Praxis beeinträchtigt sahen. So ent- 
stand der Kampf mit der sogenannten freien Arztwahl, wo- 
runter der Verein freigewählter Kassenärzte zu verstehen ist, 
zu welchem jeder Arzt, der den Jahresbeitrag zahlte, Zutritt 
hatte. Die diesem Verein beigetretenen Kassen hatten 3 Mark 
pro Kopf der Mitglieder an Arzthonorar zu zahlen, welche 
Beiträge späterhin von dem Verein auf die Aerzte nach dem 
Massstabe der bei den einzelnen stattgehabten Konsultationen 
verteilt, wurden. Da der Verein über 1000 Aerzte umfasste, so 
stand den Mitgliedern unter allen diesen die Wahl frei, ein 
Umstand, welcher von der Aufsichtsbehörde wegen der er- 

Hirschberg, So«. Lage d. arb. Klassen. 7 
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schwerteil Kontrolle der Kranken und der Aerzte und aus 
juristischen Gründen energisch bekämpft wurde. 

Abgesehen von der Bereithaltung eines Stabes schon er- 
probter Aerzte, von der Beschaffung von Arzneien, Heilmitteln, 
Verbandstoffen — gewissermassen nach Art einer Grosseinkauf- 
genossenschaft — werden vom Gewerkskrankenverein bereits seit 
1887 aus den Ueberschüssen Badekuren an Mitglieder gewährt, 
auch sind Rekonvaleszentenhäuser (für männliche Personen in 
Heinersdorf, für weibliche in Blankenburg) eingerichtet worden. 
Wohl manche andere Verwaltungsaufgabe liesse sich einem der- 
artigen Verband, wenn er alle Kassen umfasst, anfügen. 

Dies gilt übrigens namentlich auch von der Vereinigung 
gewisser Aufgaben der Kranken- und Invaliden- sowie Unfall- 
versicherung. Denn letztgenannte Versicherungsarten schliessen 
unmittelbar an die Krankenversicherung an, weil, wenn die 
Krankheit nicht zum Tode oder zur Erwerbsfähigkeit führt, sie 
Invalidität zur Folge hat. 

Nach einer von der Gewerbedeputation angestellten Er- 
mittelung der Zahl der Erkrankungsfälle bei den einzelnen 
Krankenkassen nach Klassen der Dauer der Krankheit, d. h. 
nach der Zahl der Fälle, welche bis 13, bis 26, bis 39, 
bis 52 Wochen währten, dauerten von sämmtlichen Unter- 
stützungsfällen der der Aufsicht des Magistrats unterstellten 
Kassen' 3,3 Prozent auch nach Ablauf der statu tenmässigen 
Unterstützungszeit noch fort (Bericht d. Gew.-Dep.). Diese 
Zahlen sind darum wichtig, weil die Invalidenrente erst bei 
dauernder Invalidität (§ 9 des Invaliditäts- und Altersver- 
sicherungsgesetzes) gewährt wird, oder auch (§ 10) wenn die 
Erwerbsunfähigkeit ein Jahr hindurch ununterbrochen anhielt. 
Es belief sich für die Jahre 1891 bis 1895 die Zahl der 
letzteren Personen (§ 10) auf 88 oder Prozent aller In- 
validenrentner. Alle diejenigen Kranken, bei welchen die 
Krankheit nicht zur dauernden Invalidität führt, erhalten die 
Krankenfürsorge der Krankenkassen nur höchstens für die 
statutenmässig vorgesehene Dauer, deren Maximum gesetzlich 
auf 13 Wochen bemessen sein muss, aber auch bis zu 52 Wochen 
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bemessen werden kann. In allen den Kassen, bei welchen die 
Dauer nur auf 13 Wochen beuiessen ist, bleibt derjenige 
Kranke, welcher innerhalb dieser Zeit zwar nicht gesund, und 
auch nicht dauernd, sondern nur vorübergehend erwerbsunfähig 
geblieben ist, ohne jede Fürsorge. Diese tritt eben lediglich 
dann ein, wenn ein volles Jahr der Erwerbsunfähigkeit ver- 
gangen ist, oder dauernde Invalidität vorliegt. 

Nun betrug die durchschnittliche Krankheitsdauer freilich 
nur 22,40 Tage beim männlichen, 25,42 beim weiblichen Ge- 
schlecht, aber es ist doch von Interesse zu sehen, wie viele 
von den Erkrankten bei den einzelnen Kassenarten durch die 
Vorschrift einer Unterstützung bis zu 52 Wochen im Kassenstatut 
vor der in den Gesetzen gelassenen Lücke geschützt waren. 
Im Durchschnitt aller Kassen — ohne die staatlichen und die 
freien Hülfskassen, für welche die Angaben nicht zu Gebote 
standen — waren von den sämmtlichen 137 278 erwerbsunfähig 
Kranken für 33,0 Prozent eine Unterstützungdauer bis zu 
52 Wochen vorgesehen. Dieser Prozentsatz belief sich aber 
auf 61,0 bei den Erkrankten der privaten Betriebs-, auf 29,6 
bei denen der Orts- und auf nur 9,3 bei denen der Innungs- 
krankenkassen. Nach der erwähnten Ermittelung für das Jahr 
1895 waren aber thatsächlich 4 429 Erkrankte auch nach Ab- 
lauf der Unterstützung noch erwerbsunfähig. Von diesen konnte 
jedoch für 409 die Invalidenrente sofort eintreten, weil sie 
über 52 Wochen erwerbsunfähig waren und bis zu dieser Zeit 
statutenmässig Krankengeld bezogen. Diese abgerechnet, bleibt 
sonach eine Zahl von 4 020 Kranken, für welche weder durch 
das Kranken- noch durch Invaliditätsversicherungsgesetz ge- 
sorgt wurde. 

Während nun die Krankenversicherung am Ende des 
Jahres 1895 rund 301000 männliche und 114 000 weibliche, 
zusammen 415 000 Personen umfasste, ist der Kreis der In- 
validitätsversicherung besonders darum ein grösserer, weil 
die Dienstboten hier mit enthalten sind. Man kann nach der 
Berufszählung den Soll bestand dieser Versicherung auf rund 
338 000 männliche und 201 000 weibliche Personen annehmen. 

7* 
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Ein Teil der Versicherungspflichtigen dürfte sich auch bei der 
Berliner Versicherungsanstalt der Versicherungspflicht entziehen. 
Wie gross dieser Teil ist, kann nicht gut berechnet werden; 
er dürfte nicht so gross wie bei den anderen räumlich aus- 
gedehnteren Versicherungsanstalten sein. 

Von den Einnahmen und Ausgaben der Berliner In- 
validitäts- und Altersversicherungsanstalt werden die nach- 
stehenden aufgeführt: 









Ausgaben (Mark) 




Jahr 


Einnahmen 












an Beiträgen 


Invaliden- 


Alters- 


Heil- 


Beitragseratattung wegen 




Hark 


rente 


rente 


verfahren 


Heirat 


Tod 


1891 


4 958 680 




131 007 








1892 


4 738 215 


10 335 


174 857 








1893 


4 750 863 


45 942 


207 037 


921 






1894 


4 746 387 


102 221 


240 975 


150 475 






1895 


4 988 970 


165 308 


259 840 


84 996 


12 075 


3 090 


1896 


5 429 127 


213 980 


276 792 


90 324 


105 197 


23 098 



Der Vermögensbestand belief sich Ende 1895 bereits auf 
23 449 797 Mark, welcher durch die grossen Einnahmen und 
die bisherigen nur geringen Ausgaben herbeigeführt worden ist. 
Die eigentlichen Verwaltungskosten (ausschl. 22 395 Mark 
Kosten der Kontrolle) beliefen sich im Jahre 1895 auf 141 494 
Mark. Die Beitragserstattungen wegen Heirat von weiblichen 
und wegen Todes von männlichen und bedingungsweise weib- 
lichen Versicherten kommen erst seit Mitte 1895 vor, weil die- 
selben, und zwar in der Höhe der Hälfte der gezahlten Bei- 
träge, gesetzlich erst nach fünf Beitragsjahren zu gewähren 
sind. Die Zahl der Heiraten, für welche Erstattungen vor- 
kamen, belief sich 1896 auf 4133, der Todesfälle auf 634, 
die durchschnittliche Höhe der ersteren auf 26,34, der letzteren 
auf 36,21 Mark. Diese Erstattungen stellen eine Art von 
Aussteuer bez. Sterbegeld-Versicherung dar". 

Da die Fürsorge für Erkrankte, bei welchen die Invalidität 
zu befürchten ist, nach § 12 des Gesetzes von der Invaliditäts- 
versicherungsanstalt übernommen werden kann, so hat die Bei- 



Digitized by LiOOQle 



Die Invaliditatsrentner. 



101 



liner Anstalt ein besonderes Sanatorium in Gütergotz im Kreise 
Teltow eingerichtet, aus welchem im Laufe des Jahres 1896 
214 Personen nach Behandlung entlassen wurden. 

Die Zahl der vorhandenen Invaliden betrug im Jahre 
1896: 2 564 Männer und 859 Frauen. 

Von 100 Rentnern standen 



im Alter 


bei den Männern 


bei den Frauen 


bis 30 Jahr 


4,2 


10,7 


30/40 „ 


14,3 


12,4 


40/50 „ 


19,1 


13,1 


50/60 „ 


22,8 


19,3 


60/70 „ 


30,4 


31,2 


darüber „ 


9,2 


13,3 



Dem Beruf nach finden sich naturgemäss die unter den 
Versicherten überhaupt vorwiegenden Berufsarten besonders 
zahlreich, so die Metall- und Maschinenarbeiter mit einem 
Fünftel aller Rentner des männlichen Geschlechts, dann Tisch- 
lereien u. s. w., Baugewerbe u. s. f. Beim weiblichen Ge- 
schlecht sind über die Hälfte Dienstboten, dann kommt die 
Bekleidungsindustrie mit mehr als einem Fünftel. 

Um die Verhältnisse der Rentner genauer zu erkennen, 
sind die sämtlichen bis zum Schlüsse des Jahres 1896 be- 
willigten und vom Rechnungsbureau des Reichsversicherungs- 
amtes endgültig verteilten Renten im Statistischen Bureau der 
Versicherungs - Anstalt zum Gegenstand einer umfassenden 
statistischen Bearbeitung gemacht worden. Bei derselben ist 
zu beachten, dass die ersten Jahre des Gesetzes einen gewissen 
Uebergangszustand darstellen, aus welchem Schlüsse für die 
Zukunft nicht überall gezogen werden können. 

Immerhin ist es von Interesse zu sehen, dass bei den 
männlichen Rentnern die der Invalidität vorausgegangene Ver- 
sicherungsdauer sich auf 206, bei den weiblichen Rentnern 
auf 211 Wochen. im Durchschnitt belief. Bei den ersteren 
waren die beitragsfreien Krankheitswochen hierunter mit 9,2, 
bei den letzteren mit 6,2 Prozent vertreten. An Beiträgen 
wurden pro Kopf bei den Männern nur 52,49, bei den Frauen 
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nur 41,25 Mark für die ganze Dauer der Versicherung ge- 
zahlt, während sich die Jahresrente auf 133,33 bez. 124,17 
Mark belief. 

Bei den Gestorbenen lies* sich auch die Rentendauer be- 
rechnen und mit der Versieherungsdauer vergleichen. Hier- 
nach hatte die Versicherung bei den Männern im Durchschnitt 
840 Tage, bei den Frauen 868 Tage, die Rente 497 bez. 512 
Tage gedauert, sodass auf 100 Tage Versicherung bei den 
Männern 59,2, bei den Frauen 59,0 Tage Rente entfielen. 
Im ganzen ist bei diesen ersten Fällen eine ausserordentliche 
Mehrleistung der Anstalt an Renten gegenüber den Beiträgen 
ersichtlich. 

Noch weit mehr aber tritt dieser Unterschied bei den 
Altersrentnern in die Erscheinung. Die Zahl derselben belief 
sich im Jahre 1895 auf 2 162 Männer und 855 Frauen, wo- 
runter 8,6 bez. 6,5 Prozent im Alter von über 80 Jahren. 

Die erwähnte Bearbeitung der Fälle im Statistischen Bureau 
der Versicherungsanstalt umfasste 2 814 Altersrentner der Jahre 
1891 bis 1895 (2 021 m. und 793 w.), und von diesen er- 
hielten nicht weniger als 1 395 die Rente, nachdem gar kein 
oder nur ein Wochenbeitrag gegeben worden war. Die Ver- 
sicherungsdauer betrug demnach nur 55 Wochen bei den männ- 
lichen und 51 bei den weiblichen Versicherten (wovon 3,6 bez. 
1,3 Prozent Krankenwochen), allerdings ungerechnet das vor- 
gesetzliche, keine Beitragsverpflichtung, wohl aber den Renten- 
anspruch begründende Beschäftigungsverhältnis. Die Durch- 
schnittsrente betrug bei den Männern 171,50 Mark jährlich, 
bei den Frauen 125,73 Mark jährlich und die geleisteten Bei- 
träge pro Kopf nur 14,80 bez. 10,73 Mark. Bei den Ge- 
storbenen dauerte der Rentenbezug 853 Tage bei den Männern 
und 972 bei den Frauen, sodass die Altersrentner im Durch- 
schnitt 356 bez. 460 Tage länger lebten als die Invaliden- 
ren tner. Die Jahres rente betrug hier im Durchschnitt 169 bez. 
125 Mark, welche mit 6,68 bez. 4,51 Mark an Beiträgen er- 
kauft wurde. 

Die ganze Summe der bis zum Tode gezahlten Alters- 
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renten belief sich auf rund 227 000 Mark, der Invalidenrente 
auf 30 000 Mark, worauf 3 700 bez. 15 400 Mark an Bei- 
trägen gezahlt wurden. Im ganzen kann man sagen, dass sich 
diese Rentensummen als ein Geschenk darstellen, welches von 
vornweg an die Arbeiter auf Konto des Invaliditäts- und 
Altersversicherungsgesetzes gezahlt wurde, umsomehr, wenn 
man in Betracht zieht , dass die Beiträge von 3 700 bez. 
15 400 Mark höchstens zur Hälfte von den Versicherten be- 
stritten wurden. Es wäre übrigens nicht ohne Interesse, wenn 
ähnliche Berechnungen auch von andern Anstalten, namentlich 
Ostpreussen angestellt würden, da dies zum Teil die finanzielle 
Lage derselben erklären kann. 

Die Vermögensverhältnisse der Berliner Anstalt sind einst- 
weilen gute. Die Renten selbst sind bisher noch gering, kaum 
höher als die Armenunterstützungen, aber bekanntlich steigen 
die Invalidenrenten mit der Dauer der Versicherung. Das 
pseudotechnische Berechnungsverfahren der Beiträge und Renten 
hat zu einer Vermögensan Sammlung geführt, die bei den ge- 
setzgeberischen Faktoren den Wunsch nach anderweitiger Auf- 
teilung zu Gunsten minder gut situierter Versicherungsanstalten 
rege gemacht hat 

Es erübrigt nunmehr noch der dritten staatlichen Ver- 
sicherungsart, der Unfallversicherung zu gedenken. Dieselbe 
versichert bekanntlich solche Fälle von Invalidität oder Tod, 
welche durch Verunglückung im Fabrikbetriebe entstanden sind. 
Die Entschädigungen, welche durch die Berufsgenossenschaften, 
in welche die Fabriken und ähnlichen Betriebe zusammen- 
gefasst sind, gewährt und durch Umlage nach dem Verhältnis 
zu den gezahlten Löhnen lediglich von den Unternehmern auf- 
gebracht werden, sind im Gegensatz zu den anderen Invaliden- 
renten sehr reichlich bemessen. Es wird hier eine Verantwort- 
lichkeit des Unternehmers für die Verunglückung fingiert, ah 
ob bei den durch mangelhafte hygienische Einrichtungen ver- 
ursachten Fällen von Erkrankung und Invalidität nicht mit dem- 
selben Recht oder Unrecht eine Verantwortlichkeit des Unter- 
nehmers angenommen werden müsste. Merkwürdiger wird diese 
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für Unfälle eingerichtete ^Versicherung auch durch den Um- 
stand, dass sie bisher immer noch auf Fabrik betriebe beschränkt 
geblieben ist, ein unsicherer und anfechtbarer Begriff, für welchen 
u. a. die Beschäftigung von mindestens zehn Arbeitern mass- 
gebend sein soll. AVer sich in einem Betriebe die Schwind- 
sucht zuzieht und dauernd erwerbsunfähig wird, erhält die 
kärgliche Invalidenrente, wer sich die Erwerbsunfähigkeit durch . 
einen Unfall zugezogen hat, eine Rente von zwei Dritteln seines 
Verdienstes, wenn es ein Fabrikbetrieb im Sinne des Gesetzes 
war, andernfalls ebenfalls nur die Invalidenrente. In einer Stadt 
wie Berlin, wo alle Betriebsarten durcheinander und alle Arten 
von Invalidität vorkommen, die Arbeiter in ihrer Beschäftigung 
dauernd wechseln, heute im Handwerk, morgen im Grossbetriebe 
thätig sind, tritt die Notwendigkeit einer Ausdehnung der Un- 
fallversicherung auf alle Kreise der Arbeiter, einer Verschmelzung 
der Unfall- und Invalidenversicherung, einer Angliederung der- 
selben in die Krankenversicherung täglich mehr zu Tage. 

Sehr erschwert wird dieser Anschluss dadurch, dass man 
bei der Organisation der Berufsgenossenschaften die Grenzen 
der grossen Verwaltungsbezirke unberücksichtigt gelassen hat. 
So ist es auch nicht möglich, ein Bild des Standes der Unfall- 
versicherung für die Stadt Berlin zu geben. Das Statistische 
Jahrbuch der Stadt hat zwar regelmässig die erreichbaren Daten 
mitgeteilt, aber dieselben sind nie vollständig zu erlangen gewesen. 

Man kann die Zahl der an der Unfallversicherung be- 
teiligten Arbeiter wohl auf etwa 200 000 schätzen. Die ein- 
zigen für Berlin publizierten Zahlen beziehen sich auf das Jahr 
1 887 (Amtl. Nachrichten des Reichsversicherungsamts). Danach 
waren 9172 Betriebe mit 188150 Personen im Durchschnitt 
versichert. Die grösste Zahl von Versicherten, 46620, hatte 
das Baugewerbe, dann 15 985 die Holzindustrie. Die Zahl 
der Unfälle betrug damals 4505, wovon 716 mit Entschädigung 
für Verletzte und 216 mit Entschädigung für Witwen, Kinder 
und Aszendenten Getöteter. Für die späteren Jahre wird 
die Zahl der Unfälle jährlich in den Fabrikinspektionsberichten 
für Berlin und Charlottenburg angegeben: für 1894 auf 4287, 
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für 1895 auf 5 010 (vgl. S. 58). Von diesen führte nur ein 
kleiner Teil zur Entschädigung durch die Unfallversicherung; 
bei den Berliner Brauerei- und Mälzereibetrieben 3,4 bis 17,7 
Prozent (vgl. die Berliner Unfallstation, Berlin 1896, u. S. 106). 

Da die Renten des Unfallinvaliden besonders hoch sind, 
so haben die Berufsgenossenschaften auch pekuniär ein Inter- 
esse an der Verhütung der Invalidität. So hat sich denn 
auf Anregung der Sektion VI der Brauerei- und Mälzerei- 
Genossenschaft (Direktor Max Schlesinger) im Jahre 1894 ein 
Unternehmen zur Errichtung von Unfallstationen gebildet, an 
welchem 11 Berufsgenossenschaften beteiligt sind, und welches 
von der Stadtverwaltung mit 1000 Mark subventioniert ist. 
Ende 1896 bestanden in Berlin zehn Unfallstationen, wovon 
drei mit je etwa 30 Betten, also mit kleinen Krankenanstalten 
versehen sind. Auch eigene Stallungen und Krankenwagen 
stehen zur Verfügung. Jede Station ist einem Arzt unterstellt 
und mit allem Nötigen ausgerüstet. Die Stationen sind unter 
einander telephonisch verbunden , so dass sie im Falle eines 
Massenunglücks sämtlich alarmiert werden können. Die Ein- 
richtungen stehen der ganzen Bevölkerung zur Verfügung und 
sind im Jahre, 1. April 1895 bis 1. April 1896, von 13 850 
(in den- folgenden sieben Monaten von 9986) Personen in An- 
spruch genommen worden, worunter 54,2 Prozent berufsgenossen- 
schaftliche und Kassenkranke. In den Stationen selbst wurden 
12638 Personen behandelt. Die Erfahrungen sollen ergeben 
haben, dass die rechtzeitige Hülfe, welche durch diese Ein- 
richtung bei den Unfällen ermöglicht ist, die Zahl der Fälle, 
in welchen es zu einer Entschädigung kam, herabgedrückt hat. 
Die Schrift über die Berliner Unfallstationen führt für die Ber- 
liner Betriebe, Brauerei- und Mälzerei -Berufsgenossenschaften 
die nachfolgenden Zahlen an. Dieselben werden der Vollstän- 
digkeit halber mitgeteilt; übrigens kann das Herabgehen des 
Anteils der entschädigungspflichtigen Unfälle auch darauf be- 
beruhen, dass immer zahlreicher kleinere und kleinste Unfälle 
zur Meldung gelangen, welche früher überhaupt nicht zur 
Kenntnis der bezüglichen Behörde kamen. 



1C6 Kückblick auf das ganze Versicherungswesen. 



Jahr 


Arbeiter 


Unfälle 


davon Todesfälle 


Von den Unfällen 

entschädigt 
übern. Prossen t 


1890 


3 943 


483 


6 


55 


11,39 


1801 


4 281 


510 


0 


90 


17,65 


1892 


4 483 


6G0 


2 


99 


15,00 


1893 


4 905 


886 


5 


86 


9,71 


1894 


5 076 


1043 


2 


61 


5,85 


1895 


5 250 


1182 


1 


40 


3,38 



Ueberblickt man noch kurz das ganze Gefüge der staat- 
lichen Versicherung, so finden sich folgende Versicherungsarten : 
bei Krankheit unbedingte Fürsorge für 13 Wochen, bedingte je 
nach den Kassenstatuten auch länger bis höchstens ein Jahr. 
Bei Invalidität durch Krankheit die Invalidenversicherung, 
durch Unfall, aber nur im Betriebe, die Unfallversicherung; 
beim Todesfall ein Sterbegeld durch die Krankenversicherung 
und eventuell, wenn die Versicherungsdauer lange genug ge- 
währt, hat, ein weiteres (als Beitragserstattung) bei der Invaliden- 
versicherung; erfolgt der Tod durch Unfall im Fabrikbetriebe, 
so wird ebenfalls ein Sterbegeld nach dem Unfall Versicherungs- 
gesetz gewährt und ausserdem der Witwe, den Deszendenten 
und eventuell auch den Aszendenten eine Rente. Es kann 
indessen nicht vorkommen, dass für jemanden, welcher einer 
Krankenkasse und der Invalidenversicherung, sowie einem un- 
fallversicherungspflichtigen Betriebe angehört, dreimal Sterbe- 
gelder bezahlt werden, da die Unfallrente die Beitragserstattung 
bei der Invalidenversicherung, wie auch die Invalidenrente selbst 
ausschliesst ; jedoch kann jemand für eine Zeit hindurch Kranken- 
geld und Invaliden- oder Krankengeld und Unfallrente beziehen, 
wenn nämlich das Kassenstatut eine Unterstützung von länger 
als dreizehn Wochen vorsieht. 

Sind auch , wie ersichtlich , die Bestimmungen über die 
Arbeiterfürsorge bei Krankheit, Invalidität, Alter, Unfall, Tod 
noch wenig in einander übergreifend und mehrfach lückenhaft 
und verbesserungsbedürftig, so ist dies doch nicht nur für die 
Berliner Arbeiter, sondern allgemein zu beklagen. Andererseits 
aber wird diesem Mangel gerade in Berlin eben deswegen ge- 
steuert, weil diese grosse Organisation auf einem Verhältnis- 



Uigitizecl by 



Versicherung und Armenpflege. 



107 



massig kleinen Raum aufgebaut ist, und weil der Zusammen- 
hang der Persönlichkeiten unter einander, soweit sie den Ver- 
sicherungen als Versicherte oder Verwaltende angehören, ganz 
von selbst zu manchen Verbesserungen und zu einem Inein- 

anderarbeiten führt, welches nicht überall in gleicher Weise 

> 

möglich sein dürfte. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass in Berlin das Arbeiter- 
versicherungswesen, wie oben gezeigt wurde, eine längere Ge- 
schichte hat, an welche das Krankenversicherungsgesetz seiner- 
zeit anknüpfen konnte. 

Dies ist besonders auch bei Erörterung der viel behan- 
delten Frage zu beachten (vgl. Freund in den Schriften des 
Vereins f. Armenpflege und Wohlthätigkeit 1895 Heft 14 und 
21, sowie Stenogr. Bericht des Vereins 1895 Heft 23), welche 
Einwirkung die Arbeiterversicherung auf die Armenpflege aus- 
geübt hat. 

Wenn der wohlthätige Einfluss der Arbeiterversicherung 
auf die Arbeiter auch nicht bestritten werden kann, so ist für 
Berlin jedoch eine irgendwie bemerkenswerte Einwirkung auf 
die Armenpflege nicht zu erweisen. Die günstigen Einwirkungen, 
welche Freund in den zitierten Schriften anführt, sind im ganzen 
geringfügiger Natur. Was die Krankenversicherung betrifft, so 
hat sich ihre Einwirkung sogar wesentlich in der Notwendigkeit 
des Neubaus von Krankenhäusern geltend gemacht, also, da 
diese keine . gewinnbringenden Unternehmungen darstellen , in 
belastender und nicht in entlastender Weise. Da wie die 
Kranken- so auch die Sterbegeld Versicherung in Berlin nicht 
erst durch das Krankenversicherungsgesetz geschaffen wurde, 
so hängen die geringen Rückgänge, welche sich in den Armen- 
unterstützungen bei Beerdigungsfällen zeigen, wohl mehr mit 
dem Herabgehen der Sterblichkeit zusammen. Uebrigens kommt 
bei der statistischen Prüfung dieser Frage in Betracht, dass 
die zur Verfügung stehenden Zahlen nur sehr unvollkommen 
sind. Wenn z. B. in der nachstehenden Tabelle auch die 
durch die Organe der Armen Verwaltung überwiesenen Personen 
seit 1885 erheblich zurückgegangen sind, so ist zu beachten, 
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dass diese Zahlen unvollständig sind. Vollständiger sind die 
in der letzten Spalte angeführten Zahlen, welche die von Or- 
ganen der Armenverwaltung sowie die von der Polizei oder 
anderen Verpflcgungsanstalten ausschliesslich der Asyle für 
Obdachlose überwiesenen Kranken enthalten. Aber auch unter 
den übrigen nicht besonders aufgeführten, auf eigene Meldung 
aufgenommenen u. s. w. sind Arme. Naturgemäss ist der An- 
teil der auf Anlass von Krankenkassen überwiesenen Personen 
seit dem Krankenversicherungsgesetz bedeutend gestiegen; aber 
es ist fraglich, ob dies der Anlass zu dem Rückgange der in 
der vorletzten Spalte angeführten Zahlen ist. 

Was die Invalidenrenten betrifft, so tritt freilich in einer 
Anzahl von Fällen die Invalidenrente ganz oder zum Teil an 
Stelle der Armenunterstützung, und bei der Unfallversicherung 
ist ebenfalls anzunehmen, dass dieselbe — indem ja die Sorge 
für die Verunglückten den Unternehmern zufällt, die Armenver- 
waltung entlastet — , aber zahlenmässig ist weder bei den Unter- 
stützten noch bei den Ausgaben der Armenverwaltung eine Ent- 
lastung zu erkennen. Die Zahl der neu aufgenommenen und 
ausgeschiedenen Almosenempfänger betrug seit 1880: 









Auf Kosten der 


Davon überwiesen 


Jahr 


Almosenempfänger 


Stadt in 


durch die 










Krankenhäusern 


Organe der 


überhaupt al8 




neu auf gen. 




aufgenommen 


Armen- 


Arme 




ausgeben. 


verwaltung 


* 


1880/81 


2 889 


2148 


26 329 


6 216 


10 368 


1881/82 


3 091 


2 244 


26 251 


6 349 


10 762 


1882/83 


2 995 


2 471 


26 138 


6 939 


10170 


1883/84 


3 144 


2 518 


26 344 


7 162 


9 660 


1884/85 


3 107 


2 554 


26 746 


7 517 


9 809 


1885/86 


3 266 


2 688 


25 975 


5 221 


9 234 


1886/87 


3 19(3 


2 759 


27 235 


5101 


9 523 


1887/88 


3 427 


2 823 


26 063 


4 600 


9 033 


1888/89 


3 100 


2 601 


29 410 


4 636 


10 499 


1889/90 
1890 91 


1 3 570 


2 950 


31 926 


4 818 


11041 


3 657 


2 822 


33 499 


4 738 


10525 


1891/92 


3 808 


2 584 


36 064 


4 340 


9 653 


1892/93 


4 730 


3 018 


40 326 


6 457 


11621 


1893/94 


I 4172 


3 370 


43 639 


7 013 


11064 
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Die Schwankungen, die sich hier zeigen, hängen mit den 
allgemeinen Erwerbsverhältnissen zusammen, welche die Armen- 
verwaltung im Jahre 1891/92 zu bedeutenden Mehrauf Wendungen 
nötigte. Wenn man gemeint hat, dass ein Rückgang der in 
Pflege genommenen Waisenkinder auf die Unfallversicherung 
geschoben werden könne, so ist dies ebenfalls sehr zweifelhaft. 
Denn im Jahre 1887, für welches allein diese Zahl vorliegt, 
hinterblieben von durch Unfall Getöteten und demgemäss Ent- 
schädigten in Berlin nur 216 Witwen, Kinder und Aszendenten 
zusammen. Dürfte diese Zahl auch etwas gestiegen sein,' so 
reicht sie doch nicht hin, eine erheblichere Entlastung der 
Armenpflege zu begründen. 

Ziebt man gar die allgemeine Verwaltung in Betracht, 
von welcher die Armenbehörde doch nur einen Teil darstellt, 
30 haben die Versicherungsgesetze ihr in zweierlei Hinsicht eine 
nicht geringe dauernde Mehrausgabe aufgebürdet, einmal hin- 
sichtlich der dem Magistrat als Aufsichtsbehörde verursachten 
Verwaltungsarbeit, namentlich was die Krankenversicherung be- 
trifft, dann die ihm als Arbeitgeber auferlegten Verpflichtungen. 
Dieselben betrugen im Durchschnitt der drei Verwaltungsjahre 
1891/92 bis 1893/94 jährlich bei der Krankenversicherung 
74157 Mark, bei der Invaliditäts- und Altersversicherung 
58 132 Mark, bei der Unfallversicherung 58 626 Mark, zu- 
sammen 190 915 Mark. 

Wenden wir uns nunmehr zu den Organen der Selbst- 
hülfe, welche sich auf dem Gebiete des Arbeiterkassenwesens 
noch erhalten haben, so ist der eingeschriebenen und freien 
Kassen, soweit sie den Anforderungen des Krankenversicherungs- 
gesetzes genügten, schon kurz gedacht worden. Aber ausser 
den 36 Hülfskassen dieser Art bestanden zu Anfang 1895 
noch 27 andere eingeschriebene Hülfskassen, von denen etwa 
20 sich dem Berufe nach auf die arbeitenden Klassen bezogen, 
zum Teil ihren Mitgliederkreis über die Grenzen von Berlin 
und Preussen hinaus erstreckten. Die grössten dieser Kassen 
waren die des Gewerkvereins deutscher Maschinenbauer mit 
21000 Mitgliedern, die des Hülfsvereins für weibliche Ange- 
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stellte (den Anforderungen des Krankenversicherungsgesetzes 
genügend) mit 5G51 Mitgliedern, die des Gewerkvereins der 
Schuhmacher und Lederarbeiter mit 3440 Mitgliedern, die Zu- 
schuss-Kranken-Unterstützungs- und Begräbniskasse des Gewerk- 
vereins der deutschen Tischler und verwandten Berufsgenossen 
mit 3152 Mitgliedern. 

Ausserdem kommen noch die auf Grund landesrechtlicher 
Vorschriften bestehenden Kassen in Betracht, soweit deren 
Wirkungskreis auf Berlin und Umgegend beschrankt ist Von 
diesen 72 Kassen zählen die meisten überwiegend Arbeiter zu 
Mitgliedern, einige sind bereits in der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts gegründet worden. Die grössten dieser Kassen 
sind die Schwanefeldsche mit 18 693, die Sterbekasse der Ma- 
schinenbauarbeiter mit 8650 Mitgliedern. Die Kassen sind 
überwiegend Fabrikkassen; so fallen drei auf die Scheringsche 
Fabrik, eine Sterbe-, eine Pensions-, eine Unterstützungskasse; 
andere Kassen schliessen sich an die Stadtgegenden, so eine 
Schuhmachersterbekasse für das Rosenthaler Viertel, eine Sterbe- 
kasse für Schuhmacher der südöstlichen Luiseustadt, eine Kranken- 
kasse derselben in der Luisenstadt, letztere beide scheinen aller- 
dings für selbständige Schuhmacher bestimmt zu sein. Wieder 
andere Kassen sind für die Frauen bestimmt, so eine Sterbe- 
kasse der Buckdrucker, der Maschinenbauarbeiter, der Schrift- 
giesser. Auch konfessionelle Kassen fehlen nicht. 

Das Ergebnis dieser für ein und dieselbe Berufsart viel- 
fach bestehenden Versorgungsgelegenheit ist am auffallendsten 
bei den Maschinenbauarbeitern, Schuhmachern und Kutschern. 
Ungerechnet verschiedene Fabrikkassen bestanden für die Ma- 
schinenbauer ausser der grossen 18 000 Mitglieder umfassenden 
Kasse verschiedener Betriebe und der vielleicht 15 000 Mit- 
glieder umfassenden Ortskrankenkasse noch sechs eingeschriebene 
Hülfs- und Sterbekassen, für die Schuhmacher neben der In- 
nungskasse und der Ortskrankenkasse ebenfalls noch sechs 
anderweitige Unterstützungskassen, für die Kutscher neben der 
Fuhrherreninnungskasse noch sieben entsprechende Versicherungs- 
gelegenheiten. Bei den Tischlern existieren eine Orts-, eine 
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Innungskasse und drei andere Kassen, bei den Gastwirten eine 
Orts-, eine Innungskasse und zwei andere Kassen u. s. f. 

Es kann wohl angenommen werden, dass es nicht nur die 
alte deutsche Neigung zur Sondervereinigung war, welche diese 
vielen kleinen Kassen schuf, sondern auch äussere Einwirkung. 
Namentlich spielt ja die Politik selbst auf diesem Gebiete der 
Nächstenliebe und Fürsorge ihre Rolle. Weniger der Zweck 
der gegenseitigen Hülfe, als der Wunsch, mit Gesinnungsgenossen 
Politik zu treiben, dürfte manche Kassen geschaffen haben. 
Schon oben wurde erwähnt, dass während des Sozialistengesetzes 
einige Ortskrankenkassen in polizeiliche Aufsicht genommen 
wurden, und auch in neuester Zeit dürfte sich die politische 
Gesinnung der Arbeiter in den Kassenvorständen wenig ge- 
ändert haben. Freilich bedingt dies noch nicht einen Mangel 
in der Verwaltung. Anders ist es, wenn die Politik in Ar- 
beiten eingemischt wird, welche vor allem davon frei sein sollten, 
indem sie eine besondere Unbefangenheit der Mitwirkenden 
voraussetzen. Auf der anderen Seite ist dies wenigstens bei 
den Ortskrankenkassen erklärlich, wenn man bedenkt, dass der 
Staat selbst durch das Krankenversicherungsgesetz den nun 
einmal weit überwiegend sozialdemokratischen Arbeitern in den 
Kassenvorständen gewissermassen eine Organisation gab. 

Gerade dadurch hatte aber die Einführung des Kranken- 
versicherungsgesetzes zunächst noch eine andere Wirkung. 

Indem es nämlich die sozialdemokratischen Arbeiter in die 
praktische Verwaltung zog, lehrte es sie die Dinge auch prak- 
tisch mit der That und nicht mehr blos in der ideellen Vor- 
stellung zu erfassen und trug so auch in praktischer Hinsicht 
zu der Erziehung und Mässigung bei, welche mit der Zeit in 
der sozialdemokratischen Entwicklung erkennbar geworden ist. 
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5. Das Schulwesen. 

In der früheren Zeit wurde die Frage der unentgeltlichen 
Volksschule mehr vom Standpunkt der Armenpflege aus be- 
trachtet. Diese hatte aber hierfür keine eigenen Mittel, war 
vielmehr auf Vermächtnisse, Kollekten u. dgl. angewiesen.*) 
Zunächst wurde ein Lehrer für verschiedene arme Familien 
angenommen, woraus sich dann die Armenschulen Berlins 
1733: 7, 1742: 10, 1770: 16 mit ungefähr 1000 Kindern 
entwickelten. Die Lehrer erhielten 36 bis 64 Thaler jährlich 
und waren häufig verunglückte Handwerker, gewesene Bediente 
u. dgl. Es scheint, so bemerkt der Verwaltungsbericht des 
Magistrats, die Anstellung eines Lehrers mehr als eine Art von 
Wohlthätigkeit für diesen angesehen worden zu sein, da man 
ihm sonst hätte Almosen geben müssen. 

So war denn der Zustand der Schulen sehr schlecht, so 
sehlecht, dass das Staatsministerium sie dem Königl. Armen- 
Direktorium 1768 abnahm und dem Oberkonsistorium über- 
trug. Dieses hob im Jahre 1778 alle Armenschulen bis auf 
zwei auf, ordnete die Unterbringung der armen Kinder in den 
kirchlichen Parochialschulen auf Kosten der Armenverwaltung 
an. Da aber die Armen-Direktion nur eine bestimmte Summe 
für die Kinder der Parochie an die Prediger zahlte, so ver- 
minderte sich bei der Vermehrung der Freikinder das für das 
Kind gezahlte Schulgeld. Die Schullehrer wurden unzufrieden, 
die Schulen überfüllt, die Armenkinder zurückgesetzt. 



*) Verwaltungsbericht des Magistrats für 1829 bis 1840. 
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Iin Jahre 1817 bestanden 4 solche Schulen mit 277 Frei- 
kindern, 6 Arbeitsschulen mit 297, während sich in den Parochial- 
schulen 1 706 Freikinder (im Waisenhause 250, im Arbeits- 
hause 31) zusammen 1 987 Kinder befanden, deren Unterricht 
4 886 Thaler kostete. Von den sechs Arbeitsschulen wurden 
deren zwei in Armenschulen verwandelt, die übrigen gingen ein. 

Als dann im Jahre 1820 das städtische Armenschulwesen 
an die Kommune ging, waren 6 Armenschulen und 23 Parochial- 
schulen mit Freikindern vorhanden. Nunmehr wurden die 
Schulen neu eingerichtet, grössere Kosten bewilligt. Aber 
namentlich in den Parochialschulen blieben Missstände bestehen, 
und es waren Tausende von Kindern überhaupt ohne Schul- 
unterricht, andere nur in Sonntagsschulen (vgl. Bertram, Das 
Gemeindeschulwesen der Stadt Berlin, I. Berlin 1878, II. Berlin 
1879). Eine vollständige Reorganisation erfolgte bereits 1826, 
eine Städtische Schuldeputation wurde eingerichtet, ein Stadt- 
schulrat erwählt. Im Oktober 1837 ging das Armenschul- 
wesen von der Armendirektion auf die Schuldeputation über, 
und 1840 existierten 12 Kommunalarmenschulen mit 73 
Klassen und 7 074 Kindern , während 6 292 in Parochial- 
und Privatschulen untergebracht waren. Die Kosten beliefen 
sich auf 54 467 Thaler (gegen 3000 im Jahre 1821 und 1400 
im Jahre 1825). 

Gleichzeitig erstreckte sich aber die Fürsorge der Ver- 
waltung auch auf solche arme Kinder, welche des Broterwerbs 
wegen tagüber beschäftigt waren. Im Jahre 1828 sollen 1200 
bis 1 300 Kinder in Fabriken und ebensoviel zu Hause be- 
schäftigt worden sein, welche nur zum Teil abends oder Sonn- 
tags eine Schule besuchten. Später unter dem 9. März 1839 
erging eine Verfügung des Schulkollegiums, wonach nur solche 
Kinder in Fabriken beschäftigt werden durften, welche neun 
(seit 1855: zwölf) Jahre alt waren und drei Jahre die Schule 
regelmässig besucht hatten, oder lesen und schreiben konnten 
und die Anfangsgründe in anderen Fächern besassen, wo- 
nach der Besuch der Nachhülfeschule vor dem 11. (seit 1853 
dem 12.) Lebensjahr und Kindern ohne die erwähnte Vor- 

Hirschberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. g 
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bildung nicht gestattet war. Es wurden neun Nachhülfeschulen 
eingerichtet. In zweien von diesen wurde abends von 6 bis 8, 
in den übrigen zweimal wöchentlich von 5 bis 8 und sonn- 
tags von 7 bis 9 unterrichtet (Schulgeld monatlich 2 1 /, oder 
5 Sgr., Bedürftige frei). Im Jahro 1840 wurden 1 130 Kinder 
in Nachhülfeschulen unterrichtet (1850: 1568). Ausser diesen 
Nachhülfeschulen bestanden 1839 dann noch private, worunter 
die Sonntagsschule des Luisenstädtischen Wohlthätigkeitsvereins, 
in denen 300 bis 400 Kinder unterrichtet wurden, sowie elf andere 
besondere Sonntagsfreischulen (2 bis 5 Uhr) mit 329 Kindern. 

Der Unterricht in den Nachmittagstunden bewahrte sich 
übrigens nicht. Die Kinder kamen in ihren schmutzigen Arbeits- 
kleidern und übermüdet zur Schule, waren unaufmerksam oder 
blieben aus, und der Rückweg am Abend gab zu anderen Be- 
denken Anlass (Verw.-B. 1841/50). Es wurde daher der 
Unterricht nur am Sonntag von 8 bis 12 Uhr erteilt. 

Als dann vom 1. Juli 1855 ab nur mindestens zwölfjährigen 
Kindern eine höchstens sechsstündige Arbeitszeit in Fabriken 
gestattet wurde, errichtete der Magistrat zwei Halbtagsschulen 
(von 8 bis 11 vormittags oder 2 bis 5 nachmittags) unter 
dem Namen Fabrikschulen, welche nach kurzer Frist wieder 
eingingen. Zwar wurden 1858 vier neue Fabrikschulen ein- 
gerichtet, aber auch von diesen wurden am] 1. Oktober 1860 
zwei wieder aufgehoben. Die Einrichtung dieser Schulen hatte 
die Einführung eines Schichtwechsels in den Fabriken für die 
Kinderarbeit zur Voraussetzung, welche sich jedoch nicht erfüllte. 
Seit 1861 fand der Unterricht der in Fabriken beschäftigten 
Kinder zu bestimmten Stunden in den Volksschulen statt. 

Neben dieser Art von Schulen bestand von früher her 
noch eine andere Einrichtung für das schulpflichtige Alter, 
welche hier nicht übergangen werden darf, die sogenannten 
Erwerbschulen, welche, obwohl sie in späterer Zeit an Be- 
deutung wesentlich verlor, doch für den humanen Geist des 
damaligen Berliner Bürgertums Zeugnis ablegt. Nach der 
Jubelschrift über die Erwerbschulen (Berlin 1843 bei Decker) 
wird unter den Stiftern dieser der Geheime Ober - Justizrat 
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Suarez obenan genannt, während der Plan vom Geheimen Ober- 
Appellationsgerichtsrat Gossler ausging. Die Stifter wandten 
sich am 18. März 1793 „an das wohlthätige Publikum", und 
schon im Juli konnte die erste Erwerbschule eröffnet werden, 
deren Zahl sich bis Ende des Jahrhunderts auf acht vermehrte, 
während die neunte und letzte erst dreissig Jahre später folgte. 
Die Schülerzahl pro Schule betrug anfangs 50, dann 60 bis 
70 und 80 bis 90 Kinder. Auch der König Friedrich- Wilhelm 
nahm durch besonderen Erlass vom 5. Juli 1798 lebhaften 
Anteil*) und befahl auch, dass von dem Ertrag der Oper be- 
stimmte Summen an diese Schulen gezahlt würden. Ihr Zweck 
war zunächst, gesunden und arbeitsfähigen Söhnen und Töchtern 
armer Eltern unentgeltlichen Unterricht in den Elementar- 
kenntnissen, Beschäftigung mit zweckmässigen Handarbeiten 
imd durch dieselbe Gewöhnung zur Arbeitsamkeit und Stetig- 
keit> sowie zugleich eigenen Verdienst zu gewähren. 

Im Jahre 1873 gingen die Erwerbschulen ein, die Kinder 
wurden den Gemeindeschulen zugewiesen, und aus dem Ver- 
mögen wurde später ein Fonds („Erwerbschulstiftung") zu 
Prämien für fleissige Handarbeitschülerinnen gebildet, aus 
welchem 1894/95 acht Stipendien zu 125 Mark und 1100 
Mark für Handarbeitsprämien verausgabt wurden. Der Stiftungs- 
fonds belief sich Ende 1896 auf etwa 56 000 Mark. 

*) Von besonderem Interesse ist vielleicht ein weiterer in der Jubel- 
scbrift erwähnter Erlass des Königs an den Stadtpräsidenten Eisenberg 
vom 17. Juni 1798. Der Konig hatte von den beabsichtigten Huldigungs- 
feierlichkeiten vernommen und schrieb: Die Anhänglichkeit und Treue der 
Einwohner Berlins sei durch die zu allen Zeiten gegebenen Beweise so 
entschieden, „dass es der Bestätigung derselben durch zweifelhafte Zere- 
monien, wio die feierliche Einholung und Erleuchtung der Stadt doch 
nur sind, nicht bedarf". Ueberdem seien solche Feierlichkeiten mit be- 
deutenden Kosten verknüpft, welcho für gemeinnützige Zwecke weit besser 
verwendet werden könnten, und mit Unordnungen, welche die Freude be- 
einträchtigen. Er, der König, lege auf die Einholung und Erleuchtung 
gar keinen Wert, und es sei ihm lieber, wenn die dazu bestimmten Kosten 
für gemeinnützige Zwecke gesammelt würden. Dies geschah, und den 
Erwerbschulen flössen 2 568 Thaler Courant, 733 Gold zu, wozu die Kauf- 
mannschaft noch 300 Thaler fügte. 

8* 
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Die Zöglinge wurden nur mit gewöhnlicher Handarbeit 
beschäftigt, mit Spinnen, Stricken, Nähen, Stopfen, ferner 
verschiedene Putzarbeit Die Lehrerin durfte die Kinder ausser- 
halb der Schulzeit auf ihre eigene Rechnung arbeiten lassen. 
So lag aber alsbald die Gefahr vor, dass die Anstalten nicht 
ordentliche Dienstboten und Handwerksburschen, sondern Putz- 
macherinnen und Kammerjungfern erzogen. Infolgedessen wurde 
diese Art Arbeit und das Arbeiten für Rechnung der Lehrerin 
schon im Jahr 1805 verboten. Die Kinder durften später 
auch das Material für gröbere Arbeiten von Hause mitbringen 
und zu den Bedürfnissen desselben verwerten, natürlich ohne 
dass diese Arbeiten ebenfalls bezahlt wurden. Mit dem Jahre 
1829 wurden die Erwerbschulen nur auf Mädchen beschränkt, 
und zwar auf bedürftige Mädchen, deren Eltern das Schulgeld 
nicht aufbringen konnten, jedoch nicht nötig hatten, die Kräfte 
ihrer noch schulpflichtigen Kinder zum Broderwerb mit heran- 
zuziehen. Den Wert der Handarbeiten der Kinder gab der 
erwähnte Bericht, dessen Ausführungen diese Darstellung folgte, 
im Jahre 1834 auf 1 709, 1842 auf 2 556 Thaler an. 

Eine ältere Schrift vom Jahre 1833 über die Grundsätze, 
nach welchen die Erwerbschulen eingerichtet sind, veröffentlicht 
eine Taxe für die Arbeiten der Kinder. Demnach wurden be- 
zahlt für ein Paar Kinderstrümpfe 2 bis 4*/ 2 Sgr., Frauen- 
strümpfe 6 bis 10, Mannstrümpfe 6 bis 10, für ein Mann- 
hemde zu nähen 5 bis 10, ein Frauenhemde 5 bis 12, ein 
Taschentuch an zwei Seiten zu säumen y s bis iy 2 Sgr., von 
vier Seiten 1 bis 4 Sgr. u. s. f. 

Kehren wir zu den eigentlichen Elementarschulen zurück, 
so bedeutet das Jahr 1870 durch die mit Beginn desselben 
eingeführte Aufhebung des Schulgeldes einen ausserordentlichen 
Fortschritt Allerdings wurden in den früheren Armenschulen 
schon Tausende von Kindern unentgeltlich unterrichtet, von den 
übrigen wurden Schulgelder erhoben, welche im Jahre 1869 
sich auf 2y 2 bis 25 Silbergroschen monatlich beliefen. Die 
Schulkommission schätzte die Eltern auf die Höhe des Schul- 
geldes ein. Aber je gewissenhafter man hier verfuhr, um so 
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grösser war diese Arbeit Daneben liefen zahlreiche Rekla- 
mationen, etwa 30 000 Pfändungen jährlich, grosse Unkosten 
und Abgaben an die Lehrer. Das Volksschulwesen kostete im 
Jahre 1868 etwa 490 000 Thaler, aber die Schulgeldeinnahme 
belief sich nur auf 46 000, worunter 5 600 durch Exekution 
aufgebracht und 4 500 Tantiemen an die Lehrer und Schul- 
vorsteher. (Verw.-B. 1861/76 II.) 

Die Aufhebung des Schulgeldes bedeutete einen ausser- 
ordentlichen Fortschritt, namentlich für die handarbeitende Be- 
völkerung. Die Gesellschaftsschichten der Volksschulen wurden 
bessere, die Anforderungen an dieselben grössere, und das Zu- 
sammensein der Arbeiterkinder mit den Kindern wohlhabenderer 
Klassen konnte nur günstig auf die ungebildeten Kinder wirken, 
während dies bei den besser situierten Zöglingen frühzeitig auf eine 
Ausgleichung der Klassengegensätze Einfluss hatte 

Das Unterbringen von armen Kindern in Privatschulen 
wurde bedeutungslos. Ende 1888 bestand nur noch eine 
solche Schule mit 783 Schülern. Die Zahl der Gemeinde- 
schulen belief sich 1896 auf 147 (gegen 49 im Jahre 1869) 
mit 190 462 Kindern. Eine Auszählung der Kinder nach dem 
Beruf der Eltern am 1. Mai 1894 ergab folgendes: 



Beruf der Eltern 


Zahl der Kinder 


Von 
100 Kinder» 

entfallen 
auf nebenst. 
Berufe 


m. 


w. 


zus. 




■ 

28 582 


29 8G6 


58 448 


32,1 






25 345 


49 917 


27,4 


Handwerker, Gastwirte u. andere Gewerbe . 


22 301 


21 7G4 


44 155 


24,2 




9 183 


9 831 


19 014 


10,4 




3 213 


3 112 


6 325 


3,5 




5:54 


589 


1123 


0,6 




432 


426 


858 


0,5 




431 


328 


762 


0,4 




272 


249 


521 


0,3 




2713 


167 


443 


0,2 




167 


169 


336 


0,2 


Aerzte, Apotheker, Geistliche, Künstler . . . 


148 


Iii 


289 


0,2 




43 


37 


80 


0,0 


Personen unbestimmten BerufB 


37 


30 


76 


0,0 


Zusammen 


'| 90 284 


92 063 


182 347 


100,0 
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Es waren sonach 59 l / 2 Prozent aller Kinder in den Ge- 
meindeschulen (58,9 der männlichen und 60,0 der weiblichen) 
Arbeiterkinder, und man kann sagen, dass bei der vorzüglichen 
Einrichtung dieses Schulwesens kaum in besserer Weise für 
das schulpflichtige Alter von sechs bis vierzehn Jahre gesorgt 
werden kann. „Die Unentgeltlichkeit, die Ausstattung, der 
Lehrplan, die Lehrkräfte, unsere ganze mit vielen Opfern 
durchgeführte Auffassung der Volksschule haben sie," so be- 
merkt der Stadtschulrat Bertram in einem Bericht vom Sommer 
1886 (Verwaltungsb. 1882/1888 III, Anhang), „zu einer wirk- 
lichen Schule der Gemeinde gemacht. Zur rechten Zeit und 
glücklicherweise. Nicht mehr ein zweifelhaftes Ideal, sondern 
hier erprobte Wirklichkeit ist die Schule, in der die Kinder 
der Armen und der Besitzenden von derselben Autorität zu 
gleichem Sittengesetz, durch gleiche Lehre zu den gleichen 
Anfängen der Bildung geführt werden, wo das Band gewoben 
wird, das die Kinder desselben Vaterlandes einigt . . . Diese 
Schulform ist ein Eckstein des sozialen Friedens . . . Den Satz 
von der zunehmenden Sittenverderbnis braucht man nicht zu 
unterschreiben, aber wer in die inneren Falten der Schulen 
und der Armenverwaltung blickt, der weiss, dass eine grosse 
Stadt Elemente birgt und erzieht, welche sittliche Fäulnis schon 
im Kindesalter erzeugen. Und wo durch die Not der Ver- 
hältnisse die häusliche Erziehung auf das allergeringste Mas 3 
beschränkt wird, da geraten die Kinder leicht nach wenigen 
Fehltritten in die bewusste Schlechtigkeit." Die Volksschule 
nehme alle die am Rande der Verwahrlosung einhergehenden 
Kinder ebenso wie die gesitteten auf, da könnten jene zwar 
gebessert werden, diese aber Schaden erleiden. Unter solchen 
Verhältnissen wachse die Verantwortlichkeit des Schulrektors, 
welcher durch seine Amtswohnung mitten in das Leben des Schul- 
bezirks gestellt, die Familien kennen lerne und den Ent- 
wickelungsgang des Zöglings verfolge. 

Entsprechend den höheren Leistungen der Volksschulen 
sind auch die Kosten gestiegen, welche im Jahre 1895 etwa 
10y 2 Millionen Mark oder 56 l /2 Mark pro Kind betragen haben. 
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Die Gegenstände, in denen in der ersten Klasse der Ge- 
meindeschulen Unterricht erteilt wird, sind die folgenden: Re- 
ligion (4 Stunden), Lesen, Schreiben, Deutsch (Knaben 8, 
Mädchen 6), Rechnen (4), Geschichte (2), Geographie (2), Ge- 
sang (2), Zeichnen (2), Turnen (2), Naturkunde (Knaben 3, 
Mädchen 2), Geometrie (Knaben 2), weibliche Handarbeit (Mäd- 
chen 6). Im ganzen werden in der untersten Klasse wöchent- 
lich 22, in der obersten 32 Stunden erteilt. 

Aber leider erreichen nicht alle Schüler die erste Klasse, 
ein Teil geht nach erfüllter Schulpflicht früher ab. So giebt 
eine Erhebung von 1891 (Vorl. f. d. Stadtv.-Vers. No. 502 
von 1893) folgende Zahlen an. Es wurden entlassen: 

im Jahre 1891 Ostern Michaelis Prozent 

aus der m. Kl. 613 626 12 

„ „ II. „ 1452 1414 30 

„ „ I. „ 2 856 2 712 58 

Zusammen 9 673 100 

Also nur 58 Prozent der Schüler erreichten das eigentliche 
Lehrziel, 30 Prozent erreichten es nur zum Teil und 12 Prozent 
sogar nur zur Hälfte. 

Nun geben aber die Leistungen der Volksschule doch nur 
die Grundlage einer weiteren Berufsausbildung. Dies gilt ins- 
besondere für die arbeitenden Klassen. Das Handwerk ist 
kein blosses Werk der Hände mehr. Ueberlegung und In- 
telligenz muss der Hände Werk leiten, und Kenntnisse müssen 
den Arbeiter befähigen, „dass er im innern Herzen spüre, was 
er erschafft mit seiner Hand". 

Das i9t es eben, was das alte Handwerk von dem heutigen 
unterscheidet, dass damals Meister und Geselle mit gleichem 
Eifer ihr Handwerk förderten, dass sie es unter ihren Händen 
ganz entstehen sahen, seine Vorzüge und Mängel kannten, 
dass aber heute an Stelle dieser Handarbeit die Fabrikarbeit 
mit ihrer Arbeitsteilung getreten ist, wo der Arbeiter nur 
seinen kleinen Teil herzustellen hat, das ganze Werk vielleicht 
niemals fertig vor Augen sieht und die Kompliziertheit der 
Erzeugnisse für ein wirkliches Verständnis schon besondere 
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Bildung voraussetzt. Da arbeitet die eine Berliner Tischler- 
werkstatt nur Stühle, eine andere nur Fourniere, eine weitere 
nur Teile von Möbeln oder Einrichtungen u. s. f., und in der 
Bekleidungsindustrie arbeiten jetzt einzelne Werkstatten nur 
Rümpfe von Hemden, andere die Aermel u. s. w. Selten ist 
es dem Arbeiter vergönnt, sein Werk als Ganzes vollendet 
oder gar in seiner endlichen Verwendung zu schauen. Und' 
wenn auch gerade durch diese Arbeitsteilung eine Einarbeitung 
im einzelnen erreicht wird, wie sie durch die eigentliche Hand- 
arbeit nicht möglich ist, so ist es doch nicht unberechtigt, wenn 
man die letztere vielfach vorzieht. Sieht man doch in ihr eben 
noch einen Teil der Mühe und des Eifers, die den Hersteller 
beseelten; und erweckt doch die blosse Fabrikleistung vielfach 
den Eindruck eines schablonenhaften, kalten, mit Gleichgültig- 
keit erzeugten Werkes. 

Es ist hier der Ort nicht, näher auf diese Entwickelung 
vom Handwerk zur Fabrik einzugehen, noch auch der vielen 
Mittel zu gedenken , durch welche man diesen grossen Ueber- 
gangsprozess zurückbilden, die alten Zünfte wieder aufwecken, 
den Befähigungsnachweis für Meister und Gesellen schaffen und 
die Erziehung der Lehrlinge in enge Fesseln schlagen will, 
als ob man die neue Zeit dadurch zurückdatieren und sie zur 
„guten alten" machen kann, dass man ihr eine andere Jahres- 
zahl giebt. Es soll hier auch nicht geschildert werden, wie 
wenig die Innungen für die Arbeiterverhältnisse thun und der 
Natur der Sache nach, besonders in einer Fabrikstadt wie Ber- 
lin, nur thun können, es kommt hier vielmehr nur darauf an, 
auf den Punkt hinzuweisen, welcher allein die Nachteile des 
Fabrikbetriebs gegenüber dem Handwerk mildern, ja sogar 
wieder ausgleichen kann, und das ist die bessere Ausbildung 
des Arbeiters in den einschlägigen Fächern. Ein Arbeiter, 
der an dem ihm aufgetragenen Arbeitsteil nicht gedankenlos 
mechanische Hantierungen vornimmt, sondern über dessen 
Zweck und Bestimmung unterrichtet ist, wird nicht nur mit 
grösserer Liebe bei der Arbeit, zufriedener und geschickter, 
sondern auch geneigt und geeignet sein, bei Gelegenheit 
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andere schwierigere, sein Fach mit berührende Arbeiten zu über- 
nehmen. 

Eine tüchtige Ausbildung unserer Jugend in technischer 
Fertigkeit und guten Elementarkenntnissen ist aber zugleich 
auch eine Vorbeugung künftiger Arbeitslosigkeit Denn gute 
und intelligente Arbeiter sind auch dann noch gesucht, wenn 
die Arbeitsgelegenheit im allgemeinen zurückgeht. 

In der That finden wir auch, dass in Berlin der Fort- 
bildungsunterricht schon zu Ende des vorigen Jahrhunderts 
versucht wurde. Es war damals allerdings nur ein Privat- 
verein zum Besten armer, in den Elementarkenntnissen zurück- 
gebliebener Lehrlinge, welcher am Sonntag Nachmittag in 
den Elementarfächern Unterricht erteilen Hess (Verwaltungsber. 
1861/76 II). Dieser Verein wurde seit 1858 vom Magistrat 
unterstützt (mit 200, später 500 Thlr. jährlich), sodass er 1863 
über 1100 Schüler unterrichten liess. Im Jahre 1873 wurden 
dann diese Sonntagsschulen aufgelöst und auf Anlass und unter 
Subvention des Magistrats „Vorbereitungsschulen" eingerichtet, 
zunächst 45, 1876 bereits 71 Kurse. Dienten jene nur zur 
Nachhülfe, so dienten diese zur Fortsetzung der Gemeindeschule. 

Eine Organisation dieser „elementaren" Fortbildungsschulen 
trat Ende 1876 ein, indem die Schuldeputation sie unter ihre 
Oberaufsicht nahm und, soweit die Mittel des Vereins nicht 
reichten, auch unter eigene Verwaltung. Das letztere geschah 
mit den drei inzwischen (Ost. 1874) auf Betreiben des Bundes 
der Bau-, Maurer- und Zimmermeister eingerichteten Bauhand- 
werkerschulen, sowie mit der bereits 1862 eingerichteten Tischler- 
schule. Später kam dann eine Anzahl der von Innungen be- 
gründeten, von ihnen aber nur zum kleineren Teile unterhaltenen 
Fachschulen hinzu. 

In ähnlicher Weise wie für die männliche Jugend ge- 
staltete sich die Fürsorge für die Fortbildung der weiblichen 
Jugend, indem 1876 die Gesellschaft für Verbreitung von Volks- 
bildung, der Zentralverein für das Wohl der arbeitenden Klassen 
und der Verein gegen Verarmung den Unterricht einrichteten. 
Die Stadt gab die Schulräume und eine Subvention. 
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Aber ausser der Unterstützung der privaten Thätigkeit 
auf diesem Gebiete sorgte die Stadtverwaltung vor allem für 
eigene Einrichtungen. Bereits im Jahre 1849 wurden auf Be- 
treiben des Zentralvereins für das Wohl der arbeitenden Klassen 
drei Fortbildungsschulen eingerichtet mit freiem Unterricht für 
Lehrlinge, welche die erforderliche Schulbildung nachweisen 
mussten, andernfalls den Sonntagsschulen überwiesen wurden. 
Ihnen schlössen sich zwei Handwerkerschulen, eine Webeschule, 
der stadtische Gewerbesaal, eine Baugewerkschule vom Hand- 
werkerverein begründet, unter gemeinsamer Verwaltung von 
Staat und Stadt an. 

Fassen wir nunmehr die Einrichtungen für Fortbildung 
und Fachausbildung zusammen, so bestanden nach einem Be- 
richt vom Anfang des Jahres 1896: 

a) Fünf Fortbildungsanstalten für Jünglinge, die schon 
in einem praktischen Berufe stehen. Unterricht in Deutsch, 
Französisch und Englisch bis zum geläufigen mündlichen und 
schriftlichen Ausdruck, kaufmännisches Rechnen, Mathematik, 
Zeichnen, einfache und doppelte Buchführung, Chemie, Handels- 
kunde. Schülerzahl: 960, davon 570 Lehrlinge. Schulgeld 
halbjährlich 2 Mark für 2 und 4 Mark für 4 Stunden 
wöchentlich. 

b) Zwölf Fortbildungsschulen für Jünglinge praktischer 
Berufsarten zur Förderung der Berufstätigkeit und Sittlichkeit, 
sowie zur Ergänzung der Elementarbildung. Unterricht im 
Rechnen, Sprachen, Modellieren, Fachzeichnen, Stenographie, 
Mathematik, Buchführung, Physik, Chemie, Gesetzeskunde. 
Teilnahme an den meisten Fächern unentgeltlich. Durchschnitt- 
lich 1 Mark halbjährlich für die Stunde wöchentlich. Schülerzahl: 
7496, davon 5126 Lehrlinge. 

c) Die Fortbildungsschule des Handwerkervereins. Ele- 
mentarunterricht, Buchführung, Wechselkunde, kaufmännisches 
Rechnen und Korrespondenz, Rundschrift, Französisch, Englisch, 
Stenographie, Fachzeichnen, Gesang, Turnen. Schulgeld halb- 
jährlich 2 bis 5 Mark, Gesang 1 Mark, Turnen 0,25 bis 0,50 
Mark monatlich. Schülerzahl: 260, davon 47 Lehrlinge. 
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d) Acht städtische Fortbildungsschulen für Mädchen. Unter- 
richt in Sprachen, Rechnen, Buchführung, Zeichnen, Handarbeit, 
Nähen, Schneidern, Plätten, Putzmachen, Sticken, Stenographie, 
Turnen. Diese Schulen sollen nicht ausschliesslich der tech- 
nischen Unterweisung dienen , sondern die Bildung der Ge- 
meindeschulen sichern und ergänzen und angemessene Frauen- 
arbeit lehren. Auch ältere weibliche Personen können teilnehmen. 
Schulgeld 0,50 Mark monatlich, einschliesslich Plätten und 
Schneidern 1 bis 1,50 Mark, für Sprachen 1 Mark halbjähr- 
lich pro Stunde wöchentlich, für Stenographie 0,50 Mark monat- 
lich. 2958 Schülerinnen. 

e) Fünf von verschiedenen Vereinen geleitete Fortbildungs- 
schulen für Mädchen. Unterrichtsgegenstände wie zu d, aber 
zum Teil auch Kochen, Schreibmaschine, Kontorarbeit, Mode- 
zeichnen und Schnittmusterzeichnen. Schulgeld 1 Mark monat- 
lich mit Zuschlägen für Spezialfächer; Schreibmaschinen-Kursus 
6 Mark vierteljährlich, Handelsschule 1 1 Mark u. s. f. 

f) Städtische höhere Webeschule. In der Regel werden 
nur Schüler von über sechzehn Jahre aufgenommen mit Bildung 
der ersten Klasse einer Realschule, möglichst mit praktischen 
Vorkenntnissen. In den Kursus für Musterzeichnen werden 
auch Schülerinnen aufgenommen. Schulgeld: Tagesabteilung 
Vollschüler 200 Mark jährlich, Abend- und Sonntagsabteilung 
30 Mark, Kursus 1 bis 2 Jahr. 

g) Zwei Handwerkerschulen, um Lehrlinge und Gehülfen 
des Gewerbestandes in ihren Freistunden zeichnerisch, wissen- 
schaftlich und kunstgewerblich auszubilden. Das Lehrziel der 
Gemeindeschule muss mindestens erreicht sein. Freihand-, 
Zirkel-, Projektionszeichnen, Geometrie, Aquarellieren, Formen- 
lehre, Modellieren, Malen, Mathematik, Physik, Elektrotechnik, 
Mechanik, Chemie, Rechnen, Buchführung. Schulgeld halb- 
jährlich 6 bis 12 Mark. Schüler 3297. 

h) Die Baugewerkschule zur Ausbildung von Bauhand- 
werkern und Baugewerkmeistern in der Theorie, in Zeichnen 
und Projektion. Deutsch, Buchführung, Rechnen, Mathematik, 
Nivellieren, Physik, Statik, Baumaterialienlehre, Zeichnen, Archi- 
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tektonik, Baukonstruktions-, Feuerungs-, Ventilationslehre, Bau- 
kunde, Baurecht. Schulgeld halbjährlich 100 Mark, 266 Schüler. 

i) Der stadtische Gewerbesaal, um den in praktischer Be- 
schäftigung stehenden Schlossern, Maschinenbauern, Mechanikern 
u. s. w. Unterricht im Freihandzeichnen, Projektion und Kon- 
struktion zu geben. Zugelassen nur Gewerbebeflissene, die das 
schulpflichtige Alter überschritten haben, eine eigentliche Schule 
nicht mehr besuchen. Schulgeld halbjährlich 4 Mark. Zehn 
Abteilungen mit 58 bis 251, zusammen 1468 Schülern, davon 
1086 Lehrlinge. 

k) 20 Fachschulen für Maurer und Zimmerer, Tischler, 
Schuhmacher, Maler (2), Barbiere und Friseure, Sattler, Tape- 
zierer, Schmiede, Glaser, Schornsteinfeger, Stellmacher, Korb- 
macher, Buchbinder, Gärtner, Buchdrucker, Schneider, Kon- 
ditoren, Töpfer, Anwaltspersonal. 5254 Schüler, davon 3997 
Lehrlinge. 

Technischer Unterricht, Zeichnenunterricht, bei einigen auch 
Fortbildungsunterricht in Elementarfächern. Unterricht zum 
Teil unentgeltlich, zum Teil 2 bis 10 Mark für den Kursus. 

Der Unterricht in diesen Schulen fand in der Regel am Abend 
spätestens bis 9 oder 10 Uhr oder am Sonntag Morgen statt. 

Nachstehend wird eine kleine Uebersicht über die Kosten 
und ihre Verteilung nach dem Etatsjahr 1895/96 für diejenigen 
für einen bestimmten Beruf vorbereitenden Anstalten, die in 
städtischer Verwaltung stehen, gegeben: 



Schulen 1895/96 


Kosten 


- 


Davon Mark auf 


(Ausgabe) 












Mark 


Staat 


Stadt 


Innung 


Schulgeld 


1. Handwerkerschule .... 


143 G66 


20000 


95 666 




28 000 


2. „ .... 


85 051 




73 387 




11664 




91 125 


27 462 


27 462 




35 450 


Städtische Webeschule *) . . 


51 480 


20 750 


20 750 




8856 



*) Ausser den angeführten Zuschüssen von den vereinigten Stuhl- 
arbeiter-Innungen 555, den Interessenton der Textilindustrie 4000 und 
den Aeltestcn der Kaufmannschaft 4000 Mark. 
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G Ion IQOA/Qft 

ocnuien louo/ov 


Kosten 

(Ausgabe) 
Mark 


• 

Staat 


Davon Mark auf 

Staat Innung 


Schulgeld 








39 330 




J Wo 


Berliner TiBchlerschule . . . 


91 lft3 

£1 lOO 




1 74-3 

XU 4 Tu 




o \jCo 


Fachsch. für Maurer, Zimmerer 






4 1Q9 


1 200 


L oo\j 


?•> 


„ Sattler .... 


\ Q 1 71 

Q III 




2 210 


500 




r> 




I l 775 

II • t o 


3 756 


5 

o ovo 


1 500 


68 




„ Schornsteinfeger . 


1 PifiQ 
i. OQv 


ooo 


37fi 


510 

«IV 


339 

OOS 




„ Barbiere, Friseure 


( LOO 


1 1Q4 


2 496 


1 000 

•1 UW 


9 R94. 




„ Stellmacher . . 


3 4.79 


1 3fiO 
J. oou 


1290 


300 


15fi 






i fi9f; 




701 


300 


r. 




„ Tapezierer . . . 


Q 1fift 
y loo 




4 634 


550 


1 939 
JL Lot. 




„ Schuhmacher . . 


o o«jy 




3 500 


500 


930 


n 


„ Schmiede . . . 


2 225 




1841 


350 




- 


„ Korbmacher . . 


2109 


G79 


983 


200 


12 




„ . Buchbinder . . . 


5 099 




3 518 


500 


483 




„ Gärtner*) . . . 


1 213 




491 




354 


n 


,. Buchdrucker**) . 


8 2S6 




1 612 


1000 


5 177 




„ Schneider . . . 


3 218 




1660 


500 


1093 



Zusammen ||512 710| 81 218! 308 737 8910 110644 



Die Ausgaben für einen Schüler dürften sich auf etwa 
40 Mark gestellt haben, wovon nur etwa 8y 2 Mark durch 
Schulgeld aufgebracht wurden. 

Was die Kosten der nicht für einen bestimmten Beruf 
vorbereitenden, städtischen Fortbildungsanstalten anbelangt, so 
liegen für die 5 bez. 12 derartigen Einrichtungen (vgl. zu a u. b) 
die Angaben für 1894/95 vor. Danach beliefen sich die Aus- 
gaben auf 38 771 bez. 299 516 Mark, worauf 6 859 bez. 
37 349 Mark an Schulgeld einkamen. Ausserdem kommen die 
städtischen Zuschüsse für die von privater Seite ins Leben ge- 
rufenen Schulen in Betracht, so (3 000 Mark) für die Fort- 
bildungsschule des Handwerkervereins, für den Verein zur Er- 
richtung sonntäglicher Freischulen u. s. f. 



*) Der Verein zur Beförderung des Gartenbaues giebt 420 Mark. 
**) Aus der Abegg-Stiftung 240 Mark. 
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Die gesamte Besuchsziffer aller dieser Veranstaltungen 
dürfte zur Zeit auf etwa 20 000 Schüler zu veranschlagen sein, 
wovon zwei Drittel Lehrlinge. Dazu kommen in den Ein- 
richtungen für das weibliche Geschlecht gegen 4 500 Schülerinnen. 

Wir sehen somit in den Fach- und Fortbildungsschulen 
Berlins eine ausserordentliche Regsamkeit. Aber auf der anderen 
Seite entbehren diese Schulen der Zentralisation und Ueber- 
sichtiichkeit, welche das städtische Elementarschulwesen so sehr 
auszeichnet, und zeigen im ganzen noch das Bild der ersten 
Entwickelung. Namentlich ist es die Schulgeldfrage, welche 
überall verschieden geregelt ist. Vielfach, besonders für Lehr- 
linge, wird ein Schulgeld überhaupt nicht erhoben, und es fällt 
in die Augen, wievielmehr in dieser Hinsicht für den Innungs- 
lehrling gesorgt ist, als für den Fabriklehrling und Arbeits- 
burschen. 

So wurde denn im Jahre 1891 ein Antrag in der Stadt- 
verordneten-Versammlung erörtert, ob nicht in Verfolg der be- 
züglichen Bestimmungen der Gewerbeordnung ein Fortbildungs- 
sehulzwang eingeführt werden solle. Es wurde irrtümlich an- 
genommen, dass eine solche Regelung die Einschulung von 
40 000 Jünglingen (statt etwa 22000, vgl. S. 17) erforderlich 
gemacht haben würde, während im Winter 1891/92 in den 
städtischen Fortbildungsanstalten 8 666 Schüler unterrichtet 
wurden, von denen 6889 im Alter von 14 — 18 Jahren standen, 
die übrigen älter waren. Von diesen Schülern hatten 

•„ t> r <j u i u ia f eine Volksschule 77 Prozent 

eine Berliner Schule besucht { höhere gchule ? ^ 

eine auswärtige Schule besucht { » ^Ä/? l 

Bei 3 Prozent fehlt die Angabe. (Vorl. f. d. Stadtv. -Vers. 
1893 No. 502.) 

Es waren sonach etwa drei Viertel aller Fortbildungs- 
schüler ehemalige Besucher von Volksschulen und standen im 
Alter bis zu 18 Jahren, sodass von diesem Standpunkte aus 
die Schulen die gehörige Zusammensetzung zeigten. Dahin- 
gegen war der Anteil von nur 8 666 Schülern gegen 22 000 
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eventuell in Frage kommenden nicht eben gross, erfuhr indessen 
in späteren Jahren eine Zunahme. 

Mit Recht machte Dr. Max Weigert in seiner Schrift über 
die Volksschule und den gewerblichen Unterricht in Frank- 
reich (Berlin 1890) darauf aufmerksam, dass der französische 
Grundsatz der unentgeltlichen Fachschulausbildung auch für 
Berliner Verhältnisse viel Nachahmenswertes enthält. „Die 
Unentgeltlichkeit des Elementarunterrichts ist eine grosse Er- 
rungenschaft, aber wir sehen keinen Grund, bei ihr Halt zu 
raachen. Die Zeit, wo die Anfangsgründe des Wissens ge- 
nügten, um die grosse Masse der Bevölkerung für den Kampf 
ums Dasein auszurüsten, ist vorüber, die höheren Ansprüche, 
welche das Leben stellt, erfordern eine grössere und inten- 
sivere Vorbereitung." 

Und nehmen wir an , dass wir zu einer unentgeltlichen 
Weiterbildung und Fachbildung kommen , so wird auch für 
die Fabrikjugend besser gesorgt sein. In einer Stadt, in der 
so häufig über die Verrohung der halbwüchsigen Jugend geklagt 
wird, und ein Teil der Jugend das Lehrziel der Volksschule, 
wie wir gesehen haben, nicht erreicht, sollte man es mit dem ein- 
zigen Korrektionsmittel versuchen, welches wirklich nachhaltigen 
Erfolg verspricht, mit der Bildung. 

Es ist dabei nicht gesagt, dass die grossen Kosten eines 
unentgeltlichen Fach- und Fortbildungsschulwesens allein der 
Stadt zur Last fallen müssen. Denn der Nutzen einer besseren 
Ausbildung wird bei der grossen Beweglichkeit der arbeiten- 
den Klassen wohl zum grossen Teil auch anderen Orten zu- 
gute kommen, sodass eine Beteiligung des Staates, wie sie ja 
jetzt schon stattfindet, auch weiterhin gerechtfertigt und in 
grösserem Umfang geboten erscheint. 

Mehr aber noch wird eine, wenn auch nicht pekuniäre, so 
doch moralische Unterstützung der Arbeitgeber nicht zu ent- 
behren sein. Ihr Interesse für die Arbeiter muss mehr belebt 
werden. Dann wird nicht nur die unsinnige Agitation gegen 
jede Maximalbegrenzung der Arbeitszeit aufhören, sondern 
auch eine bessere Verwendung der freien Zeit zu erwarten 
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sein, als sie heute leider bei einem Teil der Arbeiter üblich 
ist. — 

Von der Beteiligung der städtischen Verwaltung an den 
Veranstaltungen für die Bildung der weniger bemittelten Volks- 
klassen kommen sodann die Volksbibliotheken und Volkslese- 
hallen in Betracht. 

Die Berliner Volksbibliotheken datieren auf einen im 
Jahre 1842 unter dem Protektorat des Prinzen von Preussen 
gestifteten wissenschaftlichen Verein zurück, welcher der Stadt 
Berlin aus dem Ertrage der Vorlesungen zunächst 4000, dann 
noch 2000 Thaler für diesen Zweck zur Verfügung stellte. 
Der Plan scheint von Fr. v. Raumer (Verw.-Ber. 1861/76 III) 
ausgegangen zu sein, welcher selbst Geld hergab. Am 1. Juni 
1850 wurden die ersten vier Volksbibliotheken eröffnet, am 
1. April 1896 belief sich die Zahl auf 27 , welche über die 
verschiedenen Stadtgegenden verteilt waren (Kosten 33700 Mark). 
Die Zahl der Bände belief sich auf 95 763, die der Ausleihungen 
auf 462 748, worunter zumeist deutsche Litteratur (228178, aus- 
ländische 33 343), Jugendschriften (80198), Zeitschriften und 
Sammelwerke (63 200). 

Die Zahl der Leser ist in den Verwaltungsberichten der 
Bibliotheken nur bis zum Jahre 1891/92 angegeben. Dieselbe 
betrug im Jahre 1891/92 15 791, wovon nur 4,7 Prozent 
Arbeiter; allerdings war auch unter den 19,6 Prozent Hand- 
werkern wohl ein grosser Teil Gesellen oder Gehülfen. Im 
übrigen waren Studenten mit 22,2 Prozent vertreten, Kaufleute 
mit 16,1, Beamte mit 7,6, Lehrer mit 7,5, Soldaten mit 0,3 und 
Frauen (welchen Standes ist nicht angegeben) mit 22,0 Prozent. 
Sehr auffallend war, solange die Zahlen eben vorlagen, die ge- 
ringe Leserzahl. Dieselbe stellte sich wie folgt: 



Jahr Leser 

1851 1 281 

1861 4 334 

1881 17 593 

1885/86 16 065 

1886/87 15 656 



Jahr Leser 

1887/88 15 202 

1888/89 15 040 

1889/90 14 900 

1890/91 14 721 

1891/92 15 791 
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Dieser Rückgang der Leserzahl war in einer Stadt wie 
Berlin ausserordentlich auffallend. Selbst Stillstand würde hier 
Rückschritt bedeuten. Uebrigens soll neuerdings das Interesse 
an den Bibliotheken infolge grösserer Aufwendungen wieder zu- 
genommen haben. Die Bibliotheken sind geöffnet von 12—2 Uhr 
am Mittwoch und Sonnabend und von 11 — 1 Uhr am Sonntag. 

Um dem Bedürfnis nach Lesezimmern, die stets kosten- 
frei zugänglich sind, entgegenzukommen, wurden solche Ende 
1896 in Verbindung mit der ersten Volksbibliothek im Hause 
Mohrenstrasse 41 eröffnet; weitere sollen folgen. Das Haupt- 
gewicht wird hier auf Nachschlagewerke und Zeitschriften gelegt. 
Geöffnet von 6 bis 9 Uhr abends, von 11 bis 2 am Sonntag. 

Schon vor Einrichtung dieser Lesezimmer war der Verein 
für ethische Kultur mit einer gleichen Veranstaltung vorge- 
gangen. Die Lesehalle desselben befindet sich Neue Schön- 
hauser Strasse 13. Hier liegen Nachschlagewerke, Fachjournale 
und Zeitungen aus, auch besteht eine Bibliothek von 3500 
Bänden. Besucherzahl 1895 fast 50 000 Personen. 

Eine weitere Leseeinrichtung war in der Arbeiterbildungs- 
schule im Hause Brunnenstrasse 25 im Jahre 1891 auf einen Vor- 
trag von Liebknecht hin geschaffen worden. Dieselbe ist von 
6 bis 9 Uhr nachmittags geöffnet. Zuerst stand sie von 5 bis 
8 Uhr offen ; doch entsprach der Besuch nicht den Erwartungen ; 
im April 1897 wurde die Schule aufgelöst, dann wieder eröffnet. 

Diese Arbeiterbildungsschule ist eine sozialdemokratische 
Einrichtung. Es wird oder wurde eine Nordschule in der 
Brunnenstrasse, eine Südostschule in der Waldemarstrasse unter- 
halten. Die Unterweisungen fanden in Nationalökonomie, 
Medizin, Geschichte, Deutsch, Naturgeschichte und in Diskutier- 
übungen statt. Unterricht abends und Sonntag vormittags. 

Die Bibliotheken der Berliner Gewerkschaften sollen 
11500 Bände umfassen. 

Speziell für die Mädchen der arbeitenden Klassen be- 
stimmt ist der vom Stadtschulrat Bertram geleitete Berliner 
Schulverein für Fortbildung von Mädchen, welcher die Unter- 
stützung bezüglicher Anstalten und die Gründung neuer be- 

Hirschberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. q 
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zweckt (vgl. Die Wohlfahrtseinrichtungeii Berlins. Herausg. 
vom Deutschen Verein f. ethische Kultur 1896). 

Wir berühren an dieser Stelle zugleich die von privater 
Seite herrührenden Veranstaltungen für schulpflichtige und solche 
Kinder, welche der Schulpflicht schon entwachsen sind oder 
dieselbe noch nicht erreicht haben: 

Für die schulpflichtigen Kinder wird vor allem in gesund- 
heitlicher Beziehung gesorgt. 

Der Verein für gesundheitgemässe Erziehung der 
Jugend verteilt Schlittschuhe an Gemeindeschulen, um den 
Eislauf der Schüler zu ermöglichen, und lässt den Knaben und 
Mädchen Schwimmunterricht erteilen. 

Der Verein zur Speisung armer Kinder und Not- 
leidender (1875 gegründet) lässt seit dem Jahre 1884 an be- 
dürftige Schulkinder Frühstück verteilen. Die Rektoren und 
Lehrer bezeichnen diese Kinder. Die Verteilung geschieht so, 
dass die Kinder thunlichst gemeinschaftlich mit den übrigen 
frühstücken. Während der Wintermonate werden auf diese 
Weise 4 bis 5000 Kinder unterstützt. Ausserdem werden auch 
Lebensmittel an die Eltern verteilt. Der Verein für Kinder- 
volksküchen gewährt seit 1893 gegen Zahlung von fünf 
Pfemiigen warmes Mittagessen in zehn verschiedenen derartigen 
Küchen. In den Wintermonaten, in welchen d iese Art von 
Unterstützung wegen der dann herrschenden Arbeitslosigkeit 
gewährt zu werden pflegt, wurden 1894/95 8000 Kinder ge- 
speist und 793 000 Portionen unentgeltlich, 202 000 zu fünf 
Pfennige abgegeben. Gegen diese Art der Abspeisung erhoben 
die Rektoren Widerspruch, und es wurden Massnahmen ge- 
troffen, um die Bedürftigkeit besser zu prüfen. Infolgedessen 
sank die Zahl der gespeisten Kinder im nächsten Winter auf 
3500 bis 4000 (vgl. Cuno, „Fürsorge f. arme Schulkinder" in 
den Schriften d. D. Vereins f. Armenpflege u. Wohlthätigkeit, 
H. 26, Leipzig 1896, u. die Verhandlungen des Vereins in H. 28). 

Das Komitee für die Ferienkolonien, ein Zweig des 
Vereins für häusliche Gesundheitspflege, sendet alljährlich 
Tausende von Kindern auf das Land zur Erholung. Im Jahre 
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1894 wurden über 3000 Kinder in die Kolonien gesandt, da- 
von 700 in Soolbäder, 600 in Seebäder (Ausgabe 98 165 Mark). 
Angemeldet waren 8000 Kinder, welche von 170 Aerzten unter- 
sucht wurden. Die Prüfung geschieht durch ein Lokalkomitee. Wenig 
gemeinnützige Einrichtungen in Berlin sind so populär, wie diese. 

Der Verein für Kinderheilstätten sendet Kinder nach 
Norderney, Wyk, Gr. Müritz und Zoppot. 

Andere Einrichtungen (Hatzfeld-Stiftung, Verein d. Schul- 
freunde, Verein zur Beförderung des Schulbesuchs) sorgen vor- 
wiegend für die Bekleidung der Schulkinder. 

Auch Stipendien zur Unterstützung armer Schulkinder sind 
vorhanden. Nach dem Auskunftsbuch über die Wohlfahrts- 
einrichtungen kann man den Fonds der dort angeführten 
16 Stipendien auf gegen 100 000 Mark veranschlagen, ohne 
die mit etwa 56 000 Mark dotierte Erwerbschul Stiftung. 

Endlich sind die „Kinderhorte" zu erwähnen zur Beaufsichti- 
gung schulpflichtiger Kinder in der schulfreien Zeit, etwa 40 von 
Vereinen unterhaltene Anstalten (Schulgeld monatl. 0.50 — 2 M.). 

Von Veranstaltungen zur Fortbildung nach absolvierter 
Schule kommt die Humboldt-Akademie neben den schon oben 
aufgeführten Anstalten in Betracht. Sie ist im Jahre 1878 auf 
Anregung von Dr. Max Hirsch , dem Anwalt der deutschen 
Gewerkvereine, zusammen mit dem wissenschaftlichen Zentral- 
verein, mit dem sie in enger Verbindung steht, gegründet 
worden (Dr. Max Hirsch: Wissenschaf tl. Zentral verein, Hum- 
boldt-Akademie 1878 bis 1897, ein Beitrag zur Volkshoch, 
schulfrage, Berlin 1896). Die Akademie will eine freie „Laien- 
hochschule" darstellen für beide Geschlechter. Unterricht wird in 
allen Fächern erteilt (Naturwissenschaft, Mathematik, Philosophie, 
Kunst, Litteratur, Sprachen, Geschichte, Volkswirtschaft, Rechts- 
wissenschaft u. s. w.). Die Zuhörerschaft belief sich in den 
fünfzehn Jahren 1882 bis 1896 auf 226 000, wovon em 
Drittel auf Sprachunterricht. Das Honorar beträgt 3 bis 5 Mark 
pro Zuhörer und Zyklus im Quartal (bei einer Stunde wöchent- 
lich). Im vierten Quartal 1895 und ersten Quartal 1896 waren 
2502 Zuhörer eingeschrieben, worunter nur 61 Handwerker 

9* 



132 Andore Bildungabestrebungen. 



und Arbeiter. Es überwog mit 1433 Personen das weibliche 
Geschlecht, meist Lehrerinnen, bei den Männern Beamte (182), 
Kaufleute (selbständige und abhängige: 160), Lehrer (126). 

Der Lette-Verein bezweckt die Förderung höherer 
Bildung und Erwerbsfähigkeit des weiblichen Geschlechts durch 
Handelsunterricht, Setzerinnenschule, photographischen Unter- 
richt, Koch-, Wasch-, Plättschulen, Stellennachweis u. s. w. 

Allenfalls kommt dann noch der Verein für Volksunter- 
haltungen in Betracht zur Veredelung der Volksvergnügungen 
durch angemessene Vorträge und Konzerte u. s. w. 

Der Verein für das Wohl der aus der Schule entlassenen 
Jugend sorgte für Stellungen und vermittelte blos Lehrstellen 
im Jahre 1895 (Auskunftsbuch des Vereins für ethische Kultur). 
Die Arbeitgeber müssen sich verpflichten, zum Besuche der 
Fortbildungsschulen hinreichend freie Zeit zu gewähren. 

Der zu schneller Blüte gelangte Freiwillige Erziehungs- 
beirat für schulentlassene Waisen bezweckt, durch seine 
etwa 1600 Pfleger und Pflegerinnen Knaben und Mädchen bei 
ihrem Austritt aus der Schule helfend zur Seite zu stehen, um 
sie vor Müssiggang und Gefahren jeder Axt zu beschützen und 
sie bei der Wahl eines ihrer Individualität entsprechenden Be- 
rufes zu unterstützen. 

Endlich sind hier zahlreiche kleinere, zum Teil sozialdemo- 
kratische, Vereine zur gegenseitigen Bildung der Mitglieder 
(Fach vereine) zu erwähnen. 

Was die Sorge für die noch nicht schulpflichtigen 
Kinder anbetrifft, so ist dieselbe bei den arbeitenden Klassen 
schon deswegen sehr notwendig, weil nicht selten zugleich Vater 
und Mutter des Erwerbs wegen von Hause abwesend sind. Hier 
kommen die Kleinkinderbewahranstalten in Betracht. 

Die Einrichtung derselben ist schon alt. Früher wurden 
sie Warteschulen genannt, dienten allerdings mehr solchen 
Eltern, die nicht unbemittelt waren, aber ihre Kinder während 
der Tagesstunden beaufsichtigen und unterrichten lassen wollten. 
Die Klein-Kinderbewahranstalten dagegen wollen wesentlich den 
unbemittelten Eltern dienen, welche tagüber auf Arbeit, ihre 
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Kinder nicht ohne Aufsicht allein zurücklassen können. Im 
Jahre 1830 machte zunächst eine Armenkommission den Ver- 
such der Einrichtung einer solchen Schule, 1840 bestanden 
bereits 24 solche Anstalten mit 2 992 Kindern. (Verw.-B. 
1829/40.) Die Beschäftigung der Kinder bestand in Spielen, 
Handarbeiten, Unterhalten, Erzählen, Erziehung zur Sauberkeit 
Auch wurde Mittagessen verabfolgt. Für bedürftige Kinder 
wurde nichts gezahlt, für andere 2 l / 2 — 5 Sgr. monatlich. Mit 
dem vollendeten sechsten Jahre gingen die Kinder in die Schule 
über. Die Mittel bewilligten teils Privatpersonen, teils Vereine. 
Im Jahre 1860 war die Zahl der Klein-Kinderbewahranstalten 
auf 37 mit 3 566 Kindern gestiegen, als der Frauenverein noch 
drei „Kindergärten" einrichtete. Hier sollten Kinder im Alter von 
3 — 6 Jahren nach Fröbelschen Grundsätzen unterrichtet werden. 

Für das Jahr 1894 führte das zuletzt erschienene Sta- 
tistische Jahrbuch 6 von Bezirks- und anderen Vereinen, 
6 vom Fröbelverein , 8 vom Oberlin - Ortsverein und 5 von 
privater Seite unterhaltene Kindergärten auf mit zusammen 
etwa 2 000 Kindern. Der Verein für Klein - Kinderbewahr- 
anstalten unterhielt 18 Anstalten mit ungefähr l 700 Kindern. 
In 7 Gossnerschen und 10 anderen Klein-Kinderbewahranstalten 
wurden über 1 800 Kinder beaufsichtigt, Die Zahl sämtlicher 
Kinderbewahranstalten für die unbemittelten Klassen kann nach 
dem Auskunftsbuch des Vereins für ethische Kultur auf 54 
angenommen werden. Dazu kommen 12 von den verschiedenen 
Vereinen unterhaltene Kindergärten. (Schulgeld 50 Pfennig 
bis 3 Mark monatlich, in drei Kindergärten frei.) 

Ein grosser Teil der hier genannten und zahlreicher anderer 
gemeinnütziger Vereine wird durch den Magistrat subventioniert 
nicht nur durch alljährliche Zuwendung- von Summen, welche 
bei den hier in Betracht kommenden Einrichtungen im Etat 
1895/96 etwa zwischen 500 Mark (Humboldt- Akademie) und 
8 000 Mark (Verein für Kindorheilstätten) geschwankt haben, 
sondern auch durch unentgeltliche Darbietung der Lokalitäten 
(Humboldt-Akademie u. s. w.). *) 

*) Der Etat für 1895/96 stellte für die Berliner gemeinnützigen 
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So zeigen sich die Einrichtungen für die Bildung der 
arbeitenden Klassen verschiedenartig und zahlreich, man könnte 
sagen zahlreicher, als das Bildungsbedürfnis dieser Klassen leider 
fordert. Wenigstens ist es eine auffallende Erscheinung, dass 
nicht nur die von sogenannter „bürgerlicher" Seite dargebotenen 
Einrichtungen von den Arbeitern verhältnismässig wenig be- 
nutzt werden, sondern auch die von ihnen selbst geschaffenen 
und geleiteten. Die Gründe für diese Erscheinung sind einmal in 
der langen Arbeitszeit, den weiten Wegen, dann in dem unseligen 
Misstrauen begründet, welches die arbeitenden Klassen wenigstens 
gegen die Wohlfahrtsbestrebungen von bürgerlicher Seite be- 
herrscht, aber hauptsächlich in dem lebhaften politischen lieben 
und Treiben, welches die freie Zeit der Arbeiter beansprucht, 
die überhaupt noch für das über ihr eigenes Ich und das 
ihrer Familie Hinausgehende Interesse haben, und welches leider 
auch die an und für sich nicht politischen Bestrebungen wie 
Bildung, Versicherungswesen, Arbeitsnachweis durchsetzt und 
damit schliesslich auch zersetzt und zur Auflösung bringt. Ver- 
bitterung und Verbissenheit sind eben ein schlechter Nährboden 
für idealere Bestrebungen, und agitatorische Wirtschafts- und 
Interessenpolitik stehen den selbstlosen Bemühungen um Ver- 
breitung der Volksbildung überall entgegen. Es wird wohl 
eine friedlichere Zeit sozialer Ruhe abgewartet werden müssen, 
ehe das wichtige und versöhnende Kulturmittel der Bildung 
und Fortbildung in der arbeitenden Klasse Berlins Wurzel 
schlagen kann. 

Vereine überhaupt 137 850 Mark zur Verfügung, darunter an den Aktien- 
Verein des Zoologischen Gartens 12 000, Aquarium 8 000, Zentral- Verein 
für Arbeitnachweis 5 000, Wärmehallen 3 000, Fröbel -Verein 4 500, 
Kinderschutz -Verein 2 000, Krippen-Vereine 500 , Verein zur Speisung 
armer Kinder u. s. w. 3 000, zur Beförderung der Klein - Kinderbewahr- 
anstalten 3 000, Pestalozzi -Fröbelhaus 1000, Volkskindergarten 4 000, 
Mädchenhort 1 500, Kinderhort 4 000, Jugendschutz 500, Kinderheil- 
stätten an Seeküsten 8 000, Letteverein 1 000, Verein für Knabenhand- 
arbeit 1800, Gesellschaft Urania 6000, Humboldt- Akademie 500 Mark u. s. f. 
Ausserdom beträchtliche einmalige Subventionen. 
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6. Soziale Fürsorge der Behörden. 

a) Die Fabrikinspektion. 

Die Gewerberäte haben in Preusscn insofern wenigstens nominell 
einen Vorgänger gehabt, als eine Einrichtung unter diesem 
Namen durch die Gesetzgebung des Jahres 1849 eingeführt 
wurde. Der Gewerberat existierte in Berlin vom Jahre 1850 
bis 1864, führte indessen nur ein Scheindasein. An seiner 
Wahl aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern des Handwerker-, 
Fabriken-, Handelsstandes beteiligten sich 1850 zwar 46 Pro- 
zent, 1852 aber nur 9, 1860 nur noch 2 l / 2 Prozent der 
Wahlberechtigten. Es bestand nicht nur Teilnahmlosigkeit 
sondern Widerwille gegen diese Institution (Verw.-B. d. Mag. 
1861/76 III S. 170). Ihre Befugnisse, bestehend in Wahr- 
nehmung der allgemeinen Interessen der Handwerker und 
Fabrikbetriebe und der notwendigen Einrichtungen zur Förde- 
rung derselben (Innungen, Annahme und Behandlung der 
Arbeiter), gingen auf den Magistrat über, welchem die Ge- 
werbeordnung von 1845 (§ 136) die Sorge für das Wohl 
der Gesellen, Gehülfen und Lehrlinge zur Pflicht gemacht 
hatte. 

Die heute bestehende Fabrikinspektion in Berlin ist auf 
den Ministerialerlass vom 3. Oktober 1873 und die Geschäfts- 
anweisung vom 13. Dezember desselben Jahres zurückzuführen. 
(Vgl. hiezu Verw.-B. des Königl. Polizeipräsidiums für 1871 
bis 1880 und 1881/1890.) Danach hatte der Fabrikinspektor 
— unbeschadet der nebenherlaufenden gleichen Thätigkeit der 
Ortspolizei — darauf zu achten, dass in den Gewerbebetrieben 
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die Bestimmungen über die Beschäftigung jugendlicher und 
weiblicher Arbeiter befolgt würden, dass die gewerblichen An- 
lagen den Vorschriften entsprächen u. s. f. 

Der Fabrikinspektor, seit Mai 1879 Gewerberat benannt, 
trat mit dem Jahre 1874 in Funktion; obwohl er polizeiliche 
Befugnisse hatte, sollte er nicht selbständig Strafmandate und 
Requisitionen von Behörden erlassen, sondern sich hierbei der 
Hülfe des Königliehen Polizeipräsidiums bedienen. Der Ver- 
waltungskreis des Inspektors wurde später auf die Kreise Nieder- 
Barnim und Teltow und auf die Stadt Charlottenburg ausge- 
dehnt, und er selbst dem Polizeipräsidium zu Berlin und der 
Regierung zu Potsdam unterstellt, er sollte „dahin streben, 
allmählich sowohl den Arbeitgebern, wie den Arbeitnehmern 
gegenüber die Stellung einer Vertrauensperson zu gewinnen, 
um sich dadurch in den Stand zu setzen, zur Anbahnung 
oder Erhaltung guter Beziehungen zwischen beiden mitzu- 
wirken und die Arbeitgeber auch über die gesetzlichen An- 
forderungen hinaus zu Einrichtungen anzuregen, welche die 
Lage ihrer Arbeiter zu verbessern imstande sein könnten." 
Später wurde Berlin mit Charlotten bürg zu einem Bezirke ver- 
einigt, während die Kreise Teltow und Niederbarnim von Pots- 
dam ressortierten. 

Die Aufsicht des Gewerberats erstreckt sich nur auf 
Fabriken, wofür die Beschäftigung von zehn und mehr Arbeitern 
oder Maschinenbetrieb entscheidend ist. Neben der revidieren- 
den Thätigkeit geht eine statistische, welche sich auf die Zahl 
der in verschiedenen Gewerbszweigen vorhandenen Fabriken, die 
Zahl der männlichen und weiblichen, erwachsenen und jugend- 
lichen Arbeiter erstreckt, auch die Unfälle verzeichnet und ge- 
legentlich über Arbeitszeit und andere Verhältnisse sich ver- 
breitet. Erst September 1 886 erhielt der Gewerberat provisorisch 
einen Assistenten und Mai 1887 einen ständigen Bureaubeamten ; 
zur Zeit sind bereits acht Gewerbe-Aufsichtsbeamte (ein Regie- 
rung*- und Gewerberat, drei Inspektoren und vier Assistenten 
beschäftigt). Der Umfang der Aufgabe ergiebt sich aus nach- 
stehenden Zahlen. 
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Bei diesen Angaben ist jedoch die inzwischen stattgehabte 
Veränderung der Grenzen des Aufsichtsbezirks zu beachten, 
sowie der Umstand, dass ein grosser Teil der Berliner Fabriken 
allmählich in die Vororte verlegt worden ist. So giebt der 
Fabrikinspektor an, dass im Jahre 1890 allein 54 Fabriken 
an die Weichbildgrenze und 25 in die Vororte übersiedelten. 

Von den Fabriken wurden im Jahre 1895 etwa die Hälfte 
(2 360) mit 86 339 Arbeitern revidiert, davon 298 zweimal und 
134 noch häufiger, 55 bei Nacht, 277 an Sonn- und Feiertagen. 
Eine wie grosse Zahl dieser Revisionen nur in Dampfkessel- 
Besichtigungen, welche leider immer noch nicht von der Fabrik- 
inspektion getrennt sind, bestand, ist nicht angegeben. Nach 
einer Mitteilung für das Jahr 1893 scheinen etwa 27 Prozent 
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aller Revisionen sich nur auf Dampfkessel zu beziehen. Grösser 
würde die Zahl der Kontrollierungen sein, wenn man die ledig- 
lich durch die Polizeibehörde stattgefundenen hinzurechnete. 

Die vom Fabrikinspektor ermittelten Zuwiderhandlungen 
waren übrigens nur gering, sie beliefen sich nur auf 43 Fälle 
(wovon sich 3 auf die Ausstellung der Arbeitsbücher, 21 auf 
die Unterlassung vorgeschriebener Verzeichnisse, Aushänge u. s. w., 
5 auf die Arbeit Jugendlicher, 13 auf die Pausen und 3 auf 
andere Fälle bezogen). Ueberarbeit von erwachsenen Arbeiterinnen 
wurde in 37 Fällen bis zu 2 Stunden für 1 732 Personen be- 
willigt. 

Wichtiger als diese Thätigkeit polizeilicher Art ist die- 
jenige, welche dem Fabrikinspektor die Stellung als Vertrauens- 
person zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern zuweist und 
ihm eine gewisse Aufsicht über die sittlichen Zustände in den 
Fabriken, über Arbeitszeit, Pausen, Bestrafungen, Wohlfahrts- 
einrichtungen, Berufsgefahr u. s. w. überträgt. 

Aber diese ganze Thätigkeit trägt durchaus den Charakter 
des Gelegentlichen. Allerdings findet man beim Durchblättern 
der Fabrikinspektorberichte eine Anzahl interessanter Beobach- 
tungen, welche indessen schwer zu einem Gesamtbild zu ver- 
einigen sind. Was aber die Hauptsache ist, die Thätigkeit des 
Inspektors als Vertrauensperson ist bisher ohne Belang gewesen. 
Die für die Arbeiter an jedem Donnerstag-Abend sowie am 
ersten und dritten Sonntage des Monats angesetzte Sprechstunde 
wird nur selten besucht, und der Fabrikinspektor meldet selbst, 
dass sich „ein auf Vertrauen begründeter Verkehr zwischen 
den Gewerbeaufsichtsbeamten und den Arbeitern in dem 
wünschenswerten Umfange leider immer noch nicht hat heraus- 
bilden wollen." 

Das ist um so bedauerlicher, als nach demselben Bericht 
die Klagen über die unwürdige Behandlung der Arbeiterinnen 
eher zu- als abgenommen haben sollen, und die Mädchen aus 
Schamgefühl sich häufig scheuen einen Strafantrag zu stellen, 
und als in einem früheren Bericht (1892) bemerkt wurde, dass 
statt mündlicher Beschwerden anonyme gehässige Briefe einliefen. 
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Da scheint es doch, als ob mancher Grund zur Beschwerde 
vorliegt, und es fragt sich wohl, ob nicht bei dem guten Willen 
und dem Entgegenkommen der Fabrikinspektoren in der heutigen 
Einrichtung dieser Behörde der Grund liegt, warum sie nach 
dieser Richtung hin nicht gehörig funktionieren kann. 

In der That erfordert die Arbeit des weiblichen Geschlechts 
auch einen weiblichen Aufsichtsbeamten. Wäre ein solcher 
vorhanden, so würde für den weiblichen Teil der Arbeiter 
überhaupt erst eine geeignete Vertrauensperson vorhanden 
sein. Auch ist nicht einzusehen , warum man nicht aus 
den Arbeiterkreisen selbst Aufsichtsbeamte wählt, ein Ver- 
such in dieser Richtung könnte doch wenigstens ver- 
lohnen. 

b) Gewerbliche Rechtsprechung. 

Für die gewerblichen Streitigkeiten der Arbeiter (vgl. hierzu 
Verw.-B. 1861/76 III) war neben den ordentlichen Gerichten, 
für welche am 4. April 1815 eine Fabriken-Deputation am Stadt- 
gericht eingerichtet worden war, der Magistrat zustandig. Schon 
das Allgemeine Landrecht (II 8 § 25) hatte den Bürger in den 
Gewerbsangelegenheiten dem Magistrat unterworfen, und der 
Magistrat übte seine Rechte durch Gewerksassessoren aus, und 
auch die Gewerbeordnung vom 15. Jan. 1845 (Kabinettsordre 
vom 22. Dezember 1848) verpflichtete sogar den Magistrat, 
darauf zu achten, dass bei Beschäftigung und Behandlung der 
Gesellen, Gehülfen und Lehrlinge gebührende Rücksicht auf 
Gesundheit und Sittlichkeit und auf freie Zeit für den Unter- 
richt genommen würde. Doch waren dies mehr Prinzipien als 
Vorschriften. 

Was die gewerblichen Streitigkeiten, soweit sie sich auf 
Lohnforderungen bezogen, anbelangt, so gehörten diese bis zur 
Gewerbeordnung von 1 845 zur richterlichen Kognition (Verw.-B. 
1841/50). Die Gewerbeordnung von 1845 hatte solche 
„Streitigkeiten der selbständigen Gewerbetreibenden mit ihren 
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Gesellen, Gehülfen, Lehrlingen, die sich auf den Antritt, die 
Fortsetzung oder Aufhebung des Arbeits- oder Lehrverhältnisses 
oder auf die gegenseitigen Leistungen während der Dauer des- 
selben bezogen" (§ 137), der Ortsobrigkeit zur Entscheidung 
überwiesen, als welche die Kabinettsordre vom 22. Dez. 1848 
den Magistrat bezeichnet. Die Gewerbeordnung von 1869 be- 
stätigte diese Einrichtung (§ 120 a), gestattete aber der Gemeinde- 
behörde die Bildung von Schiedsgerichten. Infolge dessen ent- 
stand Anfang 1885 ein Innungsschiedsgericht der zum Ausschuss 
gehörenden Innungen und später noch ein solches für die Bäcker- 
Innung „Concordia" und darauf für die Buchdrucker-Innung. 
Am 1. April 1891 trat dann das Keichsgesetz vom 25. Juli 1890 
betreffend die Gewerbogerichte in Kraft. Dieses bestimmte u. a., 
dass Streitigkeiten über die Leistungen und Entschädigungs- 
ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis der Entscheidung der Ge- 
meinden entzogen und, solange kein besonderes Gewerbegericht 
bestehe, dem Amtsgericht überwiesen werden sollten. Da diese 
Klagen den Hauptteil aller ausmachten, das Gewerbegericht 
aber erst mit April 1893 in Funktion trat, ging die Zahl 
der Klagen für 1891/92 und 1893/94 wesentlich zurück. Dann 
hörte die Jurisdiktion des Magistrats (der Gewerbedeputation) 
auf, und das Gewerbegericht trat an dessen Stelle. 

An dem Innungsschiedsgericht waren zuletzt 31 Innungen 
beteiligt, nominell gehörten zwar 44 dem dasselbe unterhaltenden 
Ausschuss an, aber für 13 war das Gericht nach dem Verw.-B. 
der Gewerbedeputation für 1894/95 gegenstandslos, weil Gesellen- 
ausschüsse fehlten, die sich an der Verwaltung beteiligen konnten. 
Die Gewerbedeputation machte hierauf aufmerksam und schlug 
vor, auf das besondere Schiedsgericht überhaupt zu ver- 
zichten, jedoch ging der Innungsausschuss darauf nicht ein. 
Die Innungsschiedsgerichte wurden bis zur Errichtung des Ge- 
werbegerichts ebenfalls wie dieses von Magistratsassessoren ge- 
leitet, seitdem von Rechtsanwälten, die dies unentgeltlich über- 
nahmen. 

Im folgenden wird eine Uebersicht über die gewerblichen 
Klagen für die letzten 50 Jahre mitgeteilt: 
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Die Zahlen zeigen — abgesehen von der durch den 
Arbeiterzuwachs bedingten Vermehrung — mehrfache ausser- 
ordentliche Schwankungen. Für die zu Anfang der siebenziger 
Jahre eingetretene Steigerung (von 964 im Jahre 1871 bis auf 
7181 im Jahre 1876) wird in den amtlichen Berichten die 
zunehmende Trübung des Verhältnisses zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern geltend gemacht, und es ist auch klar, dass 
Arbeitseinstellungen u. dgl. wesentlichen Einfluss haben müssen. 
Vielfach sind jedoch auch die wechselnde Gesetzgebung, die Er- 
örterung über den Nutzen, die geplante Ausdehnung oder Ein- 
schränkung nicht ohne Einfluss, indem die beteiligten Kreise 
aufs neue auf das Gewerbegericht hingewiesen werden, so, als 
im Jahre 1849 eine derartige Einrichtung beabsichtigt wurde, 
und als im Jahre 1878 der § 120 a der Gewerbeordnung 
neu formuliert wurde. 

Wir wenden uns nunmehr speziell dem Gewerbegericht 
zu. Das Gewerbegericht zu Berlin ist auf Grund des Gesetzes 
vom 29. Juli 1890 vom Magistrate mit Zustimmung der Stadt- 
verordneten und mit Genehmigung des Oberpräsidenten vom 
10. April 1893 ab orts statutarisch eingerichtet worden (vgl. 
hier und im folgenden die vom Vorsitzenden des Gewerbe- 



*) Ausserdem vom 1. Januar 1882 bis 31. März 1883: 1460. 
**) Das Gewerbegericht ist an Stelle des Magistrats getreten. 
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gerichts Magistrats- Assessor von Schulz erstatteten Verwaltungs- 
berichte). 

Es wurden acht beruflich gegliederte Kammern eingerichtet. 
Die Vorsitzenden Richter ernennt der Magistrat und bestätigt 
der Oberpräsident. Ihre Zahl belief sich im Oktober 1896 auf 
15, sämtlich Magistratsassessoren. Die Beisitzer werden im 
besonderen Wahlverfahren gewählt, ihre Zahl beträgt 210 Arbeit- 
geber und 210 Arbeitnehmer. 



Wahlbeteiligung 


Wahl vom 20.2. 181)3 


Wahl vom 20.9. 1894 
t. d. ausscheidende Drittel 




Arbeitgeher 


Arbeitnehm. 


Arbeitgeber 


Arbeitnehm. 


In die Wahlerliste hatten sich 










eintragon lassen .... 


2 920 


33 968 , 


6 808 


19 189 


Daß Wahlrecht hatt. ausgeübt 


2 130 


25 701 1 


4 481 


12 636 


Vermutlich wahlberecht. am 










1. Dezember 1890 . . . 


14G312 


406 577 , 


• 


• 



Die geringe Wahlbeteiligung fällt in die Augen, und es will 
nicht viel sagen, wenn sich von einem Jahr zum andern die 
Beteiligung der Arbeitnehmer sehr verringert, der Arbeitgeber 
sehr verstärkt hat. Aber es könnte überhaupt diese anscheinende 
Gleichgültigkeit als belanglos unbeachtet bleiben, ja sogar einer 
lebhaften Wahlagitation für richterliche Aemter vorgezogen 
werden, wenn nicht ein anderer Umstand bei der geringen Be- 
teiligung doppelt ins Gewicht fiele : dies ist die politische 
Agitation, wie sie namentlich von sozialdemokratischer Seite 
energisch betrieben wird, und welche schliesslich dahinführen 
wird, dass nicht nur die Arbeitnehmer- sondern auch die Arbeit- 
geberbeisitzer sämtlich Sozialdemokraten sein werden. Das ist ja 
allerdings das Ziel der Bewegung. Aber das Unverständige 
derselben leuchtet ein. Wenn es nämlich schon bei den 
Ortskrankenkassen bedauerlich war, zu sehen, wie auch die 
Verwaltung von Einrichtungen für hülfsbedürftige Kranke zum 
politischen Zankapfel geworden ist, so handelte es sich dort 
immerhin doch wenigstens um Verwaltungs- und nicht um 
richterliche Aufgaben. Wenn aber eine Partei die Wahl von 
Richtern von der Zugehörigkeit zu ihrem Programm abhängig 
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macht, so gefährdet sie geflissentlich die Unparteilichkeit dieser 
Richter auf das äusserste und setzt das Ansehen des Gerichts, 
für welches sie zu kämpfen vorgiebt^ nicht nur bei Gegnern, 
sondern auch bei den eigenen Parteigenossen herab. 

Dazu kommt, dass die Arbeitgeber schon jetzt vielfach das 
Gewerbegericht allerdings zu Unrecht für eine mehr die Interessen 
der Arbeiter wahrnehmende Einrichtung halten, hierin durch 
eine parteiische Besetzung nur bestärkt werden würden und 
schliesslich noch mehr wie bisher sich überhaupt einer Bei- 
sitzerwahl zu entziehen suchen werden. 

Die dem Gewerbegericht zugewiesene Thätigkeit ist eine 
dreifache: eine gerichtliche, eine bei Arbeitseinstellungen u. dgl. 
vermittelnde und eine begutachtende. 



Die gerichtliche Thätigkeit verlief folgendermassen : 



Kammern des Gewerbe- 
gerichts 


Eingegangene Klagen 


Beruf. a.d.Landgericht 


| 1893/94 ! 1891/95 


1895,96 


: 1693/94 


1894/95 
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Statistik der Klagen. 



Die Arbeitgeber rufen hiernach nur in einem sehr kleinen 
Teile der Fälle das Gewerbegericht an. 

Das niedrigste Klageobjekt waren 5 Pfennige, das höchste 
2450 Mark. Die meisten Prozesse betrafen Zahlung von angeb- 
lich rückständigem Lohn und Entschädigungsansprüche wegen 
Entlassung aus der Arbeit vor Ablauf der vertragsmässigen 
Zeit und ohne Kündigung (1895/96: 58 bez. 39, zusammen 
97 Prozent). 

Von den Prozessen endeten 40 Prozent durch Vergleich, 
19 durch Zurücknahme der Klage, 13 durch Versäumnisurteil, 
1 Prozent durch Anerkenntnis und Verzicht und 19 durch 
Endurteile in kontradiktorischer Verhandlung. Namentlich be- 
achtenswert ist die grosse Zahl der von dem Vorsitzenden allein 
erledigten Prozesse, also ohne dass es zur Einberufung des 
Spruchgerichts kam. Diese Zahl belief sich in Berlin auf 
64 Prozent 

An Gerichtskosten wurden in den drei Jahren fast 32 000 
Mark (ohne Strafgelder u. dgl.) in Solleinnahme gestellt, da- 
von waren 45 bis 47 Prozent Posten bis zum Betrage von 
1 Mark. Recht hoch muss die Zahl der Niederschlagungen 
und Zwangsvollstreckungen erscheinen, namentlich auf Seiten 
der Arbeitgeber: 



Gerichtskosten 


1893/94 

w • 


1894/95 


1895/96 




Arbeit- Arbeit- 


Arbeit- 


Arbeit- 


Arbeit- 


Arbeit- 




geber nehmer 


geber 


uebmcr 


geber 


nehmer 


Zahl der Posten (Zugang) . 


3 870 


6 362 


4 628 


davon niedergeschlagen . 


33t> 457 


1 154 


454 


252 


878 


„ Zwangsvollstrockg. 


2 396 


3 030 


1366 


1428 



Sichere Schlüsse lassen sich aus diesen stark schwanken- 
den Zahlen noch nicht entnehmen. 



Was die Thätigkeit des Gewerbegerichts als Einigungs- 
amt betrifft, so trat es erst 2 1 /., Jahre nach seiner Einrichtung 
als solches in Funktion. Von Mitte September 1895 bis Ende 
März 1896 wurde in 26 Fällen von Arbeitseinstellungen zwar 
verhandelt, ohne dass es aber zu einer eigentlichen vermittelnden 
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Thätigkeit kam; ebenso war es in 7 andern Fällen, bei denen 
nur eine Partei das Gericht anrief, während in 11 Fällen 
Schiedsspruch erfolgte, einschliesslich 5 Fälle einer herbei- 
geführten Vereinbarung. Die verbleibenden eigentlichen sechs 
Schiedssprüche wurden einmal schliesslich von beiden Seiten 
abgelehnt, viermal nur von den Arbeitnehmern und einmal von 
beiden Teilen angenommen. Die Anrufung des Einigungsamtes 
erfolgte zweimal am Tage des Ausbruchs des Streikes, in 4 Fällen 
drei Tage, in 1 Fall sechs, in 1 Fall acht, in 2 Fällen zwölf 
und in einem 23 Tage nach Ausbruch des Streikes. Näheres 
über die Streiks wird an anderer Stelle ausgeführt. 

Die dritte Thätigkeit des Gewerbegerichts, als Gutachter 
bez. Antragsteller in gewerblichen Angelegenheiten, betraf u. a. 
folgende Angelegenheiten : 

a) Antrag bei der Behörde, den Freitag als Lohnzahlungs- 
tag anzusetzen, 

b) Antrag bei der Behörde, in Fabrikbetrieben mit ma- 
schineller Thätigkeit die Bureaus der Gewerbeinspektoren öffent- 
lich bekannt zu machen, 

c) Errichtung eines städtischen Arbeitsamts, 

d) Abänderungen zu den Vorschriften über die Sonntagsruhe, 

e) Einräumung eines privilegierten Vorrechts für allgemeine 
Löhne in Bauhandwerker -Forderungen bei eintretender Sub- 
hastation. 

Es ist selbstverständlich, dass diese gutachtende Thätigkeit 
ebenso wie die im Einigungsamt dem Gewerbegericht auch eine 
umfassende, teils blos ermittelnde, teils statistische Thätigkeit 
auferlegt, sodass in dem Gewerbegericht eine Art von städtischem 
Arbeitsamt verwirklicht ist. 

Allerdings sieht man als Hauptaufgabe eines Arbeitsamts 
den Arbeitsnachweis an, und es kann auch nicht geleugnet 
werden, dass derselbe ein wichtiges Glied in der Thätigkeit eines 
Amtes wäre, dem lediglich alle die Arbeiter betreffenden An- 
gelegenheiten obliegen. Aber die Nachweisung von Arbeit 
steht zurück hinter Aufgaben wie Ermittelung der Lebens- 
bedingungen, der Ursachen einer Arbeitsstockung, eines Streikes, 

Hirschberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. 
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Untersuchungen über Arbeits-, Lehrlingsverträge u. s. w.; und 
wenn man in Betracht zieht, dass das Gewerbegericht erst am 
Anfang seiner bezüglichen Thätigkeit steht, so ist bei normalem 
Fortgang der Verhältnisse vorauszusehen, dass es sich gerade 
als Arbeitsamt weiter entwickeln wird. 

Nun erscheint dazu jedoch seine gegenwärtige Einrichtung 
nicht hinreichend, denn zur Aufklärung von volkswirtschaftlich- 
statistischen Fragen, wie sie an das Gericht umso häufiger her- 
antreten werden, je mehr es fortfährt mit der bisherigen Opfer- 
willigkeit und Bereitheit dieselben zu erledigen, genügen nicht 
jedesmal ad hoc angestellte Enqueten, Umfragen, Feststellungen, 
Befragungen. Es bedarf entweder einer dauernden statistischen 
Abteilung beim Gewerbegericht selbst, welche über die wichtig- 
sten Verhältnisse ständig Ermittelungen anstellt, oder der 
engen Verbindung mit dem städtischen statistischen Amt, welches 
solche Feststellungen planmässig und im Einvernehmen mit 
dem Arbeitsamt zu besorgen haben würde. Wenn z. B. ge- 
legentlich des Konfektionsstreiks im Winter 1896 vereinzelte 
Ermittelungen über Lohn- und andere Lebensverhältnisse an- 
gestellt wurden, so mag das für den jeweiligen Zweck genügt 
haben, kann aber für die dem Gewerbegericht auf diesem Ge- 
biet noch bevorstehende Thätigkeit unmöglich hinreichen, wie 
überhaupt statistische Ermittelungen durch Befragung von sich 
gegenüberstehenden Parteien nur mit äusserster Vorsicht aufzu- 
nehmen sind : hier heisst es, eben in Zeiten der Ruhe statistische 
Erhebungen planmässig vornehmen, um wenigstens in den 
Grundfragen orientiert zu sein, ehe noch die Angelegenheit 
offiziell vor das Gericht gebracht wird. Die Aussicht auf 
schnelle Einigung bei Streiks, auf schleunige Begutachtung bei 
dringlichen Fragen ist dann in ganz anderer Weise gegeben. 

c) Innungen. 

Die Innungen sind nicht im Arbeiter-, sondern zunächst 
im Arbeitgeberinteresse geschaffen, aber indem ihnen die Hebung 
des Handwerks zur Aufgabe gemacht worden ist, hat man 
ihnen noch zugleich die Sorge für die das Handwerk ausübende 
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und die alten Meister ergänzende jüngere Generation der Ge- 
sellen und Lehrlinge zur Pflicht gemacht. Ganz selbständig 
sind die Innungen hierin nicht gewesen. Nicht nur die Landes- 
gesetzgebung, sondern auch der Magistrat als Aufsichtsbehörde 
gaben in der Regel den Ausschlag. 

Die Stellung des Berliner Magistrats den Innungen gegen- 
über hat im Laufe der Jahrzehnte wesentlich gewechselt. Hat 
der Magistrat (bez. die für ihn amtierende Gewerbe-Deputation 
desselben) in dem letzten Jahrzehnt nur mit Widerstreben den 
Innungen die verschiedenen durch die neueste Gesetzgebung 
zulässigen Privilegien eingeräumt, so vertrat er noch bis in die 
sechziger Jahre hinein den Innungsstandpunkt. 

So teilt das Kommunalblatt des Berliner Magistrats vom 
Jahre 1860 eine von den Stadtverordneten unter dem Titel 
„Wünsche der Stadtverordneten zu Berlin in Bezug auf eine 
zeitgemässe Gewerbeordnung" den Staatsbehörden im September 
1840 überreichte Denkschrift mit, wonach das Recht, Lehrlinge 
zu halten, vom Befähigungsnachweis und der Würdigkeit ab- 
hängen sollte, Gesellenprüfungen und Beitrittsverpflichtungen 
zu den Innungen eingeführt werden sollten u. a. m. Man 
könne nicht in Abrede stellen, bemerkt das 20 Jahre später 
erschienene Kommunalblatt dazu, dass, wenn man die damalige 
gewerbliche Zusammensetzung der Stadtverordnetenversammlung, 
den Ausschluss der OefFentlichkeit, die ziemlich geringfügige 
Einwirkung einer zensierten Presse und das noch nicht vorhandene 
Parteiwesen in Betracht ziehe, diese Denkschrift als ein Ausdmck 
der in den gewerblichen Kreisen selbst vorhandenen Stimmung 
angesehen werden müsse. 

Aber es interessieren an dieser Stelle weniger die allge- 
meinen Betrachtungen über die Gewerbegesetzgebung, als die An- 
sichten der Handwerker des Jahres 1840 über das Verhältnis 
zu ihren Arbeitern. Da wird zunächst bedauert, dass es immer 
schwieriger werde, geschickte und zuverlässige Gesellen zu finden, 
dass Unfügsamkeit und Lässigkeit unter ihnen zunehme. Hieran 
sei das Recht der freien Selbstbestimmung schuld, welche die in 
den Jahren 1810 und 1811 nach dem Grundsatz der Gewerbe- 

10* 
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freiheit eingeleitete Gewerbegesetzgebung an Stelle der alten 
Zunftverfassung den Gesellen gebracht habe. Die letzteren standen 
in einem Alter, welches zu Uebermut und Rohheit neige, und 
man müsse befürchten, dass sie sich zu besonderen Verbindungen 
vereinigen möchten. Was die Lehrlinge betreffe, so wäre 
früher nach überstandener Probezeit der Lehrling in das Ge- 
werbe feierlich aufgenommen worden. Das habe einen dauernden 
Eindruck gemacht. Fast alle, welche ein Gewerbe erlernen 
wollten, träten in dem frühen Alter von 14 bis 15 Jahren in 
dasselbe ein und kämen meist von unbemittelten Eltern. Schwierig 
sei es, einen geeigneten Lehrherrn zu finden, und doppelt schwer 
für die armen Leute. Daher komme es, dass die Jünglinge 
nicht selten solchen Gewerbetreibenden in die Hände fielen, 
deren Charakter und Geschicklichkeit ungeeignet seien. „Den 
Meistern ist es nur um einen wohlfeilen Dienstboten zu thun", 
bemerkt die Denkschrift, „weshalb sie dann noch scheinbar 
um so günstigere Bedingungen stellen können, wenn sie nicht 
durch leere Vorspiegelungen die unkundigen Eltern geradezu 
täuschen. Gewöhnlich giebt auf der einen Seite das Versprechen, 
den Knaben in möglichst kurzer Zeit auszulernen, und auf der 
anderen die dürftige Lage der Eltern, denen es hauptsächlich 
darum zu thun ist, der Sorge um den Unterhalt ihrer Kinder 
baldmöglichst überhoben zu sein, den Ausschlag. Die Beschaffen- 
heit der meisten Vormünder wird aber mit den Gewerbetreibenden 
dieser Klasse, aus deren Mitte sie gewählt werden müssen, im 
Verhältnis stehen, aber das Wohl des armen Knaben selbst 
bleibt unbeachtet, und in vielen Fällen endet die Lehrlingschaft, 
nachdem in sittlicher Hinsicht vieles zu Grunde gegangen 
und im Gewerbe wenig oder nichts gelernt ist, und alles dies 
vielleicht ohne Schuld des gutartigen, lenksamen jungen 
Menschen". 

So spottet der Verfasser der Denkschrift seiner selbst und 
weiss nicht, wie! Zwar bedauert er, dass dem gewissenhaften 
und redlichen Meister die Unterstützung einer mit den ent- 
sprechenden Vorrechten versehenen Innung fehle, vergisst aber, 
dass sie dem unredlichen so gut zur Seite stehen würde wie 
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dem redlichen (vgl. hierzu auch Schmoller, Statistische Unter- 
suchungen zur Geschichte der deutschen Kleingewerbe, Arbeiter- 
freund 1869 S.349). 

Bekanntlich hielt denn auch die Preussische Gewerbeordnung 
vom 17. Januar 1845 an dem Grundsatz der Gewerbefreiheit 
fest; indessen nicht lange. Das Edikt vom 9. Februar 1849 
regenerierte die Innungen, sodass die Schneiderinnung von 236 
Mitgliedern im Jahre 1848 auf 1936 im Jahre 1860, die 
Schuhmacher von 500 auf 2 100, die Tischler von 236 auf 
1 936 Mitglieder gestiegen waren (Kommunalblatt von 1860 
S. 193). In einem Bericht des Magistrats im Jahre 1860 über 
die Wirksamkeit der Innungen wurden diese Zahlen angeführt 
als Material für den strengen Innungsstandpunkt, für die Ge- 
sellen- und Meisterprüfung sowie für ähnliche Bestimmungen 
der strengeren Innungsgesetzgebung. Aber bereits damals teilt 
der Magistrat dem Minister auch den Standpunkt einer Mino- 
rität mit, welche die Beibehaltung der Prüfung als Bedingung 
des selbständigen Gewerbebetriebs als nutzlos, den anderen da- 
durch herabgesetzten Berufsklassen gegenüber als ungerecht, 
vom Standpunkte der Volkswirtschaft als schädlich betrachtet 
Diese Minorität muss bereits im folgenden Jahre die Mehrheit 
erlangt haben. Denn am 14. November 1861 gab der Magistrat 
ein Gutachten ab, welches sich auf einen liberalen Standpunkt 
den Innungen gegenüber stützte und die Rückkehr zur 
gebung des Jahres 1845 empfahl (Verw.-B. 1861/76, Bd. III 
S. 175). 

Wir übergehen nunmehr die Zwischenstadien. Bekannt 
ist, dass die Gewerbeordnung von 1869 die Innungen ihrer 
Privilegien beraubte, dass die Gesetzgebung der Jahre 1881 
bis 1887 sie bedingungsweise wieder einführte, und es fragt sich 
nur, welchen Einfluss die Bewilligung dieser Vorrechte auf die 
Arbeiter ausübte. 

Leider ist die Innungsstatistik von jeher ausserordentlich 
ungenügend. 

Der Umfang der Innungen gestaltete sich in den ver- 
schiedenen Jahren f olgendermassen : 
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Die Mitghederzahlen der Innungen. 



.Jahr Innungen Mitglieder (Y^jgJ Lehrlinge 

1885 62 15 510 15 686 7 576 
1888 68 17 336 30 092 7 843 
1895 68 17 665 (c.360O0) 9 444 

Die grössten dieser Innungen waren Ende 1895 die der 
Schuhmachermeister (2 286 Mitglieder), der Schneider (1390), 
der Tischler (1 368), der Barbiere, Friseure und Perücken- 
macher (1 086 Mitglieder, daneben eine Perückenmacher- und 
Friseurinnung mit 150 und eine Barbier-, Friseur- und Heil- 
gehülfeninnung mit 92 Mitgliedern). Innungen mit unter 
10 Mitgliedern waren die der Rechtskonsulenten, der Schwert- 
feger, der Zinngiesser. Ausser den Rechtskonsulenten haben 
wunderlicherweise auch die Droguisten (150), die Gastwirte 
414), die Musikmeister (20) eine Innung, woraus man ent- 
nehmen mag, wie sich der Begriff des „Handwerks" im Laufe 
der Zeit verschoben hat. Der Bereich der Innungen geht zum 
Teil (bei 13 Innungen) weit über Berlin hinaus, bis auf die 
Provinz Brandenburg bei den Perückenmachern und Friseuren 
(150), den Regierungsbezirk Potsdam bei den Kupferschmieden 
(42). Die Einnahmen sämtlicher Innungen betrugen 341 655, 
die Ausgaben 327 445 Mk. Die erstaunliche Thatsache, 
dass diese Institutionen keine klaren Rechnungen über die Ver- 
wendung ihrer Ausgaben vorlegen, macht eine Besprechung 
derselben unmöglich, was umso bedauerlicher ist, als gerade 
bei den grössten Innungen der Schuhmacher und Schneider die 
Beiträge zum grössten Teil in Verwaltungskosten aufgingen 
(Verw.-B. d. Gew.-Dep. 1894/95 S. 7). Was die Fürsorge für 
die Gesellen und Lehrlinge betrifft, so erstreckt sich dieselbe 
zwar auf das Kassen-, Schul-, Arbeitsnachweis- und Herbergs- 

w 

wesen; von den über 100 bestehenden Nebenkassen bezog 
sich indessen nur ein Teil auf die Angestellten, und auch die 
Fürsorge für das Schulwesen und Herbergswesen war nicht 
gross, nur etwa 7 bez. 3 Prozent der ganzen Ausgabe. 

Zu diesen Leistungen steht in auffallendem Missverhältnis, 
dass die höhere Verwaltungsbehörde trotz des Einspruchs des 
Magistrats verschiedenen Innungen die auf Grund der §§ 100 e 
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und f der Gewerbeordnung zu verleihenden Privilegien that- 
sächlich verliehen hat 

Von den 68 Innungen waren 22 mit einem oder mehreren 
der sechs verfügbaren Privilegien ausgestattet. Dieselben be- 
stehen in folgenden Rechten: 1. Entscheidung von Streitig- 
keiten auf Anrufen des Arbeitgebers oder Arbeitnehmers auch 
bei Nichtinnungsmeistern des Gewerbes. 2. Ausdehnung der 
Vorschriften über Lehrverhältnisse, Lehrlingsausbildung und 
Prüfung auch auf die Nichtinnungsmeister. 3. Verbot der An- 
nahme von Lehrlingen bei Nichtinnungsmeistern. 4. Beiziehung 
der Nichtinnungsmeister zu den Kosten des Herbergswesens 
und Arbeitsnachweises, 5. zu den Kosten der Fachschulen, 
6. zu den Kosten des Innungsgerichts. Alle sechs Privilegien 
besass die Bäckerinnung (871 Mitglieder), fünf Privilegien (alle 
ohne das zu 5) die Schuhmacherinnung (2 286), drei und zwar 
die ersten drei die Drechsler (395), die Maler (477), die Sattler 
(338), die Steinmetzen (27), die Stellmacher (185), die Tape- 
zierer (687), die ersten zwei und das vierte die Schneider (1 390). 
Nur die ersten beiden Privilegien besassen die Bau-, Maurer- 
und Zimmermeister (280), die Buchdrucker (115), die Glaser 
(248), die Korbmacher (270), die Posamentierer (154), die 
Tischler (1368); je ein Privileg und zwar die wichtige Berech- 
tigung zu Nr. 3 die Barbier-, Friseur- und Perückenmacher- 
innung (1086), die Perückenmacher- und Friseurinnung (150), 
die Schmiedeinnung (358), die Schornsteinfegerinnung (97), die 
Steinsetzerinnung (36) , das Recht zu 4 die Gastwirtinnung 
(414), zu 5 die Böttcherinnung (159). 

Im grossen und ganzen ist über die Wirksamkeit der 
Innungen zum Wohle der bei den Innungsmitgliedern ange- 
stellten Gesellen, Gehülfen und Lehrlinge wenig zu sagen. So- 
weit die Fachschulen in Frage kommen, welche sie eingerichtet 
haben, kann man allenfalls von kleinen Zuschüssen sprechen, 
die sie für dieselben leisten, das übrige besorgt der Magistrat. 
Nur einzelne Fachschulen werden noch selbständig von den 
Innungen unterhalten. Das Nähere über diese Einrichtungen ist 
bei den Schulen behandelt worden. Lediglich im Arbeitsnachweis 
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leisten einige Innungen (Gastwirte, Barbiere, Bäcker, Schmiede) 
Bemerkenswertes, aber im ganzen haben die freien Vereinigungen 
sie auch hierin schon überholt. 

Ueberblicken wir nun noch einmal kurz die Einrichtungen, 
welche auf eine Beobachtung der Lage der Arbeiter im all- 

- 

gemeinen und ein gelegentliches praktisches Eingreifen ab- 
zielen, so finden wir eine Fabrikinspektion, welche die Dampf- 
kessel und die Fabriken zu revidieren und gelegentlich statis- 
tische Angaben über die Zahl derselben, die Arbeiter, ihr Ge- 
schlecht, Alter und über die Zahl der Unfälle zu sammeln 
hat; wir finden ferner ein Gewerbegericht, welches gewerbliche 
Streitigkeiten entscheidet und daneben Gutachten über Arbeiter- 
fragen abgiebt, auch Einigungsversuche bei Streiks u. dgl. an- 
stellt und zu diesen Zwecken ebenfalls gelegentliche Erhebungen 
. vornimmt. Wir finden aber ferner einen von der Stadt mit - 
jährlich 5000 Mark und gelegentlichen einmaligen Beträgen sub- • 
ventionierten Arbeitsnachweis, welcher eine Zentralisierung des 
gesamten Stellenvermittelungswesens zum Zwecke hat, wir finden 
Innungen, welche ebenfalls für Arbeitsnachweis, für Fachschulen, 
kurz für das leibliche und geistige Wohl ihrer Arbeiter zu sorgen 
haben. Wir finden endlich ein von der Stadt unterhaltenes 
statistisches Amt, welches seit Jahren auch in sozialstatistischen 
Fragen thätig ist. 

Aber alle diese Einrichtungen stehen in keinerlei organischer 
Verbindung; jede arbeitet für sich, die eine benutzt die andere 
nicht, weiss auch kaum, was sie leistet. Daneben stehen noch 
die Kranken-, die Unfall-, die Invaliditätsversicherung jede für 
sich, nirgend auch nur eine Spur organischen Zusammenhangs. 

Während das Statistische Amt sich oft fruchtlos bemüht, 
von den Berufsgenossenschaften Material über Unfälle, Löhne, 
Betriebe, Arbeiter zu erhalten und dasselbe wissenschaftlich 
durchzuarbeiten, sammeln die Fabrikinspektoren dieses Material 
nebenher, aber ohne die hinreichende Zuverlässigkeit und Durch- 
arbeitung. Während das Einigungsamt sich bemüht, als Ver- 
trauensorgan zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern zu ver- 
mitteln, steht der als Vertrauensmann eingesetzte Fabrikinspektor 
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von ferne. Ihm aber liegt eine Revisionsthätigkeit ob, die 
zum Teil eigentlich den Polizeiorganen zukommt, oder, soweit 
sie sich auf Dampfkessel bezieht, überhaupt nicht sozialpolitischer, 
sondern rein technischer Natur ist. Volkswirtschaftliche Gut- 
achten zu erstatten, liegt nicht dem für solche Zwecke recht ge- 
geeigneten statistischen Amte ob, sondern der juristischen Be- 
hörde des Gewerbegerichts, und diese hinwiederum fungiert ge- 
legentlich als statistisches Ermittelungsorgan. 

Es bedarf kaum eines Beweises, dass diesen verschiedenen 
Behörden eine organische Zusammenfassung not thut, wenn sie 
die ihnen auf den Gebieten der Arbeiterfrage obliegenden Auf- 
gaben erfüllen sollen. Diese Zusammenfassung würde in einem 
Arbeitsamt, unterhalten von Staat und Stadt zu gleichen Teilen, 
erfolgen müssen. 

Ihm müsste in einer wirtschaftlichen Abteilung die Führung 
/einer brauchbaren Statistik der bestehenden Betriebe und 
Arbeiterzahl (letztere nach Geschlecht und Alter) , der vor- 
kommenden Unfälle und ihrer Folgen , der Unfallgefahr der 
Betriebe, der vorkommenden Erkrankungen und Sterbefälle, der 
Löhne, der Arbeitszeit u. s. w. sowie die Arbeitsvermittelung 
obliegen, während eine richterliche die gewerblichen Streitig- 
keiten entscheidet. Beide Abteilungen zusammen müssten bei 
Arbeitseinstellungen u. dgl. in Funktion- treten. Von diesem 
Arbeitsamt wäre auch der Teil der Thätigkek der Fabrik- 
inspektion auszuüben, welcher nicht polizeilicher oder tech- 
nischer Natur ist. 

Ein so geregeltes Amt würde nicht nur nicht die Beamten- 
zahl vermehren, sondern sogar manche Arbeit, die jetzt an 
den verschiedenen konkurrierenden Stellen mehrfach ausgeübt 
wird , ersparen , es würde ferner bei geeigneter Organisation 
unter Teilnahme der Arbeiter auch vom Vertrauen und der 
Zufriedenheit der letzteren getragen sein. 

Endlich aber dürfte die Thätigkeit eines Arbeitsamts nicht 
auf die Fabrikbetriebe beschränkt, sondern müsste auch auf 
die kleineren und selbst die hausindustriellen Betriebe aus- 
gedehnt werden. Insofern würde der Aufsichtsbeamte aller- 
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dings zugleich Wohnungsinspektor werden. Aber wenn man 
in der Einrichtung der Aufsichtsbeamten mit Recht einen Nutzen 
für -die Arbeiter erblickt, so ist nicht einzusehen, warum man 
ihn nicht den in viel ungünstigerer Lage befindlichen Arbeitern 
der kleineren Betriebe zugute kommen lassen will. 

Vielleicht könnte man einwenden, dass ja gerade die kon- 
kurrierende Thätigkeit der verschiedenen Behörden auf dem 
Gebiete der Arbeiterfrage für die Arbeiter nützlich und darum 
beizubehalten ist. Doch dies wäre ein Irrtum. Abgesehen da- 
von, dass sich die Arbeiter von dieser behördlichen Konkurrenz 
sowenig befriedigt fühlen, dass sie sich selbst noch ein besonderes 
Arbeitsamt in der Gestalt der Gewerkschafts-Kommission ein- 
gerichtet haben, ist vielerlei noch nicht vieles, d. h. es ist nooh 
nicht gesagt, dass je zahlreicher die Experimente auf sozialem 
Gebiete, um so grösser die Leistungen sind. 

Ein schlagendes Beispiel für die Unzuträglichkeiten, welche 
durch die erwähnte Konkurrenz entstehen, kann das Neben- 
einanderwirken der Innungsschiedsgerichte neben den Gewerbe- 
gerichten gelten. Gegen diese Schiedsgerichte haben im Juni 
1897 Arbeitgeber- und Arbeitnehmer -Beisitzer des Gewerbe- 
gerichts an den Reichstag petitioniert, dass Innungsschiedsgerichte 
an den Orten nicht neu errichtet werden dürfen, an denen Ge- 
werbegerichte bereits bestehen, und dass die nach dem Inkraft- 
treten der Novelle zur Gewerbeordnung eingerichteten Innungs- 
schiedsgerichte aufzulösen sind, sofern für den betreffenden Be- 
zirk Gewerbegerichte errichtet wurden. In der Begründung heisst 
es u. a.: AVenn den Gewerbegerichten Streitigkeiten entzogen 
würden, leide die Schnelligkeit des Verfahrens Einbusse, da 
stets eine gewisse Anzahl von Streitigkeiten vorhanden sein 
müsse, um den einzuberufenden Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
vorgelegt zu werden. Aehnlich wirke aber auch die Konkurrenz 
der Innungsschiedsgerichte unter einander. So sei z. B. eine 
Klage auf Zurückführung eines Lehrlings in das Lehrverhältnis 
nach einem halben Jahre durch eine verurteilende Entscheidung 
erledigt worden, nachdem der Lehrling längst zu einer anderen 
Beschäftigung übergegangen war. Ferner wird geltend ge- 
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macht, dass die ungelernten Arbeiter, welche häufig die Stellen 
wechseln, nicht orientiert sind, welches Gericht zustandig sei, 
und Geld und Zeit verlieren, wenn sie sich an das falsche 
wenden. Des weiteren wird ein Fall mitgeteilt, in welchem 
auf Aufhebung eines Lehrvertrags bezüglich eines Lehrlings 
geklagt wurde, der von zwei zu gemeinschaftlichem Gewerbe- 
betriebe vereinigten Töpfermeistern angenommen war, von denen 
nur der eine Innungsmitglied war, der andere nicht. Die 
Klage wurde gegen den ersteren vor dem Innungsschiedsgericht, 
gegen den anderen vor dem Gewerbegericht geführt, und die 
Entscheidungen waren entgegengesetzte. Nur ein Vergleich 
habe schliesslich dieses Resultat verhindert. Andere nicht 
minder wichtige Mitteilungen aus der Begründung dieser Petition 
(nicht ordnungsmässige Besetzung der Innungsgerichte, Interessiert- 
heit der Richter u. s. w.) können übergangen werden. Es sollte 
nur gezeigt werden, wohin die behördliche Konkurrenz auf 
diesem Gebiete führt. 

d) Leihamt, Sparkasse. 

Zum Schlüsse seien hier einige behördliche Einrichtungen 
erwähnt, welche zwar nicht ausschliesslich für die arbeitende 
Klasse bestimmt sind, ihr aber doch wesentlich zugute kommen: 
das Königliche Leihamt und die Städtische Sparkasse. 

Das Leihamt ist im Jahre 1834 geschaffen und der Kgl. 
Seehandlung angegliedert worden. Ursprünglich wurde versucht, 
die stadtischen Behörden zu einer solchen Einrichtung zu be- 
stimmen, doch Hessen sich diese damals so wenig wie bei 
späteren ähnlichen Versuchen in den Jahren 1874 und 1894, 
bereit finden. 

Der Beruf der Pfandgeber pflegt nur einmal im Jahre 
für 3000 Pfandgeschäfte ermittelt zu werden, zuletzt für Ok- 
tober 1895. Dabei ergab sich wie früher, dass die „Hand- 
werker" weit überwiegen, zuletzt mit 61 Prozent aller Pfand- 
geber. Leider sind hier selbständige und unselbständige Hand- 
werker, namentlich auch die Gesellen nicht getrennt. Die 
Tage- und Fabrikarbeiter stellten fast 5 Prozent. Die Pfänder 
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bestehen zu zwei Dritteln aus Gold- und Silbersachen (ca. 
47 Prozent), Uhren (ca. 17 Prozent), Schmucksachen (ca. 3 Prozent) 
und zu einem Drittel aus Kleidungsstücken, unedlen Metallen 
u. dgl. Papiere und Effekten sind in der Zahl nur gering, 
im Werte freilich weit stärker vertreten. 

Der Pfänderbestand belief sich Ende März 1896 auf 
131058 Stück, im Durchschnitt mit 22,15 Mark (gegen 
67 Prozent des Taxwerts). Der Reinertrag fliesst einer milden 
Stiftung zu. 

Neben dem Kgl. Leihamte bestanden Anfang 1895 noch 
138 private Leihgeschäfte. 

Die Städtische Sparkasse wurde im Jahre 1818 für 
die ärmeren Klassen der Stadt begründet Im Jahre 1864 
und 1865 fanden auch Ermittelungen statt, welche Klassen 
der Gesellschaft sich ihrer bedienten. Dabei ergab sich:- 

1864 1865 

Zahl der Sparer 68 176 72 212 

davon in Prozent: 

Industrie u. / Selbständige . . . 14,12 13,90 
Handel \ Abhängige . . . 26,18 25,70 

Dienstboten 11,93 11,50 

Von festem Einkommen Lebende 7,18 6,97 

„ Wißsensch., Künsten „ 1,91 1,75 

(ohne Lehrer) 

Militärs 1,06 1,00 

Stiftungen, Vereine 0,40 0,36 

Ohne Beruf und Berufsangabe . 37,22 38,82 

Seitdem ist der Beruf der Sparer leider nicht mehr er- 
mittelt worden. Aber auch die Erhebung der Jahre 1864 
und 1865 lässt bei der mangelhaften Klassifikation, und da 
das Geschlecht der Sparer nicht unterschieden ist, keine rechten 
Schlüsse zu. Ende März 1896 betrug das Guthaben der 
Sparer 179 Millionen Mark, die Zahl derselben 543 000. Fast 
der dritte Teil der Guthaben lautet auf Beträge bis zu 
60 Mark. Die Einzahlungen pflegen zu einem Drittel in Be- 
trägen bis zu 20 Mark, in einem weiteren von über 20 bis 
zu 60 Mark zu erfolgen. Die Zahl der Annahmestellen für 
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Spargelder belief sich auf 89; ausgezahlt wird nur an der 
Zentralstelle. 

Endlich ist in einer graphischen Darstellung (Taf. 2) die 
Bewegung dargestellt, welche sich in den Zu- bez. Abnahme- 
Verhältnissen des Pfänderbestandes am Schlüsse der Rechnungs- 
jahre des Kgl. Leihamtes (Ende März der einzelnen Jahre 
1886 bis 1896) und in den Verhältnissen der Rückzahlungen 
zu den Einzahlungen auf der städtischen Sparkasse in den 
Kalenderjahren 1885 bis 1895 zeigt. 

1885 1886 1887 1888 1889 1890 1891 1892 1893 1891 1895 

Zu- bez. Abnahme d. Pfänderbestandes in Prozent 
— 6,9 — 10,6 + 3,8 + 5,7 — 2,1 -f 9,5 -f 11,8 — 9,9 — 7,9 — 2,5 —5,9 
Prozentsatz d. ^Rückzahlungen zu d. Einzahlungen 
68 56 60 66 75 82 93 90 85 83 76 

Diese Kurven geben ein gutes Bild des Verlaufs der 
Erwerbsverhältnisse in den Jahren 1885 bis 1895, sie zeigen 
namentlich die starke Verschlechterung derselben bis zum 
Jahre 1891 und seitdem eine fast stetige Besserung. Seit 

1886 sind auch die Brotpreise graphisch aufgeführt und zeigen 
das Mass der Teuerung im Jahre 1891 gegenüber den an- 
schliessenden Jahren. 

In einer kleinen Nebendarstellung sind — und zwar für das 
wirtschaftlich ungünstige Jahr 1891 und das günstige 1895 — 
die Verhältnissätze der Rückzahlungen zu den Einzahlungen 
bei der städtischen Sparkasse monatweise dargestellt. Einer- 
seits sieht man, um wie viel höher das erstere Jahr steht als 
das letztere, andererseits, wie immer die letzten Monate im 
Quartal durch Rückzahlungen verhältnismässig stärker in An- 
spruch genommen werden, sodass letztere die ersteren dann 
nicht selten übersteigen. 
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7. Organisationen der Selbsthülfe, Gewericvereine, 
Gewerkschaften, Genossenschaften. 

M an kann mit Sicherheit annehmen, dass an der Revolution 
des Jahres 1848 die Arbeiter reichlich Anteil nahmen; kein 
Wunder, wenn auch, nachdem die kritischen Tage überwunden 
waren, die Sturm- und Drangperiode noch fortdauerte. Die 
Arbeiter wurden von der Bürgerwehr argwöhnisch überwacht, 
und einer ihrer Führer, ein tapferer Barrikadenkämpfer, der 
Arbeiter Born, that sich bei der Gründung beruflicher Organi- 
sationen hervor (s. Herkner, Arbeiterfrage 1894). Zu diesen 
gehörte vor allem die deutsche Arbeiterverbrüderung. 

Die Verwaltung derselben gab in den Mitteilungen an den 
Zentralverein für das Wohl der arbeitenden Klassen vom 
August 1849 eine eingehende Auskunft über ihre Absichten. 
Demnach wurde sie am 9. April 1848 in einer Volksversammlung 
gegründet. Es sollten Deputationen der verschiedenen Arbeiter- 
genossenschaften in ihr zu einem Verein zusammentreten. Der 
Verein sollte die Wechselbeziehung der Arbeitergenossenschaften, 
welche in regelmässigen Versammlungen (Lokalvereinen) tagen 
sollten, vermitteln. Dadurch sollten Gegensätze und Sonder- 
bestrebungen ausgeglichen werden, durch die unmittelbare Be- 
teüigung an den Beratungen „jeder seines Glückes Schmied" 
werden und nicht ferner im bequemen Sich-verlassen auf andere 
oder auf den Staat und die Regierung tiefer und tiefer sinken 
durch Teilnahmslosigkeit zur Schwäche und Unfähigkeit. 

Für die Tage vom 23. August bis 3. September 1848 
berief der Verein einen Arbeiterkongress nach Berlin. Die hier 
aufgestellten Forderungen betrafen Organisation der Arbeiter 
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zur Regelung des Arbeitsnachweises, des Lohnes, der Verwal- 
tung der Ersparnisse, ferner Freizügigkeit, Normalarbeitstag, 
Verbot der Kinderarbeit, Befähigungsnachweis etc. Der Kon- 
gress hatte das Ergebnis, dass auch in anderen Teilen Deutsch- 
lands Komites der deutschen Arbeiterverbrüderung eingerichtet 
wurden, ausserdem ein Zentralkomite in Leipzig. Infolge dieser 
Verbrüderung waren überall Arbeiterbildungsvereine und Asso- 
ziationen ins Leben getreten. „So boten Assoziationen der 
Kundschaft durch allmähliche Vorausbezahlung ihrer Verbrauchs- 
artikel die Mittel dar für Begründung von Assoziationswerk- 
statten. Die Arbeiter lernten dadurch ein neues Sparsystem, 
ohne künstliche Prämien, den hohen Wert der Wirtschaftlich- 
keit kennen. Sie wurden Mitbesitzer und Verwalter von Unter- 
nehmungen, die sie ohne Opfer geschaffen, zu deren Erweiterung 
sie ihre beste Einsicht und ihre kräftige Hand freudig darboten, 
und von der sie hofften, unter selbstgeschaffenen Bedingungen 
in Zukunft ein Asyl zu gewinnen gegen den grössten Feind 
des Arbeiters, gegen unfreiwillige Arbeitslosigkeit" (vgl. Mitt. 
d. Zentralv. f. d. Wohl der arbeitenden Klassen). 

Leider war die Begeisterung grösser als die praktischen 
Erfolge. Was die Verwaltung zunächst als Resultat anführen 
konnte, war der Gesundheitspflege- Verein des Berliner Bezirks 
der deutschen Arbeiterverbrüderung zum Zwecke der Gewäh- 
rung ärztlichen Rats in Krankheitsfällen. Dieser Verein be- 
gann am 1. Mai 1849 mit 327 Mitgliedern seine Thätigkeit, 
Ende September zählte er schon 5110 Mitglieder und hatte 
1 044 Kranke unterstützt. Der Verein hatte, wie an anderer 
Stelle ausgeführt wird, nur bis 1850 Bestand (vgl. S. 96). 

Aber dieser Verein war nur eine der Gründungen jener 
Zeit. In Wirklichkeit datiert die ganze Gewerkvereins-, Ge- 
werkschafts- und Genossenschaftsbewegung direkt oder indirekt 
auf die Revolutionszeit zurück, zu welcher im Berliner Arbeiter 
zum erstenmale das wirtschaftliche und politische Selbstgefühl in 
die Erscheinung trat. 

„Assoziationen im gewerblichen Partikularinteresse entstan- 
den gleichzeitig in kaum übersehbarer Zahl. Bald gab es 
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keinen Erwerbszweig, dessen Angehörige nicht zu einem Ver- 
eine zusammengetreten wären. Angeregt durch die Volks- und 
Arbeiterversammlungen , durch jene Handwerkerverbindungen, 
die in dem von Born geleiteten Zentralkomite" für Arbeiter ihren 
Mittelpunkt fanden, schrieben Handwerker und Gewerbetreibende 
aller Art Versammlungen zur Beratung ihrer Interessen aus. 
Entgegengesetzte Interessen riefen hier Vereinigungen der Ge- 
sellen eines Handwerks, dort der Meister hervor, und unter 
diesen sonderten sich wieder die Vereine der Zünftigen und 
Unzünftigen. Jedes einzelne Gewerbe, jeder Nahrungszweig 
wollte für sich an den Errungenschaften teilnehmen, sie für 
sein nächstes Interesse ausbeuten."*) Die Viktualienhändler 
wollten, dass die Bewohner einer Strasse nur bei den Händlern 
in dieser Strasse kaufen sollten, die Obsthändler beklagten die 
auswärtige Konkurrenz, die Kleinhändler die der Hausierer. 
Die deutschen Köche wollten die französischen abgeschafft sehen, 
die männlichen Friseure die weiblichen und umgekehrt. Die 
Handlungsgehülfen beanspruchten Verkürzung der Abend- und 
Sonntagsarbeit, Beschränkung in der Annahme von Lehrlingen 
und Volontären, der Lehrzeit u. s. w. 

Auf solchen Boden fielen die Lehren, mit denen sich von 
ganz verschiedenem Standpunkte aus Max Hirsch, Lassalle 
und Schulze-Delitzsch an die Arbeiter wandten. 

Es ist hier der Ort nicht, diese kurz angedeuteten Keime 
(Gewerkvereine, Gewerkschaften, Genossenschaften) in ihrer Ent- 
wickelung weiter zu verfolgen, es mag genügen, wenn der heu- 
tige Stand ihres Wachstums kurz geschildert, aber bemerkt wird, 
dass obwohl gerade Berlin das Treibhaus so mächtiger sozialer 
Triebe der Arbeiterschaft abgab, diese Stadt doch nicht die 
geeignete Stätte für ihre weitere Entwickelung zu sein scheint. 

Dies gilt zuvörderst von den Gewerkvereinen. Schulze- 
Delitzsch hatte nach eigener Mitteilung in einer Rede vom 
29. September 1868 bereits im Jahre 1865 im Abgeordneten- 
hause die Gründung von Gewerkvereinen befürwortet, Franz 



*) Vgl. Ad. Wolff: Berliner Kevolutionschronik, Bd. II 1852. 
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Duncker trat 1868 an die Spitze der Kommission zur Ausarbei- 
tung der Statuten und Max Hirsch wusste durch seine eifrige 
und begeisterte Agitation in der ersten Zeit thatsächlich die 
Arbeiterkreise Berlins zu gewinnen. 

Der erste Gewerkverein der deutschen Maschinenbau- und 
Metallarbeiter hatte nach seinem Statut die Aufgabe: Errich- 
tung von Kranken-, Sterbe-, Invalidenkassen, Arbeitslosenunter- 
stützung, namentlich bei Streiks, Arbeitsnachweis, Bildung, 
Gründung von wirtschaftlichen Genossenschaften, besonders auch 
Produktivassoziationen, Beschränkung der Sonntags- und Kinder- 
arbeit, Maximalarbeiljszeit (12 Stunden mit Pausen), Fabrikord- 
nung, Schiedsgericht u. a. Anfangs schien es, als ob die Ge- 
werkvereine eine grosse Zukunft hätten, aber die Beteiligung 
wurde doch infolge der Gegenagitation, des Krieges und anderer 
Umstände verhältnismässig gering. Die starke sozialdemokra- 
tische Bewegung absorbierte die Arbeiterschaft fast gänzlich, 
und als später am 21. Oktober 1878 das Sozialistengesetz die 
Arbeiterschaft mundtot zu machen versuchte, litten nicht nur 
die sozialdemokratischen, sondern auch die ihnen entgegenge- 
setzten Gewerkvereinsbestrebungen. 

„Wie gross", bemerkt Schmöle (Die sozialdemokratischen 
Gewerkschaften in Deutschland, Jena 1897), „die die gesamte 
Arbeiterschaft lähmende Unsicherheit war, wird am besten durch 
die Thatsache illustriert, dass die Hirsch-Dunckerschen Gewerk- 
vereine, ungeachtet des schroffen Gegensatzes, in welchem diese 
Berufsorganisationen zur Sozialdemokratie standen, nicht den 
mindesten Nutzen aus der Lahmlegung ihrer schlimmsten Kon- 
kurrenten, der sozialdemokratischen Gewerkschaften, zu ziehen 
vermochten. Li den selten gewordenen Zusammenkünften selbst 
der Gewerkvereine trat vielmehr ebenfalls die höchste Aengst- 
lichkeit zu Tage." 

Indessen war es nicht nur diese Schwierigkeit, mit welcher 
die Ausbreitung der auf Selbsthülfe beruhenden Organisationen 
zu kämpfen hatte, sondern die der Arbeiterschaft von sozial- 
demokratischer Seite gepredigte Lehre von der Nutzlosigkeit 
derartiger Bestrebungen, ihre Lage zu verbessern, und von der 

Hirschberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. 21 
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Anpreisung einer Umgestaltung der Gesellschaftsordnung als 
der einzigen Hülfe war nicht wirkungslos. Und wenn in den 
letzten Jahren die Gewerk vereine an Ausbreitung wieder in 
der Zunahme sind, so dürfte dies eben darin begründet sein, 
das* in der Sozialdemokratie selbst die gewerkschaftliche Be- 
wegung und damit die gemässigtere Richtung, welche nicht um 
ungewisser Ziele halber die gegenwärtige Hülfe unterlässt, die 
Oberhand gewonnen hat. 

Anfang 1895 dürfte die Zahl der Gewerk Vereinsmitglieder 
in Berlin zwischen 4500 und 5000 betragen haben, worunter 
die Maschinenbauervereine mit zusammen gegen 2000 Mit- 
gliedern. Grösser sind die mit den Gewerkvereinen in Zu- 
sammenhang stehenden freien Hülfskassen. Die Vereine unter- 
halten ein gemeinsames Arbeitsnachweisbureau, sorgen für 
Rechtsschutz, Krankenpflege, Unterstützung bei Arbeitslosigkeit, 
und namentlich auch für Bildung. 

Der Sitz des Bureaus der organisierten Gewerkvereine ist 
Berlin. Anwalt derselben ist Max Hirsch, und Redakteur des 
in Berlin erscheinenden Verbandsorgans der Berliner Stadt- 
verordnete Goldschmidt. 

Ist die Ausbreitung der Gewerkvereine in Berlin auch 
nicht gross, so stellen sie schon darum immerhin eine sehr 
anerkennenswerte Minorität dar, weil sie in der heutigen Zeit des 
Strebens nach Staatshülfe zu den wenigen Organisationen ge- 
hören, welche nur auf dem Boden der Selbsthülfe entstanden 
sind und nur auf diesem grösser werden wollen. 

Wenden wir uns nunmehr zu den gegnerischen Vereinigungen 
der Gewerkschaften, so sind diese allerdings ebenfalls auf 
Selbsthülfe begründet, ihr Ziel dagegen ist nicht nur Selbst- 
sondern Staatshülfe, vor allem die Ausführung der sozialdemo- 
kratischen Forderungen auf politischem Gebiete. 

Vor Erlass des Sozialistengesetzes im Sommer 1878 be- 
standen nach Schmöles Angaben folgende Vereine : Die deutschen 
in Berlin domizilierten Verbände der Former, Tabakarbeiter, 
Steinmetzen, Schmiede und Tapezierer, die Filialen der aus- 
wärtigen Verbände der Buchdrucker, Metallarbeiter, Maler und 
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Berufsgenossen, Schneider, Buchbinder, Korbmacher, Stellmacher, 
Tischler, Handschuhmacher, Weissgerber und Xylographen und 
endlich die lokalen Fachvereine der Tischler, Schriftgiesser, 
Konditoren, Bauanschläger, Knopfarbeiter, Stepper, Mechaniker, 
Stuckateure, Maschinisten, Graveure, Möbelpolierer. Die Fach- 
vereine wiesen nur je 25 bis 291 Mitglieder auf. Die ältesten 
1868 gegründeten Vereine waren die der Tischler und Schrift- 
giesser. Mögen die Angaben auch nicht ganz vollständig sein, 
so illustrieren sie doch hinreichend die damalige Geringfügigkeit 
der sozialdemokratischen Fachorganisationen. Ihr Ziel war stets 
auf Förderung der materiellen Interessen der Mitglieder, Wahrung 
ihrer Rechte u. s. w. angegeben. 

Diese Vereine verfielen nach Schmöles Angaben zum 
grössten Teil der Auflösung auf Grund des Sozialistengesetzes, 
Fachblätter wurden unterdrückt, Krankenkassen geschlossen. 

Aber auch nach Aufhebung des Sozialistengesetzes ent- 
standen die Gewerkschaften keineswegs in dem Masse neu, wie 
man nach dem lebhaften Interessenkampfe des Arbeiterstandes 
in einer Stadt wie Berlin erwarten konnte. Allerdings giebt 
Oldenberg (im Supplementband zum Wörterbuch der Sta,ats- 
wissenschaften) an, dass die Polizei 1887 die Zahl von 90, 
1895 sogar von 184 Fachvereinen führte. Doch ist hierunter 
eine Anzahl von nur ganz minimaler Grösse. Nach Auf- 
stellungen in den statistischen Jahrbüchern der Stadt Berlin 
könnte man die Zahl der Fachvereinsmitglieder im Jahre 1892 
auf höchstens 7000 annehmen. Diese Angabe erscheint freilich 
zweifelhaft, wenn man in dem Bericht der Gewerkschafts- 
kommission für Juli 1895 bis Januar 1896 die Zahl auf 
46 425 Männer und 3010 Frauen als „organisiert" angegeben 
findet; jedoch ist nicht gesagt, was die Kommission unter 
organisiert versteht, und diese Zahl daher nicht als Mitglieder- 
zahl von bestimmten lokalen Vereinen aufzufassen. Uebrigens 
beruht die Stärke der sozialdemokratischen Partei eben nicht 
in den Fach vereinen, welche ja schliesslich, wenn man die 
politische Richtung ausnimmt, nichts anderes darstellen, als die 
so heftig bekämpften „bürgerlichen" Gewerk vereine. 

11* 
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Aber die wirtschaftlichen Kämpfe drängten doch allmählich 
selbst die Sozialdemokratie dazu, mehr als bisher mit den bürger- 
lichen Zustanden zu paktieren. Man lebte eben doch in der 
bürgerlichen Welt und nicht in der so heiss erstrebten neuen, 
und wie sich jetzt allmählich in der Sozialdemokratie diese 
Erkenntnis geltend macht und zur stärkeren Betonung der ge- 
werkschaftlichen Vereine führt, um die materiellen Interessen 
der Arbeiter einstweilen auch ohne Zukunftsstaat zu verbessern 
und damit auch dem Gemeinwesen einen gewollten oder nicht 
gewollten Dienst zu erweisen, so drängten in Berlin die vielfach 
vorgekommenen Arbeitseinstellungen zu einer festen Zentral- 
stelle; ja man kann sogar sagen, dass deren Nichtvorhandensein 
mit der Grund gewesen ist, dass Arbeitseinstellungen von sozial- 
demokratischer Seite, wenn auch nicht direkt hervorgerufen, so 
doch unterstützt, den Leitern über den Kopf wuchsen. So ent- 
stand die Berliner Streikkontrollkommission, deren Bestimmung aus 
dem Namen hervorgeht, und die sich zuletzt aus 70 Delegierten 
der einzelnen Gewerke zusammensetzte. 

In einer Sitzung derselben am 21. April 1893 wurde 
dann im Beisein von 65 Delegierten einstimmig die Bezeichnung 
„Berliner Gewerkschaftskommission" angenommen, weil die Auf- 
gaben und Funktionen, welche der Kommission in letzter Zeit 
von allgemeinen öffentlichen Gewerksschaftsversammlungen zu- 
erteilt wurden, sich vermehrt hätten. 

Die Aufgaben der Gewerkschaftskommission wurden dann 
wie folgt präzisiert: „Die Gewerbe — soweit sie auf dem Boden 
der Berliner Arbeiterbewegung stehen — haben die Pflicht, 
in die Gewerkschaftskommission je einen Delegierten zu ent- 
senden. Es ist dabei gleichgültig, ob für das betreffende Ge- 
werbe eine Fach- oder Berufsorganisation besteht oder nicht. 
Die Delegierten dürfen nur in öffentlichen Gewerkschafts- 
versammlungen gewählt werden, haben auch nur in solchen 
Bericht über die Beschlüsse und Massnahmen der Gewerkschafts- 
kommission zu erstatten. Das Bureau der betreffenden örtlichen 
Gewerkschaftsversammlung hat dem Delegierten ein Mandat aus- 
zustellen, mittelst welchem bescheinigt wird, dass derselbe in 
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öffentlicher Versammlung gewählt wurde. Die Delegierten kommen 
in öffentlichen Versammlungen zusammen, zu denen jedermann 
Zutritt hat und auch an der Beratung teilnehmen kann. 

Die Gewerkschaftskommission ist verpflichtet, überall, wo 
die Interessen der Arbeiter es erfordern, einzugreifen, sei es 
bei Streiks, Lohnbewegungen, Aussperrungen, Boykotts oder 
dergleichen. 

Bei den Wahlen zu den Gewerbegerichten hat die Gewerk- 
schaftskommission die Wahlen, die Vorarbeiten u. s. w. zu er- 
ledigen; ebenso sind die jeweiligen Geldsammlungen zu obigen 
Zwecken von der Gewerkschaftskommission selbst vorzunehmen 
resp. zu regeln. Der Ausschuss der Gewerkschaftskommission 
hat halbjährlich an die Mitglieder einen gedruckten Bericht über 
seine Thätigkeit zu verabfolgen. 

Unter Regelung der Geldsammlungen, z. B. bei Streiks, 
ist zu verstehen, dass die Gewerkschaften bei allen Streiks, in 
denen die moralische und materielle Hülfe der Berliner Arbeiter- 
schaft in Anspruch genommen werden soll, verpflichtet sind, 
diese Streiks der Gewerkschaftskommission vorher anzumelden 
und ihre Sammellisten mit dem Stempel der Kommission ver- 
sehen zu lassen. 

Die Ueberschüsse aus solchen Sammlungen , die mit 
Unterstützung der übrigen Berliner Arbeiter — also mit 
Hülfe der Gewerkschaftskommission vorgenommen werden, sind 
nach beendigten Streiks an die Kommission abzuführen und 
dort für spätere Streiks u. s. w. zu verwenden; auch unter- 
stehen diese Sammlungen der Kontrolle der Gewerkschafts- 
kommission. 

Bemerkt soll hierbei werden, dass die Gewerkschaften bei 
Werkstätten- oder partiellen Streiks selbst für die materielle 
Unterstützung ihrer Ge werksgenossen zu sorgen haben, und 
dass auf Sammellisten, auf welchen bei derartigen kleineren 
Streiks in der eigenen Gewerkschaft gesammelt wird, der Stempel 
der Gewerkschaftskommission nicht notwendig ist. Des weiteren 
ist unter Regelung der Geldsammlungen zu verstehen, dass das 
Listensystem nach Möglichkeit eingeschränkt resp. abgeschafft 
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wird, und an Stelle dessen die Sammlung mittels Sammel- 
marken zu 5 oder 10 Pfg. von der Gewerkschaftskommission 
angestrebt werden soll. 

Die Erledigung der Geschäfte der Kommission findet durch 
einen geschäftsführenden Ausschuss statt, welcher standig aus 
7 Delegierten besteht; jedoch hat dieser Ausschuss das Recht, 
zeitweise geeignete Personen bei besonderen Anlässen mit zur 
Geschäftsführung hinzuzuziehen. 

Die Kontrolle der in den Händen der Gewerkschafts- 
kommission befindlichen Gelder wird in der Weise ausgeübt, 
dass möglichst vierteljährlich in der öffentlichen Kommissions- 
versammlung drei Revisoren gewählt werden, welche der nächsten 
öffentlichen Versammlung über die stattgefundene Revision be- 
richten" (Vorwärts, Berl. Volksblatt, v. 23. 4. 93). 

Wir haben diese Bestimmungen deshalb mitgeteilt, weil sie 
ein vortreffliches Beispiel einer ächt demokratischen einfachen 
Vertretung und zugleich eine Erklärung dafür bilden, warum 
die Fach vereine eine niedere Bedeutung haben. Denn, wenn 
der Schwerpunkt in den öffentlichen Versammlungen der Fach- 
arbeiter liegt, gleichgültig, ob letztere organisiert sind oder 
nicht, so spielt die Fachorganisation keine Rolle. Viel be- 
deutender aber wird die Beteiligung des Einzelnen unmittelbar 
an der politischen Thätigkeit, worin das Geheimnis der wirkungs- 
vollen Agitation beruhen dürfte, welche trotz Auflösung von 
Vereinen und Unterdrückung von Blättern und Schriften durch 
den Verkehr von Person zu Person die Idee verbreitet und 
den Einzelnen an den Vorgängen der Zentralleitung zum fast 
unmittelbaren Teilnehmer macht. 

Und von derselben Intelligenz wie die ganze Organisation 
zeugen auch die vorgeschriebenen halbjährlichen gedruckten 
Berichte. Der letzte dem Verfasser vorliegende bespricht das 
zweite Halbjahr von 1896. 

Danach bestand die Gewerkschaftskommission aus 92 Dele- 
gierten für 84 Gewerke. Die Delegierten traten sieben Mal 
zusammen; in der Regel wurden bestehende oder beabsichtigte 
Streiks besprochen. Aus den Erörterungen ergab sich, dass 
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die Streiks zum Teil erst nach lebhafter Debatte sanktioniert 
wurden. Im ersten Halbjahr 1896 hatte das Bureau ausser 
mit Vorarbeiten für den 1. Mai, den sogenannten „Welt- 
feiertag der Arbeit", an welchem sich 27 000 Arbeiter beteiligt 
haben sollen, mit den Streikabrechnungen, der Abstempelung 
der Sammellisten, vor allem mit Auskunftserteilungen an Ar- 
beiter — in 111 Fällen auch an Arbeitgeber — zu thun. 
Diese Auskünfte erstreckten sich vorzugsweise auf die Gesinde- 
ordnung, die Gewerbeordnung, die Versicherungsgesetze sowie 
auf die Sicherheitsverhältnisse der Betriebe. Von den 927 Aus- 
kunftsuchenden waren 772 Arbeiter, 155 Arbeiterinnen. In 
843 Fällen wurde zur Klage geraten, in 84 Fällen von der 
Klage abgeraten. 2522 Sendungen gingen ab. Die Einnahmen 
beliefen sich auf 127 999 Mark, die Ausgaben auf 127 504 Mark, 
wovon für Streiks 108 200 Mark (an Konfektionsarbeiter 
58 320 Mark), für Gehälter 810 Mark, für Zeitversäumnisse 
der Kommissionsmitglieder 270 Mark. 

Das Zentralorgan für die Gewerkschaften und die ganze 
Partei ist der Vorwärts, welcher täglich erscheint; ausserdem aber 
erschienen in Berlin nach Angabe dieses Blattes zu Anfang 
1897 noch folgende besondere Gewerkschaftsblätter: wöchentlich 
die Ameise (Porzellanarbeiterschaft), der Bauhandwerker, die 
Bildhauerzeitung, die Allgemeine Fahrzeitung, der Gastwirts- 
gehülfe, der Töpfer; vierzehntägig die Barbier- und Friseur- 
zeitung, der Handelsangestellte, der Haudelshülf sarbeiter , der 
Lederarbeiter, die Sattler und Tapeziererzeitung, die Solidarität 
(für die graphischen Berufe), der Vereinsanzeiger für Maler; 
monatlich das Korrespondenzblatt des Verbandes der im Ver- 
goldergewerbe beschäftigten Arbeiter, der Bureauangestellte, die 
Gewerkschaft (für Gasarbeiter und andere Arbeiter in städtischen 
Betrieben). 

Die dritte Art von Vereinigungen der Selbsthülfe, welche 
den Revolutionsjahren ihre Entstehung verdankten, waren die 
Genossenschaften. 

In dieser Beziehung kommen wesentlich die Vorschuss- 
vereine in Betracht, und zwar in zweierlei Gattungen. Die zu- 
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nächst in den Jahren 1848 und 1849 entstandenen Vereine 
bezweckten die Abhülfe des damaligen Notstandes unter den 
kleinen Handwerkern durch Vereinigung innerhalb der einzelnen 
Stadtbezirke zum Zweck der Gewährung von Darlehen, Vor- 
schüssen und Unterstützung. Einzelne von diesen Vereinen 
sanken aber allmählich zu gewöhnlichen Unterstützungsvereinen 
herab; sie gewährten die Darlehen zinslos, forderten sie nicht 
zurück, klagten sie nicht ein. Gegen diese Art von Vorschuss- 
vereinen, welche sich im Jahre 1857 schon auf über 100 be- 
liefen, wandte sich Schulze-Delitzsch, dessen Genossenschaften 
damals ihre glänzende Entwickelung begannen (Zeitschr. des 
Zentralv. f. d. Wohl der arbeitenden Klasse, II 1860 u. III 
1861). 

In einer Rede vom 27. April 1859 setzte er auseinander, 
dass zwar 80 jener Kassen ein Vermögen von 85 000 Thalern 
besässen, aber nur 66 000 Thaler Vorschüsse ausgegeben hätten, 
dass viele gar nicht Gelegenheit hätten, das Geld auszuleihen. 
Dies liege daran, dass das Prinzip des Durcheinanders von 
Unterstützung und Selbsthülfe falsch sei. Die Mitgliedschaft 
der Vorschussnehmer sei erste Bedingung, und die eigentliche 
Kreditbasis des Ganzen: die solidarische Haft der Mitglieder. 

Aber die Darlehnskassen, welche sich im April 1859 zu 
einem Verein zusammengeschlossen hatten, wehrten sich hier- 
gegen. Die Entstehung sei auf Humanität zurückzuführen, 
nicht auf Selbsthülfe. Gewerbetreibende und Geschäftsleute 
bedürften grösserer Mittel, hierzu sei die solidarische Verpflichtung 
zwar geeignet, aber die Einwohnerschaft des Bezirks fluktuiere 
zu sehr, als dass eine solidarische Haftung zweckmässig sei. 
Viele von den Einwohnern bedürften keines Kredits, andere Ein- 
wohner eines Bezirks wie Arbeiter, Handwerksgesellen u. s. w. 
hätten bei Arbeitslosigkeit, Krankheit kleinere Darlehen nötig. 
Eine eigentliche Gemeinschaft der Interessen der Einwohner 
eines Stadtbezirks, geeignet um zu einer Genossenschaft auf 
Schulzeschen Prinzipien überzugehen, existiere nicht. 

Trotzdem erkannte Lette die Richtigkeit mancher von 
Schulze geltend gemachter Bedenken an (vgl. Lette über die 
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Berliner Bezirks-, Vorschuss-, Darlehnskasse, Separatabzug a. d. 
Monatsschrift f. deutsches Städte- und Gemeindewesen, Januar 
1860). Wenigstens nahm der erwähnte Verein bestimmte 
Prinzipien an, wonach Darlehne fortan nur gegen Verzinsung, 
prompte Rückerstattung und hinlängliche Sicherheit gewährt 
werden sollten. 

Auch wandte sich ein immer grösserer Teil den Schulze- 
schen Prinzipien allmählich zu. Aber das diesen Kassen Eigen- 
tümliche, ihre Begrenzung auf den Stadtbezirk, wurde aufrecht 
erhalten. Die Bezirkskassen, meint Lette, seien auf dem Boden 
imserer preussischen Residenzstadt entstanden, diese Einrichtung 
müsse man erhalten und fortbilden. 

In der That haben sich auch bis in unsere Zeit diese 
Kassen erhalten, während gleichzeitig die anderen Vorschuss- 
vereine nach Schulzes Grundsätzen bedeutender wurden. 

Nicht ohne Interesse ist es übrigens, dass eine der Dar- 
lehnskassen, die für den Stadtbezirk 68a, wesentlich unter Mit- 
wirkung der städtischen Behörden entstand, indem diese bei der 
Errichtung im Jahre 1849 ein zinsfreies Darlehn von 50 Thlr. 
gewährten (KoimnunalbL 1861 S. 155). Es traten damals etwa 
190 Personen zusammen mit monatlichen Beiträgen von 2 1 / 2 Sgr. 
Die Darlehne waren zinsfrei, ohne Bestellung eines Bürgen, 
die Rückzahlung der Beiträge auch in kleinsten Raten inner- 
halb 8 bis 30 Wochen zulässig. Der erste Fonds bestand aus 
dem Darlehn des Magistrats von 50 Thaler, aus Darlehen 
von Privatpersonen von 45 Thalern und aus 25 Thalern an Ge- 
schenken. Dazu kam später der Ertrag einiger Konzerte. 
Die gewährten Vorschüsse betrugen im ersten Geschäftsjahr 
1564 Thaler. 

Nach einem Bericht der Anwaltschaft des allgemeinen Ge- 
nossenschaftsverbandes bestanden in Berlin im Jahre 1896 
mindestens 30 Vorschussvereine und Darlehnskassen, ausserdem 
in den angrenzenden Ortschaften: in Charlottenburg ein Kredit- 
verein, in Copenick deren zwei, in Neu-Weissensee, Pankow, 
Schöneberg und Rixdorf je ein derartiger Verein. 

Die Beteiligung der Arbeiter an denselben ist allerdings 
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im allgemeinen nicht bedeutend; die Vereine kommen in Berlin 
vielmehr den selbständigen Handwerkern und Kaufleuten zugute. 

Die nachstehende kleine Tabelle illustriert in dieser Hin- 
sicht den Unterschied von Kredit- und Konsumvereinen: 



A un 1DO Mitgliedern einer Anzahl von : 


Kreditvercine 


Konsuni rereine 


IRK,", 


1890 


1895 


188Ö 


1890 


1895 


Landwirte, Gärtner, Fischer (Selbst. 
















M 


0,0 


0,8 


2,9 


4,7 


1,2 


Fabrikanten, Bauunternehmer . . 


1 Jy,l 


12,2 


y,5 


0,3 


r\ 1 

0,1 


0,3 


Selbständige Handwerker .... 


, 40.5 


42,2 


38,0 


3,1 


3,7 


3,9 


Handwerksgesellen , Fabrikarbeiter 


: 2,1 


0,5 


0,4 


78,5 


70,9 


69,0 


Selbständige Kaufleute 


24,1 


24,0 


27,8 


2,4 


3,4 


3,3 




; 0,5 


1,0 


0,0 


2,1 


2,4 


2,2 


Fuhrherrn, Gastwirte 


5.0 


3,9 


8,0 


3,0 


4,5 


4,3 


Untere Beamte, Briefträger, Kellner 


17 


2,1 


1,3 


2.4 


3,1 


4,0 


Dienstmänner, Dienstboten . . . 


0,2 






0,2 


1,2 


0,9 


Aerzte, Apotheker, Lehrer, Künstler, 














Schriftsteller, Beamte 


5,5 


10,2 


9,7 


2,1 


3,1 


1,9 


Rentiers, Pensionäre, Personen ohne 
















3.0 


3,3 


3,9 


2,4 


2,9 


9,0 


Berichten- f Anzahl der Vereine 


19 


14 


19 


2 


2 


2 


de Vereine \ „ „ Mitglieder 


5 0Ü2 


4 584 


5 072 


5 503 


4 408 


4 501 



Neben den Darlehens vereinen nahmen in Berlin die Kon- 
sumvereine die grösste Bedeutung in Anspruch. Auch hier 
hatte man es zunächst nicht mit Schulzeschen Gründungen zu 
thun, sondern wie die Vorschussvereine in den Bezirksdarlehns- 
kassen ihre Vorläufer hatten, so die Konsumvereine in der Liedke- 
schen Spargesellschaft (Mitt. d. Zentral Vereins f. d. Wohl d. 
arbeit. Klassen, N. F. Bd. V, S. 358, Crüger: Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenos*enschaft, Jena 1892, und bes. G. S. Liedke: 
Hebung der Not der arbeitenden Klassen durch Selbsthülfe, 
Berlin 1845). Liedke, General-Staatskassenbuchhalter und 
Armenkommissionsvorsteher, erliess, bewegt durch die herrschende 
Not, im März 1845 einen Aufruf an die minderbemittelten 
Bewohner seines Armenkommissionsbezirks, um zur Gründung 
einer Spargesellschaft behufs Anschaffung von Winterbedürfnissen 
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aufzufordern. Es sollte an 30 Sonntagen, anfangend Ende 
April, jeder 2 1 / 55> 5, l l / 2 oder 10 Sgr. einzahlen, sodass am 
Ende der Sparzeit 2 1 /,, 5, T 1 /, oder 10 Thaler für Winter- 
bedürfnisse bereit lagen. Es zeichneten sogleich 283 Familien 
1 167 Thaler und traten zu der Spargesellschaft im Hamburger 
Thorbezirk zusammen. Der Einkauf bestand namentlich in Holz, 
Torf und Kartoffeln. 

Aber so viel versprechend der Anfang dieser Konsumver- 
eine sich gestaltete, die spätere »Entwicklung hat dem nicht ent- 
sprochen. Von grösseren Konsumvereinen existieren in Berlin 
nur wenige („Biene" und „Vorsicht"), in Charlottenburg, Tegel, 
Köpenick je einer. Der Hauptgrund dieser Erschwerung dürfte 
besonders in der lebhaften örtlichen Bewegung der Bevölkerung 
nach und von, sowie innerhalb der Stadt zu suchen sein, wel- 
ches den wirtschaftlichen Zusammenschluss erschwert. 

Von den übrigen Genossenschaften sind die wenigen Bau- 
genossenschaften schon bei der Wohnungsfrage erwähnt worden. 
Die Rohstoff- und Magazin- und ähnliche Genossenschaften 
kommen für die Arbeiter nicht in Betracht, sind übrigens in 
Berlin auch wenig zahlreich vertreten. Zu erwähnen sind noch 
als Werkgenossenschaft die der Berliner Dienstmänner und von 
den Produktivgenossenschaften nur zwei Bäckereien, eine 
Schneider- und eine Sattlergenossenschaft. 
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Den Anteil, welchen die arbeitenden Klassen an der politischen 
Bewegung der letzten fünf Jahrzehnte und namentlich des 
Revolutionsjahres in Berlin genommen haben und noch nehmen, 
ist sehr bedeutend. Ihre wirtschaftliche Lage bei Beginn der 
revolutionären Bestrebungen war eine recht schlechte, und ihre 
Unzufriedenheit gross. Die Löhne waren niedrig, die Woh- 
nungen schlecht, das Schlafstellen wesen verbreitet, viele ob- 
dachlos. Dazu war die Schulbildung eine durchaus unge- 
nügende. 

Trotzdem waren die politischen Bestrebungen (Pressfreiheit, 
Redefreiheit, Geschworenengerichte, Volksvertretung) von den 
wirtschaftlichen auf Besserung der Lage der Arbeiter gerichte- 
ten (Arbeit, Brot) getrennt. Beide Richtungen liefen gegen die 
Regierung an, hatten aber wenig mit einander gemein, und man 
kann schon in der Schilderung der Revolutionszeit den tief- 
gehenden Unterschied der liberalen und sozialen Tendenzen 
unterscheiden, welcher erst in neuster Zeit zu überbrücken ver- 
sucht wird. 

Verfolgen wir an der Hand der Berliner Revolutions- 
chronik von Adolf Wolff (Berlin 1851 bis 1854, 3 Bde.) kurz 
die Arbeiterbewegung des Jahres 1848, so sehen wir schon 
in der Stadtverordnetenversammlung vom 9. März dieses Jahres 
den Antrag diskutieren, eine permanente Kommission zu ernennen, 
um sich mit dem Wohle der arbeitenden Klassen zu beschäf- 
tigen und bei allen wohlhabenden Bürgern durch Hauskollek- 
ten Mittel zur Ausführung gemeinnütziger Arbeiten zu beschaffen. 
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An demselben Tage war ein Arbeitsnachweisbureau eröffnet 
worden ; 6 000 bis 7 000 Arbeiter hatten sich gemeldet, aber 
nur einer Person hatte durch dieses Bureau Arbeit nachgewiesen 
werden können. 

In den nächsten Tagen richteten die Arbeiter eine Adresse 
an den König, er möge der Arbeitslosigkeit und Not abhelfen, 
ein Ministerium für Arbeiter einrichten , das nur von Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern gebildet und von diesen gewählt 
sei. Die Arbeiter versammelten sich in der Gregend des Schlosses, 
riefen nach Arbeit und Brot; schon kam es zu blutigen Zu- 
sammenstössen. Am 16. März beriet die Stadtverordnetenver- 
sammlung weiter über die gestellten Antrage, und es wurde 
beschlossen in besonderen Arbeiten auf dem Wedding 400 Per- 
sonen zu einem Tagelohn von 9 Sgr. zu beschäftigen. Ausser- 
dem hatte der Minister zugesagt, für die königlichen Bauten 
die Arbeiter durch das Arbeitsnachweisbureau zu beziehen, auch 
wollte man darauf dringen, dass die fremden Gesellen die 
Stadt verliessen, wenn sie nicht binnen drei Tagen Arbeit ge- 
funden hätten. 

Aber weder diese geringen wirtschaftlichen Zugeständnisse 
an die Arbeiter, noch die grösseren politischen an die Bürger 
konnten die Revolution aufhalten. An den Kämpfen nahmen 
die Arbeiter einen hervorragenden Anteil. Dies geht schon 
aus der Verlustliste der 183 Gefallenen hervor, welche später 
in feierlichem Zuge beerdigt wurden. Von den Getöteten waren: 



Gesellen , Gehülfen , Arbeiter, 

Lehrlinge (9): 123 

davon Tischler 22 

„ Arbeiter ohne spez. 

Angabe 12 

„ Schmiede .... 10 

„ Schlosser 9 

„ Weber, Wirker . . 8 



Handwerksmstr. (4), Gastwirte . 5 

Kaufleute, Buchhalter .... 3 
Privateekretäre , Eisenbahninsp. 

u. s. w. • 3 

1 Keferendar, 2 Studenten . . 3 

Unbekannte Männer 37 

6 Frauen, 3 Knaben .... 9 

Zusammen 183 



Es gehörten sonach 90 Prozent der getöteten Männer mit 
ermitteltem Beruf den Arbeitern an. Es wäre ja voreilig, aus 
diesem Verhältnis auf eine entsprechende Beteiligung der arbei- 
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tenden Klassen an der Revolution überhaupt schliessen zu 
wollen. Aber man sieht doch deren starke Anteilnahme, sobald 
die Worte sich in Thaten umsetzten. Allerdings sollen ja die 
Strassenkämpfe des 18. März durch einen rein äusseren Anlass, 
ein missverstandenes Vorgehen der Truppen, enstanden sein, da die 
Bürgerschaft durch die eben erfolgten Zugeständnisse des Königs 
nicht nur nicht zu Angriffen entschlossen, sondern zufrieden und 
beruhigt gewesen sein soll. Aber wenn man in Betracht zieht, dass 
diese Zugeständnisse des Königs nur politischer Natur waren, 
von der Arbeiterfrage jedoch nicht die Rede war, so wird nicht 
nur der Strassenkampf, sondern auch die starke Beteiligung der 
Arbeiter an demselben verständlich, und man neigt der Annahme 
zu, dass es bei der geringen Berücksichtigung der Arbeiter- 
forderungen auch ohne das nrissverständliche Vorgehen der 
Truppen zum Kampfe gekommen wäre. 

Die Not der Arbeiter konnte freilich so wenig wie durch 
die vor dem Kampfe gewährten politischen Zugeständnisse durch 
die nach demselben sich entwickelnden Verhältnisse gemildert 
werden. Die Pfandleihen waren belagert, Spareinlagen wurden 
zurückgezogen, der Zinsfuss für dieselben später von 2 l / 2 auf 
4Y 6 Prozent erhöht; der Magistrat schlug die Rückstände an 
Mietsteuern und Schulgeldern nieder, die gemeinnützige Bau- 
gesellschaft machte sich zur Beschäftigung der Arbeitslosen an Ab- 
bräche und Bauten, auch die Behörden nahmen zu gleichem 
Zwecke Erdarbeiten und dergleichen in Angriff, und die Zahl 
der so Beschäftigten belief sich bei der Stadt bis zu 2500, 
beim Staat bis zu 3000 Arbeiter. Am 26. März zeigte der 
Magistrat an, dass er eine Deputation gebildet habe, die sich 
ausschliesslich mit dem Wohle der arbeitenden Klassen be- 
schäftigen sollte, und forderte zu Gesuchen und Anträgen in 
dieser Hinsicht auf. Der im Jahre 1844 aus Anlass der 
grossen deutschen Gewerbeaussteilung in Berlin gegründete 
Zentral verein für das Wohl der arbeitenden Klassen, welcher 
schon bei seiner Gründung vom Könige 15 000 Thaler geschenkt 
erhalten, aber trotzdem die obrigkeitliche Genehmigung seiner 
Statuten nicht erlangen konnte, erhielt sie endlich. Auch 
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Brotverteilungen für die hungernden Arbeiter wurden ein- 
gerichtet Die Vossische Zeitung schrieb: „Der Arbeiter hat 
gekämpft, er ist es vorzugsweise gewesen, der hinter den 
Barrikaden gestanden hat . . . Eure Interessen, der ganze Zu- 
stand, die Lage des Arbeiters sind der Mehrzahl Eurer Mit- 
bürger nicht hinlänglich bekannt. Sie muss bekannt und er- 
kannt werden . . . Für die augenblickliche Not muss kräftig 
gesorgt werden" . . . 

Die städtische Arbeiter-Nach Weisungsanstalt wurde im April 
von 3842 männlichen und 448 weiblichen Personen in An- 
spruch genommen, von diesen erhielten 2829 bez. 60 Arbeit 
und zwar 1958 Männer von der Stadt Berlin, 768 auf könig- 
lichen Bauplätzen, nur 103 bei Privatpersonen. 

Dabei begannen die Arbeiter ihr Recht energischer zu 
vertreten, indem sie Mitte April ein Zentralkomitee organisierten. 
Sie wollten ihre Angelegenheiten selbst in die Hände nehmen. 
In der That wurden Lohnerhöhungen durchgesetzt, Aufzüge 
veranstaltet und die Aufmerksamkeit noch intensiver auf die 
Arbeiterfrage gelenkt. Daneben gingen Tumulte, Plünderungen 
der Bäckerläden, weil das Brot zu klein und zu teuer erschien. 
Auch Arbeitseinstellungen fehlten nicht, obgleich Magistrat und 
Polizei vor dem Verlassen der Arbeit warnten. Am 27. April 
legten die Berliner Buchdruckergehülfen (etwa 600) die Arbeit 
nieder, etwa gleichzeitig die Töpfergesellen. 

Namentlich der Buchdruckerstreik machte sich fühlbar. 
Der Verdienst der Buchdrucker belief sich auf 3 bis 3 r / 2 Thaler 
wöchentlich, in einer Zeitung auf 4 bis 6 Thaler, aber bei 
einer Arbeitszeit von 14 bis 16 Stunden einschliesslich des 
Sonntags. Der Ausstand dauerte nur wenige Tage, da die 
Prinzipale versprachen, bis zum 1. Juni die Angelegenheit zu 
regeln. 

Die allgemeine Arbeitslosigkeit nahm inzwischen nicht ab, 
die Unbeschäftigten verursachten Tumulte, und auch die Be- 
schäftigten flössten der Bürgerschaft Furcht ein. Die Erd- 
arbeiter an den Rehbergen vor dem Brandenburger Thor, welche 
von der Stadt in Zeitlohn beschäftigt wurden, zwangen die am 



Digitized by Google 



176 



Mittel zur Abhülfe. 



Plötzense« und am Kanal in Akkord Arbeitenden gewaltsam 
zur Niederlegung der Arbeit und beunruhigten die Stadt. Das 
herrschende Elend führte zu Sammlungen und Speisungen der 
Arbeiter. So wurden am 7. Juni 350 Mann, am 8. Juni 400, 
an den folgenden Tagen 520, 820, 866, 1150, 850, 900, 
960 Mann gespeist. Zwischen Bürgern und Arbeitern begannen 
Kämpfe, am 14. Juni stürmten letztere das Zeughaus. 

Nunmehr begann man das Augenmerk auf eine Ablenkung 
der Arbeiter aus der Hauptstadt zu einer Thätigkeit in den 
Provinzen zu lenken. 

Es wurde eine Kommission eingesetzt, welche mit den 
Ministerien über die Arbeiterfrage zu beraten hatte. 

Wir teilen das Ergebnis der diesbezüglichen Verhandlungen 
an der Hand der Berichte der Stadtverordnetenversammlung 
mit> weil hier die auch später mehrfach erörterte Frage der 
öffentlichen Verpflichtung zum Arbeitsnachweis und zu Notstands- 
arbeiten mit praktischen Erfolgen behandelt wurden. 

In der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vom 
19. Februar 1849 wurde über das Ergebnis der Beratungen 
mit dem Ministenum berichtet. Eine öffentliche Verpflichtung 
zum Arbeitsnachweis sei vom Staat und auch vom Magistrat 
zwar nicht anerkannt worden, wohl aber die moralische Ver- 
pflichtung, nach Kräften für Arbeit zu sorgen. Dann wären 
die Prinzipien einstimmig festgestellt worden, nach welchen bei 
der bereits von der Stadtverordnetenversammlung genehmigten 
Hinsendung von 1000 Arbeitern nach den Bauplätzen der Ost- 
bahn verfahren werden sollte. Dies sollten nur nachweislich 
ortsangehörige und nachweislich bedürftige Arbeiter zwischen 
achtzehn und fünfzig Jahren sein, und zwar verheiratete nur 
dann, wenn die Existenz der zurückbleibenden Familie sicher 
wäre. Von dem Arbeitslohn sollten 4 Sgr. wöchentlich als 
Erstattung der von der Kommune getragenen Reisekosten ab- 
gezogen werden. Nach einem Aufenthalt von sechs Monaten 
an der Arbeitsstelle zahlte der Staat 2 1 / i Thlr. Prämie, während 
die Kommune das ausgelegte Reisegeld schenkte. Gegen die 
Rückkehr arbeitscheuer Personen wurde eine sehr energische 
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Kontrolle durch Karten in Aussicht gestellt. Der Staat habe 
vor, die Zahl der zu entsendenden Arbeiter auf 1 500 zu er- 
höhen und der Kommune einen Zuschuss von 1 000 Thlr. zu 
den Reisekosten zu gewähren. 

Hinsichtlich weiterer Arbeiter sei der Magistrat der Mei- 
nung gewesen, dass nur nützliche Arbeiten in Angriff genom- 
men werden dürften, so Strassenreinigung, Chausseebau u. s. w. 
von 900 bis 1000 Arbeitern. 

Der Staat habe sich bereit erklart, 2 700 Arbeiter seiner- 
seits bei dem Kanalbau auf dem Köpenicker Felde und bei 
Spandau sowie bei der Ministerial-Baukommission zu beschäftigen. 
Der Zuzug fremder Arbeiter sei durch den Polizeipräsidenten 
verhindert 

Die Löhne sollten im Akkord gezahlt werden. Massstab 
für das Minimum sollte sein 1. für den Zeitraum vom 15. April 
bis 15. September für 11 Arbeitsstunden eines Maurer- und 
Zimmergesellen Tagelohn 22 V 2 Sgr-> für Handarbeiter- 12 1 /,, 
2. für den Zeitraum vom 15. März bis 15. April und 15. Sep- 
tember bis 15. Oktober für 10 Arbeitsstunden 20 bez. 12 Sgr. 
und 3. für die übrige Zeit für 8y s Arbeitsstunden 17^2 bez. 
11 Sgr. 

Nur wegen der Lohnsätze entstand in der Versammlung 
eine Debatte; dieselben wurden von verschiedenen Seiten für 
nicht hoch genug erachtet, indessen schliesslich angenommen. 

In der Sitzung vom 29. März 1849 wurde dann von 
den nach den Arbeitsplätzen der Ostbahn deputierten Stadt- 
verordneten Bericht erstattet Danach befanden sich die Bau- 
plätze bei Schönlanke, Schneidemühl, Rizadcowo, Miatizcow und 
Nakel. An der etwa zwölf Meilen langen Bahnstrecke arbeite- 
ten ungefähr 530 Berliner. Auf den Baustellen Schönlanke 
und Schneidemühl wurde über die Arbeiter nicht geklagt, wohl 
aber in Miatizcow und Nakel über durch die Berliner verur- 
sachte Ruhestörungen. Im allgemeinen waren die Reiseeindrücke 
aber sehr erfreulich. Für Wohnung, Kost, Krankenpflege war 
gesorgt. Allerdings schliefen je zwei Arbeiter in einem Bett, 
viele nur auf Streu, wenige in Erdhütten, welche keinen er- 

Hirschberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. 12 
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fraulichen Eindruck machten. Der Mittelverdienst belief sich 
auf 13 bis 14 Sgr. pro Tag, der geringste auf 9 Sgr., der 
höchste auf 20 Sgr. Jedoch wurde beklagt, dass die Mehrzahl 
der Berliner in der Woche an einem Viertel bis zu zwei Drittel 
Tage feierte. Die Versammlung war durch den Bericht so 
befriedigt, dass sie den Magistrat ersuchte, soviel Arbeiter als 
möglich nach der Ostbahn zu dirigieren. 

Es ist hier nun der Ort nicht, die Geschichte der Arbeiter- 
bewegung Berlins zu schreiben, welche eng mit der nationalen, 
wenn nicht internationalen verknüpft ist. Die wirtschaftliche 
Entwickelung der fünfziger Jahre war eine günstige, die poli- 
tische stockend. Wie mittelbar aus den Keimen der Revolution 
Gewerkvereine, Genossenschaften, Gewerkschaften wuchsen, ist 
an anderer Stelle erwähnt worden. Die Arbeiterbewegung wurde 
in den sechziger Jahren immer lebendiger, die Sozialdemokratie 
entwickelte sich, die grosse Masse der Arbeiterschaft identifizierte 
sich immer mehr mit ihr, und so wenig wie an anderen Orten 
ist in Berlin die Arbeiterbewegung zum Stillstand gekommen. 

Man kann nun in derselben zwei Teile unterscheiden: 
der eine Teil nimmt seinen Ausgangspunkt aus der Notlage 
des Einzelnen. Diese Bewegung entsteht in Zeiten darnieder- 
liegender Geschäfte in Verbindung mit hohen Lebensmittelpreisen. 
Wir haben erwähnt, in wie weit die Arbeiterbewegung des 
Jahres 1848 hiermit zusammenhing, und die Statistik der Brot- 
bez. der sie beeinflussenden Roggenpreise zeigt für das Jahr 
1847 eine Preishöhe für Roggen in Berlin bis auf 225,5 Mk. 
für 1000 kg. Vergleicht man die Preiskurven nach der Stati- 
stik des Deutschen Reichs ( Viertel jahreshefte) so findet man: 



1845 
1846 
1847 
1848 
1849 
1850 
1851 
1852 
1853 
1854 
1855 



117,7 
170,9 
225,5 
103,1 
90,1 
103,4 
134,8 
103,1 
183,9 
218,2 
235,8 



1856 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 



221,0 
147,8 
142,6 
144,9 
165,2 
160,8 
165,5 
142,1 
115,1 
136,1 
156,7 



1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 



207,4 
204,1 
169,5 
157,6 
174,7 
166,0 
184,0 
179,5 
158,2 
163,7 
162,2 



1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 



133,3 
136,6 
188,4 
193,3 
148,9 
140,1 
143,2 
140,2 
130,8 
121,3 
132,2 



1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 



154,4 

169,4 

207,3 

174,1 

132,2 

116,7 

119 

118 
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Hiernach waren die Jahre 1854 bis 1856 Teuerungs jähre, 
fielen aber in eine günstige Wirtschaftsperiode. Die Jahre 
1867 und 1868 wiesen dann höhere Preise auf, und die Ar- 
beiterbewegung zeigte, dass die Unzufriedenheit gross war. Es 
kam zu einem förmlichen Notstand. Die Stadtverordnetenver- 
sammlung bewilligte Suppen Verteilungen. 

„Die Vergehen nehmen zu", so berichtet das Städtische 
Jahrbuch für Volkswirtschaft und Statistik, „und das Verbrechen 
wagte sich selbst an das helle Licht des Tages". Ganz ähn- 
lich geschah es dann im Jahre 1891, als die Roggenpreise auf 
207 Mark per 1000 kg, die Brotpreise auf 31,66 Mark per 
100 kg (gegen 20,80 Mark im Jahre 1886) emporschnellten 
(vgl. die graphische Darstellung Tafel 2). Tagelang hatte die 
Polizei gegen Tumultuanten auf der Strasse zu kämpfen, welche 
Backerläden plünderten, Unruhen stifteten. Auch dieser Not- 
stand beschäftigte die leitenden Kreise und führte zu bestimmten 
Massnahmen, Warnung vor Zuzug, städtischer Subventionierung 
des Arbeitsnachweises, nachdem die Uebernahme desselben auf 
die Stadt abgelehnt war, u. s. f. 

Einen anderen Ursprung als dieser Teil der Arbeiter- 
bewegung haben die Streiks. Letztere pflegen mehr der Aus- 
fluss einer günstigen Geschäftslage zu sein. Sie gehen 
seltener aus einem Notstande hervor, als vielmehr gerade aus 
dem Wunsche, an den bestehenden besseren Konjunkturen 
teilzunehmen, so in den Streikjahren 1871 und 1872 und 
1896. Allerdings spielen manche andere Momente eine mehr 
oder minder bedeutende Rolle, wie ja der Grund eines Streiks 
nicht immer auf Verbesserung der wirtschaftlichen Verhältnisse, 
sondern auch auf Abwehr von Einwirkungen oder Beein- 
trächtigungen gerichtet sein kann. 

Die Veranstaltung von Streiks war eigentlich erst nach 
Beseitigung des Koalitionsverbots der alten Gewerbeordnung 
vom 17. Januar 1845 möglich, welche mit Gefängnis sowohl 
Gewerbetreibende (§ 181), wie Arbeiter (§ 182) bedrohte, wenn 
sie durch Verabredung unter einander, durch Einstellung der 
Beschäftigung bez. der Arbeit die Arbeitnehmer bez. die Arbeit- 
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geber zu Zugeständnissen zu bewegen suchten. Diese Bestim- 
mungen wurden formell zwar erst durch die Gewerbeordnung 
von 1869 beseitigt*), indessen waren die Verhältnisse schon 
vorher darüber hinweggeschritten, ebenso wie jetzt die gesetz- 
liche Bestimmung der vierzehntägigen Kündigungsfrist bei 
Streiks meist unbeachtet bleibt und der Macht der Verhältnisse 
wird weichen müssen. Dann freilich ist die Nichteinhaltung der 
Kündigungsfrist ein Kontraktbruch und ein Kontraktbruch eine 
Rechtsverletzung, aber, wenn es sich dauernd zeigt, dass die 
Arbeiter sie begehen, und um zur Hebung ihrer Arbeitsbedingungen 
zu gelangen, auch begehen müssen, so wird man diese Be- 
stimmung, welche früher wohl zum Schutze des Arbeiters ge- 
dacht war, aber zu seinem Nachteil ausgeschlagen ist, beseitigen 
und überhaupt nur der freien Vereinbarung die Ausbedingung 
einer Kündigungsfrist überlassen müssen. In dieser Beziehung 
sei bemerkt, dass in Berlin schon jetzt vielfach, so bei Be- 
nutzung der Arbeitsnachweise der Bäcker-, Maler-, Schlosser- 
innungen die Arbeitnehmer einen Schein unterschreiben müssen 
und anscheinend auch gern unterschreiben, worin die Worte 
stehen, „eine Kündigung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
findet nicht statt, und tritt unterzeichneter Arbeitnehmer unter 
dieser Bedingung die Arbeit an". 

Nach der jetzigen Lage der Gesetzgebung (Gewerbeordnung 
§ 124 b) können die Arbeitgeber von ihren kontraktbrüchigen 
Gesellen und Gehülfen bis zur Dauer einer Woche den Betrag 
des ortsüblichen Tagelohns fordern. Von dieser Bestimmung 
ist auch in der That mehrfach Gebrauch gemacht worden; so 
klagten bei dem Steindruckerstreik im Jahre 189(5 die Fabri- 
kanten den Tagelohn in 427 Fällen mit 3580 Mark beim Ge- 
werbegericht erfolgreich ein. Als dann die Arbeitseinstellung 
verloren ging, mussten die Streikenden sich bei ihrer Wieder- 

*) Indessen gewährleistet schon dio Preussische Verfassungsurkundo 
von 1850 das Koalitionsrecht, sofern es nicht den Strafgesetzen zuwider- 
lief. (Vgl. Oldenberg im Handwörterbuch für Staats Wissenschaften, her- 
ausgegeben von Conrad, Elster, Lexis, Löning „Arbeitseinstellungen", sowie 
den gleichen Artikel im Supplementband.) 
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annähme noch die harte Bedingung gefallen lassen, dass es 
dem Belieben des Arbeitgebers überlassen bleiben sollte, die 
Urteile jederzeit vollstrecken zu lassen und die unentschiedenen 
Klagen wieder aufzunehmen. Die Annahme solcher Friedens- 
bedingungen, bemerkte der Vorsitzende der Gewerkschafts- 
kommission Millarg, stehe in der Arbeiterbewegung einzig da. 
(Bericht für das II. Semester 1896.) 

Ueber die Berliner Arbeitseinstellungen liegt nur ein spär- 
liches Material vor. Ausser den schon zitierten Aufsätzen von 
Oldenberg im Handwörterbuch der Staatswissenschaften kommen 
die ältesten Jahrgänge des Städtischen Jahrbuchs für Volks- 
wirtschaft und Statistik 1869 bis 1874 (herausgegeben von 
Schwabe), welche ziemlich parteiische Darstellungen der Arbeiter- 
bewegung enthalten, sowie Bemerkungen in den neuesten Jahr- 
gängen dieses Werkes in Betracht. Daneben läuft allerdings 
die Berichterstattung in der Tagespresse, seit einigen Jahren in 
den Veröffentlichungen der sozialdemokratischen Gewerkschafts- 
kommission und ganz in jüngster Zeit des Einigungsamts, auf 
welche Quellen bei dem Mangel eines hierzu berufenen Arbeits- 
amts der Forscher leider lediglich angewiesen ist. Dass die 
Berichte in der Presse, welche sich nicht selten widersprechen, 
noch häufiger unvollständig sind, wesentliche Dinge fortlassen, 
unwesentliche breit treten, nicht die Entwickelung, sondern 
nur die Vorkommnisse darstellen, deren Ausgang nicht immer 
verfolgen, liegt in der Natur ihrer Bestimmung, den Leser nur 
über die Tagesfragen zu unterrichten. Es wäre Aufgabe eines 
Arbeitsamts gewesen, durch persönliche Nachfragen, Vor- 
ladungen, Ermittelungen, die Ursache, den Zweck, den Umfang, 
die Dauer, die Beilegung, kurz die ganzen Verhältnisse dieser 
wichtigen sozialen Erscheinungen zu verfolgen, in ähnlicher 
Weise, wie dies bei dem Einigungsamt in einzelnen Fällen jetzt 
versucht zu werden scheint. 

Aber selbst wo Quellen vorhanden sind, widersprechen 
sich dieselben nicht selten in wesentlichen Punkten. So ist 
namentlich die Zahl der Streikenden von der Gewerkschafts- 
kommission mehrfach anders angegeben als vom Gewerbegericht 
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(bei den Vergoldern, Kommission: 358, Gericht: 431, Maler 
800 bez. 1100 bis 1800, Möbelpolierer 400 bez. 800, Taxa- 
meterkutscher 357 bez. 200). Auch über die Dauer der Streiks 
sind die Angaben nicht immer übereinstimmend. Zieht man 
in Betracht, dass die Zahl der Streikenden zu verschiedenen 
Zeitpunkten während des Streiks häufig verschieden ist, indem 
die Arbeitseinstellung zunächst die ganze Branche umfassen, 
am nächsten Tage aber schon bedeutend reduziert sein kann 
und umgekehrt, und dass auch über Anfang und Ende eines 
Streiks die Ansichten verschieden sein können, je nachdem der 
Anfang schon in den ersten vereinzelten Arbeitseinstellungen 
oder in dem allgemeinen Niederlegen der Arbeit, und je nach- 
dem das Ende erst nach vollständiger Wiedervergebung der 
niedergelegten Arbeiten und dem offiziellen Friedensschluss 
oder schon in einem früheren Stadium erblickt wird, so 
werden die Abweichungen in den Angaben nicht Wunder 
nehmen. 

Die auf S. 183 angeführte Tabelle ist im wesentlichen aus 
den Mitteilungen der Gewerkschaftskommission entnommen. Sie 
begreift Abrechnungen über 48 Arbeitseinstellungen der Jahre 
1894 bis 1896, für welche gegen 900 000 Mark ausgegeben 
worden sind. In mindestens 29 Fällen hiervon waren die 
Streiks in irgend einer Weise für die Arbeiter erfolgreich, wenn 
auch in der Regel nicht alle Forderungen erfüllt wurden; in 
anderen Fällen lagen bestimmte Kachrichten nicht vor. Ausser 
den angeführten Streiks ist aber noch eine ganze Reihe anderer 
verzeichnet, über welche Abrechnungen der Gewerkschafts- 
kommission nicht vorlagen; rechnet man ferner noch die Aus- 
gaben Berliner Arbeiter für auswärtige Streiks hinzu (z. B. 
50 795 Mark im Jahre 1894 für Steindrucker in der Provinz 
Brandenburg, 155 843 Mark für den Hamburger Hafenarbeiter- 
streik), so wird man die im ganzen aufgewendete Summe in den 

■ 

drei Jahren 1894 bis 1896 auf V/ 2 Millionen Mark schätzen 
können. Dabei waren allerdings die Jahre 1895 und 1896 
wegen der günstigen Konjunkturen reicher an Arbeitseinstellungen 
als andere Jahre. 

i 
I 
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Abrechnungen von Streiks u. Aussperrungen a. d. Jahren 1894/5/6 



(* angeblich erfolgreich für die Arbeiter, wenn auch nur teilweise). 
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O A O 
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406 
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90 
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18 




o 0*e> 


0 96o 


1 TV Art /Ol T AI 1 

1.1A. 95/21. 1.96 


•Buchdruckereiarbeiter 


225 


20 


15 


t 3o8 


< 284 


3.V./30.V.96 


•Möbelpolier.^OOFinn.) 1 


400 


• 


3 254 


3 174 


1 A TT O TT1 AP 

10. Il./o. 111.96 


Taxamet. - Droschkenk. 


357 




860 


568 


OK VTTAK ;ü TTTA/* 

25.A1195/O.11190 




7 426 


* 


73 358 


58 497 


1 1\ TTT / 1 VTT 

19. 111./4. VII. 




1 


743 


• 


20 975 


13 646 


1 "\7T IO V 
1. Vl./O. A. 




2 000 


• 


35 735 


30 260 


1 P TA* /Irl TV 

16. Iv ./19. IX. 


Dachdecker 


260 


• 


1 722 


1 665 


1 "I TT /i1C% TAT 

1. IIT./22. IV. 


*Stuckateure .... 


700 




4 308 


855 


OA T \ r /OK TV 

20. 1> ./25.1V. 


""Holzarbeiter .... 


11428 


• 


40 412 


37 589 


1 TT /Ol TV 

1.11./21.1A. 
1. 1V./30. V 1. 


Musikinstrumentenarb. 


2 287 


• 


51 272 50 443 


*Möbelpolierer . . . 


400 


• 


3 254 


3174 


1/"* TT /O TTT 

10. 11. jo. III. 


*Bilderrahmenmacher . 




73 


• 


153 


79 


OO TY /1 Y 
1A./1. A. 


•Metallarbeiter . . . 


3 925 


• 


164 616 


124 616 


das ganze Jahr 94 
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• 
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Die Ursachen der Arbeitseinstellungen sind so vielfältig 
als die Momente des Arbeitsvertrags. Die Höhe des Lohns, 
die Art der Lohnzahlung, ob Zeit- oder Akkordlohn, Straf- 
gelder und Abzüge, Auszahlung in Schankwirtschaften, die 
Arbeitszeit, Beginn, Schluss, Dauer, Ueberstunden u. s. w. bilden 
die Veranlassung, ebenso aber auch ausserhalb des Arbeits- 
vertrages liegende Dinge wie Arbeitsnachweis, Maifeier. Zum 
Teil sind die Ursachen in der Besonderheit der Arbeit be- 
dingt, so z. B. bei den mehrfach vorgekommenen sogenannten 
Fensterstreiks der Töpfer, welche darauf gerichtet waren, dass 
jeder in dem Neubau arbeitende Töpfer durch Fcnsterver- 
glasung vor Zugluft geschützt würde. Eine bei den Arbeitern 
beliebte Einteilung unterscheidet Angriffstreiks und Abwehr- 
streiks, wobei erstere auf Erzielung besserer Bedingungen ge- 
richtet sind, letztere dagegen eine beabsichtigte Verschlechterung 
der Lage oder Massregelungen, Entlassungen abwenden oder 
doch vergelten wollen. 

Der Erfolg des Streiks hängt in der Regel nicht davon 
ab, ob er gerechtfertigt ist oder nicht, sondern ist lediglich eine 
Frage der Macht und der Wahl des günstigen Augenblicks. 
Es giebt Gewerbe, welche vorzugsweise den Streiks die hohen 
Arbeitslöhne zu verdanken haben. Dies ist namentlich beim 
Baugewerbe (Maurern, Zimmerern) der Fall. Auf der anderen 
Seite sind bei den Arbeiterinnen Streiks sehr selten gewesen, 
die Löhne dementsprechend niedrig geblieben. 

Die Rechtssprüche des Einigungsamts des Gewerbegerichts 
waren nicht immer von Erfolg begleitet Denn die Macht der 
stärkeren Partei ging vor dem erkannten Recht der schwächeren. 
Sehr lehrreich in diesen Beziehungen war der grosse für die Ar- 
beiter erfolglos verlaufene Konfektionsstreik Mitte Februar 1896. 

Selten ist die öffentliche Meinung mit solcher Einmütigkeit 
für die Forderungen der Streikenden eingetreten. Dies ging 
soweit, dass in bürgerlichen Kreisen (von Gelehrten und auch 
Kaufleuten) nicht nur für die Arbeiter in öffentlichen Versamm- 
lungen und geschlossenen Vereinigungen gesprochen, sondern 
auch gesammelt wurde. Die Gewerkschaftskonimission verein- 
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nahmte „aus bürgerlichen Kreisen: 12 022 Mark, durch die 
bürgerliche Presse 1211 Mark". Selbst die Arbeitgeber er- 
kannten zum Teil die schlechten Lohnverhältnisse an. Die 
Forderungen der Streikenden waren dabei so allgemeiner Natur, 
dass man wenigstens eine teilweise Erfüllung erwarten konnte 
(1. Aushängung von Lohntarifen in den Werkstätten der Zwischen- 
meister. 2. Prozentuale Lohnerhöhung. 3. Einrichtung von 
Betriebs Werkstätten. 4. Bildung einer Kommission für Tarif- 
streitigkeiten und Reformen. 5. Lohnzahlung an jedem Sonn- 
abend. 6. Anständige Behandlung der Arbeiterinnen. 7. Schnellere 
Abfertigung beim Empfang und der Lieferung der Arbeit. 8. 
Arbeitsnachweis in den Händen der Arbeiter). In der That 
gelang es auch den unendlichen Bemühungen des Einigungs- 
amts, am 19. Februar einen provisorischen Vergleich zu erzielen, 
welcher einen Minimallohntarif für die geringsten Leistungen 
festsetzte. Hieran anschliessend begannen dann lang anhaltende 
Erhebungen. Am 14. August wurde der Schiedsspruch gefällt, 
welcher [auf dem am 19. Februar vereinbarten Tarif basierte. 
Aber die Konfektionäre lehnten ihn nunmehr ab, jedoch nicht 
nur diese, sondern auch die Arbeiter, welche gesehen hatten, 
dass die Konfektionäre diesen Mindesttarif benutzten , um 
auch da, wo höhere Löhne bezahlt wurden, sie auf den Mindest- 
betrag zu reduzieren (vgl. Soziale Praxis V 1896 No. 21, 
Timm : Arbeiterforderungen in der Berliner Konfektionsindustrie). 

Im Abschnitt über die Lohnverhältnisse wird die Lage 
der Arbeiterinnen, welche drei Viertel der Streikenden stellten, 
besprochen; lüer ist nur zu registrieren, wie sehr die Macht der 
Arbeitgeber gerade dort dem Recht der Arbeitnehmer vorgeht, 
wo letztere in höchst ungünstigen Verhältnissen leben und ohne 
hinreichend eigene Mittel und ohne eine kräftige Organisation 
in einen Lohnkampf eintreten. Die mit grösseren Mitteln besser 
vorbereitete und darum erfolgreichere Wiederkehr des Konfektions- 
streiks wird jeder nur wünschen können, dem es klar geworden 
ist, dass auf andere Weise die elenden Lohnverhältnisse in der 
Konfektion nicht werden aufgebessert werden. Hier zeigt sich 
recht, wie unrichtig der noch so viel verbreitete Standpunkt ist, 
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von dem aus man in jedem Streik eine Ausschreitung und 
sozialdemokratische Verhetzung sieht. Schlimm genug, dass die 
Leitung und Einrichtung solcher Arbeiterbewegungen, welche 
der Abhülfe von Not und Elend dienen, immer mehr einer 
politischen Partei überlassen und von ihr erwartet wird. 

Denn, wenngleich nicht zu leugnen ist, dass auch in Berlin 
erst die sozialdemokratische Partei es gewesen ist, welche die 
Interessen der Arbeiterschaft ausdrücklich und vielfach erfolgreich 
vertrat, so ist doch das Wohlergehen der Arbeiterbevölkerung 
gerade in einer Stadt wie Berlin, wo sie den grössten Teil der 
Bevölkerung darstellt, eine jedermann interessierende Angelegen- 
heit, und darum sollten Arbeitseinstellungen nicht mehr über- 
wiegend Veranstaltungen oder gar Agitationsmittel der sozialdemo- 
kratischen Partei sein oder in Anlehnung an diese unternommen 
werden, sondern die ganze Bürgerschaft angehen, wie Geschäfts- 
krisen, Teuerung, Not und Armut. 

Wenden wir uns nunmehr zu einem anderen Mittel, das 
die Arbeiter haben, ihre Macht zu zeigen und ihre Forderungen 
geltend zu machen. Es ist dies der Boykott, die Verrufserklii- 
rung, und es dürften diese Darstellungen für unvollständig ge- 
halten werden, wenn nicht jenes Boykotts gedacht würde, wel- 
cher im Jahre 1894 weit über die Grenzen von Berlin hinaus 
Aufsehen erregte: des Bierboykotts. 

Seinen Ursprung (vgl. Oldenberg in Schmollers Jahrbuch 
für Gesetzgebung u. s. w. 1896 Heft 1 fg. Sozialpolitisches 
Zentralblatt, und Struve, d. Berl. Bierboykott 1897) hatte der- 
selbe in der Maifeier der zumeist in Brauereien beschäftigten 
Böttcher. Die Arbeitgeber hatten dieses Fest nicht gestattet und 
sperrten die Feiernden auf drei Tage aus, was diese mit einem 
Streik und erhöhten Forderungen beantworteten; hieran schloss 
sich zunächst in Rixdorf die Boykottierung der beiden dortigen 
Brauereien. Der Verein der Brauereien Berlins und Umgegend 
(32 Betriebe mit 3 500 Arbeitern) erklärte nunmehr, 20 Prozent 
seiner Arbeiter entlassen zu wollen, wenn nicht bis zum 15. Mai 
der Boykott aufgehoben sein würde, und führte diese Drohung, 
als der Boykott bestehen blieb, thatsächlich aus. Am 16. Mai 
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wurden 445 Brauer und Hülfsarbeiter entlassen, 277 verheiratete 
und 168 unverheiratete. Diese Zahl stieg bis auf 515 ausser 
den 270 Böttchern. Darauf wurde in grossen Versammlungen 
am 18. Mai der Boykott über die sämtlichen Brauereien mit 
Ausnahme des dem Verein nicht angehörigen Münchener Brau- 
hauses verhängt. Soweit nicht die letztgenannte oder auswärtige 
Brauereien Bier lieferten, genossen die sozialdemokratischen 
Arbeiter und die Parteigenossen überhaupt Weissbier (solange 
die "Weissbierbrauer noch nicht boykottiert waren), oder Selters- 
wasser und übten in den Lokalen eine strenge Kontrolle aus, 
ob nicht etwa boykottiertes Bier verzapft würde. Die Solidarität 
der Arbeiter zeigte sich in erstaunlicher Weise. 

Aber Hand in Hand mit dem Boykott über die Braue- 
reien ging der über Gastwirte, welche „Boykottbier« verschänk- 
ten. Diese thaten sich, — mit Ausnahme der kleineren, die zu 
den Arbeitern hielten — daher zusammen, um die Arbeiter 
auszusperren, wobei ihnen der Verein der Brauereien Unter- 
stützungen gewährte. Speziell die Saalbesitzer verpflichteten 
sich am 5. Juni bei einer Konventionalstrafe von 500 Mark, 
ihre Säle nicht zu sozialistischen Versammlungen während des 
Boykotts herzugeben, und die Brauereien bei einer Konventional- 
strafe von 3 000 Mark, nicht an Wüte Bier zu liefern, welche 
derartige Versammlungen aufnahmen. 

So griff der Bierboykott weit in die Interessen auch Un- 
beteiligter ein. Nach verschiedenen Verhandlungen wurde durch 
Vermittelung des Vorsitzenden des Zentralvereins für Arbeits- 
nachweis Dr. Freund der Boykott am 28. Dezember aufge- 
hoben. Den Arbeitern wurde die Einrichtung eines Arbeits- 
nachweises zugesichert, ebenso die bevorzugte Beschäftigung 
der seiner Zeit zur Entlassung gekommenen, einschliesslich der- 
jenigen 33 Arbeiter, deren Aufnahme früher abgelehnt worden 
war, ferner möglichste Berücksichtigung der seit dem 1. Mai 
arbeitslosen Böttchergesellen bei Vakanzen u. s. w. 

Die Einnahmen bei dieser Bewegung beliefen sich auf 
179 547 Mark, die Ausgaben auf 177 429 Mark, wovon 
174 542 Mark Unterstützungen an Ausgesperrte (789 Er- 
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wachsene mit 757 Kindern für 47 Wochen); durchschnittlich 
erhielt jeder Verheiratete 11,50, jeder Unverheiratete 8,25 Mark 
wöchentlich (Statistisches Jahrbuch 1894). 

Was die den Arbeitgebern entstandenen Kosten betrifft, 
so können die baren Ausgaben des Vereins der Brauereien auf 
etwa 150 000 Mark geschätzt werden. 

Auch ist eine Abnahme in der Produktion der Braue- 
reien in Berlin und Umgegend erkennbar, namentlich beim 
Weissbier, ein Rückgang der Steuer und des verbrauchten 
Getreides, aber es ist ungewiss, ob dies auf den Boykott zu 
schieben ist, da sich auch im Brausteuergebiet überhaupt eine 
Abnahme des Verbrauchs gegen das Vorjahr zeigte (89 gegen 
91 Liter pro Kopf jährlich). Dagegen lässt die starke Zu- 
nahme der Einfuhr auf eine Verstärkung der schon zurückge- 
drängt gewesenen auswärtigen Konkurrenz schliessen. 
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Aber wie dem auch sei, der materielle und der ideelle 
Schaden solcher Kriege ist auf beiden Seiten gleich gross, und 
diese Erkenntnis ist der grösste Nutzen, den der Bierboykott 
gehabt hat. Die Arbeitgeber dürften erkannt haben, dass das 
Solidaritätsgefühl der Arbeitnehmer keine blosse Phrase ist, und 
dass dasselbe bei Gelegenheit minder kapitalkräftige Unter- 
nehmungen zu vernichten wohl imstande ist, die Arbeitnehmer 
aber haben auch ihrerseits die gleiche Wahrnehmung bei den 
Arbeitgebern machen können. Zwar war die Solidarität hier 
nicht so verblüffend; es zeigte sich im Gegenteil, dass einzelne 
Unternehmer sich die Kalamität ihrer Konkurrenten ganz so 
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zu nutze machten, wie dies in gewöhnlichen Zeiten üblich ist. 
Aber die Arbeiter sahen doch, wie sehr sie sich in das eigene 
Fleisch schnitten, wie die Bewegung ihnen nahezu über den 
Kopf wuchs, und dass sie schliesslich wohl nicht imstande ge- 
wesen wären, die durch den Boykott hervorgerufene Notlage 
zum Teil ganz Unschuldiger zu beheben. Endlich aber konnten 
die Arbeiter aus diesem Boykott lernen, dass die Verrufserklärung 
bestimmter Produzenten nur dann Erfolg haben kann, wenn 
die Erklärer des Verrufs die ausschliesslichen oder doch über- 
wiegenden Abnehmer des Produzenten oder Kaufmannes sind. 
Recht bezeichnend in dieser Beziehung war der Versuch, im 
Jahre 1896 die Berliner Packetfahrt-Gesellschaft zu boykottieren. 
Nach kurzem Bestehen wurde der Boykott wegen seiner Wirkungs- 
losigkeit aufgehoben und zugleich in der Gewerkschaftskommissions- 
sitzung ausdrücklich anerkannt, dass er übereilt beschlossen 
worden war. 

Was endlich die Entstehungsursache des Boykotts betrifft, 
so war dieselbe wenig geeignet, den Arbeitern Sympathien zu 
verschaffen. War auch die unmittelbare Ursache eine Brutalität 
der Brauereien, welche unbeteiligte Arbeiter aussperrten, so war 
doch die primäre Veranlassung die unglückselige Maifeier, 
welche zur Verbitterung des Verhältnisses zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern in Berlin viel beigetragen hat 

Die Erfindung der Maifeier im Jahre 1890 war die Ein- 
gebung des Uebermuts, eine Demonstration der Macht. Was 
die Arbeiter leider mit Recht so oft an den Arbeitgebern 
tadeln: die Ueberhebung, das protzenhafte Pochen auf die 
Macht, wurde hier von den Arbeitern selbst als ständige Ein- 
richtung erklärt, einseitig, ohne Vereinbarung, zu dem aus- 
gesprochenen Zwecke der Demonstration. Im Jahre 1896 
sollen sich 27 000 Arbeiter in Berlin an derselben beteiligt 
haben, gegen 19 000 bez. 17 000 in den beiden Vorjahren. 

Man könnte solche Unternehmungen verstehen, wenn die 
Arbeiter heute durchweg gut organisiert, mit wohlgefüllten 
Kassen thatsächlich in einer Machtstellung wären, welche ihnen 
den Luxus solcher Demonstrationen gestattete. Aber wer sich 
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stets als Unterdrückter fühlt oder doch ausgiebt und wohl weiss, 
dass er bei eintretenden Kämpfen nur schwer nachhaltige Unter- 
stützung findet, sollte sich in derartige Situationen überhaupt 
nicht begeben. So verständlich es ist, dass die Arbeiter in 
Kämpfe eintreten, welche ihnen bessere Arbeitsbedingungen ver- 
schaffen, Unterdrückungen und Massregelungen, Verschlechte- 
rungen der Lage verhindern sollen, so wenig wird der gesunde 
Menschenverstand begreifen können, zu welchem Zwecke eine 
sich anerkanntermassen in ungünstiger Abhängigkeit, nach eigener 
Ansicht sogar in Unterdrückung befindliche Bevölkerungsklasse 
die vermutlichen oder wirklichen Unterdrücker durch ihr Vor- 
gehen provoziert. 

Man kann übrigens wohl annehmen, dass je mehr inner- 
halb der Sozialdemokratie die gewerkschaftliche, das ist wohl 
diejenige Richtung, die Oberhand gewinnt, welche nicht ledig- 
lich in Vertröstungen auf den Zukunftsstaat sich bewegt, 
sondern in der praktischen Inangriffnahme von Versuchen, die 
Lage der arbeitenden Klassen zu bessern, um so mehr Hoffnung 
vorhanden ist, dass die ganze Arbeiterbewegung und namentlich 
Streiks und Boykotts in Berlin in ein vernünftiges Fahrwasser 
geleitet werden. Allerdings finden diese Bestrebungen einen 
starken Widerstand innerhalb der sozialdemokratischen Partei bei 
denjenigen, welche — von ihrem Standpunkt aus nicht mit Un- 
recht — glauben, dass es dieser Richtung gelingen wird, die 
Arbeiter zufrieden zu stellen und ihnen zu zeigen, wie sie auch 
in der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung ihre Lage zu ver- 
bessern imstande sind, imd dass dadurch naturgemäss eine 
Entfremdung von den sozialdemokratischen Lehren eintreten 
muss, welche eben diese Möglichkeit leugnen. Gerade eine 
Stadt wie Berlin, in welcher die Arbeiterschaft für gemeinsame 
Aktionen gross genug, andererseits jedoch nicht so gross ist, 
als dass man nicht den Arbeitsmarkt gut übersehen könnte, 
ist der geeignete Boden für die Gewerkschaftsbewegung, und 
die schon an anderer Stelle erwähnte Gewerkschaftskommission 
beginnt eine immer anerkennenswertere Wirksamkeit zu ent- 
falten. Schon jetzt wird die Streiklust der Arbeiterschaft durch 
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die verständige Kontrolle der Kommission gedämpft, und es ist 
zu erwarten, dass sich aus dieser Einrichtung eine durchaus 
wünschenswerte Organisation der Arbeiter, eine Zentralstelle er- 
geben wird, welche, von ihnen geleitet, sich zu demselben oder 
grösserem Einfluss aufschwingen kann, wie ihn die englischen 
Gewerkvereine jetzt besitzen, die deutschen indessen noch nicht 
haben erringen können. Allerdings werden sich auch die 
Arbeitgeber alsdann zahlreicher organisieren, als das heute 
der Fall ist; aber auch dies kann der Regelung der Arbeits- 
bedingungen nur förderlich sein. Ist es doch bei dem letzten 
Konfektionsstreik vorgekommen, dass die Arbeitgeber überhaupt 
keinen Vertreter hatten, sodass das Einigungsamt des Gewerbe- 
gerichts an den öffentlichen Anschlagsäulen die Arbeitgeber- 
Vertreter suchte! 

Wenn sich Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-Organisationen 
gegenüberstehen, wird es ungleich leichter sein, Streiks und 
Boykotts zu verhindern, keinesfalls aber dürften diese dann 
noch unternommen werden, ohne dass ihnen ein gewisser Er- 
folg durch bereitstehende Mittel und Unterstützungen in Aus- 
sicht steht. 

Es ist eine durchaus erfreuliche Erscheinung, wenn eine 
freiwillige Organisation der Arbeiter angestrebt wird und wenn die 
Gewerkschaftskommission nur solche Arbeiterbewegungen ferner- 
hin unterstützen will, welche sie zu prüfen in der Lage war. 
Nur so wird das planlose, willkürliche und unberechtigte Streiken 
vermieden werden, das berechtigte aber wirksamer und erfolg- 
reicher sein können. 

Vor allem aber ist zu berücksichtigen, dass eine allgemeine 
gewerkschaftliche Organisation auch den in besonders ungünstigen 
Lohnverhältnissen stehenden Gewerken erfolgreiche Arbeitsein- 
stellungen ermöglicht, während zur Zeit sich die bereits organi- 
sierten, meist am besten gelohnten immer höher hinaufarbeiten, 
während die schwächeren weit zurück bleiben. 
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Die Arbeitslosigkeit schwebt wie das Damoklesschwert über 
dem Haupte des Arbeiters, sie ist eine ständige drohende Ge- 
fahr für ihn. Allerdings teilt er diese Gefahr mit den übrigen 
zahlreichen Angestellten der einzelnen Berufszweige und auch 
mit den selbständigen Gewerbtreibenden , aber bei letzteren 
ist der Verdienst, die Gelegenheit zum Sparen und auch die 
Möglichkeit, anderweitig vorwärts zu kommen, grösser als bei 
dem Arbeiter, welcher in der Regel von der Hand in den 
Mund lebt, keine oder geringe Ersparnisse hat und — sofern 
er eine Familie unterhält — auch nicht leicht den Beschäfti- 
gungsort wechseln kann, um anderswo eine vielleicht wiederum 
nur vorübergehende Thätigkeit zu finden. Dazu kommt, dass 
in vielen Gewerben der Arbeiter regelmässig während mehrerer 
Monate im Jahre ohne Beschäftigung ist. Allerdings ermöglicht 
die Regelmässigkeit des Eintritts dieses Ereignisses auch eine 
bessere Vorsorge, besonders durch Zurücklegen von Erspar- 
nissen. Aber man muss in Betracht ziehen, dass das Sparen 
gewissermassen anerzogen werden muss, gerade bei der Arbeiter- 
bevölkerung, welche nun einmal gewohnt ist, von der Hand 
in den Mund zu leben, besonders selten ist, und schliesslich, 
wenn wirklich geübt, doch nur zu kleinen Rücklagen führen 
kann, welche bei einer grössern Arbeitstockung ohne sonder- 
lichen Belang sind. 

Ganz abgesehen von dem entgehenden Gewinn ist eine 
längere Arbeitslosigkeit auch vom sittlichen Standpunkte aus 
höchst bedauerlich. So wohlthätig kleine Ferien auf den Arbeiter 
wirken würden, so deprimierend und demoralisierend zeigt sich 
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nicht selten eine längere unfreiwillige Beschäftigungslosigkeit. 
Auch fällt die letztere, wie wir sehen werden, in der Regel in 
die Wintermonate, welche dem Arbeiter eine eigentliche Erholung 
ohnehin nicht bieten. Statt dessen wendet sich der Arbeitslose 
von einer Stelle zur anderen, um Beschäftigung zu suchen, 
bald an Arbeitnachweisebureaus, bald an die Sammelstellen für 
Strassenreinigungsarbeiter, bald an andere ihm bezeichnete Orte. 
Nach einem starken Schneefall finden sich hunderte von Be- 
schäftigungslosen vor den Pferdebahndepots oder, wo sonst 
Strassenreinigungsarbeiten vergeben werden, ein und sind glück- 
lich, für wenige Tage Verdienst zu finden. Ist die Not und 
die Beschäftigungslosigkeit gross, so erwachsen in Berlin für 
die öffentliche Sicherheit und Verwaltung Uebelstände, die nicht 
selten lebhaft empfunden werden. Die Hoffnung, in einer so 
grossen Stadt schliesslich noch am ehesten in Arbeit zu kommen, 
oder wenn das nicht, so doch wenigstens an den für Beschäfti- 
gungslose eingerichteten Wohlfahrtseinrichtungen, wie Asylen für 
Obdachlose, Wärmehallen, Arbeitsnachweisen teilzunehmen, führt 
die Arbeiter der Vororte und auch weiter abliegender Gegenden 
nach Berlin und verschlechtert nur die Aussichten der ein- 
heimischen Arbeiter. In den letzten Jahren] wurden auf den 
auswärtigen Bahnhöfen Warnungen angeschlagen, um den winter- 
lichen Zuzug zurückzuhalten. 

Bei dem Zentralverein für Arbeitsnachweis werden im 
Laufe des Jahres Deständig Personen von der Eintragung in 
die Bewerberlisten zurückgehalten, falls keine Aussicht ist, sie 
unterzubringen, aber niemals ist dieser Andrang, besonders von 
Zureisenden, so gross wie zu Beginn des Winters, im Oktober, 
d. i. aber gerade zu einer Zeit, in welcher selbst vielen Berliner 
Arbeitern abgeraten wird, sich eintragen zu lassen, weil auch 
ihnen keine Stellungen zugewiesen werden können. 

Die graphische Darstellung veranschaulicht diese Verhält- 
nisse genauer. Die Zahlen für dieselbe sind in den Ver- 
waltungsberichten des Zentralvereins enthalten (Tafel 3). 

Für die Beurteilung der Frage der Arbeitslosigkeit ist die 
Kenntnis des Ganges des Beschäftigungsverhältnisses der einzelnen 

Hirschberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. 23 
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Gewerbearten von nicht minderer Wichtigkeit wie die Zahl 
und Art der zu gewissen Zeiten vorhandenen Beschäftigungs- 
losen. Nur in letzterer Hinsicht haben vollständige Erhebungen 
gelegentlich der Berufszählung vom 14. Juni 1895 und der 
Volkszählung vom 2. Dezember 1895 stattgefunden, während 
in ersterer Beziehung besondere Aufnahmen nicht existieren. 
Indessen hat der Verfasser wiederholt darauf aufmerksam 
gemacht, dass die Mitgliederzahlen der Arbeiter -Krankenver- 
sicherungskassen den Gang des Beschäftigungsverhältnisses er- 
kennen lassen.*) Allerdings hat diese Statistik noch einige 
Mängel (vgl. die Soz. Prax. vom 10. Jan. 1895), auch fehlen 
in ihr etwa 10 Prozent der — freien Kassen angehörigen — 
Mitglieder, doch beeinträchtigt dies ihren Wert nur unwesent- 
lich, sofern man nur den Gang des Beschäftigungsverhältnisses 
verfolgen will (vgl. Tabelle auf der folgenden Seite). 

Die graphische Darstellung (Tafel 4) zeigt den Rückgang 
des Baugewerbes in Berlin in den letzten fünf Jahren; indessen 
ist derselbe nicht so gross, als die Darstellung bei den Maurern 
und Zimmerern zu ergeben scheint, indem die inzwischen ge- 
gründete freie Kasse der Bauhandwerker sowie einige Betriebs- 
kassen die Zahlen um etwas erhöhen. Das korrekte Bild er- 
giebt sich daher aus den Kurven der Bauhandwerker im all- 
gemeinen, bei welchen die Mitgliederzahlen dieser Kassen mit in 
Rechnung gezogen sind. Im übrigen ist zu beachten, dass die 
Bautätigkeit nicht gerade in dem Masse zurückgegangen, als 

*) Vgl. Arbeitslosigkeit und Arbeitsvermittlung in Industrie- und 
Handelsstädten, 0. Liebinann, Berlin, 1894, Referat d. Verf. 8. 51; ferner 
des Verfassers: Amtl. Statistik und Arbeiterfrage 1892, Massnahmen gegen- 
über der Arbeitslosigkeit 181)4, insbesondere die Aufsätze des Verfassers 
in Soziale Praxis vom 10. Januar 1895, 10. Oktober 1895, 3. Dezember 
1896 a. a. O. Auch die Statistik des Deutschen Reichs ist in dem 1897 
erschienenen Hefte über die Krankenversicherung im Jahre 1894 den An- 
regungen des Verfassers gefolgt und hat die Mitgliederzahlen der Kranken- 
kassen für eine sehr interessante Betrachtung der Arbeitslosigkeit ver- 
wendet (vgl. Krankenversicherung in der Statistik des Deutschen Reichs 
für 1894, herausgegeben 1897, S. XX, für 1893 S. XIX, für 1892 
S. XIII und XIV). 
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*) Im März 1895 trat uoeb eine eingeschriebene Hülfskasse der Bauhandwerker 
in Wirksamkeit, welcher wohl auch Maurer und Zimmerer beigetreten sein werden, 
sodass die angegebenen Zahlen um etwas zu erhöhen sind. Die Mitgliederzahl dieser 
Kasse schwankte zwischen 338 im März und 1356 im November. iq * 
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vielmehr über die Berliner Grenzen hinaus, mehr in die Vor- 
orte verlegt worden ist. In den Kurven erkennt man deutlich 
wie unter dem Einfluss der Jahreszeit die Zahl der Beschäftig- 
ten sprungweise herauf- und herabgeht. 

Während bei den Bauhandwerkern der Sommer das Maxi- 
mum der Beschäftigten aufweist, die Zahl derselben dann bis 
April herabgeht, um im Mai in die Höhe zu schnellen, zeigen 
andere Gewerbe, wie die Kürschnerei zwei oder drei Höhepunkte, 
im Sommer und Herbst, die Tischler dagegen ein von der Jahres- 
zeit ziemlich unberührtes Beschäftigungsverhältnis. Dass andere 
besondere Einflüsse häufig den regelmässigen Gang der Kurve 
beeinflussen, versteht sich von selbst, dies zeigt sich besonders 
in den Zahlen der im Februar und März 1896 infolge der Ge- 
werbeausstellung zahlreicher beschäftigten Zimmerer. 

Die graphische Darstellung (Taf. 5) zeigt den monatlichen 
Gang der Erwerbs thätigkeit der männlichen und weiblichen 
Arbeiter (letzterer ohne Dienstmädchen). Die Erwerbsthätig- 
keit des männlichen Geschlechts war im November, auch 
Oktober, am höchsten, sank dann rapid bis zum Januar und 
Februar, auch März. Auch beim weiblichen Geschlecht zeigt 
der Winter einen Rückgang. Im allgemeinen sind beide Ge- 
schlechter, besonders aber das weibliche Geschlecht, in starkem 
Ansteigen. 

Wenn sich aus der graphischen Darstellung auf den ersten 
Blick das Zurücktreten der Erwerbsthätigkeit in den Winter- 
monaten ergiebt, so ist allerdings nicht gesagt, dass wenn z. B. 
Anfang Dezember 1895: 256 000 Arbeiter beschäftigt waren 
und Anfang Januar 1896 nur 249 000, die Differenz von 7 000 
unbedingt als beschäftigungslos angesehen werden muss, denn 
ein Teil kann die Stadt verlassen und ausserhalb Beschäftigung 
gefunden haben. Aber im allgemeinen ist dies wohl nur aus- 
nahmsweise der Fall. Im Gegenteil ist schon bemerkt, dass 
die Neigung, im Winter die grossen Städte zu verlassen, nur 
gering ist, dagegen vielfach gerade dorthin das winterliche 
Reiseziel geht. Die meisten der infolge der stillen Zeit feiern- 
den Arbeiter bleiben in Berlin und warten hier die Zeit besserer 
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Tafel 4. 

Die monatliche Bewegung der beschäftigten Maurer, Zimmerer, 
Tischler, Kürschnerei-Arbeiter und Kürschnerei-Arbeiterinnen. 
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Die monatliche Bewegung in der Zahl der beschäftigten j 270 
Arbeiter und Arbeiterinnen. 



t 



_ — 



TT 



Die Skala ist in Tausenden ausgedrückt, 
aber bei den Geschlechtern verschieden, 
links befindet sich die Skala für das 
männliche, rechts für das weibliche 
Geschlecht. Die unterbrochene Linie 
stellt die Kurve f.d. männliche, die andere 
die f. d. weibliche Geschlecht dar. 
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Erwerbsgelegenheit ab. Da nun für die meisten Gewerbe die 
stille Zeit gerade in die Wintermonate fällt, so ist die Frage 
der Arbeitslosigkeit mehr eine Frage der Beschäftigung der 
Saisonarbeiter in den Wintermonaten, durch Aufschiebung ge- 
wisser Arbeiten für diese Zeit, durch einen intensiven Arbeits- 
nachweis gerade von Beginn des Winters bis zum Herbst, 
durch Zurückhaltung der Zuwanderung, durch Hülfe bei Aus- 
wanderung in die Heimat. In letzterer Hinsicht muss beson- 
ders darauf aufmerksam gemacht werden, dass es der Staat 
selber ist, welcher die Zahl der Arbeitslosen in Berlin vermehrt, 
indem er nicht hinreichend für die Unterbringung der ent- 
lassenen Soldaten , die er doch selbst aus allen Teilen des 
Reiches nach Berlin zieht, sorgt. Von dem über 20 000 Mann 
starken Militärbestande werden zu Anfang des Winters wohl 
mindestens 5 000 Soldaten entlassen. Bei den grossen Betrieben 
des Staats an Bauten, Eisenbahnen, Post und Telegraphie sollte 
es nicht schwierig sein, für die Unterbringung dieser Personen 
zu sorgen, welche den übrigen Arbeitern zu einer recht ungünstigen 
Zeit Konkurrenz machen. Geborene Berliner sind in der Ber- 
liner Garnison nur zum kleinsten Teile vertreten (1890: nur 
3,7 Prozent). 

Wenden wir uns nunmehr zu den oben erwähnten beiden 
Erhebungen über die Arbeitslosen am 14. Juni und am 2. De- 
zember 1895*), so ist vorweg zu beachten, dass das Jahr 1895, 
wie vorher gezeigt wurde, ein Jahr aufsteigender Erwerbsthätig- 
keit war, aber der 14. Juni weder das Maximum der Erwerbs- 
thätigkeit, noch der 2. Dezember deren Minimum dargestellt 
haben wird, ersteres fiel in das Ende des Oktober, letzteres in 
den Jahresanfang. 

Sehen wir von den technischen Auseinandersetzungen ab 
(vgl. den unten zitierten Aufsatz des Verfassers) und beschrän- 
ken uns lediglich auf die hauptsächlichen Data, so sind die 



*) Vgl. hierzu den Aufsatz des Verfassers iu Soziale Praxis vom 
3. Dezember 189G „Die Sommeraufnahme der Arbeitslosen in Berlin" und 
Statistisches Jahrbuch für 1804, sowie Statistik des Deutschen Reichs. 
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hier mitgeteilten Resultate der Sommer- und Winteraufnahme 
insofern verschiedener Natur, als bei der ßommererhebung eine 
genaue Nachprüfung der Fälle möglich war, bei der Winter- 
erhebung nicht, sodass letztere also etwas zu hoch steht (viel- 
leicht 12 Prozent). 

Die Erhebungen schlössen zwar die Kranken mit ein, 
jedoch die dauernd Erwerbsunfähigen aus. Das Resultat war 
demnach folgendes: 



Arbeitslose 


■ 

am 14. Juni 181>5 
m. w. 


am 2. De» 
m. 


jmber 189o 
w. 




9 105 

17 487 


4 427 
6 498 


13 444 

28 007 


7 355 
9 267 


Zusammen i| 26 592 


10 925 


41451 


16 622 



Die Arbeitslosigkeit der 23 985 gesunden Arbeiter der 
Sommerzahlung umfasste gleichzeitig deren 15 837 nicht erwerbs- 
thätige Angehörige, und nach diesem Massstab (auf 100 Ar- 
beitslose bei den Männern 83, bei den Frauen 19 nicht er- 
werbende Angehörige) standen hinter den 37 274 Arbeitslosen 
des Winters 25 000 von ihnen ernährte Angehörige, sodass im 
Sommer 40 000, im Winter 63 000 Personen oder 2,4 bez. 
3,8 Prozent der Bevölkerung unmittelbar unter der eigenen 
oder ihres Ernährers Arbeitslosigkeit, trotz vorhandener Arbeits- 
fähigkeit, zu leiden hatten. 

Vergleicht man mit den anderen deutschen Hauptstädten, 
so stand Berlin bei der Sommerzählung hinsichtlich der Arbeits- 
losenziffer an dritter Stelle (48,8 Prozent), bei der Winterauf- 
nahme erst an siebenter Stelle (65,1 Prozent). Die Seestädte 
stehen besonders ungünstig. 

Die genauere Betrachtung der Zusammensetzung der Arbeits- 
losen ergiebt, wie nach dem oben Ausgeführten zu erwarten 
war, bei den Männern das Ueberwiegen der Bauarbeiter im 
Sommer mit 145, im Winter mit 354 Promille, welche Sätze 
jedenfalls in Wirklichkeit noch höher sein werden, da sich im 
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Städte mit über 100000 Ein- 
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28 Grossstädte zusammen 
Deutsches Reich .... 


2 333 671 
15 497 632 


78 911 
179 004 


116 801 
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33,8 
11,6 
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35,7 



Baugewerbe beschäftigte Handlanger unter den Arbeitern ohne 
nähere Berufsbezeichnung finden dürften. Vergleicht man die 



*) Die Data des Kaiserl. Statist. Amts, aus welchen diese Tabelle 
berechnet ist, weichen von denen des Statist. Amts der Stadt ab. 
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Die Arbeitslosen (ausschl. der Kranken) nach den 
wesentlicheren Berufsgruppen. 
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Männliches Geschlecht. 










uoernaupi . 


17 487 


28 007 


313 


448 


136 


138 


313 


130 


23S 


284 


1000 


1000 


ua\ on 


























Metalle . . . 


1440 


1594 


306 


408 


144 


168 


317 


286 




Üb 






Holz .... 


1 305 


1 260 


327 


418 


156 


161 


320 


267 


197 


184 


75 


45 


Nahrungs- u. 


























Genussmittel 


1 390 


1 698 


317 


298 


104 




317 


327 


262 


208 


79 


61 


Bekleidung . 


1 174 


1 751 


458 


515 


140 


198 


271 


201 


131 


86 


67 


63 


Bau .... 


2 542 


9 913 


375 


629 


160 


116 


246 


201 


21fl 


54 


145 


354 


Handel . . . 


1737 


2148 


180 


245 


70 


122 


389 


373 


361 


260 


99 


77 


Gastwirtsch. 


846 


2171 


317 


157 


109 


93 


330 


524 


244 


226 


48 


— — 

< < 


Pers. Dienste 


835 


243 


316 


234 


134 


119 


357 


415 


193 


232 


48 


9 


Arbeiter ohne 


























nah. Angabo 


2 390 


1000 


284 


437 


,41 


142 


300 


283 


275 


138 


137 


36 




Weibliches G 


esc 


hie 


cht. 










überhaupt . . 


6 498 


9 267 


406 


465 


162 


178 


303 


255 


129 


102 


1000 


1000 


davon 


























Bekleidung . 


3 045 


5 027 


405 


532 


185 


197 


315 


198 


95 


73 


469 


542 


Handel . . . 


527 


516 


154 


320 


110 


107 


360 


372 


376 


201 


81 


56 


Ters. Dienste 


1 268 


199S 


465 


362 


129 


164 


289 


346 


117 


128 


195 


216 


Arbeiter, ohne 


























näh. Angabe 


841 


153 


363 


346 


172 


209 


291 


242 


174 


203 


130 


17 



unbeschäftigten Bauarbeiter mit der Zahl der am 14. Juni ge- 
zählten Beschäftigten, so waren am 14. Juni 5, am 2. Dezember 
19 Prozent arbeitslos. Beim weiblichen Geschlecht überwiegt 
weitaus mit der Hälfte der Arbeitslosen und mehr die Be- 
kleidungsindustrie, dann folgen die Dienstmädchen, auch Auf- 
wärterinnen u. b. w. 
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Nun ist für die Arbeitslosigkeit in den verschiedenen Berufs- 
arten wie auch im allgemeinen die Dauer das Kennzeichnende. 
Wie schon gesagt wurde, ist das Vorhandensein einer gewissen 
Zahl Arbeitsloser schon wegen des Stellenwechsels, des zeitweiligen 
Aufhörens der Saisonarbeit, der Erledigung der übernommenen 
Arbeiten u. s. w. selbstverständlich. Dies trifft namentlich bei 
den Dienstboten, der Schneiderei (Bekleidungsindustrie) und 
den Baugewerben zu. Fast seit zwei Wochen ohne Arbeit waren 
im Sommer 31,3, im Winter 44,8 Prozent der Arbeitslosen, 
seit bis vier Wochen 44,9 bez. 58,6 Prozent, seit bis zu etwa 
einem Vierteljahre 76,2 bez. 71,6 Prozent, sodass ungefähr der 
vierte Teil der Arbeitslosen die schon recht bedenklich lange 
Dauer einer mehr als dreimonatlichen Beschäftigungslosigkeit 
aufwies. 

Im Baugewerbe, wo die Saison im Sommer noch nicht 
lange begonnen hat, im Winter noch nicht abgeschlossen ist, 
waren 37,5 bez. 62,9 Prozent der Arbeitslosen erst seit 1 bis 
14 Tagen ohne Arbeit; hätten die Zählungen einige Monate 
später stattgefunden, so würde vermutlich die konstastierte Zahl 
der Arbeitslosen im Sommer kleiner, im Winter grösser gewesen 
sein und hätte zu beiden Terminen wohl eine längere Dauer 
bis zum Zählungstage ergeben. 

Die Baugewerksberufsgenossenschaft übrigens nimmt für 
die Bauarbeiter eine durchschnittliche Berufsthätigkeit von 220 
Tagen an, also 80 weniger, als gewöhnlich für die Thätigkeit 
eines Arbeiters angenommen zu werden pflegt (300 Tage ohne 
Sonntage und Feiertage). Da diese Zahl arbeitsloser Tage in 
der Regel nicht unterbrochen werden dürfte, so kennzeichnet 
sie zugleich die Dauer der Beschäftigungslosigkeit für dieses 
Gewerbe. 

Sehr wichtig ist die Zeit der Arbeitslosigkeit auch für die 
Krankenkassen, namentlich der Bauarbeiter, indem dann die 
Anmeldungen um Unterstützung wegen Krankheit stark zunehmen. 
So waren wegen Krankheit erwerbsunfähig und bezogen Kranken- 
geld in Prozent aller Mitglieder: 
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Jahreszeit am 


Arbeiter 
; überhaupt 


Arbeiterin, 
überhaupt 


Maurer 


Kürschner.- 
Arbeiterin. 


1. Oktober 1894 

1. Januar 1895 ..... 

1. Juli 1895 

1. Oktober 1895 


2,69 

3,86 
3,97 
2,71 
2,66 


3,88 
4,50 
5,57 
4,16 
4,10 


2,82 

5,31 
4,23 
2,15 
2,88 


1 QQ 

5,59 
4,37 
2,92 
1,98 



Sobald die Erwerbsgelegenheit sich verschlechtert, nehmen 
sonach die Anmeldungen wegen Krankheit zu. Es ist nicht 
richtig, dies allgemein auf Simulation zu schieben, sondern in 
der Mehrzahl der Fälle zieht wohl der körperlich Leidende, so- 
lange er Arbeit hat, diese und den höheren Verdienst der Unter- 
stützung vor. Aber die Kassen müssen hier scharfe Kontrolle üben, 
namentlich die grosse Maurerkasse, welche den geschilderten Ein- 
flüssen vorzugsweise unterliegt. 

Diese Beteiligung des Baugewerbes an der Arbeitslosigkeit 
ist zumal von Wichtigkeit, wenn man der Frage einer Arbeits- 
losenversicherung naher treten will. Es würde sich die Not- 
wendigkeit ergeben, die Versicherung beruflich zu organisieren, 
jedenfalls aber die Bauarbeiter besonders zu behandeln. Sie 
müssten während der Zeit der Beschäftigung gewisse Beitrage 
leisten, die übrigen Kosten würden Stadt und Staat wie auch 
der Krankenversicherung zufallen. Gegen einen Versicherungs- 
zwang dürften jetzt, nachdem alle anderen Gebiete des Arbeiter- 
versicherungswesens zwangsweise reguliert sind, Bedenken kaum 
zu erheben sein. Aber auch gegen den Kassenzwang, d. h. 
gegen die Verpflichtung, nur bei den behördlich eingerichteten 
Kassen die Versicherung zu nehmen, wird man sich nicht wenden 
können. Denn wenn auch anzuerkennen ist, dass einige Ver- 
suche der Arbeitslosenversicherung in den Gewerkvereinen unter- 
nommen sind, dass es sogar entschieden vorzuziehen wäre, wenn 
die Arbeiter freiwillig diese Kassen aufsuchten, so geschieht 
letzteres leider in einem viel zu geringen Umfange, als dass 
man diese Entwicklung weiter abwarten kann. Ausserdem 
würde, wenn irgendwo, bei der Arbeitslosenversicherung die 
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Zersplitterung in kleine Kassen für deren Bestand verhängnis- 
voll werden. Endlich aber ist nicht zu vergessen, dass die 
beste Versicherung gegen Arbeitslosigkeit ein gut geregelter 
Arbeitsnachweis ist, dass ein solcher mit der Versicherungskasse 
eng verbunden sein müsste, dass aber andererseits die bisher 
von den Arbeitern geschaffenen Arbeitsnachweise nicht die 
Ansprüche erfüllen, welche man bei Einrichtung einer Arbeits- 
losenversicherung zu stellen genötigt sein würde. 

Immerhin aber wird die schwierige Aufgabe einer obli- 
gatorischen Arbeitslosenversicherung nicht sobald gelöst werden 
und dem freien Spiel der Kräfte sonach hinreichend Gelegen- 
heit bleiben, unabhängige Einrichtungen auf diesem Gebiete 
entweder neu zu schaffen oder bestehende auszubauen. Es ist 
nicht ganz ausgeschlossen, dass bei der lebhaften Erörterung der 
Angelegenheit, wie sie nun schon seit Jahren stattfindet, und 
der gewerkschaftlichen Richtung, wie sie sich jetzt endlich auch 
der sozialdemokratischen Mehrheit der Arbeiter bemächtigt hat, 
wenigstens in einer Stadt wie Berlin, wo die Arbeiterschaft 
nach verschiedenen Richtungen hin organisiert und vorbereitet 
ist, auch freie Arbeitslosenkassen prosperieren. 

Nun liegt aber noch von einem anderen Standpunkte aus 
dem Staate die Verpflichtung ob, wenn auch nicht für die Be- 
schäftigung der Arbeitslosen zu sorgen — dies ist nur nach 
Massgabe der bei ihm vorliegenden Arbeiten möglich — so 
doch für eine Verbesserung der für den Nachweis von Arbeit 
bestehenden Einrichtungen und für eine Versicherung derer, 
die trotz ihrer Bemühungen keine Arbeit finden. Dieser Staud- 
punkt ist darin begründet, dass der Staat den Arbeitslosen, den 
Bettler, den Obdachlosen unter gewissen Umständen mit Strafe 
bedroht Diese Strafe tritt ein, wenn sich jemand aus „Arbeit- 
scheu" weigert, ihm nachgewiesene Arbeit anzunehmen, hat also 
entweder obrigkeitliche Bemühungen für den Arbeitsnachweis 
oder die leider irrige Ansicht zur Voraussetzung, dass Arbeits- 
gelegenheit sich jedem bietet, der sich danach umsieht Ausser- 
dem wird durch diese Gesetzesbestimmung ein Druck ausgeübt, 
eventuell jede Arbeit, auch die schlechtest gelohnte anzunehmen. 
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Dieser Druck ist aber ein sehr harter. Nicht nur der Arbeit- 
scheue sondern auch der Obdachlose, welcher nicht nachweisen 
kann, dass er trotz Bemühungen kein Obdach erhalten konnte 
(§ 361 des Strafgesetzbuchs), wird bestraft, und die Strafe be- 
steht nicht nur in Haft bis zu 6 Wochen, sondern kann auch 
durch Ueberweisung an die Landespolizeibehörde verschärft 
werden, welche ihrerseits eine Korrektionsnachhaft im Arbeits- 
hause bis zu 2 Jahren verhängen kann. Dieses Arbeitshaus 
(bei Rummelsburg) , eine städtische, übrigens musterhaft ver- 
waltete Einrichtung, ist wenig vom Zuchthaus unterschieden, 
sodass man sagen kann, dass unter Umständen wegen Arbeit- 
scheu eine zuchthausähnliche Strafe, mit welcher sonst nur ge- 
meine Verbrecher belegt werden, erkannt werden kann. Die 
Zahl der jährlich in das Arbeitshaus überwiesenen Personen 
beläuft sich auf etwa 1 800 Männer und 200 Frauen , welche 
teils dort, teils auf den städtischen Rieselgütern beschäftigt 
werden. 

Durch diese strengen Strafbestimmungen tritt die ganze 
Frage der Arbeitslosigkeit in ein besonderes Licht. Denn man 
muss sich vergegenwärtigen, dass die Arbeitscheu an und für 
sich vom Staate nicht als ein Delikt betrachtet wird, sondern 
nur bei den Bevölkerungsklassen, wo sie zu einer Inanspruch- 
nahme Öffentlicher Mittel führt oder durch Bettelei lästig wird. 
Die Strafen bedrohen hiernach nur die handarbeitenden Klassen, 
bei denen Aufhören der Beschäftigung mit Aufhören des Ver- 
dienstes gleichbedeutend ist. Und zwar werden die Strafen 
ziemlich schematisch verhängt; das Verfahren ist kurz und 
bündig. Da wird der Obdachlose verurteilt, wenn es ihm nicht 
gelingt, seinen Richter zu überzeugen, dass er nach Arbeit, 
Verdienst und Obdach gesucht, da kommt die Frau ins Arbeits- 
haus, wenn sie mehrfach beim Betteln betroffen wurde, gleich- 
gültig ob sie es für ihre Kinder that, weil ihr Mann sie ver- 
liess, und ob die Kinder nun der Armenpflege zur Last fallen 
und des mütterlichen Schutzes ganz entbehren, oder ob sie sich 
als eine Prostituierte herumtrieb. 

Aus der Statistik der wegen Bettelei und Obdachlosigkeit 
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in Berlin Verurteilten ergiebt sich, dass die weitaus grösste 
Zahl der Verurteilten Männer waren. Arbeitslose Arbeiterinnen 
fallen leicht der Prostitution zum Opfer. 



Verurteilungen*) wegen: Bettelei 

m. w. 



Obdachlosigkeit 
m. w. 



1894 
1895 
18^G 



8 622 

6 907 

7 564 



130 
153 
142 



2 771 
2 298 
1945 



151 
154 
88 



Zusammen 23 093 425 

davon Arbeiter aller Art 21 742 91 

Kaufleute 878 12 

andere Berufe .... 434 — 

ohne Angabe 39 322 



7 014 393 

6 657 36 
239 2 
118 - 

355 



Vergleicht man nunmehr einzelne wesentlich in Betracht 
kommende Handwerke der in den drei Jahren 1894 bis 1896 
wegen Bettelei und Obdachlosigkeit verurteilten Männer mit 
der ungefähr in die Mitte dieser Zeit fallenden Berufszählung 
vom 14. Juni 1895, so ergiebt sich, dass auf 100 ermittelte 
Arbeiter der betreffenden Berufe in den drei Jahren zusammen 
Verurteilungen wegen Bettelei und Obdachlosigkeit vor dem 
Amtsgericht I in Berlin ausgesprochen wurden : 



Beruf 


Arbeiter 

am 
14. Juni 
1895 


Verurteilungen 

1894/96 


Arbeitslose (arbeitsfähige) 
Oberhaupt am Proz. d. Beschäftigten 


überh. 


iu Proz. 


14. Juni 


2. Dez. 


14. Juni 


2. Dez. 


zus. 


Schuhmacher 


6 


011 


1110 


18,5 


144 


220 


2,40 


3,66 


6,1 


Barbiere . . 


1 


718 


283 


16,5 


52 


71 


3,03 


4,13 


7,2 


Zigarrenmach. 


1 


403 


236 


16,1 


35 


69 


2,49 


4,92 


7,4 


Gärtner . . 


1 


755 


257 


14,7 


75 


117 


4,27 


6,67 


10,9 


Bäcker . . . 


7 


543 


938 


12,4 


523 


586 


6,93 


7,77 


14,7 


Schlächter . 


5 


285 


640 


12,1 


421 


531 


7,97 


10,05 


18,0 


Schneider . . 


9 


401 


1076 


11,4 


726 


679 


7,72 


7,22 


14,9 


Klempner . . 


3 


701 


335 


9,0 


148 


161 


4,00 


4,35 


8,4 


Maler und An- 




















streicher . 


6 


491 


529 


8,1 


504 


600 


7,76 


9,24 


17,0 


Zimmerer . . 


4 


235 


302 


7,1 


262 


295 


6,19 


6,96 


13,2 


Schlosser . . i 


17 


965 


1285 


7,0 


621 


781 


3,46 


4,35 


7,8 


Tischler . . 


19 


512 


1 141 


5,8 


793 


991 


4,06 


5,08 


9,1 


Maurer . . . 


13 


330 


737 


5,5 


543 


771 


4,07 


5,78 


9,9 


Kellner . . . 


11 


254 


580 


5,2 


798 


1041 


7,09 


9,25 


16,3 


Zusammen 


109 604 


9 449 


8,62 


5 645 


6 913 


5,15 


6,31 


11,5 



*) Vgl. Veröffentlichungen des Statistischen Amts. 
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Die Verurteilungsziffer zeigt hiernach wenig Zusammenhang 
mit der Arbeitslosenziffer; gerade dort, wo erstere sehr hoch ist, 
erscheint die letztere niedrig und umgekehrt. Man könnte 
hieraus vielleicht folgern, dass der Anteil der sogenannten Arbeit- 
scheuen unter den Arbeitslosen dort verhältnismässig gering 
war, wo die in dem betreffenden Gewerbe herrschende Arbeits- 
losigkeit gross war, dass er dagegen mehr ins Gewicht fiel, 
wenn die Arbeitslosigkeit nur klein war; aber die Zahlen lassen 
doch noch nicht einen klaren Einblick in die einschlägigen 
Verhältnisse zu. 

Auffallend ist immerhin die grosse Zahl von Verurteilungen 
bei den Schuhmachern, Barbieren, Zigarren machern, Gärtnern, 
Bäckern, Schlächtern und Schneidern. Doch muss man hier 
beachten, dass bei den verhältnismässig nicht grossen Zahlen 
das wiederholte Vorkommen von Verurteilungen derselben Per- 
son stärker ins Gewicht fällt, und dass nur das Verhältnis der 
Verurteilungen, nicht der verurteilten Personen berechnet werden 
konnte. In den drei Jahren 1894 bis 1896 belief sich die 
Zahl der wegen Bettelei und Obdachlosigkeit verurteilten Per- 
sonen auf 17 007 Männer und 457 Weiber gegenüber 30107 
bez. 818 Verurteilungen, und zwar wurden verurteilt: 



1 


mal 


10 365 


m. 


286 


w 


. 1 

— 


n 


3 3b7 


*! 


70 




3 




1630 


•1 


45 


V 


4 




835 


n 


20 




5 


» 


430 


r> 


15 


•• 


6 bis 10 


n 


371 


•< 


12 




11 „ 23 


r> 


9 


n 







Die Zahl der Verurteilungen ging in einem Falle bis auf 
23, in zwei Fällen bis auf 15 in drei Jahren. Hier handelt 
es sich thatsächlich um Vagabunden, welche den grössten Teil 
des Jahres in Haft oder im Arbeitshause zubringen. 

Von grosser Bedeutung endlich für die Zahl der Ver- 
urteilungen wegen Bettelei und Obdachlosigkeit ist Witterung 
und Jahreszeit, und da, wie schon oben bemerkt wurde, gerade 
mit Beginn der kalten Jahreszeit auch die Erwerbsgelegenheit der 
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Arbeiter zurückzugehen pflegt, so finden sich dann die meisten 
Fälle von Verurteilungen wegen Bettelei und Obdachlosigkeit. 

Rechnet man diese Zahlen in Prozent des Durchschnitts 
der drei Jahre unter Berücksichtigung der verschiedenen Länge 
der Monate, so ergiebt sich für das männliche Geschlecht unter 
gleichzeitiger Beifügung der für den Stand der Erwerbsverhält- 
nisse massgebenden Mitgliederzahlen der Krankenkassen: 



Monate 




Bettelei 




Obdachlosigkeit 


Bescl 


läft. Aj 


rbeitei 




1894 


1895 


18% 


IS'.U 


1895 


1896 


1894 


1895 


18% 


Januar 


157 


126 


145 


43 


153 


120 


94 


92 


100 


Februar 


171 


131 


159 


89 


95 


146 


93 


92 


100 


März 


157 


130 


114 


182 


165 


94 


94 


93 


97 


April 


98 


130 


78 


162 


146 


69 


96 


95 


105 


Mai 


80 


84 


69 


130 


96 


59 


07 


97 


107 


Juni 


00 


69 


62 


97 


71 


54 


97 


99 


107 


Juli 


80 


59 


72 


102 


64 


69 


97 


99 


108 


August 


70 


59 


69 


82 


63 


57 


97 


101 


109 


September 


109 


63 


98 


99 


62 


84 


97 


102 


109 


Oktober 


103 


77 


84 


106 


79 


77 


97 


103 


110 


November 


113 


90 


96 


169 


88 


73 


95 


103 


109 


Dezember 


111 


99 


130 


150 


91 


92 


93 


102 


107 



In der graphischen Darstellung (Tafel 6) ist das Be- 
schäftigungsverhältnis von oben nach unten aufgetragen, um zu 
zeigen, wie dessen Rückgang mit dem Ansteigen der Kurven 
der Verurteilungen zusammenfällt. 

Dabei ist zu beachten, dass für die Kurven das Datum 
der Verurteilung, nicht das der Uebertretung die Grundlage 
bildet, letzteres aber um einige Wochen früher fällt, und dass 
ferner nur ein Teil der wirklieh stattgehabten Uebertretungen 
überhaupt zur Anzeige und zur Bestrafung kommt. 

Will man den wirklichen Umfang der Bettelei und der 
Obdachlosigkeit kennen lernen, so bietet die polizeiliche Er- 
mittelung der aufgegriffenen Bettler und die Statistik der in 
den Asylen für Obdachlose Beherbergten ein vollständigeres Bild. 

So sind im Jahre 1894 nur 8622 Verurteilungen von 
Männern wegen Betteins, 2771 wegen Obdachlosigkeit erfolgt, 
während 9 351 Bettler und 8 072 Obdachlose in das Polizei- 
gewahrsam gebracht wurden, und im städtischen Obdach 306 863, 
im Obdach des Asylvereins 112 562 Männer nächtigten. In 



208 



Geringe Fürsorge. 



der Wärmehalle (einem Asyl für Obdachlose während der kalten 
Jahreszeit und nur für den Tag über) wurden am 30. Januar 1895 
fast 4 000 Besucher gezählt. Der Besuch des städtischen Ob- 
dachs schwankte zwischen 87 276 Personen im Januar und 
11 368 im Juli, also 2 815 und 367 im Durchschnitt pro Nacht. 

Die Beherbergung in den Asylen geschieht nicht beliebig 
oft, auch nicht in dem des privaten Asylvereins, welcher sonst 
bei der Aufnahme nicht einmal nach dem Namen fragt. Werden 
die zu häufig in einem gewissen Zeitraum Nächtigenden wieder- 
erkannt, so werden sie für eine Zeitlang ausgeschlossen. Im 
städtischen Obdach werden sie wiederholt verwarnt, schliesslich 
dem Amtsanwalt oder der Polizei zur Bestrafung übergeben. 
Die gerichtliehe Verhandlung ist kurz, der Prozess summarisch, 
da der Beweis, dass der Obdachlose, wie es in dem nüt ihm 
im städtischen Obdach aufgenommenen Protokoll heisst, es 
„aller angewandten Bemühungen ungeachtet, nicht vermocht 
habe, binnen fünf Tagen ein anderweitiges Unterkommen, d. h. 
Wohnung und Mittel zum Unterhalt sich zu beschaffen", dem 
Obdachlosen zufällt und schwer zu erbringen ist. Dass es ihm, 
wenn er aus der Haft oder aus dem Arbeitshause kommt, nur 
noch schwerer ist, Arbeit und Unterkommen zu finden, versteht 
sich von selbst. Die Behörden helfen ihm hierbei jedenfalls nicht. 

So schwankt der Bedauernswerte zwischen Bettelei, Obdach- 
losigkeit und Haft Inn und her und muss, wenn er kein Vaga- 
bund ist, schliesslich ein solcher werden. Dies ist zu berück- 
sichtigen, wenn eine Person in drei Jahren 23 Haftstrafen 
wegen Arbeitsscheu abzusitzen hatte. 

Die nähere Erörterung dieser Verhältnisse gehört nicht 
mehr zu unserem Thema, hier liegt die Grenze der Arbeiter- 
frage; das Gebiet der Fürsorge für die Hüifsbedürftigen sollte 
in diesem Buche nicht mit erörtert werden. Es kam nur 
darauf an, zu zeigen, wie nahe der Arbeiter, wenn er in Arbeits- 
losigkeit gerät, dem sozialen Abgrunde kommt, und wie wenig 
andererseits durch planmässigen Arbeitsnachweis oder ander- 
weitige Vorsorge für den Fall der Beschäftigungslosigkeit ge- 
schieht, um ihn davor zu bewahren. 
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10. Arbeitsnachweis. 

W enn man berücksichtigt, dass die arbeitenden Klassen in der 
Regel von der Hand in den Mund leben, und dass, wenn der 
Ernährer seine Arbeit verliert, nicht nur er selbst in Sorge 
und Not gerät, sondern auch das gleiche Unglück seine An- 
gehörigen trifft, und wenn man andererseits in Betracht zieht, 
dass der Verlust der Arbeit beim Handarbeiter viel leichter und 
häufiger vorzukommen pflegt, als bei Angestellten höherer Ord- 
nung, so wird man schon hieraus die Bedeutung des Arbeitsnach- 
weises erkennen. 

Da sucht ein Bauhandwerker, Maurer, Maler, Zimmerer, 
Klempner, Tischler, Putzer, Steinträger neue Arbeit, weil der 
Bau vollendet, das Werk gethan ist, da] hat ein Tagelöhner 
seine oft wechselnde Thätigkeit, wie Erdarbeit, Reinigungs- 
arbeit beendigt, da sucht ein Arbeiter, der sich in un- 
zureichend dotierter Stellung befindet, eine besser gelohnte, da 
kommen schon seit Wochen Arbeitslose, sich um Stellung zu be- 
werben; die einen verloren sie wegen Krankheit, die anderen 
wegen Geschäftsstille, Streiks, Kündigung; wieder andere sind 
nach Berlin zugezogen und bemühen sich um Arbeit, einige 
schon seit Wochen, andere erst seit Tagen oder Stunden. Und 
allen gemeinsam ist eine gewisse schon vorhandene oder drohend 
bevorstehende Not. Dabei wird die Möglichkeit in Stellung zu 
kommen, häufig durch den bedeutenden Andrang beeinträchtigt. 
Namentlich sind es die gewöhnlichen Tagearbeiter, welche oft 
nach Stellungen hasten und drängen, während die Facharbeiter 
leichter unterzukommen pflegen. Auch hier zeigt sich der 

Hirschberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. 
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Nutzen besserer Bildung, namentlich guter Fachschulbildung, 
bei der Bewahrung vor Arbeitslosigkeit. 

In früheren Zeiten, als die Zünfte die Gewerbe beherrschten, 
als das Verkehrswesen noch primitiv gestaltet, und auch das 
Wandern der Handwerksgesellen noch Sitte, und die Unter- 
bringung oder doch die Unterstützung des Wandernden Regel 
war, kannte man eine Arbeitsnachweisfrage nicht. Die Innungen 
hatten hier zu sorgen. Diese Obliegenheit der Innungen hat 
in Berlin auch heute eine gewisse Bedeutung, wenn sie nicht 
gar jetzt ihre einzige noch wesentliche Funktion ist Daneben 
führte früher die private Stellenvermittelung nur ein bescheidenes, 
durch die Vorschriften der Gesetzgebung stark eingeengtes Dasein. 

Als dann der Arbeitsmarkt sich erweiterte, die frühere 
Art des Arbeitsnachweises veraltete, der Umlauf der Arbeits- 
kräfte durch die Leichtigkeit des Verkehrs angetrieben immer 
lebhafter wurde, gewann auch die Arbeitsvermittelung eine er- 
höhte Bedeutung und wurde nicht nur Gegenstand grösserer 
amtlicher Fürsorge, sondern auch der privaten Spekulation. An 
und für sich würde man gegen letztere nichts einwenden 
können, im Gegenteil hätte bei bescheidenem Gewinn und der 
nötigen Umsicht die gewerbliche Vermittelung sich in dieser 
wichtigen öffentlichen Frage so gut nützlich machen können, 
wie auf anderen Gebieten. Aber die Gefahr liegt hier darin, 
dass bei einer gewerbsmässigen Handhabung der Arbeitsver- 
mittelung leicht die Notlage des Stellenbewerbers durch Er- 
pressung hoher Gebühren ausgebeutet, ja die Stelle an den 
Meistbietenden vergeben wird, während in Fällen, wo Mangel 
an Arbeitskräften vorliegt, der Vergeber der Stellung hohe 
Gebühren zahlen muss, die er namentlich dann gern dem 
Arbeitnehmer wiederabnimmt, wenn er mit oder ohne Schuld 
des Vermittlers sich in den Leistungen des ihm Zugeführten 
getäuscht glaubt. 

In eine Stadt wie Berlin ergiesst sich der Wanderstrom 
der arbeitenden Klassen aus den Provinzen vorzugsweise nicht 
so sehr wegen der Sucht nach Vergnügungen, wie vielfach ge- 
glaubt wird, sondern auch wegen des thatsächlichen grossen 
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Bedarfs an Arbeitskräften und wegen der geographischen Lage 
zwischen den Gebieten des östlichen und westlichen, des nörd- 
lichen und südlichen Deutschlands, welche den Zug der arbeit- 
suchenden landwirtschaftlichen Arbeiter markieren. Ost- und 
westpreussische, mecklenburgische und pommersche Landarbeiter, 
welche zum Sommer die sächsischen Gegenden aufsuchen, 
passieren Berlin und würden diese Stadt, weil sie eine Zentral- 
stelle für den Nachweis der betreffenden Arbeit darstellt, auch 
dann passieren, wenn sie nicht direkt auf dem Wege läge. 
An den Bahnhöfen werden die ankommenden Arbeiter meist 
schon von Agenten der gewerbsmässig betriebenen Kachweise- 
bureaus abgefangen. Hieran beteiligen sich auch die gemein- 
nützigen Bureaus, besonders die an anderer Stelle bei der Ge- 
sindefürsorge erwähnten; so sendet die Landwirtschaftskammer 
für Brandenburg Personen an die Bahnhöfe, welche für jeden 
guten landwirtschaftlichen Knecht, den sie in eine Stelle bringen, 
vom Arbeitgeber 3 Mark erhalten. Einer Frau ist es z. B. 
im Frühjahr 1897 binnen vier Wochen gelungen, 30 solcher 
Knechte in Stellungen zu bringen. Die Knechte müssen auf 
ein Jahr Kontrakt machen und erhalten in Sachsen 80 bis 
90 Thaler, freie Wohnung und Essen, gegen wenig mehr als 
die Hälfte in Ostpreussen und Mecklenburg. 

Man hat vielfach versucht, diese Nachfrage nach länd- 
lichen Arbeitskräften durch gelegentliche Zuweisung des Ueber- 
flusses an vorhandenen städtischen Arbeitern zu befriedigen. 
Ein solcher Versuch wurde während des Notstandes im Jahre 
1892 seitens des Zentralvereins für Arbeitsnachweis unter- 
nommen, hatte aber keinen Erfolg. Weder kann sich der 
städtische Arbeiter in die ländlichen Verhältnisse schicken, noch 
genügen seine Leistungen dem Landwirt. 

Auch gehen städtische Arbeiter sehr ungern auf das Land, 
am wenigsten gern Dienstboten. Es ist sogar schwer , solche 
in die Berlin benachbarten Vororte zu dirigieren. Die Chance, 
sich ev. in andere gute Stellungen zu begeben, scheint den 
Mädchen zu gering, auch Zerstreuungen und Vergnügungen 
unzureichend. Die Mädchen kommen zudem meist aus den 

14* 
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Provinzen und sind nun nicht geneigt, sich wieder in diese 
ihrer Ansicht/ nach kleinen Orte zu begeben. Im übrigen ist 
in dem Abschnitt über Dienstboten auch das Vermittelunga- 
wesen derselben erwähnt worden. Was die anderen Gewerbs- 
zweige anbelangt, so existieren mancherlei Missstande. Nament- 
lich findet mehrfach eine ausserordentliche Gebührenüberhebung 
statt. So sind für Kellner und Kellnerinnen Gebühren bis zu 
20 Mark nicht selten und steigen bis zu 300 Mark, ja sind 
sogar regelmässige prozentuale Abgaben vom Lohne; im Bäcker- 
gewerbe verlangen die privaten Vermittler meistens einen Wochen- 
lohn (vgl. Kretschmer: Arbeits- und Wohnräume in Berliner 
Bäckereien). In Berlin sollen 30 bis 35 solcher Bäckerstellen- 
vermittler existieren mit 3000 bis 8000 Mark Jahresverdienst. 
Für eine gute Ofeuarbeiterstello wurden 10 bis 20 Mark, für 
eine schlechte Stelle 5 Mark gezahlt, oder Wertsachen als Pfand 
gegeben; die Arbeitgeber unterstützen dabei noch diese Ver- 
mittler. In der Zeitschrift des Preuss. Statist. Bur. erwähnt 
Evert (Jahrg. 1896), dass ein Stellen vermittler in einer ober- 
schlesischen Stadt jährlich mehrere Hundert Personen ohne be- 
bestimmte Aussicht auf eine Stelle gegen eine Gebühr von 
1 Mark an einen Berliner Vermittler schickt, der ihm seiner- 
seits 12 Mark zahlt, den Stellesuchenden aber bei Unterbringung 
in eine Stelle in Berlin oder Umgegend 17 Mark abnimmt. 

Die entgegenstehenden Interessen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer haben denn auch dazu geführt, dass jeder dieser 
Teile eigene Arbeitsnachweisbureaus gründete. Die Absicht war 
bei den Arbeitgebern wohl weniger eine für die Arbeiter, als 
für sich bequeme Einrichtung zu schaffen. Auch kennt der 
von ihnen angestellte Geschäftsführer bald die Persönlichkeiten 
und weiss im Streikfall guten Rat. In diese Kategorie fallen 
meist die Nachweisstellen von Innungen und anderen Arbeit- 
geberverbänden. Gebühren werden hier entweder überhaupt 
nicht erhoben oder nur in geringer Höhe. Eine besonders 
scharfe Stellung gegenüber den Arbeitern nimmt der Nachweis 
des Verbandes Berliner Metallindustrieller ein. Er weist den 
wegen Streiks oder aus sonstigen Gründen ausgesperrten Arbeitern 
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überhaupt keine Arbeit nach, musste dann allerdings bei den 
Streiks im Jahre 1896 bei hohem Bedarf die Erfahrung machen, 
dass Berliner Arbeiter überhaupt nicht in hinreichender Zahl 
zu haben waren, die von ausserhalb zugezogenen aber wenig 
leisteten. Im Jahre 1896 wurden 21281 Stellen durch das 
Bureau besetzt gegen 15 784 im Jahre vorher. Bei solchen 
Arbeitgeberbureaus spielen die Vereinbarungen des hinter den- 
selben stehenden Verbandes eine Rolle, indem gewisse Ab- 
machungen für die Annahme von Arbeitern bestehen, so bei 
den Metallindustriellen, an der zehnstündigen Arbeitszeit fest- 
zuhalten, den 1. Mai nicht frei zu geben, Streikende auszu- 
sperren. 

In anderer Weise betreiben die Innungen ihren Nachweis. 
Entweder unterhalten einige gemeinsam ein Bureau, nicht selten 
in einem Restauration slokal, oder der Nachweis beschränkt sich 
darauf, dass einzelne Meister in ihren Wohnungen den nach- 
fragenden Arbeitern die Adressen geben, oder Herberge und 
Arbeitsnachweis sind mit einander verbunden. Selten trifft 
man wie im Arbeitsnachweis überhaupt, so — was doppelt be- 
dauerlich — auch bei den Arbeitgebern insbesondere eine 
zweckentsprechende Verbindung mit auswärtigen Nachweisstellen. 
Eine Ausnahme bildet hier z. B. das vom Konditorenverband 
unterhaltene Bureau. Dieses giebt alle zehn Tage eine Liste 
heraus, auf welcher die Mitglieder die offenen Stellen mit An- 
gabe der besonders gewünschten Arbeitsleistung, des Gehaltes 
und Zeitpunktes der Vakanz melden und die Gehülfen ihre 
Gesuche anzeigen mit Angabe von Alter, Stelle der Lehrzeit, 
letzter Stelle, besonderen Fertigkeiten, Gehalt und Antrittstermin. 
Diese Liste liegt der Fachzeitung bei. Der Nachweis ist kosten- 
frei, jedoch müssen die Gehülfen für Aufnahme in die Listen 
25 Pfennige bezahlen. 

Die von Arbeitern gegründeten Nachweisstellen sind — 
mit Ausnahme der vom Verband der Hirsch -Dunckerschen 
Gewerkvereine unterhaltenen Buieaus — wohl durchweg 
sozialdemokratischer Natur und vielfach nicht so sehr zum 
Zweck der Nachweisung von Arbeit, als der Agitation ge- 
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gründet worden. So bestehen Verbände der Arbeiter in der 
Metallindustrie, in der Holzindustrie, Fachvereine für eine 
ganze Reihe von einzelnen Gewerken. Auch gehören hier solche 
Vereine hin, welche von den Angestellten in ihrem Hauptzweck 
zur gegenseitigen Belehrung, Unterhaltung u. s. w. gebildet sind 
und den Arbeitsnachweis nur nebenbei betreiben. Vermitte- 
lungsgebühren pflegen hier nur ausnahmsweise erhoben zu 
werden. 

Eine Mittelstellung nehmen die von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern gemeinsam verwalteten Arbeitsnachweisstellen 
ein. Hier kommt der vom Verein der Brauereien Berlins und 
Umgegend unterhaltene Arbeitsnachweis wohl ausschliesslich in 
Betracht. Derselbe wurde im Anschluss an den Bierboykott 
unter dem 24. Dezember 1894 organisiert. Er untersteht einem 
Kuratorium von vier Arbeitgebern und vier Arbeitnehmern (zwei 
Brauern und zwei andern Arbeitnehmern), in getrennten Ver- 
sammlungen je von den ersteren bez. letzteren gewählt. Den 
Vorsitz führt ein Obmann bez. dessen Stellvertreter, welche das 
Kuratorium auf drei Jahre wählt. Weder der Obmann noch 
sein Vertreter, noch der von dem Kuratorium eingesetzte Ge- 
schäftsführer dürfen Arbeitgeber oder Arbeitnehmer sein. Die 
Einschreibegebühr beträgt 20 Pfennige. Wer für eine be- 
stimmte Beschäftigung eingeschrieben werden will, muss seine 
Befähigung für dieselbe (Brauer, Böttcher, Schlosser durch ein 
Lehrzeugnis) nachweisen. Es werden sechs Aufnahmebücher 
geführt für Brauer, Böttcher, Handwerker, Maschinenpersonal, 
Fahrpersonal und für ungelernte Arbeiter. Der Eingetragene 
erhält eine Karte, welche er innerhalb acht Tagen einmal vor- 
legen muss, widrigenfalls Streichung in den Listen erfolgt. Die 
wichtigste Bestimmung ist, dass die eingeschriebenen Arbeitnehmer 
nach der Reihenfolge der Eintragung und der Nachfrage den 
Brauereien zugesandt werden. Jedoch dürfen die Brauereien unter 
den Eingetragenen frei wählen, andererseits die Eingetragenen eine 
angebotene Stelle ausschlagen, ohne die Reihenfolge zu verlieren. 
Bei Streitigkeiten, namentlich wenn eine Zurückweisung von 
Arbeitnehmern wegen Zugehörigkeit zu einer politischen Partei, Ge- 
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werkschaft, Vereinigung behauptet wird, entscheidet das Kuratorium, 
wenn es binnen zwei Wochen angerufen wird. Nun ist jedoch 
das ziemlich eingeschränkte Annahmerecht von Arbeitern für 
die Brauereien durch besondere Bestimmungen erweitert. Es 
dürfen nämlicb Arbeitnehmer, welche wegen Betriebsbeschrän- 
kung, Besuch der Brauschule, Krankheit, Militärdienst ausge- 
treten sind, innerhalb der folgenden vier Monate ohne Be- 
nutzung des Arbeitsnachweises wieder eingestellt werden. Aber 
auch abgesehen hiervon darf jede Brauerei eine bestimmte An- 
zahl von Arbeitern ohne Benutzung des Arbeitsnachweises an- 
nehmen. Diese Anzahl beträgt bei Brauereien mit weniger als 
zwanzig Arbeitnehmern auf je fünf Arbeitnehmer einen; bei 
mehr als zwanzig, auf die ersten zwanzig vier, dann für je 
weitere zehn einen; bei mehr als hundert Arbeitnehmern auf 
die ersten hundert zwölf, dann für je. zwanzig einen. Ferner 
dürfen die Brauereien direkt Arbeitnehmer einstellen, wenn ge- 
eignete Bewerber nicht vorhanden oder vom Arbeitsnachweis 
binnen vierundzwanzig Stunden nicht entsendet sind, oder wenn 
es sieb nur um vorübergehende Tagelöhnerarbeit handelt. 
Arbeitnehmer, welche wegen Betriebseinschränkung oder Be- 
such einer Brauerschule entlassen und dann ohne Benutzung 
des Arbeitsnachweises wieder eingestellt sind, oder ohne Be- 
nutzung des letzteren im Verhältnis zu der Zahl der Arbeit- 
nehmer überhaupt angenommen sind, zahlen dennoch und zwar 
hohe Gebühren an den Nachweis, Brauergesellen 6, andere 
Arbeitnehmer 3 Mark. Diese und die anderen Gebühren ver- 
waltet das Kuratorium zur Unterstützung hülfsbedürftiger 
Brauereiarbeiter (Ausg. für 1895 u. 1896 zus. 2 008 Mark). 

Man sieht, zu welchen ausgeklügelten Bestimmungen die 
schliessliche Einigung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
geführt hat. Der Geschäftsbericht für die Jahre 1895 und 
1896 giebt die Kosten des Arbeitsnachweises 1895 auf 4658, 
1896 auf 5103 Mark an (die Mitglieder des Kuratoriums, 
insbesondere auch der Obmann und sein Vertreter, der Vor- 
sitzende des Zentralvercins für Arbeitsnachweis und der Inva- 
liditäts- und Altersversichenmgsanstalt, Dr. Freund, und das 
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Mitglied des Reiehsversicherungsamtes, Dr. Zacher, erhalten 
keine Entschädigung). In den Jahren 1895 und 1896 ent- 
wickelte der Arbeitsnachweis folgende Thätigkeit: 



Arbeiter 




ein- 
geschrieben 


eingestellt 


dauernd 


voröbergeh. 






1010 


298 


1425 


Böttcher 




325 


37 


85 


Gelernte Arbeiter .... 




742 


151 


103 






4 753 


846 


631 






1037 


Oll 


128 




Zusammen 


7 867 


1709 


2 372 



Ohne den Arbeitsnachweis wurden in Gemässheit der Vor- 
schriften des Statuts 606 Arbeiter eingestellt (vgl. Geschäftsbericht 
f. 1895 u. 1896, und Ohlenberg in Schmollers Jahrbuch für 
Gesetzgebung u. s. w., XX. Jahrg.). 

Man wird diese im Brauereigewerbe bestehende Regelung 
der Arbeitsvennittelung als einen sehr beachtenswerten Schritt 
betrachten müssen, wie in diesem Punkte die gemeinsamen In- 
teressen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Wege der Selbste 
hülfe eine beide Teile zufriedenstellende Regelung finden können. 

« 

Ja, es könnten von den diese Nachweisstellen Leitenden auch 
die schon jetzt vielfach bestehenden vereinbarten Lohntarife ge- 
prüft und festgesetzt, mancher Streik verhindert, manches Miss- 
verständnis bei Zeiten aufgeklärt werden. 

Bisher ist indessen in Berlin von solchen Versuchen wenig 
zu spüren. Die Arbeitgeber halten sich überhaupt zurück und 
die Arbeiter haben wiederholt versucht, die Gemeinde zu be- 
wegen, eine gemeinnützige städtische Einrichtung für Arbeits- 
nachweis zu schaffen. Auch anderwärts ist dies wiederholt 
geschehen, und zwar kann man wohl die durch ungünstige 
Arbeitsverhältnisse bekannten Jahre 1891 und 1892 als Aus- 
gang dieser Bewegung betrachten. Im allgemeinen pflegte der 
Wunsch der Arbeiter nicht so sehr auf die Schaffung einer 
städtischen Arbeits vermittel ung als überhaupt eines Arbeits- 
amtes gerichtet zu sein. Es schwebten dabei wohl die ähn- 
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liehen ausländischen Einrichtungen vor, so namentlich die 
Arbeiterbörse in Paris, ein Institut, welches im Jahre 1887 in 
einem von der Gemeinde mit einem Kostenaufwand von 
2 000 000 Francs neu erbauten Gebäude und mit einem an- 
fänglichen Etat von 168 000 Francs eröffnet wurde. Das 
Institut wurde übrigens zeitweise wegen Widersetzlichkeit gegen 
die Regierung geschlossen. Es war schon darum für die Ar- 
beitsvermittelung verfehlt, weil man die Arbeitgeber, also die- 
jenigen, welche die offenen Stellen zu vergeben hatten, von der 
Verwaltung ausschloss. Die Zahl der vermittelten Stellen be- 
lief sich im Jahre 1891 auf gegen 30 000. 

Es wurden nun von vornherein gegen einen städtischen 
Arbeitsnachweis allgemeine Bedenken laut Aengstliche Ge- 
müter sahen darin eine Verwirklichung des Rechts auf Arbeit, 
ohne zu bedenken, dass dies nur ein Schlagwort ist, und dass, 
wenn keine Arbeit vorhanden ist, auch keine nachgewiesen 
werden kann, so wenig von einem städtischen wie von einem 
nichtstädtischen Nachweis. Der Verfasser hat seinerzeit auf 
die Grundlosigkeit der theoretischen Bedenken gegen eine 
städtische Arbeitsvermittelung hingewiesen, und der Erfolg hat 
ihm insofern Recht gegeben, als inzwischen städtische Nach- 
weisstellen in München, Frankfurt, Kassel, Duisburg, Strass- 
burg, Stuttgart etc. eingerichtet worden sind, welche ganz be- 
friedigend funktionieren. 

Wenn nun in Berlin dieser Weg nicht beschritten wurde, 
so war dies deswegen nicht ungerechtfertigt, weil hier bereits 
eine gemeinnützige unter Teilnahme städtischer Beamten ge- 
leitete Einrichtung bestand, deren Entwicklung aussichtsvoller 
erschien, als ein städtisches Unternehmen. Es ist dies der 
Zentralverein für Arbeitsnachweis. Dieser Verein wurde im 
März 1883 von Berliner Gewerbetreibenden (Jakob Rothenberg, 
W. Werckmeister und anderen) gegründet, um „Arbeitgebern 
Arbeitsuchende und Arbeitsuchenden Arbeitgeber" zuzuführen. 
Obwohl derartige Vereine auch in anderen Städten, so nament- 
lich in Stuttgart, existierten, erregte seine Gründung in Berlin 
doch Aufsehen, und der erste Geschäftsbericht meldet von zahl- 
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reichen Anfragen aus allen grösseren Städten Deutschlands, 
sowie aus Oesterreich, aus London, Sidney, Zürich, Amsterdam 
und den holländischen Kolonien. 

Die Verwaltung des Vereins war einfach, es wurde ein 
Bureau gemietet, in welchem die Arbeiter sich gegen Entrichtung 
einer kleinen Gebühr zu melden hatten, und von wo sie dem 
Arbeitgeber zugesandt wurden. Anfangs wurden nur männliche 
Arbeiter nachgewiesen, später auch weibliche. 

Das Nachweisebureau wurde lebhaft in Anspruch genommen. 
Immerhin schien eine intensivere Benutzung dieses Instituts und 
auch eine Beachtung dieser gemeinnützigen Einrichtung seitens 
der Stadtverwaltung, wie Verfasser mehrfach verlangte*), geboten 
zu sein. Dies wurde denn auch im Jahre 1887 dadurch aus- 
geführt, dass verschiedene höhere städtische Beamte in die 
Leitung des Vereins eintraten. Als dann die Arbeiter sich 
wegen Einrichtung eines städtischen Arbeitsnachweises an den 
Magistrat wendeten, beschloss derselbe statt dessen den Zentral- 
verein zu subventionieren. Derselbe empfing eine Jahres- 
subvention von 5000 Mark, hat auch einmalige grössere Zu- 
wendungen für Bauten erhalten. 

Die Verinittelung von Arbeitsstellen ist nur für Arbeit- 
geber kostenlos, um diese zu lebhafterer Benutzung des Vereins 
zu bewegen. Die Arbeitsuchenden zahlen 20 Pfennige Ein- 
schreibegebühr, wofür sie die Einrichtungen des Vereins drei 
Monate hindurch bez. bis zur Erreichung einer Stelle benutzen 
dürfen. Dieser geringe Beitrag ist für eine Stadt wie Berlin 
zweckmässig, weil er Personen zurückhält, die sonst ohne ernst- 
liche Absicht, Arbeit zu suchen, die Räume des Vereins be- 
suchen. Wird eine offene Stelle telephonisch oder schriftlich 
gemeldet, so wählt der Inspektor aus den Arbeitern drei aus, 
welche er dem Arbeitgeber zusendet, und unter denen dieser 
dann seine Auswahl trifft In den Räumen des Vereins wird 

*) Vgl. Aufsätze des Verfassers in den Blättern für Genossenschaftswesen 
1S8G (Anfang April), in der Deutsehen Gemeinde-Zeitung 1894 Nr. 24, 
ferner des Verfassers „Massnahmen gegenüber der Arbeitslosigkeit", 
Berlin 1804. 



Digitized by Google 



Thätigkeit. 



219 



noch eine kleine Restauration unterhalten, sowie eine Bücher- 
sammlung zur Benutzung für die Wartenden. 

Die Räume befinden sich in dem entsprechend ausgebauten 
Stadtbahn bogen und sind hinreichend mit Sitzplätzen versehen. 
Die verschiedenen Kategorien von Arbeitern (gelernte, ungelernte, 
Burschen u. s. w.) haben ihre besonderen Bänke. 

Wie aus nachstehenden Zahlen ersichtlich ist, steht der 
Nachweis für weibliche Arbeiter erheblich hinter den An- 
forderungen zurück, welche man stellen kann. Die Ursache 
ist leider lediglich in der Gleichgültigkeit der Arbeitgeber zu 
suchen. Da ihnen die arbeitsuchenden Mädchen in das Geschäft 
kommen, da sie von Fabrik zu Fabrik um Arbeit nach- 
fragen, so liegt für die Arbeitgeber kein geschäftliches Interesse 
vor, ihre Arbeiterinnen durch Angehen des Arbeitsnachweises 
zu beziehen. Dass die letzteren durch Herumlaufen der Unbill 
der Witterung, sittlichen Gefahren, pekuniären Verlusten aus- 
gesetzt sind, scheint von den Berliner Arbeitgebern nicht ge- 
wusst oder nicht beachtet zu werden. 

Der Umfang der Vermittelung war folgender: 



Art der Arbeiter 




1S95 


18% 


Arbeiter, Kutscher, Burschen 


u. s. w. 






eingeschrieben»; Personen 




12 792 


14 602 


zu besetzende Stellen 




9 627 


11574 


besetzte Stellen 




9 382 


11 31S 


Maler u. Anstreicher, besetzte Stellen 


3 655 


4 630 


Schlosser „ 


•• 


1071 


1483 


Klempner ,. 


•• 


875 


1 300 


Maurer u. Zimmerer v 


•• 


230 


155 


Andere Facharbeiter „ 


•• 




144 


Arbeiterinnen 








eingeschriebene Personen 




3 392 


3 013 


zu besetzende Stellen 




1997 


1 794 


besetzte Stellen 




1882 


1 662 



Die angegebenen Zahlen der eingeschriebenen Männer sind 
indessen zu klein, indem 1895: 3177, 1896: 2659 Personen 
nicht eingetragen wurden, weil keine Aussicht vorhanden war, 
sie unterzubringen. 
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Allmählich schlössen sich an den Verein auch Facharbeits- 
nachweise an, einstweilen freilich nur solche von Innungen, 
Maler- und Anstreicher-, Klempner-, Schlosser-, Maurer- und 
Zimmerer-, sowie solche für ländwirtschaftliche Arbeiter (Nach- 
weis der Landwirtschaftskammer für Brandenburg), nicht von 
Arbeitern. Damit wurde der Weg zu einer wirklichen Zentral- 
stelle für Arbeitsnachweis betreten, woraus für die Zukunft 
mancherlei Vorteile erwachsen können. Es wird zunächst durch 
die thatsächliche Vereinigung in einer Verwaltung eine Ueber- 
sicht über den Arbeitsmarkt ermöglicht ; es wird ferner möglich 
sein, die Einrichtungen für den Nachweis zu vervollkommnen, 
die Arbeitgeber zahlreicher heranzuziehen, indem diese nun ihren 
Bedarf auch dann von der Zentralstelle decken können, wenn 
er verschiedene Branchen betrifft , die Büchersammlung zu er- 
weitern; auch eine Herberge für eben Zugezogene könnte ein- 
gerichtet werden und manche gemeinnützige Einrichtung sich 
anschliessen. Andererseits wird darauf zu achten sein, dass 
eine so grosse Stadt wie Berlin eine vollständige Zentralisierung 
höchstens in der Verwaltung, nicht raumlich wird durchführen 
können, weil bei manchen Gewerben Filialen in den verschiedenen 
Stadtgegenden sich um so notwendiger erweisen werden, je 
mehr es gelingen wird, den Arbeitsnachweis einheitlich zu or- 
ganisieren. 

Während sich der Zentralverein die Regelung des Arbeits- 
nachweises in Berlin überhaupt zum Ziele gesetzt hat, ist der 
Wirkungskreis der anderen gemeinnützigen Vereine ein begrenzter. 

Da ist die leidige konfessionelle Einschränkung evangelischer, 
katholischer, jüdischer Natur, die nationale (Asyl für durch- 
reisende Polen), die sehr berechtigte berufliche. Vier evangelische 
Herbergen zur Heimat sorgen für Unterkunft ohne Unterscheidung 
der Religion (Betten zu 20 bis 60 Pfennig) und weisen Arbeit 
nach. Die Berliner Arbeiterkolonie (in der Reinickendorf erstrasse 
mit einer Filiale in Tegel) hat 260 Betten zur Verfügung und 
beschäftigt die Arbeiter durch Zerkleinerung von Holz, durch 
Tischlerarbeiten, durch Schreibarbeiten. Im Laufe des Jahres 
1895 wurden 865 aufgenommen, von denen indessen nur 56 
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durch die Kolonie in eine wirkliche Arbeitsstelle gebracht werden 
konnten. Uebrigens waren nur 5 Prozent der Männer un- 
bescholten, 45 Prozent nach eigener Angabe bereits in Arbeiter- 
kolonien gewesen. Die Berliner Brockensammlung sammelt ge- 
brauchte Sachen wie Möbel, Kleidungsstücke, Bücher, Körbe, 
Werkzeuge u. s. w., sortiert und verkauft sie, und eine Heimstatte 
beschäftigt arbeitslose Familienväter in ihrem Holz- und Kohlen- 
geschäft (vgl. Auskunftsbuch d. Ges. f. eth. Kultur). Eigenartig ist 
die vom Verein „Dienst an Arbeitslosen" unterhaltene „Schrippen- 
kirche". Durch Angestellte werden Arbeitslose, namentlich 
jüngere, zum Sonntagsmorgengottesdienst (in der Müllerstr. und 
am Johannistisch) eingeladen, vor welchem Kaffee und Schrippen 
verabfolgt werden (Winter 1894/95: 15 000 Gäste) und von 
wo aus Arbeitsnachweis erfolgt (vgl. Lieb ich: Obdachlos, 1894). 

Aber hiermit ist die gemeinnützige Thätigkeit im Gebiete 
des Arbeitsnachweises noch keineswegs erschöpft. Es liegt 
vielmehr in der Natur der Sache, dass zahlreiche wohlthätige 
und andere Vereine den Nachweis von Arbeit der Unterstützung 
vorziehen, bez. mit ihr verbinden. 

Ein anderer gemeinnütziger Arbeitsnachweis wird von 
Zeitungen ausgeübt, teils dadurch, dass dieselben („Kleines 
Journal") Inserate für Stellungsuchende dreimal hintereinander 
— und zwar jedesmal vier Zeilen — kostenlos aufnehmen, teils 
dadurch, dass Blätter mit den freien Stellen unentgeltlich ver- 
teilt ^werden. Das letztere Verfahren wird namentlich vom 
Berliner Lokalanzeiger beobachtet, und wer den kolossalen An- 
drang um die möglichst schnelle Verabfolgung des betreffenden 
Zeitungsteiles in den Nachmittagsstunden vor dem Hause des 
Lokalanzeigers in der Zimmerstrasse sieht, wie jeder sich bemüht, 
das Blatt zu durchfliegen, um möglichst zuerst an Ort und 
Stelle um Arbeit nachzufragen, wird einerseits erkennen, dass 
dieses Unternehmen in der That ein nützliches ist, andererseits, 
dass die Nachfrage nach Arbeit zu aller Zeit in Berlin nicht 
gering ist. 

Der Weg, dass Arbeitgeber durch die Zeitung Arbeiter 
suchen, ist nur vereinzelt in bestimmten Branchen (Lauf- 
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burschen u. s. w.) noch üblich. Die Unbequemlichkeiten sind für 
den Arbeitgeber nicht gering. Denn wer, mit den Berliner 
Verhältnissen unerfahren, etwa eine Botenstelle ausschreibt, 
kann am Tage der Ausschreibung Dutzende von Bewerbern an 
der Thüre finden, deren er sich schwer erwehren kann, und die 
ihm stundenlang lästig fallen. Dass die Arbeiter selbst nur 
selten den Weg des Zeitungsinserats benutzen, um eine Stellung 
zu suchen, versteht sich von selbst, einmal der Kosten wegen, 
dann weil das anderweitige Angebot viel zu gross ist. Der 
Arbeitgeber hat nicht nötig, zu einem inserierenden Arbeiter zu 
gehen oder zu senden, weil ihm diese in der Regel in das 
Haus kommen, und ausserdem die Nachweisestellen existieren. 
Eine Ausnahme macht hier nur die Dienstbotenvermittelung. 
Bei der grossen Nachfrage nach ordentlichen Dienstmädchen 
genügt eine Zeitungsannonce, um zahlreiche Hausfrauen heran- 
zuziehen. Das Mädchen empfängt sie in ihrem Zimmer oder 
ihrer Schlafstelle, bez. wenn sie noch im Dienst ist, wohl auch 
in den Räumen der Dienstherrschaft oder auf der Treppe und 
zeigt sich entsprechend der Nachfrage recht wählerisch. 

Bei dieser starken Nachfrage wird ein Unfug bei den 
Zeitungsannoncen stellensuchender Dienstmädchen in der Weise 
begangen, dass konzessionierte und nichtkonzessionierte Ver- 
mieterinnen, oder solche die es werden wollen, aufs Geratewohl 
ein Stellengesuch für „ein ordentliches Mädchen mit guten 
Zeugnissen" in die Zeitung bringen, lediglich um Dienstherr- 
schaften anzulocken. Ist überhaupt ein Mädchen vorhanden, 
so ist es bald vermietet und die Vermittelungsgebühr von 
3 Mark entschädigt reichlich für die Annonce, wenn nicht gar 
das Mädchen seinerseits noch 3 Mark oder mehr zu zahlen 
hat. Ist ein Mädchen nicht da, so lässt sich vielleicht aus 
der Nachbarschaft oder sonst ein solches auftreiben. Adressen 
sind durch solche Ajinoncen leicht erhältlich, da ein Teil der 
sich einfindenden Dienstherrschaften dieselben mitteilt, ein anderer 
Teil sich wieder hinbestellen lässt, Uebrigens ziehen es auch 
viele wirkliche Vermietungsbureaus vor, in der harmlosen Weise, 
als ob nur ein ordentliches Mädchen Stellung suche, zu an- 
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noncieren. Ist die Hausfrau an Ort und Stelle, so lässt sie 
sich vielleicht zu dem Engagement eines Mädchens überreden, 
obwohl sie die Vermittlerinnen hatte meiden wollen. 

Wenn man dies und die im Abschnitt über Dienstmädchen 
besprochenen Thatsachen sich vor Augen hält, so erkennt man 
wohl, wie sehr in vieler Beziehung die Zustände des Arbeits- 
nachweises zu wünschen übrig lassen. Man kann sagen, dass 
in jedem Gewerbe die Missstände verschieden sind. Die gemein- 
nützigen Bestrebungen sind nur unzureichend. Es ist schwer 
zu sagen, wie viel Stellen in Berlin jährlich besetzt werden. 
Nimmt man die bei der allgemeinen Ortskrankenkasse in Berlin 
stattgehabten Anmeldungen als Massstab (63 262 beim männ- 
lichen und 27 045 beim weiblichen gegenüber 63170 bez. 
26 448 Abmeldungen im Jahre 1896), so beträgt der Stellen- 
wechsel beim männlichen Geschlecht 213, beim weiblichen 
115 Prozent der Beschäftigten oder im Ganzen 560 000 bez. 
121 000 besetzte Stellen in Berlin überhaupt, ausschliesslich 
der Dienstmädchen, deren Stellenwechsel (vgl. Abschnitt über 
Dienstboten) auf 85 000 zu veranschlagen ist. Von diesen 
im ganzen 766 000 Stellen sind durch gemeinnützige Thätig- 
keit d. h. nicht durch gewerbliche Vermittler nur etwa 100 000 
bis 150 000 besetzt worden. In den einzelnen Gewerben ist 
dieser Anteil teils grösser, teils geringer, je nach der Zweck- 
mässigkeit der Organisation des Arbeitsnachweises. Recht schlecht 
ist es damit im Maurergewerbe bestellt, obwohl gerade da ein 
besonders häufiger Stellenwechsel vorkommt. 

Nach einer dem Verfasser zur Verfügung gestellten An- 
gabe aus dem Jahre 1894 wechselten die Stelle im Laufe des 
Jahres in Promille: 

0 — 2 mal 3 — 1 mal 5— 6 mal 7 — 8 mal 9— 10 mal 11 mal u. mehr 

von d. Maurergesellen 712 150 94 19 19 6 
„ ,, Arbeitern 617 220 87 50 17 9 

Der Stellenwechsel betrug hier 446 auf 100 Beschäftigte, 
ist also doppelt so gross wie im Durchschnitt und vollzieht 
sich zumeist leider durch Herumfragen. Da das Baugewerbe 
in Berlin eine besonders hervorragende Rolle spielt, als Saison - 
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ge werbe während eines Teiles des Jahres darniederliegt und 
schon daher ein grosses Kontingent zu den Arbeitslosen stellt, 
so ist die Planlosigkeit des Arbeitsuchens hier doppelt bedauer- 
lich. Unter den weiter unten mitgeteilten Haushaltungsrech- 
nungen befindet sich die eineä Maurers, welcher an manchen 
Tagen 60 bis 80 Pfennige Fahrgeld für Arbeitsuchen auszu- 
geben behauptet und 440 Mark jährlich für Wirtshausausgaben 
rechnet. 

Es ist nun allerdings auch nicht leicht, die gemeinnützigen 
Arbeitsnachweise auf beliebige Gewerbszweige auszudehnen. 
Der Leiter des betreffenden Bureaus muss durchaus fachkundig 
sein, die Arbeitsverhältnisse, Löhne, Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer, die örtlichen Gebräuche u. s. w. kennen; andernfalls 
würde sich der Arbeitgeber nicht an das Bureau wenden. Recht 
zweckmässig verfährt der Zentralverein für Arbeitsnachweis, 
welcher bei Uebernahme eines Facharbeitsnachweises in seine 
Verwaltung den bisherigen Leiter des Bureaus mit übernimmt. 
Alsdann muss die Aufsicht eine strenge sein; einfache Restau- 
rationen im Arbeitsnachweis sind ganz zweckmässig, weil sie 
die Leute festhalten und verhindern, in die Braimtweinkneipen 
zu gehen, dagegen sind Arbeitsnachweisstellen in Restaurationen 
durchaus zu vermeiden. Der Arbeiter kann hier gar zu leicht 
seinen letzten Groschen verlieren, denn dem Inhaber der Restau- 
ration liegt weniger daran, dem Gaste eine Stelle nachzuweisen, 
als ihn vielmehr solange zu behalten, als er zu zahlen hat. 
Dann aber liegt die Gefahr vor, dass die Arbeiter sich in 
trunkenem Zustande bei dem Vergeber der Stelle melden. 

Sehr zum Gedeihen der gemeinnützigen Arbeitsnachweis- 
stellen können die Arbeitgeber beitragen. Dies gilt insbesondere 
von dem vom Zentralverein für Arbeitsnachweis unterhaltenen 
Bureau für den Nachweis von Arbeiterinnen. Für die letzteren 
ist sonst, wenn man von den für Dienstmädchen geschaffenen 
Einrichtungen absieht, so gut wie gar nicht gesorgt. Auch 
das Bureau des Zentralvereins wird nicht so stark in Anspruch 
genommen, als man wünschen und erwarten sollte. Im Jahre 
1895 wurden 1882 Stellen besetzt, während sich 3 392 Be- 
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werberinnen eintragen Hessen, ein immer noch ganz annehm- 
barer Erfolg, der aber zu den Resultaten, die man erwarten 
müsste, in keinem Verhältnis steht. Aufforderungen an die 
Arbeitgeber blieben leider zumeist erfolglos, Gleichgültigkeit 
und Selbstsucht behielten die Oberhand. 

Bei der Frage nun, was geschehen könne, um den Arbeits- 
nachweis in Berlin für die arbeitenden Klassen nützlicher zu 
gestalten, wird man zwei Teile auseinander halten müssen : den 
Arbeitsnachweis für bereits Arbeitslose und den für noch in 
Stellung Befindliche. Denn abgesehen davon, dass ersteren 
die Notwendigkeit, in Stellung zu kommen, in der Regel viel 
dringlicher ist, sind auch für sie andere Massnahmen erforder- 
lich, als für die zweite Gattung. Während nämlich für die 
noch in Stellung Befindlichen der Akt der Bewerbung von 
kurzer Dauer ist, durch einfache Eintragung in eine Liste beim 
Arbeitsnachweis, ist für die Unbeschäftigten das Vorhandensein 
einer Wartehalle nebst zugehörigen Einrichtimgen erforderlich 
oder doch zweckmässig. So besteht — wie schon erwähnt — 
beim Zentral verein eine Restauration und eine Bibliothek, und 
den in den Räumen sieh aufhaltenden Mädchen wurde zu 
Zeiten auch Unterricht im Maschinennähen erteilt. Telephon 
ist vorhanden, um Meldungen offener Stellungen, die häufig 
sofort zu besetzen sind, in Empfang zu nehmen, Zeitungen 
müssen zur Einsicht der dort ausgebotenen Stellungen gehalten 
werden u. s. f. Ferner aber darf das Bureau nicht zu weit 
von den Stadtteilen der Betriebe entfernt liegen, und hier wird 
sich bei einer grossen Zentralisierung eventuell die Notwendig- 
keit einer Dezentralisation ergeben, schon darum, weil der eine 
Gewerbezweig diese, der andere jene Stadtviertel einnimmt. 
Selbstverständlich ist die schon bemerkte Notwendigkeit, dass 
die Arbeitgeber sich möglichst ausschliesslich des Arbeitsnach- 
weises bedienen, und dass die Arbeiter ihn nicht durch Sonder- 
nachweise befehden. 

Damit dies geschieht, wird es aber notwendig sein, dass 
die Arbeitgeber und Arbeitnehmer eigene Nachweise in gemein- 
samer Verwaltung einrichten, etwa in der Art, wie dies beim 

Herschberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. 15 
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Brauereinachweis geschehen ist. Wenn alle diese einzelnen 
Fachnachweise unter eine genieinsame, von ihnen eventuell 
zu wählende, nur bestimmten Zwecken dienende Verwaltung 
gebracht werden, etwa des Zentral Vereins für Arbeitsnachweis, 
so würde es diesem möglich sein, eine Uebersicht nicht nur 
über den örtlichen Arbeitsmarkt zu gewinnen, sondern solche 
auch durch eine ständige Verbindung mit anderen Orten dauernd 
zu unterhalten. Die jetzige Zersplitterung würde einer plan- 
massigen Organisation weichen. Wenn z. B., wie dies alljähr- 
lich vorkommt, die Soldaten nach erledigter Dienstzeit entlassen 
werden, so werden sie nicht nötig haben, planlos in der Stadt 
überall nach Arbeit herum zu fragen, sondern ein Gang zur 
Zentralstelle würde ihnen Gewissheit verschaffen, ob bez. wo 
sie unterkommen können. Die gelernten landwirtschaftlichen 
Knechte werden ev. über die Aussichtslosigkeit, in Berlin Arbeit 
zu finden, belehrt werden und die vorhandenen, oft schwer zu 
besetzenden landwirtschaftlichen Vakanzen annehmen. Kutscher 
und andere Personen, welche mit Pferden umzugehen verstehen, 
die namentlich, wenn sie vom Militär kommen, gesucht sind, 
werden leichter unterkommen, und ebenso die Handwerker, 
vielleicht auch die Tagelöhner, während sich die schwer Unter- 
zubringenden vielleicht sehr bald entschliessen, andere günstigere, 
ihnen nachgewiesene Orte oder die Heimat aufzusuchen, anstatt 
in Berlin ihr Geld und ihre Zeit zu verlieren. 

Allerdings ist nun zu fürchten, dass die Vereinbarung 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern zum gemeinsamen 
Arbeitsnachweis solange ein frommer Wunsch bleiben wird, als 
nicht ein äusserer Zwang hierzu eintritt, und es ist wohl der 
Erwägung wert, ob man nicnt solchen etwa ortsstatutarisch 
der Gemeinde zur Einrichtung von Facharbeitsnachweisestellen 
nach bestimmtem Muster einräumen soll. Denken wir uns die 
Berliner Arbeiter und Arbeitgeber in etwa 50 solchen Fach- 
arbeitsnachweisen — in welche die schon bestehenden der 
Innungen u. s. w. wohl umgewandelt werden könnten — or- 
ganisiert, vielleicht unter Benutzung der Organisation der 
Krankenversicherung, und ihre Verwaltungen in eine einheitliche 
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Spitze zusammenlaufend, so würde nicht nur der Arbeitsnachweis 
an und für sich erleichtert, die gewerbsmässige Stellenvermittelung 
eingeschränkt, sondern auch eine Instanz geschaffen werden, 
welche durch das Zusammenwirken von Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern Streiks verhindert, den Arbeitsmarkt übersieht und bei 
eintretenden Krisen und Arbeitslosigkeit rechtzeitig Massregeln 
vorsehen kann. Die Ansätze für eine solche Organisation sind 
bereits jetzt in den Nach weisestellen der Unternehmer, der Ar- 
beiter, der gemeinnützigen Vereine zahlreich vertreten, und es 
wird zunächst wesentlich darauf ankommen, die Gleichgültigkeit 
der Arbeitgeber zu besiegen, durch möglichst weitgehende Kon- 
zessionen das Vertrauen und die Mitwirkung der Arbeiter zu 
gewinnen und die zahlreichen gemeinnützig thätigen Vereine 
und Privatpersonen zur Uebernahme der organisierenden Thätig- 
keit zu veranlassen. 

Allerdings wird man einwenden, dass die Schaffung von 
Zwangsorganisationen auf diesem Gebiete auch zur Folge haben 
müsste, dass Arbeitgeber und Arbeitnehmer gezwungen werden, 
nur durch die behördliche Vermittelungsstelle Arbeiter bez. 
Arbeit zu suchen, und es ist dieser Vorschlag auch bereits von 
angesehener Seite gemacht worden. Wir halten dies indessen 
für undurchführbar, glauben aber, dass behördliche Arbeits- 
nachweisestellen auch ohne diesen Benutzungszwang von wohl- 
tätigem Einflüsse sein würden. 

i 

I 
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II. Arbeitslohn, Arbeitszeit und andere 
Arbeitsverhältnisse. 

a) Lohnverhältnisse ungelernter Arbeiter. 

Das Material über die Arbeitslöhne ist ausserordentlich ver- 
schiedenartig und, wenn man den steten Wechsel in den Lohn- 
verhältnissen der zahlreichen Berufszweige und Berufsstellungen 
in Betracht zieht, für eingehende Vergleichungen kaum zureichend. 

Bis Ende der siebenziger Jahre bieten nur gelegentliche Mit- 
teilungen, so bei Dronke und Sass (über Berlin, beide 1846) 
und in den Statistischen Jahrbüchern, Material. Dann be- 
ginnen mit dem Jahre 1879, zunächst für 1881, darauf jährlich 
bis 1891 fortgesetzte und seit 1885 erweiterte Enqueten, 
welche das Statistische Amt in Gemeinschaft mit der Gewerbe- 
deputation des Magistrats veranstaltete und publizierte.*) 

Diese Enqueten stellten indessen mehr Gutachten über 
die Löhne als Mitteilungen thatsächlich ermittelter Verhältnisse 
dar, sodass häufig höchst widersprechende Angaben vorlagen 
und ihr Wert sehr luigleich war. Es wurde dann nach dem 
Vorschlage des Verfassers **) allmählich versucht, das zum 
Teil vortreffliche Material der Berufsgenossenschaften, welches 
die Notierungen der wirklich gezahlten Löhne enthielt, zu ver- 
werten. 

Wenn alle Berufsgenossenschaften die ihnen eigentlich ob- 
liegende Pflicht vollständiger Lohnnachweisungen erfüllten, so 

*) Vgl. u. a. Ermittelungen über Lohnverhältnisse im September 1888 
(Berlin 1889), im September 1891 (Berlin 1892). 

**) Vgl. Aufsatz in „Arbeiter Versorgung" 1891 No. 18. 
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wäre hier ein sehr gutes Material für die Lohnstatistik über- 
haupt vorhanden. Dies ist leider nicht der Fall, und so 
beziehen sich auch die Berliner Lohnstatistiken nur auf einzelne 
Berufsgenossenschaften. 

Man könnte auch annehmen, dass die für die Kranken- 
versicherung erforderlichen lohnstatistischen Materialien, die für 
die Bemessung des Krankengeldes und der Beiträge bei den ver- 
schiedenen beruflich gegliederten Kassen angenommenen Lohn- 
sätze, für eine Lohnstatistik verwendbar wären, dies ist indessen 
in Berlin nicht der Fall, da die hier angenommenen Löhne 
der Wirklichkeit nur sehr annähernd entsprechen. 

Eine Ausnahme hiervon machen die sogenannten orts- 
üblichen Tagelöhne gewöhnlicher Tagearbeiter, welche für ge- 
wisse Berechnungen in der Kranken- und Unfallversicherung 
gebraucht werden. Diese Löhne sind, soweit Berlin in Frage 
kommt, unter Beihülfe des Statistischen Amts ermittelt worden 
und dürften zuverlässig sein. 

Sie sind besonders darum von Wichtigkeit, weil sie im 
allgemeinen die Löhne der niedrigst" stehenden Arbeiterklasse 
bezeichnen. Der Verfasser hat dieselben für ganz Preussen 
vergleichend in den Conradschen Jahrbüchern für National- 
Ökonomie und Statistik Band X für 1885, dann im Jahrgang 
1893 und 1894 behandelt. 





Erwachsene Arbeiter 


Jugendliche Arbeiter 


Grossstädte 


männliche weibliche 


männ 


liehe 


weibliche 




1884 


1892 


1884 


1892 


18S4 


1892 


1884 


1892 




2,40 


2,70 


1,50 


1,50 


1,30 


1,30 


1,00 


1,00 




2,00 


2,10 


1,20 


1,40 


1,00 


1,10 


0,70 


0,80 




2.50 


3,00 


1,00 


2,00 


1,00 


1,00 


1,00 


1,00 




2,40 


2,40 


1,50 


1,50 


1,00 


1,00 


0,80 


0,80 


Bremen 


2,50 


3,00- 


2,00 


1,75 


1,25 


1,25 


1,25 


1,00 




1,60 


2,00 


1,00 


1,10 


0,80 


1,00 


0,60 


0,80 


Charlottenburg . . 


2,00 


2,50 


1,00 


1,50 


0,75 


1,00 


0,50 


0,75 


Danzig 


1,80 


1,80 


1,25 


1,00 


0,65 


0,65 


0,55 


0,50 


Dortmund .... 


2,00 


2,00 


1,40 


1,40 


1,20 


1,20 


0,80 


0,80 


Düsseldorf .... 


2,40 


2,40 


1,50 


1,50 


1,20 


j 1,20 


0,80 


0,80 
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Grossstädte 


Erwachsene Arbeiter 


Jugendliche Arbeiter 


männliche 


weibliche 


männliche 


weibliche 


1884 


1892 

i 


1881 


1802 


1884 


1892 



1884 


1892 


— ~. - ■ ■ — 

Elberfeld . . . . 


2,40 


2,40 


TiTTTT 

1,50 


1,50 


1,00 


1,00 


0,80 


0,80 


Frankfurt a. M. . . 


2,40 


2,50 


1,70 


1,80 


1,40 


1,40 


1,00 


1,00 


Halle 


2,10 


2,20 


1,40 


1,10 


1,20 


1,20 


1,00 


1,00 


Hamborg .... 


1 2,50 


3,00 


1,85 


2,00 


1,00 


1,00 


1,00 


1,00 


Hannover .... 


2,00 


2,40 


1,50 


1,50 


1,20 


1,20 


1,00 


1,00 


Köln 


2,50 


2,50 


1,50 


1,50 


1,50 


1,50 


0,80 


0,80 


Königsberg . . . 


1,70 


2,50 


0,70 


1,00 


1,25 


1,25 


0,40 


0,40 


Krefeld 


2,40 


2,40 


1,50 


1,50 


1,20 


1,20 


1,00 


1,00 


Magdeburg . . . 


2,00 


2,00 


1,40 


1,40 


1,20 


1,20 


1,00 


1,00 


Stettin 


(2,00 


2,25 


1,00 


1,00 


1,00 


1,00 


0,60 

- 


0,60 



Die Tagelöhne der gewöhnlichen Tagearbeiter sind, hier- 
nach, mit anderen Städten verglichen, in Berlin keineswegs 
sonderlich hoch, sie werden von Hamburg, Altona, Bremen 
übertroffen, beim weiblichen Geschlecht auch von Frankfurt a. M., 
und die Arbeiterinnenlöhne anderer Grossstädte, in welchen der 
Lebensunterhalt wohl kaum so teuer ist, sind nur wenig niedriger. 
Bei den jugendlichen Arbeitern steht Berlin günstiger. 

Gegen 1884 waren die Löhne vom Jahre 1892 in Preussen 
bei den erwachsenen Tagelöhnern um 11,6 Prozent beim männ- 
lichen und 9,5 beim weiblichen Geschlecht gestiegen, bei den 
jugendlichen um 8,8 bez. 9,7, in Berlin betrug die Steigerung 
12,5 Prozent bei den erwachsenen Männern, während die Tage- 
löhne jugendlicher und weiblicher ungelernter Arbeiter sich 
gleich geblieben zu sein scheinen. Dass gegen frühere Jahr- 
zehnte ein Tagelohn von 2,70 Mark (16,20 Mark pro Woche) 
hoch erscheint — so werden für 1858 nur 12 bis 15 Sgr. an- 
gegeben — will bei den gesteigerten Lebensbedingungen nicht 
viel besagen. 

Auch zur Zeit dürfte der angeführte Wochenlohn von 
16,20 Mark noch der geltende sein. Der Verfasser hat aus 
den Büchern des Zentral Vereins für Arbeitsnachweis pro 1896 
für je 1000 erwachsene Arbeiter und 1000 Arbeitsburschen die 
Zugehörigkeit zu nachstehenden Lohnklassen feststellen lassen: 
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Wochenlohn 


1000 unge- 


1000 Arbeits- 


(Woche zu 6 Tagen) 


lernt. Arbeit. 


burschen 


bis 9 Mark 


— 


247 


über 9 „ 12 „ 


11 


548 


„ 12 „ 15 „ 






n 15 „ 18 „ 


558 




m 18 „ 21 „ 


176 




» 21 „ 24 „ 1 


16 




Summa 


1000 


1000 



Also über die Hälfte verdiente wöchentlich 15 bis 18 
Mark, eine ansehnliche Anzahl (19,2 Prozent) 18 bis zu 24 
Mark, aber ein Viertel den sehr geringen Lohn von 9 bis zu 
15 Mark. 

Selbstverständlich darf man diesen Wochenverdienst nicht 
mit 52 oder 50 multiplizieren, um den Jahresarbeitsverdienst 
zu erhalten, da gerade bei den Tagelöhnern die Beschäftigung 
oft unterbrochen wird. Schon im Arbeitsnachweis stellen sich 
dieselben Arbeiter häufig immer wieder ein (im Jahre 1896 bis 
zu neun Malen bei männlichen, wie bei weiblichen Arbeitern), 
und inzwischen suchen und finden sie noch anderweitig Arbeits- 
stellen auf kürzere Zeit. Wie lange man im Durchschnitt 
die Arbeitszeit der ungelernten Arbeiter veranschlagen kann, 
ist mangels brauchbaren Materials schwer zu beantworten. 
Rechnet man 250 Arbeitstage, so dürfte dies schon hoch ge- 
griffen sein. Dann aber kommt man zu einem Jahreseinkommen 
von nur 675 Mark. 

Die Löhne der Arbeitsburschen sind dem gegenüber ver- 
hältnismässig hoch, in der Regel 9 bis 12 Mark, zu einem 
Fünftel aber auch 12 bis 15. Solche Arbeitskräfte werden 
nicht selten für Stellen gesucht und gefunden, die eigentlich 
erwachsenen Arbeitern zukämen. Der Arbeitsbursche leistet 
dasselbe und ist mit geringerem Lohn zufrieden. Aber die 
Fortbildung, die Erwerbung der Fachbildnng wird den jungen 
Burschen nur in seltenen Fällen bei besonders humanen Arbeit- 
gebern möglich gemacht. 
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Die entsprechende Auszählung bei den Arbeiterinnen bezog 
sich nur auf 725 Fabrikarbeiterinnen u. dgl., mit Ausschluss 
der in Druckereien beschäftigten, bei denen schon eine gewisse 
Fachkenntnis vorausgesetzt wird. Die Auszählung ergab: 



\V ochenlohn 

(Mark) 


Zahl der Arbeiterinnen 


iL, G "33 c 
< £ Ä £ 


über- 


Promille 


davon bei den 
Eltern wohnend 


- c ?S 

C - 
c ~ — ? 


haupt 




Anzahl 


Promille 














3 bis GMark 


42 




32 


72 


76 


über 6 „ 9 „ 


445 


614 


258 


584 


58 


„ 9 „ 12 „ 


238 


328 


152 


344 


64 


Zusammen 


725 


1000 


442 


1 000 


01 



Also fast zwei Drittel der Mädchen empfingen 6 bis 9 
Mark, fast ein Drittel 9 bis 12 Mark, ein kleiner Rest nur 
3 bis 6 pro Woche. Die Mädchen sind meist im jugendlichen 
Alter von 16 bis 20 Jahren (über die Hälfte), 21 bis 25 (über 
ein Viertel); unter 16 Jahren sind höchstens 7 Prozent. 

Im allgemeinen wohnten fast zwei Drittel bei den Eltern, 
in der niedrigsten Lohnklasse sogar drei Viertel, in der zu- 
meist in Betracht kommenden von 6 bis 9 Mark 58 Prozent. 
Dass ein derartiger Lohn, selbst wenn man das Jahr zu 50 
Arbeitswochen rechnet und 8 Mark als Durchschnitt nimmt, 
also ein Jahresarbeitsverdienst von 400 Mark, für eine allein- 
stehende Arbeiterin in Berlin zum Lebensunterhalt nur sehr 
notdürftig hinreicht, bedarf keiner weiteren Erörterung. 

b) Die Facharbeiter. 

Der Ausdruck Facharbeiter statt gelernter Arbeiter wird 
mit Vorbedacht gewählt. Es soll dadurch zum Ausdruck ge- 
bracht werden, dass es keineswegs immer gelernte Arbeiter sind, 
welche in einem bestimmten Fache Verwendung finden. Aller- 
dings erwirbt ein dauernd mit bestimmten Verrichtungen be- 
trauter Arbeiter mit der Zeit eine gewisse Fertigkeit, welche 
schliesslich der des gelernten Handwerksgesellen gleich kommen 
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kann, aber er ist eben thatsächlich kein gelernter Geselle. 
Eigentlich gehört er zu einer Zwischenstufe zwischen Tage- 
löhner und Handwerker, welche man wohl richtig mit Betriebs- 
arbeiter bezeichnen kann. Namentlich soweit in den nach- 
folgenden Mitteilungen das Material der Berufsgenossenschaften, 
also der Grossbetriebe benutzt worden ist, und besonders in 
der zuerst angeführten chemischen Industrie handelt es sich 
um solche Arbeiter. 

Ueber die Lohnverhältnisse der chemischen Industrie 
der Stadt Berlin und der umliegenden Ortschaften liegen für 
das Jahr 1891 und 1893 Veröffentlichungen des Statistischen 
Amts der Stadt Berlin vor. Das Material hierzu hat die Be- 
rufsgenossenschaft der chemischen Industrie geliefert (Vgl. 
für die folgenden Mitteilungen ausser dem Statistischen Jahr- 
buch der Stadt auch die Aufsatze des Verfassers im Sozial- 
politischen Zentralblatt 1893 No. 17 und 1894 No. 33, sowie 
Thieas, Lohn Verhältnisse in Berlin, Dissertation 1894.) 

Die Statistik ergab das folgende Resultat für die männ- 
lichen Arbeiter : 



Tagelohn 


■ Prozent aller Arbeiter 


1891 


1892 




bis 2,50 Mark 


; 18,2 


18,9 


2,50 


„ 3,00 „ 


25,1 


26,5 


3,00 


» 3,50 „ 


27,2 


25,8 


3,50 


n 4,00 „ 


14,4 

i 


13,9 


4,00 


„ 0,00 „ 15,1 


14,9 



Das Material erstreckte sich für 1891 auf 5122, 1893 
auf 5638 Arbeiter. Von diesen waren 26,5 Prozent (1891: 
25,1) zu einem Tagelohn von 2,50 bis 3,00 Mark beschäftigt 
25,8 (27,2) Prozent wiesen einen Tagelohn von 3,00 bis 3,50 
Mark auf und 13,9 (14,4) einen solchen von 3,50 bis 4,00 
Mark. Ueber 4 Mark bis zu dem Maximallohn von über 
6 Mark Tagelohn erhielten 14,9 (15,1) Prozent 

Die Arbeiterinnen standen zu nahezu gleichen Teilen, je 
über einem Viertel, in den Lohnklassen 1,25 bis 1,50 und 
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1,50 bis 1,75, ein geringerer Teil auch von 1,00 bis 1,25 
Mark. 

Ueber die tägliche Arbeitszeit weisen die Veröffentlichungen 
für das Jahr 1893 nach, dass 5,8 Prozent bis 9 Stunden 
arbeiteten, 15,5 Prozent über 9 bis 10 Stunden, darunter 9,7 
Prozent 10 Stunden, 15,5 Prozent über 10 bis 11 Stunden, 
4,9 Prozent über 11 Stunden und mehr; von 58,3 Prozent, 
über die Hälfte der Arbeiter, fehlten die diesbezüglichen An- 
gaben. Was die Beschäftigungsdauer in ein und demselben 
Betriebe anbetrifft, so währte dieselbe bei 33,9 (37,0) Prozent 
über 300 Tage, bei 25 Prozent (23,0) bis 50 Tage, bei 12,7 
(12,1) Prozent 50 bis 100 Tage und bei 10,4 (10,0) Prozent 
250 bis 300 Tage. 

Was das Alter der Arbeiter anbelangt, so waren 3,0 Pro- 
zent unter 16 Jahre alt, 8,7 Prozent 16 bis 30 Jahre, 27,1 
Prozent 20 bis 30 Jahre, 21,9 Prozent 30 bis 40 Jahre, 
13,7 Prozent 40 bis 50 Jahre, 5,6 Prozent 50 bis 60 Jahre 
und 2,1 Prozent über 60 Jahre; von 17,7 Prozent war die 
Angabe des Alters unterblieben. 

Ueber die Lohnverhältnisse im Landverkehrsgewerbe 
in Berlin im Jahre 1895 liegen Tabellen vor, die das sta- 
tistische Amt der Stadt Berlin im Jahre 1897 veröffentlicht 
hat. Die Statistik behandelt in besonderen Tabellen die Lohn- 
verhältnisse der Droschkenkutscher, der Omnibus- 
kutscher, der Omnibusschaf fner, anderer Personen- 
fuhrwerkskutscher, der Dienstf uhrweTkskutscher, der 
Lastfuhrwerkskutscher, der M ü 1 1 k u tscher, der 
Kutscher ohne nähere Bezeichnung, der Arbeiter und Hand- 
werker, die in diesem Gewerbe angestellt sind, und der An- 
gestellten der Strassenbahnen. Was die Droschkenkutscher 
anbetrifft, so kommen 4 920 Droschkenkutscher in Betracht 
(darunter 56 Taxatneterkutscher). Bei weitem der grösste Teil 
(92,7 Prozent), erhielt einen Tagelohn von 3,00 bis 3,50 Mark, 
den Minimal-Tagelohn von 2,00 bis 2,50 Mark bezogen nur 
0,5 Prozent, den Maximallohn von 4,50 bis 5,00 Mark nur 
0,1 Prozent, 2,9 Prozent dagegen einen Tagelohn von 2,50 
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bis 3,00 Mark und 3,1 Prozent einen solchen von 3,50 bis 
4,00 Mark. Bezüglich der Beschäftigungsdauer in demselben 
Betriebe waren von allen Droschkenkutschern im Maximum 
32,3 Prozent 301 Tage und mehr beschäftigt, demnächst 
16,8 Prozent 13/50 Tage, 15,3 Prozent 51/100, 9,4 Prozent 
101/150, 8,6 Prozent 251/300, 7,1 Prozent 151/200 und 
5,9 Prozent 201/250 Tage. Weniger als 12 Tage waren 
4,6 Prozent aller Droschkenkutscher beschäftigt. Aus folgender 
Tabelle ergiebt sich für die zumeist in Betracht kommenden 
Tagelohnklassen die Beschäftigungsdauer der Droschkenkutscher : 



Tagelohnklassen 
(Pfennige) 


Von je 100 Droschkenkutschern nebenstehender 
Jx>hnkla«sen waren beschäftigt — Tage: 


Von 100 
überhaupt 


13/50 51/100 


101/150 151/200 201/250 251/300 


301 u. m. 




250 bis 300 
300 „ 350 
350 „ 400 


: 27,5 
16,4 
14,4 


15,6 
15,2 
16,3 


7,0 
9,5 
8,5 


9,1 

7,1 
5,9 


2,8 
5,8 
8,5 


2,8 
8,9 
0,5 


27,5 
32,6 
34,7 


2,9 
92,7 
3,1 


Zusammen 


16,8 


15,3 


9,4 


7,1 


5,9 


8,6 


32,3 


100,0 



Bei den Omnibuskutschern (in Anzahl 444) bezog das Maxi- 
mum (40,5 Prozent) einen Tagelohn von 4,00 bis 4,50 Mark, 
es folgten dann 25 Prozent mit einem Tagelohn von 2,50 bis 
3,00 Mark, 16 Prozent mit 3,50 bis 4,00, 9,9 Prozent mit 
2,00 bis 2,50 Mark und 7,7 Prozent mit 2,50 bis 3,00 Mark. 
Es waren 41,2 Prozent mehr als 301 Tage beschäftigt, 19,4 
Prozent 251/300 Tage, 11,7 Prozent 51/100 Tage, im all- 
gemeinen ist bei den Omnibuskutschern die Beschäftigungsdauer 
in demselben Betriebe eine grössere, als bei den Droschken- 
kutschern. Auch die Lohn Verhältnisse sind bessere. 

Den Omnibuskutschern reihen sich die beobachteten 
Omnibusschaffner in fast gleicher Anzahl mit 435 an. Die 
Lohnverhältnisse derselben gestalten sich derartig, dass 45,1 Pro- 
zent einen Tagelohn von 2,50 bis 3,00 und 52,6 Prozent einen 
solchen von 3,00 bis 3,50 Mark beziehen. Im allgemeinen 
bewegt sich also der Tagelohn um 3,00 Mark herum. Die 
Beschäftigungsdauer war bei 30,6 Prozent 301 Tage und mehr, 
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bei 30,3 Prozent 251/300 Tage und bei 13,8 Prozent 51/100 
Tage. Ungefähr 10 Prozent waren nur 1 bis 50 Tage be- 
schäftigt. 

Von anderen Personenfuhrwerkskutschern (787) bezogen 

63.4 Prozent einen Tagelohn von 2,50 bis 3,00 Mark, 17,4 
Prozent 3,00 bis 3,50 Mark, 11,9 Prozent 2,00 bis 2,50 Mark. 
32,7 Prozent dieser Kutscher, fast derselbe Prozentsatz wie bei 
den Droschkenkutschern, waren mehr als 300 Tage beschäftigt, 

17.5 Prozent nur 13/50 Tage, 15,6 Prozent 51/100 Tage und 
5,1 Prozent nur 1/50 Tage. Die Lastfuhrwerkskutscher 
(5 023) bezogen zu 54,3 Prozent 2,50 bis 3,00 Mark; in die 
nächste Tagelohnklasse von 3,00 bis 3,50 Mark kommen 34,4 
Prozent ; 2,00 bis 2,50 Mark erhielten 5,8 Prozent und 3,50 bis 
4,00 Mark pro Tag 4,4 Prozent. Die Beschäftigungsdauer ist 
bei dieser Art von Kutschern eine kleinere als bei den vorher- 
gehenden. Nur 21,3 Prozent zeigen eine Beschäftigungsdauer 
von über 300 Tagen, dagegen sind 22,8 Prozent (das Maximum) 
nur 13 bis 50 Tage beschäftigt gewesen, 16,4 Prozent weisen 
eine Beschäftigungsdauer von 51 bis 100 Tagen und je 8,3 
Prozent eine solche von 101/150 bez. 151/300 Tagen auf. 



Tagelohnkla8sen 
(Pfennige! 



Von je 100 Lastfuhrwerkskutschern neben- 
stehender Lohnk). war. beschSft. — Tage : 

13/50 I 51/100 j 101/150 | 151/300 jSOlu.m. 



200 bis 250 


21,7 


12,4 


8,6 


10,7 


19,9 


250 „ 300 


24,1 


16,7 


8,0 


7,2 


21,9 


300 „ 350 


21,1 


17,5 


8,7 


9,8 


20,8 


350 „ 400 


21,3 


12,2 


6,3 


8,1 


20,4 


Zusammen 


22,8 


16,4 


8,3 


8,3 


21,3 



Den Lastfuhrwerkskutschern stehen 319 Lastfuhrwerks- 
schaffner, darunter 157 Mitfahrer gegenüber. Wie bei dem 
Omnibuspersonal sind auch hier die Lohnverhältnisse der Schaffner 
schlechter als die der Kutscher. Nur 22 Prozent bezogen einen 
Tagelohn von 3,00 bis 3,50 Mark. Ueber die Hälfte (58,0) 
brachten es nur auf 2,50 bis 3,00 Mark pro Tag. Die Be- 
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schäftigungsdauer bei den Schaffnern war eine längere als bei 
den Kutschern. 38,2 Prozent war mehr als 300 Tage be- 
schäftigt. Immerhin sind aber 20 Prozent nicht mehr als 
50 Tage beschäftigt, 13,8 Prozent 51 bis 100 Tage und 9,1 
Prozent 251 bis 300 Tage. 

Müllkutscher sind in der Statistik mit 222, Kehr- 
maschinenkutscher mit 30, stadtische Abfuhrkutscher mit 11 
und Sprengwagenkutscher mit 48 vertreten, im ganzen 311. 
Den Minimallohn von 2,00 bis 2,50 Mark bezogen 23,1 Prozent, 
mit einem Lohn von 3,00 bis 3,50 Mark folgen dann 34,1 
Prozent, dazwischen liegen 36,7 Prozent mit einem Tagelohn 
von 2,50 bis 3 Mark. Den Maximallohn von 3,50 bis 4 Mark 
erhielten 6,1 Prozent Auch hier waren 32,2 Prozent, wie die 
meisten der vorhergehenden Kutschergruppen über 300 Tage 
beschäftigt, über 16 Prozent bis 50 Tage, 13,2 Prozent 51 
bis 100 Tage, 12,9 Prozent 201 bis 250, 10,6 Prozent 151 
bis 200 Tage. 

Was die Pferdebahnkutscher (1457) anbetrifft, so war 
bei 42,3 Prozent der tägliche Lohn 3,50 bis 4 Mark; bei 30,0 
Prozent betrug er 4,00 bis 4,50 Mark; bei 11,9 Prozent 3,00 
bis 3,50 Mark. Der Minimallohn von 2,00 bis 2,50 bezw. 
der Maximallohn über 6,00 tritt nur auf bei 1,1 bezw. 0,2 
Prozent. Die Beschäftigungsdauer beläuft sich bei dem Gros 
der Pferdebahnkutscher bei 83,0 auf über 300 Tage, bei 10,5 
Prozent auf 251 bis 300 Tage. Bis 50 Tage waren nur 1,4 
Prozent beschäftigt. 

Die Lohn verhäl Inisse der Schaffner an Pferdebahnen 
waren ungünstigere. 34,7 Prozent bezogen einen Tagelohn 
von 3,00 bis 3,50 Mark; bei 27,4 Prozent betrug er 3,50 bis 
4,00 Mark, bei 18,9 Prozent 2,50 bis 3,00 und bei 16,9 Prozent 
4,00 bis 4,50 Mark. 66,5 Prozent waren über 300 Tage be- 
schäftigt, 12,3 Prozent 251 bis 300 Tage, bis 50 Tage war 
die Beschäftigungsdauer bei 5,2 Prozent der Schaffner. 

Von 58 Kontrolleuren der Strassenbahnen erhielten über 
60 Prozent einen Tagelohn von 5 bis 6 Mark und bei den 
meisten betrug die Dauer der Beschäftigungszeit über 300 Tage. 
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Uebersicht über die Lohnvcrhältnisse der im Fuhrwerksverkehr 



Beschäftigten im Jahr 1805. 



Von je 100,0 Personen erhielten einen Tage- 
lohn von Mark : 



davon in ein 



AroeitfeSteiiung 


bis 2,50 


2,50 bis 
3,00 


f » 

S CIS- 
CO 




4,00 bis 
4,50 


über 

4,50 


nb 300 
Tage 


via «J 

Tage 


Droschkenkutscher . 


0,5 


2,9 


92,7 


3,1 


0,7 


0,1 


32,3 


._, 

0,8 


Personenfuhrwerks- 


















kutßchcr verRch. Art 


12,2 


63,4 


17,4 


6,7 




0,3 


32,7 


1,6 


Omnibuskutechcr . 


10,1 


25,5 


7,7 


16,0 


40,0 


0,2 


41,2 


1,* 


Omnibusschaffner . 


1,8 45,1 


52,6 


0,5 






30,6 


0,4 


Lastfuhrwerkskutscb. 


6,3 


54,3 


34,4 


4,4 


u,o 




21,3 


2,3 


Möbeltransportkutseh. 


3,8 


33,7 


22,6 


23,1 


6,4 


10,4 


0,9 


39,0 


Stallarbeiter. . . . 


42,7 


52,0 


3,7 


0,8 


0,4 


0,4 


23,8 


1,3 


Arbeiter vergeh. Art 


13,1 


54,5 


22,9 


7,5 


1,2 


0,8 


8,2 


13,2 


Lastfuhrwerksschaff. 


19,4 


58,0 


22,0 


0,6 






38,2 




Müllkutscher . . . 


23,1 


36,7 


34,1 


6,1 






32,2 




Pfordebahnkutscher . i 


1,1 


8,9 


11,9 


42,3 


30,0 


5,8 


83,0 


0,1 


Pferdebahnschaffner 


0,6 


18,9 


34,7 


27,4 


16,9 


1,5 


66,5 


0,4 


Stallarb. b. d. Pferdeb. 


34,5 


50,0 


13,3 


1,9 


0,3 




26,2 


4,8 


Bauarb. „ „ „ 


14,5 


38,0 


20,2 


17.6 


4,3 


M 


10,3 


5,8 


Arbeiter versch. Art 


















bei der Pferdebahn 


37,3 


41,8 


13,1 


2,9 


1,0 


3,0 


30,3 


5,9 



Daraus ergiebt sich, dass unter den Kutschern die Omnibus- 
und Pferdebahnkutscher unter ihren Berufsgenossen die höchsten 
Lohnsätze erhielten, während Omnibus- und Pferdebahnschaffner 
im Verhältnis kleinere Lohnbezüge aufwiesen, wobei infolge 
der nicht kontrollierbaren Trinkgelder sich das Einkommen 
der letzteren gegenüber den ersteren höher stellt. Ausserdem 
aber ist bei den höheren Löhnen der Pferdebahn- und Omnibus- 
kutscher und auch Schaffner der sehr schwere Dienst zu be- 
rücksichtigen. Die Kutscher und Schaffner der Omnibusgesell- 
schaften haben 17 Stunden Dienst (6 bis 11), dann erfolgt 
noch die Abrechnung bei den Schaffnern (Ablieferung des Fahr- 
geldes), sodass sie eigentlich nur 6 Stunden Ruhe haben. .Im 
Monat werden etwa 4 bis 5 dienstfreie Tage gewährt (Volks- 
zeitung vom 8. April 1897). Bei der grossen Berliner Pferde- 
bahn ist das Personal in drei Gruppen geteilt: die erste Gruppe 
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hat von 6 Uhr morgens bis etwa 6 Uhr nachmittags mit ein- 
stündiger Pause Dienst, die zweite von (3 Uhr morgens bis etwa 
12 Uhr mittags und von abends etwa 6 bis nachts etwa 12, 
die dritte von mittags etwa 12 bis nachts etwa 12. Monatlich 
werden 4 freie Tage ohne Lohnabzug gewährt (Statist. Jahrb. 1893). 



Uebersicht über die Beschäftigungsdauer in demselben Betrieb 

im Jahre 1805. 







Von je 100 


Arbeitern nebenstehende 


r Be- 




Ueber- 
haupt 


schüf tigungsart waren beschäftigt — Tage : 


Beschäftigungsart 


o 


,51/100 


s 

1— • 


*— • 


] 201/250 


251/300 


301 und 
darüber 


j 

Droschkenkutscher .... 


4 920 


21,4 


15,3 




7,1 


5,9 


8,6 


32,3 


Omnibuskutscher .... 


444 


11,7 


11,7 


7,9 


3,2 


4,9 


19,4 


41,2 


Personenfuhrwerkskutscher 


787 


22,0 


15,6 


9,0 


8,4 


4,3 


7,4 


32,7 


Lastfuhrwerkskutscher . . 


5 023 


33,7 


16,4 


8,3 


6,2 


5,8 


8,3 


21,3 




311 


16,4 


13,2 


8,6 


10,6 


12,9 


6,1 


32,2 


Kutscher ohne näh. Bezeich. 


967 


31,4 


20,2 


10,3 


6,3 


5,9 


7,5 


18,4 


Pferdebahnkutscher . ; . 


1457 


1,4 


1,5 


0,7 


1,0 


1,9 


10,5 


83,0 


Omnibusschaffner .... 


435 


9,8 


13,8 


4,4 


4,4 


0,7 


30,3 


30,6 


Lastfuhrwerksschaffner . . 


319 


21,0 


13,8 


6,6 


6,3 


5,0 


9,1 


38,2 


Pferdebahnschaffner . . . 


1541 


6,2 


4,7 


2,3 


4,2 


3,8 


12,3 


66,5 


Schaffner bei Dampf bahnen 


79 


21,5 


6,3 


11,2 


6,3 


7,6 


5,3 


41,8 


Kontrolleure b. Strassenbahn. 


58 




6,9 


6,9 




5,2 


1,7 


79,3 



Die längste Beschäftigungsdauer zeigen demnach die Pferde- 
bahnkutscher und -schaffner, es kommen dann die Omnibus- 
kutscher, die Lastfuhrkutscher u. s. w. Es zeigt sich immer, 
dass, je höher der Lohnbezug bei den Arbeitnehmern ist, eine 
um so längere Beschäftigungsdauer nachweisbar ist. Und das 
ist auch natürlich, denn die besseren Stellen mit verhältnis- 
mässig zufriedenstellendem Einkommen wird der Arbeitnehmer 
sich zu erhalten suchen, während bei den schlecht dotierten 
ein öfterer Wechsel erklärlich ist Umgekehrt allerdings wächst 
auch der Lohn mit der höheren Beschäftigungsdauer, namentlich 
in diesem Gewerbe, wo nur Zeitlöhne in Frage kommen und 
gewisse persönliche, erst mit der Zeit sich geltend machende 
Eigenschaften des Arbeiters. 
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Ueber die Löhne im Berliner Baugewerbe giebt Olden- 
berg (Handwörterb. d. Staatsw., Supplem. I, Arbeitseinstellungen) 
weit zurückgehende Mitteilungen; danach war die Arbeitszeit 
der Zimmergesellen 1689 im Sommer von 7 bis 6, 1736 von 
4 bis 7, 1749 von 5 bis 7, 1848 von 6 bis 6 Uhr. Die 
Pausen werden 1736 und 1848 auf 2 Stunden angegeben. 
Tagelohn 1689: 6 Ggr. 6 Pf., 1749: 9 Ggr., 1771: 10 Ggr., 
1790: 10 Ggr. 1848 war der Tagelohn 25 Sgr., gegen Ende 
des Jahres 22 l / 2 Sgr. Im Jahre 1869 wurde der Lohn durch 
den grossen Zimmerer- und Maurerstreik auf 1 Thaler gebracht 
Es streikten 2000 Zimmerleute und 6000 Maurer während 
4 Wochen, die Kosten beliefen sich auf 8000 Thaler für beide 
Arbeitseinstellungen. Im Jahre 1871 errangen die Maurer 
durch vier- bis fünfwöchigen Streik die zehnstündige Arbeitszeit 
ohne Lohnreduktion. Als die Maurer durch partielle Streiks 
weitere Ansprüche erhoben, wurden sie durch Gegenkoalition 
der Meister im Frühjahr 1872 ausgesperrt. Es kam aber zu 
einem Vergleich von iy 8 bis l l / 2 Thaler pro Tag. Dann, in 
der zweiten Hälfte der siebenziger Jahre, sank der Stundenlohn ' 
von 45 bis 50 auf 30 bis 35 Pfennige, bis im Jahre 1883 
die Zimmerer durch partielle Streiks wieder 40 Pfennige und 
durch die Streiks 1884 bis 1886 50 Pfennige durchsetzten. 
Mit besonderem Erfolg wandten die Bauarbeiter die Verhängung 
von Sperren über die ihren Forderungen nicht nachkommenden 
Bauten an. Nach einer Erhebung der Arbeiterschaft (vgl. 
„Vorwärts" vom 13. März 1897) stellte sich die Lage der 
Maurer am 9. März 1897 f olgendermassen : Es waren 550 
Bauten vorhanden, welche 5883 Maurer beschäftigten. Auf 
498 Bauten mit 5218 Maurern waren die Forderungen der 
Arbeiter (neunstündige Arbeitszeit und 55 Pfennige Stunden- 
lohn) erfüllt. Auf 35 Bauten mit 461 Maurern wurde unter 
dem Minimallohn, aber mit der neunstündigen Arbeitszeit 
gearbeitet, auf 15 Bauten mit 177 Maurern mit der zehn- 
stündigen Arbeitszeit und 50 bis 55 Pfennigen, auf 2 Bauten 
mit 27 Maurern im Akkord. 

Nach anderen Quellen (vgl. Hilse im Städtischen Jahr- 

l 
i 
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buch von 1874 und die späteren Statist. Jahrbücher) ermittelte 
der Bund der Maurer- und Zimmermeister folgende Löhne : 



Jahr 



Maurer 

Geselle Polier 

täglicher Lohn 
(Mark) (Mark) 



4,75 bis 6,50 
4,50 „ 7,00 

5,93 

7,00 

5,35 



1872 | 4,00 bis 4,50 

1873 ! 4,00 „ 5,25 

1875 4,00 „ 0,50 j 

1876 \ 4,22 

1878 4,50 (6,50 Putzer); 

1879 3,13 

Daraus ist ersichtlich, wie in der ersten Hälfte der siebenziger 
Jahre die Löhne der Maurer gestiegen sind, um dann Ende 
der siebenziger Jahre bei sich verschlechternder Konjunktur ganz 
erheblich zu sinken. Ueber die Löhne der Maurergesellen, die 
hauptsächlich für das Baugewerbe in Betracht kommen, gaben 
später „die Ermittelungen über die Lohnverhältnisse in Berlin 
im September 1888" eine Uebersicht: 



Maurer- Gesellenlölme in Mark pro Woche: 

Juli 1881 19,50 j Mai 1885 

Mai 1882 18,00 

Juli 1883 22,50 



22,50 

Mai 1886 27,00 

Mai 1887 28,50 



Februar 1884 22,50 | September 1888 28,50 

Wenn auch der ungleiche Zeitpunkt der Erhebungen den 
Vergleichswert der in der Uebersicht angegebenen Löhne be- 
einträchtigt, so ist doch anzunehmen, dass mit dem Jahre 1883 
der Lohn der Maurergesellen wieder zu steigen begann. Im 
engen Zusammenhange mit den Löhnen der Maurer stehen die 
der Zimmerer Berlins, sind doch beide Zweige des Baugewerbes 
von der Bauthätigkeit abhängig. Nach den Mitteilungen von Sass 
aus dem Jahre 1845 war der tägliche Arbeitslohn eines Zimmer- 
mannes in Berlin 17 l / 2 bis 22 l / 2 Sgr. Im allgemeinen hielt sich 
dieser Lohnsatz in Berlin bei elfstündiger Arbeitszeit bis zu dem 
Jahre 1869. Von diesem Zeitpunkte an erlangten die Zimmerer 

Hirschberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. }ß 
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ebenso wie die Maurer, meistenteils infolge von Arbeitseinstellungen, 
höhere Arbeitslöhne, die ungefähr die Höhe der Maurerlöhne er- 
reichten. Mit dem Jahre 1879 machte sich bei den Zimmerern 
infolge der ungünstigen Konjunktur auch ein Rückgang der 
Arbeitslöhne bemerkbar, die Arbeitszeit blieb aber seit 1872 
eine zehnstündige. Auch jetzt ist sie wohl in 7 Sommer- 
monaten auf 10 Stunden, in 2 Sommermonaten auf 9 und in 
3 Wintermonaten auf 8 Stunden zu veranschlagen. Ueber die 
Arbeitslöhne der Zimmerer in den 80er Jahren liegen in dem 
schon erwähnten Tabellen werk des Statistischen Amtes der 
Stadt Berlin brauchbare Angaben über Wochenlöhne vor, die 
den Gesellen- bez. Ortskrankenkassen entstammen. 

Gesellenlöhne in Mark: 

Mai 1882 18,00 Mai 1880 27,00 

Juli 1883 21,00 Mai 1887 28,50 

Februar 1884 17,75 September 1888 28,50 

Mai 1885 20,40 September 1889 31,50 

Die Zahlen zeigen, ebenso wie bei den Maurern, das 
nämliche starke Aufsteigen von 1886 bis 1889. Der auffällige 
Rückgang von 1883 auf 1884 ist dem Umstände zuzuschreiben, 
dass es sich einmal um Sommerlöhne, das andere Mal um Winter- 
löhne handelt. Die Zimmerer, die 1889 schon einen Stunden- 
lohn von 55 Pfg. bei zehnstündiger Arbeitszeit erreicht hatten, 
stellten Anfang 1890 60 Pfg. als das Ziel ihrer nächsten Lohn- 
bewegung auf, gleichzeitig mit dem Verlangen, die tägliche Ar- 
beitszeit auf 9 Stunden zu reduzieren. Doch hörte man schon 
im Jahre 1890, ebenso wie bei den Maurern, Klagen, dass 
selbst die im Jahre 1889 errungenen Lohnsätze nicht aufrecht 
erhalten werden konnten. Im Jahre 1891 setzte sich das 
Herabgehen der Löhne noch weiter fort. Die Zimmerer ver- 
suchten sich gegen den vielfach bezahlten Satz von 50 Pfg. 
pro Stunde (statt der tarifmässigen 55 Pfg.) durch partielle 
Streiks im April und Mai zu wehren, aber ohne Erfolg. Nach 
einer von der Berliner Gewerkschaftskommission aufgenommenen 
Statistik betrug im Jahre der durchschnittliche Wochenlohn 
der Zimmerleute bei zehnstündiger Arbeitszeit 27 Mark. Bis 
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in die jüngste Zeit hinein reichen die Lohnkämpfe der Zimmerer, 
den Stundenlohn auf 60 Pfg. zu erhöhen, die neunstündige 
Arbeitszeit zu erlangen. Partielle Streiks haben diese Bestrebungen 
Ende 1895 und 1896 in vielen Fällen zu einem günstigen 
Erfolge geführt, ohne dass allgemein diese Errungenschaft durch- 
geführt ist. 

Während bei den Maurern von 1872 bis 1891 und später 
die regelmässige Arbeitszeit übereinstimmend auf 12 Stunden 
einschliesslich Pausen angegeben ist, wird sie bei den 
Zimmerern im Sommer 1882 auf 11, 1883 auf 12, 1885 auf 
11, 1886 und 1887 auf 12, 1889 auf 11 und 1891 wieder 
auf 12 Stunden mit je 2 Stunden Pause angegeben; im 
Winter betrug dieselbe 8 bis 9, auch 10 Stunden mit je 
1 bis 2 stündiger Pause. Was die Beschäftigungsdauer an- 
betrifft, so wird sie von Meistern und Gesellen im Bau- 
gewerbe verschieden angegeben; letztere behaupten, nur 8 Mo- 
nate im Jahre sei Arbeit vorhanden, während die Meister 
eine höhere Anzahl von Monaten angeben. Jedenfalls wird 
die Zeit abhängig sein von der Strenge des Winters und 
der ganzen Geschäftslage. lieber die Art der Arbeit ist der 
oben angeführten Statistik der Gewerkschaftskommission zu 
entnehmen, dass bei den Maurern 75 Prozent auf Zeit-, 25 Pro- 
zent auf Akkordlohn arbeiten, bei den Zimmerern 90 Prozent 
bez. 10 Prozent. Auf Akkord arbeiten zumeist die Putzer 
unter den Maurern, die auch einen höheren Lohn als die 
Maurergesellen erreichen. 

Für die Maler und Anstreicher differieren die Innungs- 
und Arbeiterangaben ziemlich erheblich, und deshalb seien nach 
dem städtischen Tabellenwerk die Wochenlöhne der Maler bez. 
Anstreicher für die Jahre 1881/1891 nach den Angaben der 
Innung (I.) oder der Gehülfen bez. Krankenkassen (G.) hier 
gegenübergestellt. 

Während bis 1885 die Gesellenkassen wiederholt höhere 
Löhne verzeichnen, ändert sich das seit diesem Zeitpunkt, 
von wo an die Angaben der Arbeitgeber um ein Beträchtliches 
höher stehen als die der Arbeitnehmer. 

16* 
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* 

Zeit 

-* 


Maler-(*ehülfen) 
gesellen 


Anstreicher 


I. 


G. 


I. 


G. 






20,00 


• 




Mai 1882 


10,50 


20,00 


15,00 


18,00 




24,00 


22,50 


• 


18,00 




18,00 


21,00 


• 


18,00 




24,00 


21,00 


19,50 


• 




24,00 


20,00 


15,00 


13,50 




24.00 




. 


• 




27,00 


18,00 


, 20,00 


15,00 




27,00 


21,00 


24,00 


18,00 




24,00 


18,00 


19,50 


15,00 



Im Oktober 1895 wurde ein neuer Lohntarif festgesetzt, 
wonach unter anderem für jeden im Malergewerbe beschäftigten 
Arbeitnehmer der Minimallohn pro Stunde 53 Pfennige be- 
tragen sollte, bei eventueller Akkordarbeit unter allen Umstanden 
der Minimallohn zu zahlen war, und die Arbeitszeit 9 Stunden 
betragen sollte. Dies führte Anfang 1896 zum Streik, der 
5 Wochen dauerte und nach dem Bericht der Gewerkschafta- 
kommission im grossen und ganzen siegreich für die Streikenden 
verlief. Zur Zeit beträgt der Wochenlohn für einfache Maler 
bei neunstündiger Arbeitszeit 27 Mark (der Stundenlohn 50 
Pfennige, für Anstreicher nur 40 Pfennige). 

Ueber die Lohne der Tischler Berlins in den vierziger 
Jahren berichtet Sass, dass ein Möbeltischler pro Tag bei zwölf- 
stündiger Arbeitszeit 12 1 /» °i s 20 Sgr., ein Bautischler 20 Sgr. 
verdient habe. Brauchbare Angaben aus der neueren Zeit über 
die Gesellenlöhne der Tischler für die Jahre 1881 bis 1891 
ergaben für Bau- wie für Möbeltischler mit geringen Unter- 
brechungen einen Wochenlohn von 18 Mark. Die tägliche 
Arbeitszeit ist von 13 auf 12 Stunden bei 2 1 / 2 stündiger Pause 
herabgegangen. Ueber die Lohnverhältnisse und Beschäftigungs- 
dauer der Möbeltischler für die Jahre 1892 und 1894 liegen 
Veröffentlichungen des Statistischen Amtes der Stadt Berlin 
aus dem Material der Berufsgenossenschaften — also für Grosa- 
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betriebe — vor. Für das Jahr 1892 kam nur ein Teil der 
Betriebe mit 1851 Arbeitern, für das Jahr 1894 dagegen 5052 
Möbeltischler in Betracht. Die Verteilung nach den Lohnklassen 
in diesen beiden Jahren war folgende: 

Unter je 100 Beschäftigten gehörten zu den vorstehenden Lohnklassen : 



Tagelohn 


im Jahre 
1892 


im Jahre 

1894 


bis 2 Mark 


5,3 


2,2 


über 2 „ 3 „ 


17,9 


16,5 


r> 3 „ 4 „ 


45,8 


44,0 


« 4 „ 5 „ 


24,3 


29,3 


„ 5 Mark 


6,7 


8,0 



Demnach sind fast die Hälfte der Möbeltischler zu einem 
Tagelohn von 3 bis 4 Mark beschäftigt, im Jahre 1892 45,8 
und im Jahre 1894 44,0 Prozent, über 2 bis 3 Mark im 
Jabre 1892 17,9 gegen 16,5 Prozent im Jahre 1894, und 
über 4 bis 5 Mark 24,3 gegen 29,3 Prozent im Jahre 1894. 
Da bei 23,2 Prozent der Tischler der Lohn sich unter 3 Mark, 
bei 24,3 Prozent über 4 Mark stellt, so dürfte sich der durch- 
schnittliche Lohn bei den Tischlern, die mehr in fabrikmässigen 
Betrieben beschäftigt sind, auf täglich 3 bis 4 Mark stellen 
oder auf wöchentlich 18 bis 24 Mark. Gegen die Durch- 
schnittslöhne in den achtziger Jahren scheint er also nicht ge- 
stiegen zu sein. 

Ueber die Beschäftigungsdauer der Möbeltischler in den 
beiden Jahren giebt folgende Tabelle eine Uebersicht. 

100 Tischler verteilen sich nach nebenstehender Beschäftigungsdauer 

in ein und demselben Betrieb: 




über 300 



Zusammen 
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Demnach währte nur bei 15,2 Prozent im Jahre 1892 
und bei 12,4 im Jahre 1894 die Beschäftigungsdauer der 
Tischler in einer Stellung über 300 Tage, im Maximum waren 
26,4 bezw. 25,5 Prozent nur 50 Tage beschäftigt, es folgen 
dann 24,0 bezw. 23,8 Prozent mit einer Beschäftigungsdauer 
von 251 bis 300 Tagen. Dem Statistischen Jahrbuch von 1894 
ist über die Beschäftigungsdauer der Tischler noch die be- 
merkenswerte Thatsache zu entnehmen, dass von den 5698 
Tischlern 4820 nur einmal, 704 nur zweimal, 135 dreimal, 
24 viermal, 15 fünfmal die Beschäftigung in demselben Be- 
triebe begonnen hatten. 

Neuerdings giebt die Statistik der Berliner Gewerkschafts- 
kommission den Wochen verdienst der Tischler auf 19,50 Mark 
bei 9 y 2 ständiger Arbeitszeit an. Es wird von 20 Prozent der 
Tischler auf Zeitlohn, von 80 Prozent auf Akkordlohn gearbeitet. 
Anfang 1896 traten die Tischler mit folgenden Forderungen 
in die Lohnbewegung: Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit 
auf 52 Stunden und Erhöhung der üblichen Minimalabschlags- 
zahlung von 18 bis 21 Mark pro Woche mit prozentualem 
Lohnzuschlag. Am 8. März konnte der Streik offiziell für 
beendet gelten, da die meisten Tischler zu den neuen Bedin- 
gungen arbeiteten. Auf Privatanfragen teilen Arbeitgeber von 
Bau- und Möbeltischlereien mit, dass Gesellen pro Tag bei 
ihnen 4 bis 6 Mark verdienen bei 8 bis 9stündiger Arbeitszeit, 
Werkmeister 5 Mark. 

Die Gesellenlöhne der Böttcher betrugen nach den Er- 
mittelungen des Statistischen Amts 1881 bis 1889 etwa 18 Mark 
pro Woche, 1891: 21 Mark, nach Innungsangaben 22,50 
Mark. Die Löhne der Böttcher in Brauereien und grösseren 
Werkstätten werden von Gesellen selbst für 1891 auf 27 Mark 
pro Woche angegeben. Nach dem weiter unten mitgeteilten 
Material der Brauereiberufsgenossenschaft verdiente innerhalb 
derselben der dritte Teil der Böttcher 5 bis 5,50 Mark täglich, 
also 30 bis 33 Mark wöchentlich, über ein Viertel 33 bis 36 
Mark, sonst ein Zehntel noch über 36 Mark, der Rest 24 bis 
27 Mark (10 Prozent) und 27 bis 30 Mark. 
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Ueber die Lohn Verhältnisse der Feinmechanik in Berlin 
einschliesslich einiger grosser Charlottenburger Betriebe liegen 
für die Jahre 1891, 1892 und 1893 die Veröffentlichungen 
des Statistischen Amts nach dem Material der Berufsgenossen- 
schaft vor, 1891 für 15 369, 1892 für 21 356, 1893 für 
22 211 männliche Arbeiter. 

Folgende Tabelle giebt über die Lohnklassen für die 
Jahre 1891/1893 eine Uebersicht. 

Von je 100 Arbeitern befanden sich in nebenstehenden Lohnklassen: 



Pro Tag 
(Mark) 


1891 


1892 


1893 


bis 3 


24,2 


24,7 


24,6 


3 „ 5 


56,7 


56,7 


55,2 


über 5 


1(3,4 


16,2 


19,0 


nicht angegeben 


2,7 


2,4 


1,2 


Zusammen 


! 100,0 


100,0 


100,0 



Für die Arbeiter scheint demnach in der ganzen Industrie 
der Feinmechanik im allgemeinen von 1891 zu 1892 ein 
Gleichbleiben, von 1892 zu 1893 eine Erhöhung der Löhne 
stattgefunden zu haben. In den einzelnen Zweigen jedoch 
treten Verschiedenheiten hervor, welche diese Verbesserung auf 
die Telegraphenbau-, Gewehrfabriken u. dgl. beschränken. 



Von 100 Arbeitern untenstehender Industrieen befanden sich in 
nebenstehenden Lohnklassen : 



Pro Tag 
(Mark) 


in der Metall- 
echrauben- 
fabrikationu.s.w. 


beim Tele- 
graphen- und 
Telephonbau 


in der elektro- 
technischen 
Industrie u. s. w. 


in der Gewehr- 
u. Instrumeqten- 
fabrikation 


1891 ! 1892 


1898 


1891 ] 1892 1893 


1891 


1892; 1893 


1891 1892; 1893 


bis 3 
über 3 „ 5 

n 5 
nicht angegeb. 


i 1 

1 31, 7^40,4 
60,5 51,2 
7,4| 7,6 
0,4 0,8 


__ 

40,4 
53,6 
6,0 

• 


22,3 
57,0 
15,0 
5,7 


24,318,3 
57,9 62,4 
12,ljl6,6 
5,7, 2,7 


• 


21,7 
50,3 
18,6 
0,4 


25,3 
53,3 
21,3 
0,1 




20,5 17,3 
53,8 53,4 
20,8 25,8 
4,9 3,5 


Zusammen 


100,0 1 100,0 ! 100,0 

' 1 1 


100,0 


ioo,oj 100,0 . 


100,0 100,0 


• 100,0 


100,0 
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In diesem Industriezweig lagen auch die Altersangaben 
vor. Hiernach entfielen 41 bis 42 Prozent auf das Alter von 
20 bis 30 Jahren. Wie die Altersklassen sich auf die Lohn- 
klassen verteilen, zeigt folgende Tabelle für 1893. 



Je 100 beschäftigte Personen der nachstehenden Altersklassen 



Tage- 


52 


1 


8 

t 


f— , 

1 


3 
1 


5 


us 
-r 


3 
i 




S 

l 




o 
1 


U5 
I- 

1 


e< 
a 


lonn 


00 

3 


— 


[ 




S 






« 








© 


•s 
















Jahr 












£ 


(M*rk) 




verteilen sich auf die vorstehenden 


Lohnklassen 






his 1 


40,4 


11,9 


0,4 


0,1 


0,1 




0,1 


0,2 












2,9 


1-1,50 


27,8 


9.9 


1,1 


0,3 


0,2 


0,2 


0,1 


0,2 


0,6 




1,2 






2,6 


1,50-2 


11,4 


16,0 


2,9 


1,0 


0,4 


0,4 


0,5 


0,3 




1,5 


1,2 




7,7 


3.7 


2-2,50 


5,1 


16,3 


8,6 


2,1 


1,7 


l.< 


1,5 


2,4 


1,5 


3,4 




8,1 


23,0 


5,5 


2,50-3 


6,5 


15,3 


15,1 


8,9 


5,9 


5,1 


5,1 


4,6 


6,5 


8,3 


8,2 


8,1 


7,7 


9,8 


3-4 


0,5 


17,0 3tf,9 


32,5 


28,6 


25,6 


27,7 


30,6 29,4 


39,3 36,5 


37,9 


30,8 28,8 


4—5 , 




6,2 


24,8 31,9 


a*,5 


36,4 


38,4 


32,0 


33,2 


24,3 21,2 


24,3 


15,4 26,5 


5—6 ; 




1,2 


7,916,5 


17,4 


19,3 


18,8 


15,9 


16,4 


12.6 


18,8 


16,2 


15,412,4 


über 6 ! 




0,1 


1? 


<),, 


11,2 


11,3 


12,8 


13,S 


12,4 


10,6 


12,9 


5,4 




6,6 


o. Ang. 


8,3 


6,1 


0,5 




- 


- 
















1,2 



Demnach zeigt sich ein regelmässiges Steigen des Lohnes 
mit dem Alter bis zur Klasse 35 bis 40 Jahr. Von den in 
diesem Alter stehenden Arbeitern verdienten 67 Prozent mehr 
als 4 Mark täglich. Die späteren Altersklassen zeigen ein 
allmähliches Herabgehen dieses Anteils bis auf 30,8 Prozent 
im Alter von 70 bis 75 Jahr. Von den jugendlichen Arbeitern 
bis 16 Jahren verdienten 68,2 Prozent einen Tagelohn bis 
1,50 Mark. Der Tagelohn bis 1 Mark wurde im Alter bis 
16 Jahr von 40,4 Prozent, im Alter von 16 bis 20 Jahr noch 
von 11,9 Prozent der Beschäftigten verdient. Der höchste 
Verdienst über 6 Mark war im Alter von 45 bis 50 Jahren 
mit 13,8 am meisten vertreten. 

Eine vergleichende Uebersicht über die Beschäftigungs- 
dauer der Arbeiter in der Feinmechanik überhaupt und den 
vier in Rede stehenden speziellen Industriezweigen der Fein- 
mechanik für die Jahre 1891 bis 1893 ist in folgenden 
Tabellen enthalten: 
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Es waren beschäftigt Prozent der Arbeiter — Tage: 


bis 50 


51-100 


101—150 


15J-200 


201-250 


251-300 


Uber 300 


Zeit nicht 






Feinmechanik überhaupt. 








1891 


23,7 


16,2 


10,0 


6,8 


6,4 


25,9 


11,0 





1892 


20,3 


14,7 


9,6 


8,6 


7,3 


25.4 


14,1 





1893 


22,3 


14,9 


11,6 


8,4 


7,0 


25,8 


9,6 


0,4 






Mctallechraubenfabrikation. 








1891 


28,9 


14,7 


10,8 


6,8 


6,2 


27,5 


5,0 


0,1 


1892 


32,5 


15,9 


6,2 


6,6 


6,0 


23,8 


9,0 


— 


1893 


36,0 


18,4 


9,0 


7,1 


5,5 


19,6 


4,4 


— 






Telegraphen- u 


nd Telephon bau. 






1891 


26,7 


16,6 


10,7 


7,1 


5,9 


22,3 


10,7 


— 


1892 


19,1 


15,1 


10,1 


8,9 


8,7 


22,7 


15,3 


0,1 


1893 


30,1 


20,0 




- <■» 
o,0 


5.8 


16,8 


10,4 


0,1 








Elektrotechnik. 










1892 


20,5 i 


14,9 


9,1 


6,2 


5,9 


24,5 


18,9 




1893 


23,0 , 


14,6 


8,8 


6,6 


6,9 


26,6 


12,7 


0,8 




Gewehr- und Instrumentenfabrikation. 






1892 


17,7 


15,7 


12,1 


13,6 


9,7 


22,8 


8,4 




1893 


15,5 


14,1 


18,8 


13.3 


8,2 


22,5 


7,3 


0,3 



Von den vier speziellen Industriezweigen der Feinmechanik 
findet sich das zahlreichste ständige Stammpersonal in der 
elektrotechnischen Industrie 43,4 bez. 39,3 Prozent über 250 
Tage lang in demselben Betriebe Beschäftigte in den Jahren 
1892 und 1893. In der Gewehrfabrikation sind 31,1 bez. 
29,8 Prozent mehr als 250 Tage lang in demselben Betrieb 
beschäftigt gewesen, und in dieser Industrie ist der Anteil 
der geringsten Beschäf tigungsdauer - Klasse (bis 50 Tage) am 
niedrigsten: 17,7 bez. 15,5 Prozent. Das geringste ständige 
Personal und die zahlreichsten ganz Unbeständigen, die nur 
bis 50 Tage auf einer Stelle bleiben, hat die Industrie der 
Metallschrauben-Fabrikation aufzuweisen. 

Eine Kombination der Lohnklassen mit den Klassen der 
Beschäftigungsdauer, welche sich auf die Feinmechanik über- 
haupt für das Jahr 1893 bezieht, giebt folgende Tabelle: 
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Tagelohn- 
klassen 

(Mark) 


In den vorbezeichneten Lohnklasscn waren unter 100 Arbeitern 

beschäftigt — Tage: 


1-50 


öl— MO 


101-150 151—200| 201—250 


251 -300, über 300 


nberh. 


bis 1 

1— 1,50 
1,50-2 

2— 2,50 
2,50—3 

3— 3,50 
3,50—4 

4- 5 

5- 6 
über 6 

ohne Ang. 
überhaupt 


14,9 

37,8 
36,6 
43,5 
40,5 
34,4 
25,7 
12,0 
8,1 
5,6 
6.0 


14,4 
17,8 
20,7 
17,3 
17,7 
17,4 
17,2 
13,5 
10,4 
7,7 
13,8 
14,9 


4,6 
7,9 
11,5 
10,8 
8,9 
11,0 
10,8 
15,3 
12,7 
8,0 
3.7 
11,6 


7,7 
6,1 
6,5 
7,9 
8,2 
6,7 
7,0 
10,7 
9,7 
6,8 
6,3 
8,4 


11,3 
6,8 
7,8 
6,1 
5,9 
5,7 
7,0 
7,2 
7,1 
7,6 

14,6 
7,0 


44,9 
22,6 
15,5 
12,3 
14,2 
15,3 
20,4 
28,9 
36,1 
49,6 
53,7 
25,8 


2,2 
1,0 
1,4 
1,8 
4,3 
9,1 
11,0 
11,9 
15,6 
14,5 
0,4 
9,6 


0,3 
0,3 
0,4 
0,9 

0,5 
0,3 
0,2 
1,5 
0,4 



Die Arbeiter mit einer Beschäftigungsdauer bis 50 Tage 
waren demnach im Maximum in der Lohnklasse 2,00 bis 2,50 
. Mark beschäftigt, für die höheren Lohnklassen macht sich in 
dieser Beziehung ein stetiges Sinken des Prozentsatzes be- 
merkbar. Die Klasse der länger als 250 Tage in einem Be- 
triebe beschäftigten Arbeiter zeigt die entgegengesetzte Ver- 
teilung. 

Für das Jahr 1895 sind auf dem städtischen Statistischen 
Amt die seitens der Berufsgenossenschaft für Edel- und Un- 
edelmetallindustrie ausgefüllten Zählblätter einer Auszählung 
unterworfen und veröffentlicht worden. Sie betreffen 18 800 
Arbeitnehmer in der Edel- und Unedelmetallindustrie, darunter 
16 257 männliche Arbeiter, auf deren Behandlung wir uns be- 
schränken. Hier konnte auch die Stückarbeit besonders berück- 
sichtigt werden. 

Für Stücklohn arbeiteten in der ganzen Metallindustrie 
42,65 Prozent des Personals, im Maximum 55,1 Prozent in 
der Bronzewaren- und Lampenfabrikatiou. Die Löhne der 
Arbeiter stellten sich, wie die nachstehende Tabelle zeigt, am 
höchsten in der Bronzewaren- und Lampenfabrikation, am 
niedrigsten in der Knopf fabrikation. 
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Lobnklasse 

(Mark) 


1 

CO "3 «M 

0 » 


1 

i Knopf- ! 
j fabrikcn 


VA 

§88. 


i 

j Metall- 
warenfabrik. 


r 

bei: ? 
5 C «3 5 
«S •!? -3 


15 'C 
53 J-g 
8 2"g 

CO 


Sonstige : 
Betriebe 


_ «a .« _ 

S 0 


Von je 100 Arbeitern standen in vorstehenden Lohnklassen: 


bis 3 


30,46 


47,12 


26,70 


32,72 


35,62 


28,95 


31,57 


30,66 


3-5 


48,73 


45,89 


53,39 


54,67 


54,20 


63,30 


60,12 


54,38 


5-8 


19,09 


6,99 


19.09 


11,86 


9,64 


7,06 


7,83 


14,18 


8 und mehr 


1,72 




0,82 


0,75 


0,54 


0,69 


0,48 


0,76 



Von je 100 für Stücklohn arbeitenden Männern standen in 
vorstehenden Lohnklassen: 



bis 3 


15,83 


41,73 


12,74 


19,16 


16,19 


15,30 


10,59 


15,55 


3-5 


54,80 


49,60 


58,28 


63,75 


64,92 


72,80 


68,21 


60,92 


5-8 


27,68 


8,66 


28,61 


16,77 


18,62 


11,90 


21,20 


23,14 


8 und mehr 


1,69 




0,37 


0,32 


0,27 






0,39 



Ferner bezogen sich die vorgenommenen Auszählungen teils 
auf die Arbeitsstellung, teils auf die Art der Beschäftigung. Hier 
sollen nur die gelernten Arbeiter Berücksichtigung finden. 

Bezüglich der Lohnsätze haben sich folgende Resultate 
ergeben : 

Von je 100 Beschäftigten standen in vorstehenden Lohnklassen : 



Lohnklasse 

(Mark) 


Meister 
u. 8. w. 


Gesellen 


§> 

c 

"C 
ja 


Ziseleure 


Dreher 


Drücker 
... 


Former 


Gürtler 


u 

41 

s 


bis 3 


0,3 


13,4 


99,9 


11,8 


9,4 


8,4 


6,5 


16,2 


9,4 


über 3—5 


! 11,7 


70,4 


0,1 


72,1 


66,1 


64,3 


71,8 


66,3 


73,2 


„ 5-8 


; 64,8 


15,8 




16,1 


24,4 


26.9 


21,7 


17,5 


16,9 


n 8 


23,2 


0,4 








0-4 






0,4 






bei Stücklohnarbeit : 










bis 3 




10,1 


100,0 


4,3 


7,5 


7,5 


5,8 


14,3 


9,4 


über 3-5 


16,7 


61,5 




72,2 


64,4 


60,0 


71,7 


65,9 


67,9 


5-8 


58,3 


27,7 




23,5 


28,1 


32,0 


22.5 


19,8 


22,1 


n 8 


25,0 


0,7 








0,5 






0,6 



Hierbei sei bemerkt, dass mit den Meistern und Werk- 
führern Techniker und Monteure, mit den Ziseleuren die Graveure, 
und mit den Drückern die Presser zusammengruppiert sind. 
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Danach stehen die Drücker und Presser am höchsten im 
Lohn, die Gürtler am niedrigsten. Von den Ziseleuren und 
Graveuren arbeiteten 45,1, von den Drehern 81,0, von den 
Drückern 67,8, von den Formern 74,5, von den Gürtlern 72,4, 
von den Klempnern 66,7 Prozent vorwiegend für Stücklohn, 
und zwar erzielten sie höhere Löhne als bei der Zeitarbeit. 

lieber die Dauer der Beschäftigung nach der Arbeits- 
stellung giebt folgende Tabelle eine Uebersicht: 



Von je 100 Arbeitern nebenstehender Bezeichnung betrug die 
Dauer der Beschäftigung — Tage: 



Arbeitsstellung, 
Art der 



Beschäftigung 


bis 50 


51-100 


101-150 


151-200 


201-250 


251-300 


Ober 300 




1,8 


3,5 


4,9 


2,9 


4,8 


52,0 


30,0 


Gesellen .... 


27,5 


13,2 


7,0 


5,0 


6,6 


27,5 


13,2 


Lehrlinge .... 


5.4 


15,9 


5,4 


6,7 


12,4 


30,0 


24,2 


Ziseleure .... 


23,5 


9,0 


6,0 


4,3 


10,2 


37,6 


9,4 




19,2 


10,2 


• 7,4 


6,0 


9,1 


42,1 


6,0 




'■ 28,6 


11,3 


7,3 


5,5 


7,0 


33,3 


7,0 




28,4 


17,6 


7,6 


6,3 


7,6 


25,5 


7,0 




30,0 


13,7 


7,3 


4,6 


8,4 


30,0 


6,0 


Klempner .... 


24,9 


14,0 


6,6 


4,4 7,2 


32,2 


10,7 



Die grösste Beständigkeit findet sich naturgemäss bei den 
Meistern, die auch den höchsten Lohn bezogen. Bei den Lehr- 
lingen sind 21,3 Prozent nur 100 Tage beschäftigt gewesen. 
Von den Ziseleuren und Graveuren haben 47,0 Prozent, von 
den Klempnern 42,9, von den Drehern 48,1, von den Formern 
32,5, von den Drückern und Pressern 40,3 Prozent mehr als 
250 Tage in einem Betriebe gearbeitet. 

Die Kombination der Beschäftigungsdauer mit der Lohn- 
höhe ergiebt auch in dieser Lidustrie, dass, je höher die Lohn- 
stufe ist, um so grösser auch die Beständigkeit des Personals. 

In der Statistik über die Fuhrwerks- und die Strassen- 
bahn-Berufsgenossenschaft aus dem Jahre 1895 werden über 
122 bez. 131 Schmiede Mitteilungen gemacht Die Tage- 
löhne dieser bewegen sich zumeist zwischen 3,00 und 4,50 Mark 
bez. 4,00 und 5,50 Mark. Von den 256 Schlossern, die in 
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der Strassenbahn-Berufsgenossenschaft beschäftigt waren, lag der 
Tagelohn zumeist zwischen 3,00 und 5,00 Mark, und bei den 
62 Stellmachern zwischen 3,00 und 4,25 Mark. Nachfragen 
bei einzelnen Arbeitgebern ergaben für die Gegenwart: 

Gewerbe: Fabrik für Gas-, Wasserleitungs- und Kanalisationsanlagen. 
Löhne: Gesellen: 0,45 bis 0,50 Mark pro Stunde. 
Arbeitszeit: 10 stündig. 
Nähmaschinenfabrik : 

Lehrling: 0,10 bis 0,15 Mark pro Stunde. 
Geselle: 0,30 „ 0,50 „ n „ 
Meister: 0,75* pro Stunde. 
Arbeitszeit: 10 stündig. 

Wie in beiden letzteren Angaben, so war auch im all- 
gemeinen die Arbeitszeit in der Edel- und Unedel metallindustrie 
für das Jahr 1893 auf 10 Stunden angegeben. 

Ueber die Lohn Verhältnisse in den Berliner Druckereien 
liegen für die Jahre 1887, 1892 und 1893 die Veröffentlichungen 
der Buchdruckerberufsgenossenschaft vor: 



Grössenklasse der 


Arbeitslohn pro Kopf 


im Jahre 


Betriebo 


1887 


im 


1893 




Mark 


Mark 


Mark 


1 bis 10 Arbeiter 


658 


728 


736 


11 „ 20 ff 


847 


953 


895 


21 „ 40 „ 


931 


1092 


1 102 


41 „ 60 „ 


1 056 


1 155 


1 157 


61 „ 100 „ 


; 1 164 


1210 


1 229 


101 „ 150 „ 


1 332 


1559 


1513 


151 „ 200 „ 


1 170 


1428 


1389 


201 „ 300 


1468 


1 401 


1392 


mehr als 300 
überhaupt 


1266 


1 241 


1265 


1075 


1 182 


1 181 



Hiernach hat sich der durchschnittliche Arbeitsverdienst 
eines Beschäftigten in Berlin von 1887 zu 1892 infolge der 
Erhöhung der Tarifsätze für Gehülfen um 106,50 Mark erhöht; 
von 1892 zu 1893 ist der Lohn gleich geblieben. Die niedrigsten 
Löhne wurden in den kleinsten Betrieben bezahlt, die höchsten, 
1332 Mark jährlich im Jahre 1887 und 1513 im Jahre 1893 
in den Betrieben mit 101/150 Arbeitern. 
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Anderes Material bietet die Berliner Gewerkschaftskommission 
für das Jahr 1895. In der Buchdruckerei wird der Verdienst 
auf 25,65 Mark wöchentlich und 1000,35 Mark jährlich an- 
gegeben, in der Schriftgiesserei betrug er 30 Mark bez. 1470 Mark 
bei $ l / 2 - bez. 9 stündiger Arbeitszeit Die Buchdruckereihilfs- 
arbeiter verdienten wöchentlich 18 Mark bei 9 stündiger Arbeits- 
zeit. Die Berliner Buchdrucker traten im Jahre 1896 in eine 
Lohnbewegung ein, welche eine Verbesserung der Tarifverhält- 
nisse bezweckte. Die Arbeitszeit sollte um 1 / 2 Stunde verkürzt 
und die Grundtausendpreise um 2 Pfg. erhöht werden. Dieser 
neue Tarif wurde in den meisten Druckereien Berlins am An- 
fang Mai 1896 eingeführt. Auch die Buchdruckereihilfsarbeiter 
erstrebten die gleiche Arbeitszeitverkürzung und sonstige Ver- 
günstigungen, die sie zumeist auch durchsetzten. 

Für die Arbeiterinnen hat der Bund der Berliner Buch- 
druckereibesitzer (Innung) im November 1896 bei einer 9- bis 
9 V 2 stündigen Arbeitszeit folgende Löhne festgesetzt: 

für Lehrmädchen 6 Mark pro Woche, nach je 4 Wochen 1 Mark Zulage 



Extrastunden wurden mit einer Zulage von 5 Pfg. pro Stunde bezahlt. 

Zu den Gewerben, die am wenigsten von der modernen 
Lohnbewegung berührt wurden, gehört das Berliner Schlächter- 
gewerbe. Die Löhne der Schlächter sind bei freier Wohnung 
und Kost zu verstehen. Nach den Ermittelungen des Statisti- 
schen Amts der Stadt belief sich der Wochenlohn eines Schlächter- 
gesellen im Jahre 1885 auf 10 Mark, in den Jahren 1886 und 
1887 auf 11,50 Mark. Für das Jahr 1888 wird nach der Orts- 
krankenkasse der Schlächter der Wochenlohn auf 9 Mark an- 
gegeben und ebenso hoch für das Jahr 1891. Nach Privat- 
ermittelungen stellt sich gegenwärtig der Lohn der ersten Ge- 
sellen bez. der Werkmeister auf wöchentlich 18 bis 27 Mark, 
des zweiten Gesellen auf 13,50 bis 15,00 Mark und der ge- 
wöhnlichen Gesellen auf 10 bis 12 Mark. Die volle freie 



bis 8 Mark 



„ Bogenfängerinnen 
„ Anlegerinnen . . 
., Punktiererinnen . 



12 
15 



n 8 „ 
r> 13 „ 

„ 16 „ 
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Station wird mit 1,50 Mark pro Tag berechnet. Im allgemeinen 
ist die tägliche Arbeitszeit keine bestimmte, nur die Sonntags- 
arbeit ist im allgemeinen auf 3 Stunden beschränkt. 

Die Lage der Bäcker unterscheidet sich nicht, viel von 
der der Schlächter. Auch bei ihnen sind die Wochenlöhne bei 
freier Wohnung und Kost zu verstehen. Für die Jahre 1885, 
1886 und 1887 wird der Wochenlohn auf 9,55 bez. 10,65 
bez. 9,90 Mark angegeben. Für das Jahr 1891 wird der 
durchschnittliche Lohn eines Werkmeisters auf 12 Mark, des 
Kneters auf 9 und des dritten und vierten Gesellen auf 7 Mark 
angegeben. Nach Privatermittelungen beträgt der Wochenlohn 
gegenwärtig für den Werkmeister 14 bis 20 Mark, des ersten 
Kneters 10 bis 14 Mark, des dritten Gesellen 7 bis 10 Mark 
und der anderen Gesellen nur 6 bis 9 Mark. Der Werkmeister 
kann in manchen Bäckereien noch auf Trinkgelder rechnen, 
die ihm aus dem Backen von Kuchenteig, den das Publikum 
selbst bereitet hat, fliessen und vor den Festen sich manchmal 
auf 90 Mark belaufen sollen. Lohnkämpfe haben dem Bäcker- 
gewerbe wenig Vorteil gebracht. Die übermässige Arbeitszeit 
ist bekanntlich neuerdings durch behördliches Eingreifen ein- 
geschränkt worden. 

Aus der Brauerei- und Mälzerei-Beruf sgenossen- 
schaft wurde für 1895 ein reichhaltiges lohnstatistisches Ma- 
terial gewonnen (vgl. Statist. Jahrb. d. Stadt f. 1895), dessen 
wesentliche Ergebnisse folgende sind : 





Von 100,0 entfielen auf nach- 




davon 


Proz. 




stehende LohnklasRen (u. unter- 




in ein u.dem- 


ArbeitoBtellung 


gärige, o. -. 


= obergärige Brauereien) 


Zahl der 


sclb. Betrieb 
beschäftigt 


bis 2,50 


9. 




über 

4,00-5,00 


*s " 


"s 


Per- 


i 


-3 

_ 


tt> —ft 

ö5 

CO 


SS 

__>o 


2 

Ö 


sonen 


Qb. 300 
Tage 


bis 3 
Tage 






0,1 


0,9 


24,2 


60,0 
14,1 


14,8 


• 1 104 


36,0 
49,3 
30,7 


2,5 






4,2 


35,2 


40,9 


5,6 
17,6 


71 








0,6 


0,6 


28,2 


53,0 


153 




{:. 




30,6 


58,3 


8,3 


2,8 
59,8 




36 


52,7 










1,0 


29,7 


9,5 


199 


46,3 


1,0 


Fahrpersonal, /u. 


0,9 




38,7 


26,0 


18,5 


14,3 


961 


52,8 


0,4 


ohne Mitfahr. ' ' ' \o. 


0,3 


5,5 


32,3 


24,8 


11,4 


25,7 


331 


50,2 


0,3 > 




21,7 


26,6 


41,0 


7,1 


0,4 


0,2 


522 


21,3 


0,6 


™«**™ {ö: 


10,0 


29,0 


53,0 


1,4 






145 


50,3 




Arbeiter \ ' j 

\o. , 


5,0 


20,2 


56,4 


16,4 


1,8 


Ö72 


1 000 


21,4 


8,0 


14,8 


15,10 


65,5 


2,9 


0,4 


1,4 


525 


33,1 


1,6 
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Darnach sind Brauer, Mälzer und auch Böttcher zu fast 
drei Vierteln mit über 5 Mark pro Tag gelohnt, ein nicht kleiner 
Teil sogar mit über 6 Mark, in den obergärigen (Weissbier-) 
Brauereien sind die Löhne allerdings niedriger. Weit geringer, 
in der Regel mit 3 bis 4 Mark, aber zu einem guten Teil 
noch unter 3 Mark sind die gewöhnlichen Brauereiarbeiter be- 
zahlt. Das eigentliche Fahrpersonal ohne die Mitfahrer gelangt 
ebenfalls zu einem recht hohen Verdienst, der allerdings zu 
gutem Teil auf Trinkgeldern und anderen Nebenbezügen beruht. 
Die letzteren sind überhaupt im Brauereibetriebe sehr ausgedehnt. 
Insbesondere erhalten fast alle Arbeiter einen Teil ihres Verdienstes 
in Freibier, so z. B. die Brauer in den untergärigen Brauereien 
10,8, in den obergärigen 6,7 Prozent ihres Verdienstes, die 
Mälzer in den untergärigen Brauereien 10,8 Prozent, die 
Böttcher 9,8, die Mitfahrer 8,1, das übrige Fahrpersonal 5,2 
Prozent. Aber auch Ueberstunden , Tantiemen, Sudgelder, 
Trinkgelder u. dgl. erhält der vierte bez. fünfte Teil der An- 
gestellten je nach der Arbeitszeit, beim Fahrpersonal sogar 
70 Prozent. Bei letzteren stellte dieser Bezug 37 Prozent des 
Lohnes dar (bei den Mitfahrern nur 7,5). Endlich ist ein sehr 
erheblicher Teil des Personals in Wohnung (bei den Brauern 
15,8 in den untergärigen, 33,8 Prozent in den obergärigen 
Brauereien, bei den Mälzern 19 Prozent), in Kost oder auch 
in Wohnung und Kost (Brauer 9,1 bez. 2,8, Mälzer 3,3 Prozent). 
Aber diese Bezüge, in Geld umgerechnet, machen nur einen 
kleinen Teil des Lohnes aus. Wird man auch gegen die 
anderen Nebenbezüge nichts einwenden können, so erscheint 
die Zahlung in Bier aus mehrfachen Gründen unstatthaft Das 
Liter wird zu etwa 15 Pfg. gerechnet, und täglich werden etwa 
1 bis 4 Liter gewährt. Wenn man die nicht unberechtigten 
Klagen über die Trunksucht sich vergegenwärtigt, erscheint 
schon von diesem Gesichtspunkt das Verfahren bedenklich. 

Im Schuhmachergewerbe ist der durchschnittliche Wochen- 
lohn seit 1882 nach und nach heruntergegangen, er betrug im 
September 1891 nur 12 Mark. Die Arbeitszeit betrug 13 bis 
14 Stunden mit 1 Stunde Pause. Der Schuhmacherstreik von 
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1894 war nur für die Schossarbeiter erster Klasse von Erfolg 
begleitet und steigerte ihren Wochenlohn auf 20 Mark. Nach 
der Statistik der Berliner Gewerkschaftskommission für das 
Jahr 1895 wird in der Schuhmacherei zu 10 Prozent bei Zeit- 
lohn, zu 90 Prozent für Akkord gearbeitet. Der Wochenlohn 
wird auf 13 bis 19 Mark angegeben, die Arbeitszeit bei den 
Fabrikarbeitern auf 10, bei den Handarbeitern auf 13 Stunden. 

Sehr schlimm liegen die Lohnverhältnisse in der Textil- 
industrie. In diesem Industriezweig herrscht das System der 
Akkordarbeit vor, so sehr, dass in den meisten Fallen feste 
Durchschnittssatze gar nicht zu erlangen waren. In den Jahren 
1881 bis 1891 schwankten die Löhne zwischen 12, 13,50 und 
15 Mark bei den Webern, bei den Tuchmachern von 8 bis 
15 Mark, und die niedrigsten Löhne scheinen im Jahre 1891 
gezahlt worden zu sein. Die Berliner Gewerkschaftskommission 
giebt für das Jahr 1895 an, dass 5 Prozent der Arbeiter bei 
• Zeit-, 95 Prozent bei Akkordlohn arbeiteten, und zwar ver- 
dienten die männlichen Fabrikarbeiter wöchentlich 16,50, die 
Handarbeiter 11 Mark bei 10- bezw. 12stündiger Arbeitszeit. 

Eigenartig sind die Verhältnisse im Gastwirtschafts- 
gewerbe, indem hier eine lange Arbeitszeit und infolge des 
Trinkgelderunwesens unsichere Lohnverhältnisse zusammenwirken. 
Sehr eingehend sind diese Zustände in den Drucksachen der 
Kommission für Arbeiterstatistik, also von amtlicher Stelle aus 
beschrieben.*) Hiernach wird als Beispiel eines der grössten 
Berliner Restaurants , der Ratskeller angeführt (Pachtsumme 
46 000 Mark). Die 25 Kellner in diesem Restaurant erhielten 
— was keineswegs Regel ist — noch ein kleines Gehalt von 
je 15 Mark monatlich, ihre Arbeitszeit betrug 16 Stunden, 
von 8 Uhr morgens bis 12 Uhr nachts. Jeder Kellner musste 
ausserdem täglich 15 Pfennige für den Serviettenleger, 10 Pfennige 
für den Messerputzer, 10 Pfennige für sein Bonbuch, zusammen 
etwa 10 Mark monatlich zahlen. Da er auch das Bier nicht 

*) Drucksachen der Kommission für Arbeiterstatistik No. 6, 1894: 
Erhebungen über die Arbeits- und Gehaltsverhältnisse der Kellner und 
Kellnerinnen. 

Hirschberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. 17 
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billiger erhielt als die Gäste, so rechnete der „Gastwirtsgehülfe", 
welchem Blatt die amtliche Drucksache die Data entnimmt, 
bei einem Tageskonsum des Kellners von 5 Glas pro Tag (zu 
15 Pfennigen), einen Reingewinn für den Gastwirt von 300 Mark 
aus Bier heraus, zu dem noch die obigen 250 Mark Gebühren 
kommen. 

Dies nur die Verhältnisse eine3 grossen Restaurants ! Ueber 
die allgemeine Lage giebt die amtliche Statistik auf Grund der 
Befragung von 225 Wirtschaften u. a. folgende Zahlen: 

Von 100 Personen hatten eine Arbeitszeit: 



Stunden Kellner Kellnerinnen KeUnerlehrl. 
bi8 12 7,0 18,0 — 

über 12 bis 14 3,6 70,0 11,2 

„ 14 „ 16 36,0 8,0 64,8 

r 16 „ 18 44,7 4,0 23,2 
„18 8,1 — 0,8 

Hierin sind allerdings die Pausen mitbegriffen, doch dauern 
diese in der Regel nur etwa eine Stunde. 

Nicht besser wie die Dauer ist der feste Lohn für die 



Es erhielten monatlich Gehalt: 




Gehalt 


Kellner 


Kellnerinnen 


bis 10 Mark 


9,8 Proz. 




über 10 bis 30 Mark 


55,8 „ 


0,5 Proz. 


über 30 Mark 


14,9 „ 




kein bestimmtes Gehalt 


9,5 „ 


99,5 „ 


dazu erhielten: 






Wohnung und Kost 


20,4 „ 




nur Kost 


48,6 „ 


85,0 „ 


teilweise Kost 


20,8 „ 


10,5 „ 


nicht Wohng., n. Kost 


9,5 „ 


4,5 „ 



Oft ist die Arbeitszeit noch länger, als oben angegeben, 
und dem gegenüber fällt es wenig ins Gewicht, dass dann und 
wann Ausgehtage bewilligt werden. Als besonders die Gesund- 
heit schädigend muss die lange Arbeitszeit bei den Lehrlingen 
angesehen werden, die in einem knabenhaften Alter in schlechter 
Luft eine ihre Kräfte häufig höchst anspannende Arbeit bis 
zu 18 Stunden täglich, ja oft noch länger verrichten müssen. 
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Was die Gehalts Verhältnisse betrifft, so geben die ange- 
führten Zahlen nicht den wirklichen Arbeitsverdienst, weil dieser 
in der Hauptsache aus Trinkgeldern besteht. Zur Aushülfe 
oder nur vorübergehend angenommene Kellner, und deren Zahl 
ist sehr gross, erhalten übrigens weder Gehalt noch Wohnung 
oder Kost, sondern sind ausschliesslich auf Trinkgelder ange- 
wiesen. Ein grosser Teil der Kellner ist verheiratet, sodass 
unter den ungünstigen Arbeitsverhältnissen auch die Ange- 
hörigen mit zu leiden haben. 

Recht elende Lohnverhältnisse herrschen zu einem grossen 
Teile in der Schneiderei. Nach früheren Angaben sollen 
ßch neidergesellen im Juli 1881 und Mai 1882 etwa 15 Mark, 
im Juli 1883 allerdings 18 Mark, in den nächsten Jahren 
12 Mark, dann wieder 15 und im September 1891 wieder nur 
12 Mark erhalten haben. Dabei ist noch zu berücksichtigen, 
dass der Lohn nur bei langer täglicher Arbeitszeit verdient 
wird, und durch die häufigen Arbeitsstockungen sich noch 
niedriger gestaltet. Es hängt dies mit der grossen weiblichen 
Konkurrenz und den zahlreichen kleinern selbständigen Schneider- 
meistern zusammen. Schon Dronke berichtet in seinem oben 
zitierten Buche aus Mitte der vierziger Jahre, dass die kleinen 
Schneidermeister blos auf die Möglichkeit hin arbeiten, ihre Arbeit 
am Ende der Woche zu Geld zu machen, weil sie die Aus- 
lagen dazu auf Kredit genommen haben und nun neuen Kredit 
brauchen. Damals sollen in Berlin etwa 4000 selbständige 
Schneider gewesen sein, wovon zwei Drittel ohne ausreichende 
Bestellungen. Dagegen hätten 206 Kleiderhändler bestanden, 
die alles billig aufkauften. 

Inzwischen ist ja das Uebergewicht der Händler noch 
ungleich grösser geworden, zwischen sie und den Arbeiter, 
in der Regel Heimarbeiter, haben sich die Zwischenmeister ge- 
schoben, welche man unrichtiger Weise für die elenden Zu- 
stände der Lohn- und Arbeitsverhältnisse verantwortlich und 
mit dem Schlagwort Schweisstreiber verächtlich machte. Es 
sollen dies nach der gegnerischen Schilderung Leute ohne 
Kenntnis der Branche sein, die sich nur von dem Schweisse 

17* 
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der Arbeiter nähren, und die nichts thun als die ihnen vom 
Konfektionär übergebenen Aufträge unter die Arbeiter zu ver- 
teilen. Dies soll verhütet werden, wenn die Konfektionäre 
Fabriken alias Betriebswerkstätten einrichten und nun wieder 
direkt mit dem Arbeiter verkehren. 

Unseres Erachtens hat diese Forderung keinerlei Aussicht 
auf Erfolg. Der Zwischenmeister ist eine volkswirtschaftliche 
Stufe zwischen Arbeitern und Arbeitgebern, die sich genau so 
berechtigt und unberechtigt entwickelt hat, wie auf dem Gebiete 
des Handels der Agent zwischen Verkäufer und Käufer, und 
die Behauptung, dass es sich bei den Schneidermeistern um 
nichtsachverständige Personen handelt, heisst den Konfektio- 
nären ein Zeugnis der Dummheit ausstellen, das sie um so 
weniger verdienen, als sie ihrem Industriezweig in Berlin gerade 
mit Hülfe der Zwischenmeister zu grosser Blüte verholfen haben. 
Die letzteren vergeben die Arbeit, müssen die geeigneten 
Arbeiter aussuchen, nehmen die Arbeit ab, müssen sie also 
beurteilen können, der Konfektionär aber hat den Vorteil, nur mit 
einer Person zu verhandeln statt mit vielen Hunderten, ja 
Tausenden. Das Letztere ist auch der Grund, warum er sich 
gegen die Einrichtung von Betriebswerkstätten so energisch 
sträubt. Diese sollte nicht er errichten, sondern die Arbeiter- 
schaft, und überhaupt sollte man den Arbeitern hülfreich 
sein, dass sie selber auf genossenschaftlicher Basis zum Be- 
trieb einer Werkstätte mit Umgehung des Zwischenmeisters 
bez. Annahme eines solchen als Beauftragten und Leiters über- 
gehen; so liesse sich mancher in der Konfektion beklagte Miss- 
stand beseitigen, und vor allem der elende Lohn erheblich 
erhöhen. Der Verfasser hat dies in Nr. 31 der „Sozialen 
Praxis" vom 17. September 1896 näher ausgeführt. 

Kehren wir zu den Lohnverhältnissen in der Konfektion 
zurück, so waren nach früheren amtlichen Untersuchungen des 
Reichskanzlers im Jahre 1879 über die Lohnverhältnisse der 
Arbeiterinnen in der Wäschefabrikation und Konfektion*) die 

*) Vgl. Drucksachen des Reichstags No. 83, 7. Legislaturperiode 
I. Session 1887. 
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Verhältnisse sehr traurig. Eine Wäschearbeiterin verdiente am 
Anfang 5 Mark, eine geübte bis zu 15 Mark; in der Fabrik 
arbeitete sie 9 Stunden, und da im Stücklohn gearbeitet wurde, 
pflegte die Thätigkeit zu Hause fortgesetzt zu werden, es sei 
denn, dass die Arbeiterin in Schlafstelle war, also keinen Raum 
zur Verfügung hatte. Der Verdienst wurde durch die Auslagen 
noch um 6 bis 8 Prozent geschmälert. Der Bedarf an Arbeits- 
kräften wurde durch grossen Zuzug junger Mädchen von ausser- 
halb gedeckt, welche mit Gesindedienst anfangen und „von der 
Sucht nach Freiheit und Vergnügen getrieben", später die 
Fabrik aufsuchen. Die Arbeiterinnen wohnten zum grossen 
Teil in Schlafstellen für 4 bis 6 Mark monatlich. Ihre Aus- 
gaben pro Tag waren ausserdem folgende: 



für Schlafetelle und Kaffee 20 Pfennig, 

„ 2. Frühstück (Butterbrot) 15 

„ Mittagessen (Eestauration .Volksküche) 30 „ 

,, Vesper 15 „ 

„ Abendessen 20 „ 

„ 2 Flaschen Bier 20 „ 



Zusammen 1,20 Mark. 

Dies macht für 7 Tage 8,40, während der Verdienst sich 
auf 12 bis 15 Mark für 6 Tage, aber doch auch oft bei weitem 
noch nicht auf 8,40 Mark belief. Prostituierte Dirnen, so be- 
merkt der amtliche Bericht, seien unter den Arbeiterinnen nicht 
zu finden, jedoch habe fast jede ihren Bräutigam oder Lieb- 
haber, der sie in Tanzlokale oder zu Landpartien führe. Die 
Unterhaltung in der Fabrik bestehe fast nur aus der Erzählung 
solcher Erlebnisse. 

Noch schlechter waren die Verhältnisse in der Konfektion. 
Ungeübte Mäntelarbeiterinnen brachten es nur auf 4 bis 5 Mark 
wöchentlich, geübte nur auf 8 bis 9 Mark. Dabei dauerte die 
Periode der Mäntelanfertigung nur 4 bis 5 Monate im Jahr. 

Ueber die Löhne in neuerer Zeit hat dann auf Anlass 
der Kommission für Arbeiterstatistik wiederum eine amtliche 
Enquete stattgefunden, welche keine günstigeren Ergebnisse zu 
Tage gefördert hat. Aus den umfangreichen Drucksachen heben 
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wir als bezeichnend die Aussage eines Zwischenmeisters her- 
vor*), wonach eine verheiratete Heimarbeiterin von 5 Uhr 
morgens bis 7 Uhr abends, also 14 Stunden ohne Pause 
arbeitete, erst dann mit ihrem Mann eine richtige Mahlzeit ein- 
nahm. Ihr Mann hatte, wie viele andere, dann Dicht gestattet, 
weiter zu arbeiten, wenn er aber — was öfter geschah — 
nicht nach Hause kam, arbeitete sie auch die Nacht durch. 

Die Arbeitszeit der Näherinnen überhaupt schwankt in 
Berlin zwischen 12 und 17 Stunden. Wäschenäherinnen er- 
hielten 10 bis 15 Mark wöchentlich. Der Nettoverdienst im 
Jahre soll 500 bis 550, nach Feig**) 550 Mark (wöchentlich 
11,15 Mark) betragen haben, bei Fabrikarbeiterinnen der Wäsche- 
branche etwas mehr, 570 Mark bei zehnstündiger Arbeitszeit. 

Nach den Ermittelungen von O. Weigert (in der Beilage 
zu Nr. 6 des „Gewerbegerichts" vom 3. September 1896), 
welche sich allerdings nur auf verhältnismässig wenig Personen 
bezogen, verdienten 82 Heimarbeiterinnen der Knabenkonfektion 
nur je 6,83 Mark wöchentlich, 18 Werkstattarbeiterinnen 9,60 
Mark bei einer Arbeitszeit von 10 bis 16 Stunden pro Tag, 
ferner 23 männliche Lohnarbeiter 17,21 Mark. 

Ueber die Ursachen dieser geringen Lohnhöhe und die 
Lage der Arbeiter äusserte sich endlich das Einigungsamt des 
Gewerbegerichts im August 1896: 

„Auf Grund der stattgehabten Ermittelungen hat das 
Einigungsamt die Ueberzeugung gewonnen, dass thatsächlich 
in dem Lidustriezweige der Herren- und Knabenkonfektion 
Missstände bestehen, indem die gezahlten Löhne auf ein Niveau 
gesunken sind, welches ein menschenwürdiges Dasein der Arbeit- 
nehmer trotz angestrengter, fleissiger Arbeit nicht ermöglicht. 



*) Drucksachen der Kommission für Arbeiterstatistik 1896, No. X, 
Zusammenstellung der Ergebnisse der Ermittelung über die Arbeitsver- 
hältnisse in der Kleider- und Wäschekonfektion, bearbeitet im Kaiser- 
lichen Statistischen Amt, ferner die Verhandlungen der Kommission, 
No. 10 und 11. 

* + ) Feig: Hausgewerbe und Fabrikbetrieb in der Berliner Wäsche- 
industrie (in Sehmollers Forschungen), Leipzig 1890. 
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Es hat sich ergeben, dass dies Zurückgehen der Löhne 
im wesentlichen nicht in den Absatzverhältnissen der Branche 
seinen Grund hat, sondern in dem Bestreben einzelner Firmen, 
mit auswärtigen Geschäften, welche unter ganz anderen lokalen 
Verhältnissen eine besonders geringe Ware herstellen, zu kon- 
kurrieren. Dass eine solche Konkurrenz mit kleineren Plätzen 
(z. B. AschafTenburg), in welchen die Lebenshaltung der Arbeiter 
eine viel weniger kostspielige ist als in der Hauptstadt, ein 
fruchtloses Bemühen ist, hat sich klar herausgestellt Es musste 
deshalb die Auflehnung der Arbeiter gegen den auf dieser 
Grundlage erwachsenen Lohndruck als eine durchaus berechtigte 
anerkannt werden. 

Auf der anderen Seite konnte aber auch festgestellt werden, 
dass eine Anzahl von Konfektionsfirmen des hiesigen Platzes 
Löhne zahlt, welche als angemessene und auskömmliche be- 
zeichnet werden müssen." 

Schliessen wir hieran weitere Mitteilungen über die Lohn- 
höhe bei weiblichen Arbeitern, so waren nach einem Auf- 
satz des Verfassers über die Löhne der Arbeiterinnen in Berlin 
in den Conradschen Jahrbüchern für Nationalökonomie und 
Statistik vom Jahre 1886 (N. F. Bd. 13 S. 160) die Löhne im 
Mai 1885 in der Regel 10 bis 11 Mark pro Woche, aber auch 
7 und 8 Mark kam häufig vor, namentlich in der Handschuh- 
näherei. Die Bekleidungsindustrie stand damals höher. Hoch 
stand bereits die Plätterei bei Stücklöhnung, welche heute die 
höchsten Arbeitslöhne aufweist. Besonders geübte Plätterinnen 
für neue Wäsche erhalten 100, 110, 125 Mark monatlich. 
Allerdings bekommen die Mädchen während der Lehrzeit nicht 
nur keinen Lohn, sondern müssen noch Lehrgeld zahlen und 
sich für einige Jahre verpöichten. Immerhin ist der schliesslich 
erreichbare Lohnsatz sehr auskömmlich. 

Aber dies sind Ausnahmen. Im allgemeinen sind die 
Löhne der Arbeiterinnen heute sehr niedrig. Nach Elisab. 
Gnauck-Kühne (in Schmollers Jahrb. 1896, 20) bezogen Kar- 
tonnagenarbeiterinnen zum grössten Teil bei zehnstündiger Arbeits- 
zeit 5 bis 7 Mark wöchentlich, die übrigen Arbeiterinnen der 
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Papierindustrie zumeist (zu 37 Prozent) 9 bis 12 Mark. Zum 
Teil rührt der geringe Lohn auch daher, dass sie keine Fach- 
bildung haben, auch bei den Eltern wohnen. Dass die niedrigen 
Löhne die Arbeiterinnen nicht selten der Prostitution in die 
Arme treiben, ist oft genug beklagt worden. Uebrigens wächst 
die Enverbsthätigkeit des weiblichen Geschlechts beständig und 
macht den Männern Konkurrenz. Es wäre auch thöricht, hier- 
gegen anzukämpfen. Was soll denn au9 einem armen Mädchen 
werden, wenn es auf sich allein angewiesen wird? aber oft muss 
es selbst im elterlichen Haushalt mitverdienen! 

Versucht man schliesslich die Lohnverhältnisse der Arbeiter 
vergleichend zusammenzufassen, so wird dies bei deren Ver- 
schiedenheit ausserordentlich schwierig; dazu kommt der Mangel 
einheitlicher Angaben überhaupt, sowie die Unvollständigkeit 
des vorliegenden Materials. Vor allem aber fehlen brauchbare 
Nachrichten über die arbeitslose Zeit im Laufe des Jahres, 
welche erst die Berechnung des wirklichen Jahresverdienstes 
möglich machen. Der hohe Lohn der Bauhandwerker erscheint 
minder hoch, wenn man in Betracht zieht, dass er nicht während 
des ganzen Jahres, sondern nur während 7 bis 8 Monate 
gezahlt wird, und die niedrigen Löhne der Dienstboten erscheinen 
höher, wenn man in Betracht zieht, dass arbeitslose und ver- 
dienstlose Jahreszeiten nicht vorkommen. Es wäre notwendig, 
dass die Reichsregierung die Arbeitslosenzählungen des Jahres 
1895, welche nur Momentbilder gaben, durch Erhebungen der 
regelmässigen jährlichen Arbeitslosigkeit ergänzte. 

Die Gewerkschaftskommission hat in ihrem Bericht für das 
Halbjahr Juli 1895 bis Januar 1896 die arbeitslose Zeit be- 
rücksichtigt und demgemäss folgende Einkommen gruppen unter- 
schieden : 

1500 Mark: Galvanoplastiker, Stereotypeure, Xylographen. 

1000 Mark und mehr: Brauer, Brauereiarbeiter, Müller, Droschken- 
kutscher, Maurer, Patzer, Zenienticrer, Bauarbeiter, Steinmetzen, Former, 
Giesser, Schlosser, Dreher, Klempner, Maschinisten, Heizer, Kupferschmiede, 
Druckereiarbeiter aller Art, Arbeiter in der Papier- und Holzindustrie, 
Tapezierer, Hutmacher u. a. m. 

900 bis 1000 Mark: Zimmerer, Töpfer, Steinsetzer, Stuckateure, 
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Gip8bildhauer, Lackierer, Mechaniker, Schraubendreber, Buchdruckerei- 
hiilfisarbeiter, Lederarbeiter, Stellmacher u. s. w. 

800 bis 900 Mark: Bäcker, Schlächter, Hausdiener, Packer, Roll- 
kutscher, Dachdecker, Glaser, Graveure, Ziseleure, Goldarbeiter, Drechsler, 
Korbmacher, Weber, Kürschner. 

700 bis 800 Mark: Konditoren, Barbiere, Friseure, Steinhauer, 
Silberarbeiter, Sattler, Schuhmacher, Bürstenmacher, Kammmacher. 

600 bis 700 Mark: Gärtner, Tabakarbeiter, Weber, Schuhmacher 
(Handarbeiter), Stockarbeitor. 

Unter G00 Mark: Gastwirtegehülfen, Möbeltransportarbeiter. 

Der Verdienst der Arbeiterinnen wird auf 600 bis 650 Mark an- 
geführt bei Porzellanmalerinnen und -arbeiterinnen, in Schriftgiessereien, 
Karton-, Messinglinien-, Firmenschilder-, Marmorwaren-Fabriken, bei Madchen 
in Schlächtereien, Köchinnen, Schäftearbeiterinnen, Goldleistenarbeiterinnen. 
Das Gros der Arbeiterinnen wird bei 400 biß 500 Mark aufgeführt; 
bei 400 Mark und darunter: Fabrikarbeiterinnen, Goldarbeiterinnen, bei 
Mechanikern Beschäftigte, Reimnachefrauen auf Bauten, Tabakarbeite- 
rinnen, Schneiderinnen, Wicklerinnen, Hut-, Schuh-, Sattlereiarbeiterinnen. 

Aber ausser der Zahl der Tage der Beschäftigung im 
Jahre kommt die der Stunden am Tage mit in Betracht. Da 
scheint nun gegen früher doch auf den meisten Gebieten eine 
erfreuliche Verkürzung eingetreten zu sein. Die Regel dürften 
zur Zeit freilich noch 10 Stunden sein, ungerechnet die Pausen, 
also eine u. E. zu lange Arbeitszeit, die dazu gerade in den 
kleinsten Betrieben oft übertreffen wird. Der Bericht der Ge- 
werkschaf tskommission behaupet, dass Arbeitszeiten bis zu 18 
und 22 Stunden vorkämen; bei Barbieren und Friseuren wurde 

15 bis 16, von Roll- und Geschäftskutschern 16, von Droschken- 
kutschern 15, bei Bäckern, Konditoren, Schlächtern 14 bis 

16 Stunden gearbeitet. Rechnet man noch bei vielen 1V 2 Stunden 
auf den Weg von und nach der Arbeitsstätte und 7 Stunden 
Schlaf, so bleiben dem Arbeiter ausser dem Sonntag für sich 
und seine Familie kaum 3 l / 2 Stunden täglich, und das ist zu 
wenig. Aber auch hier zeigen sich schon verschiedene Regungen 
zur Besserung. So haben die Fabriken von Freese und von 
Heintze & Blankertz und andere die achtstündige Arbeitszeit 
(ausschl. Pausen) eingeführt und damit grosse Erfolge errungen. 
Besonders ist die warmherzige Schrift Heinrich Freeses „Fabri- 
kantensorgen" (Eisenach 1896) lehrreich, in welcher er seine 
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Erfahrungen mit dem Achtstundentag mitteilt. In 8 Stunden 
sei bei ihm nicht weniger, sondern mehr verdient worden, als 
vorher in 9, 9 , / 2 und mehr Stunden. In der Fabrik seines 
Vaters wurde noch oft 14 Stunden und länger gearbeitet. 
Freese führt u. a. folgende Wochen Verdienste (Mark) an: 



Jahre 


Arbeitestunden 


Jalousieiuache 


r Näherin 


1885 bis 1887 


9«/, bie 14 


24,10 


11,37 


1888 „ 1889 




24,11 


11,78 


1890 „ 1891 


9 


26,88 


13,15 


1892 


8 


27,57 


13,03 


1893 


8 


31,41 


14,66 


1894 


8 


27,26 


11,05 


1895 


8 


30,59 


12.34 



Es lässt sich schliesslich auch denken, dass eine frisch 
gehaltene Arbeitskraft auf die Dauer mehr leistet, als eine 
stetig ausgenutzte, angespannte und nie in Ruhe gelassene. 

Allerdings ist die Einführung des Stück- statt des Zeit- 
lohnes in den meisten Betrieben ein zweckmässiges Korrelat 
der Verkürzung der Arbeitszeit. Die Redensart „Akkordarbeit 
Mordarbeit" mag für den Untüchtigen Geltung haben. Da es 
aber gerade in der körperlichen Arbeit doch schliesslich nach 
wirklichen Leistungen geht, so giebt es für den Leistungsfähigen 
und Fleissigen kein besseres Mittel, seinen Arbeitsverdienst zu 
erhöhen, als den Stücklohn, der dann auch in der Regel weit 
höheren Verdienst als der Zeitlohn bringt. 

Vielleicht wendet man gegen die achtstündige Arbeitszeit 
bei der handarbeitenden Klasse ein, dass in anderen Berufen, 
dem kaufmännischen, dem gelehrten eine viel längere Arbeits- 
zeit üblich sei. Aber ist dies nicht selbst ein Missstand, der 
Beseitigung verdient? Besonders in dem kaufmännischen Berufe 
ist die Arbeitsdauer nicht selten viel zu ausgedehnt. 

Man beklagt so oft die geringe Inanspruchnahme gemein- 
nütziger Einrichtungen, wie Vorlesungen, Fach- und Fortbildungs- 
schulen, guter Theater u. dgl. durch die kaufmännische und 
ge werbtreibende Jugend, dagegen die starke Besetzung von 
Kneipen und Vergnügungslokalen. Wie wenig aber geschieht, 
um der Jugend hinreichend freie Zeit zu geben, um von diesen 
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Einrichtungen Gebrauch zu machen! Dass ein zehn Stunden 
lang angespannter Körper und Geist nicht immer aufgelegt ist, 
seine Thätigkeit neu anstrengen zu lassen, ist nicht verwunder- 
lich. Die Folge ist dann die einseitige Ausbildung im Fache, 
ein kurzer Gesichtskreis, statt allgemeiner Bildung Fachsimpelei, 
auch Abgeschlossenheit gegen andere Berufsarten. Selbst Leibes- 
übungen können nicht mehr gepflegt werden. 

Doch zu dem allen kommt noch, was Berlin betrifft, die 
Besonderheit der Grossstadt. Es ist schliesslich nicht schwer, 
auf dem Dorfe oder in der Kleinstadt mit kleinem Verdienst 
und langer Arbeitszeit zufrieden zu sein. Aber in der Gross- 
stadt lebt der Arbeiter inmitten von Einrichtungen, die ihn 
wohl anziehen, die ihm aber bei seinem Lohn und seiner Ar- 
beit unerreichbar erscheinen. Vorlesungen, Theater, Museen u. s. w. 
sind wohl vorhanden, aber wie selten kann der Arbeiter sie be- 
suchen. Dass neuerdings Führungen von Arbeitern durch die 
Museen stattfinden, ist eine vortreffliche Einrichtung, die ihren 
Nutzen nicht verfehlen wird. Der so geleitete Arbeiter wird 
die Kunst verstehen und lieben lernen, er wird sich und andere 
vor Verunglimpfung und Beschädigung von Bildwerken zurück- 
halten; aber nur wenig Arbeiter sind aus der grossen Masse 
imstande und auch willens, sich in dieser Weise bilden zu 
lassen. Auch der Verein für billige Volksunterhaltungen ist 
eine vortreffliche Einrichtung, welche dem Arbeiter Nutzen 
bringt , aber was bedeutet dies gegenüber den Tausenden, 
die nicht daran teilnehmen ! Es ist leider nur zu richtig, dass 
die zahlreich vorhandenen Kneipen nach harter körperlicher 
Arbeit noch am ehesten für den ledigen, aber nicht selten 
auch für den verheirateten Arbeiter eine verhängnisvolle An- 
ziehungskraft ausüben.*) Die Volks-, Kaffee- und Speisehallen- 

*) Schon 1790 sagt Formey (Topographio S. 75), dass der Brannt- 
wein das Lieblingsgetränk des gemeinen Mannes in Berlin sei und bei- 
nahe zu einein so allgemeinen Bedürfnis wie das Brot geworden sei. 
„Sein Geschmack, und insbesondere seine berauschende Kraft, wobei so 
mancher Unglückliche auf eine kurze Zeit sein Elend vergisst, und die 
ihn den Königen der Erde gleich stellt, ist wohl das, was an ihm vor- 



Digitized by Google 



2m 



Ausbeutung. 



gesellschaft hat versucht, durch Einrichtung von Kaffeehallen 
u. dgl. den Arbeiter dem Branntweingenuss zu entziehen und 
viel Gutes geschaffen; es ist aber nicht die Kneipe an sich, 
die den Arbeiter lockt, sondern das berauschende Getränk und 
die fröhliche Gesellschaft. 

Nun könnte es zweifelhaft erscheinen, ob die durch Ver- 
kürzung der Arbeitszeit entstehende freie Zeit auch zu solch* 
nützlicher Beschäftigung verwendet werden würde, wie sie hier 
vorschwebt. Doch liegt kein Grund vor, dies zu bezweifeln. 
Ein grosser Teil der Arbeiter ist ja auch heute noch in naher 
Haushaltgcmeinschaft mit dem Arbeitgeber, so in Bäckereien, 
Schlächtereien, Brauereien, im Gastwirt-, im Barbier- und Friseur- 
gewerbe, in der Schorn steinfegerei, vielfach auch noch in der 
Schuhmacherei u. s. w. Hier muss der Arbeitgeber selbst auf- 
gefordert werden, das Seinige zu thun. Von heute bis morgen 
freilich wild sich eine so verbitterte und abgeschlossene Be- 
völkerungsklanse zur Mitarbeit an den gemeinsamen mensch- 
lichen Kulturabgaben der Bildung und gesellschaftlichen Aus- 
gleichung nicht gewinnen lassen. 

Es erübrigt nun endlich noch an dieser Stelle auf einen 
wunden Punkt in den Arbeitsverhältnissen Berlins hinzuweisen, 
auf einen Arbeits wucher schlimmster Alt. Denn wenn auch im 
allgemeinen die Lage der arbeitenden Klassen keine rosige ist, 
die Löhne den Lebensansprüchen und Lebensbedingungen 
gegenüber nicht hoch, die Arbeitszeit nicht kurz genug, so wäre 
es doch ein Unrecht, hierfür den einzelnen Arbeitgeber ver- 
antwortlich zu machen. Löhne und Arbeitszeit sind das Resul- 
tat der Entwickelung der Industrie und ändern sich nicht von 
heute auf morgen, ja der Kampf ums Dasein zwingt manchen 
Unternehmer, die Arbeitskräfte mehr auszunutzen, als er sonst 
wohl thäte. Und wenn auch manche reiche Fabriken bessere 

züglich gesucht wird." Aber häusliche Glückseligkeit fliehe von der 
Schwelle des Bramitwemtrinkers. Der grosste Teil der Annen, meint 
Foraiey, sei durch das Branntweintrinken heruntergekommen. In jeder 
Strasse gebe es Destillationsläden, wodurch viele zum Branntweingenuss 
verführt würden. Aohnlich äussert sich 1844 Wollheim. 
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Lohn- und Arbeitsbedingungen gewähren könnten, so ist die 
Vorenthaltung solcher mehr Ausfluss einer gewissen Engherzig- 
keit, als brutaler Ausbeutung oder gar wucherischer Erpressung. 

Anders liegt die Sache bei dem schon so oft erfolglos 
gegeisselten Bauschwindel. Es mag an dieser Stelle verstattet 
sein, statt eigener Ausführungen das Gutachten auszugsweise 
abzudrucken, welches der Vorsitzende des Gewerbegerichts, 
Magistratsassessor v. Schulz, für den Polizeipräsidenten von 
Berlin auf dessen Antrag unterm 25. Januar 1896 hat erstatten 
lassen, und welches dem Verfasser von dem Autor und dem 
Vorsitzenden des Gerichts zur Benutzung freundlichst überlassen 
worden ist. Das Gutachten lautet: 

„Ew. Hochwohlgeboren beehren wir uns auf Grund des Berichts des 
Vorsitzenden der dritten Kammer (Baukammer) Magistrats-Assessor Cuno 
über seine Beobachtungen folgendes ganz ergebenst mitzuteilen : 

Nach den hier seit dem Bestehen des Gewerbegerichts (10. April 1893) 
gemachten Beobachtungen ist ein sehr erheblicher Prozentsatz der vor der 
Kammer 3 verklagten Arbeitgeber mittellos. Es wird dios bestätigt durch 
die Erfahrungen unserer Gcrichtskasse. 

Im Geschäftsjahre 1894/95 wurden 454 Kostenschulden von Arbeit- 
gebern niedergeschlagen, wovon entfielen auf die dritte Kammer 158 und 
auf die am Baugewerbe auch vielfach beteiligte Kammer 4 (Tischler- 
gewerbe) "50 Kostenschulden, also annähernd die Hälfte der Nieder- 
schlagungen, während beiden Kammern zusammen nur ca. l / A aller Prozesse 
zugefallen sind. 

Im Geschäftsjahr 1893/94 fanden 336 Niederschlagungen von Kosten 
gegenüber Arbeitgebern statt, davon entfielen 155 auf Kammer 3 allein. 
Ein ähnliches Verhältnis ist, wie ersichtlich, in diesem Jahre. 

Insbesondere war der persönliche Eindruck der, dass von den eigent- 
lichen Bauunternehmern, dio verklagt worden sind, der weitaus grösste 
Teil völlig mittellos war. Es hängt dies zusammen mit dem im Bau- 
gewerbe in Berlin üblichen Kreditsystem, sowie mit dem Bestreben mancher 
Besitzer grosser Terrains, insbesondere auch Terraingesellschaften, die 
ihnen gehörigen Baugründe durch eine dem Wohnungsbedarf voraneilende 
Bebauung unter allen Umständen zu verwerten, welches durch das 
herrschende Kreditsystem erleichtert wird 

Es mag hier versucht sein, das System etwa dahin zu charakterisieren. 

Die bevorzugte Stellung des Hypothekengläubigers im heutigen 
Bechtesystein giebt dem Baustellenbesitzer die Möglichkeit, beim Verkauf 
derselben das Restkaufgeld in beliebiger Höhe sicher zu stellen; dadurch 
dass alles, was in das Grundstück hincingebaut wird, sofort dem Hypo- 
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thekenreeht des Gläubigers unterliegt, diesem in erster Linie, nach dessen 
Befriedigung erst dem Eigentümer des Grund und Bodens zugute kommt, 
ist os für den Baustellenbesitzer und den sein Geld in Bauten anlegen- 
den Spekulanten vorteilhafter, nicht selbst zu bauen, sondern das Grund- 
stück durch dritte Personen bebauen zu lassen, denen sie gegen Hypothek 
Kredit gewähren beziehungsweise das unter möglichster Vorwegnahme 
des durch Errichtung des Baues zu erzielenden Gewinnes bemessene Kauf- 
geld gegen Hypothekenbestellung kreditieren. 

Gelingt es den dritten Personen, mit Hülfe des Baugeldes und unter 
Ausnutzung des Personal- und Hypotbekarkredits gegenüber den Bauhand- 
werkern den Bau fertig zu stellen und damit endgültig Eigentümer der 
Baustelle zu werden, so besteht der Vorteil des Baustellenverkäufers in 
der Verwertung des bisher ertraglosen Baugrundes zu einem nach Mass- 
gabe der Ausnutzungsfähigkeit als Bauland bemessenen Preise, der Bau- 
geldgeber hat eine gute Verzinsung seines Kapitels, insbesondere infolge 
der hierbei üblichen hohen Speßen in Form von Damno. Provision, Tax- 
gebühren u. s. w., die bei manchen Baugeld gewährenden Banken in ein 
förmliches System gebracht zu sein scheinen. 

Der Vorteil beider ist um so grösser, je schärfere Bedingungen dem 
Bauunternehmer gestellt werden können, je schwächer also dessen Position 
ist. Violfach erscheint es daher am vorteilhaftesten , völlig zahlungs- 
unfähige Personen als Bauunternehmer zu gewinnen. Letztere haben 
nichts zu verlieren, können höchstens gewinnen, sind schon zufrieden, 
wenn sie darauf rechnen dürfen, dass sie oinige Monate hindurch aus dem 
Baugelde leben, und oft sehr anständig loben können. Ihnen können 
Preiso für die Baustellen in Rechnung gestellt werden, die ein zahlungs- 
fähiger Käufer nicht anlegen könnte. Denn für sie ist der Kaufpreis oft 
ein rein fiktiver 

Selbst wenn die Parzelleukäufer oder Baugeldgeber schliesslich die 
Baustelle vor Fertigstellung im Wege der Zwangsversteigerung zurück- 
nehmen müssen, werden sie Vorteil haben, da bei einiger Vorsicht in Be- 
messung der Raten und der Kontrolle des Bauunternehmers durch das 
Hineingebaute der Wert der Baustelle um einen höheren Betrag ge- 
steigert ist, als das Baugeld beträgt, für den Parzellenkäufer aber der 
bisher nur fiktive Wert der Baustelle eine reelle Grundlage bekommen hat. 

Es tritt bei den Verhandlungen des Gewerbegerichts sehr häufig 
hervor, dass völlig zahlungsunfähige Personen als Bauherren vorgeschoben 
sind und als solche verklagt werden. 

Die Baustelle ist an dieselben aufgelassen meist gegen ganz goringe 
Anzahlung, zuweilen ohne dass sie auch nur imstande sind, den Stempel 
zu bezahlen, viel weniger eine Anzahlung zu leisten. Es kommt sogar 
vor, dass sie noch bares Geld dazu erhalten, damit sie ihren ehrlichen 
Namen als Bauherren hergeben. 
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Die Bestimmung des Gerichtskostengesetzes, dass die Auflassung 
nur angenommen wird, wenn der Stempel gezahlt oder sicher gestellt ist, 
vermag dem System nicht Abbruch zu thun, wenn der Parzellen Verkäufer 
und Bfiugeldgeber an der Bebauung durch mittellose Personen Interesse 
hat. Ausserdem giebt es noch viele andere Personen, dio ein Interesse 
daran haben, dass ein Bau ausgeführt wird: der Kommissionär, welcher 
fiir die Bauatellenbesitzer Käufer sucht und seine Provision verdienen will, 
der Steinhändler, der seine Steine, der Holzhändler, der sein Holz an den 
Bauunternehmer absetzen zu können hofft, selbst der Maurerpolier, der 
auf dem Bau Arbeit zu bekommen hofft, der Maurermeister, dem die 
Ausführung der Maurerarbeiten übertragen werden soll, — diese sind ge- 
neigt, im einzelnen Fall die Anzahlung, Stempel, Umsatzsteuer vorzu- 
schiessen, damit der Verkauf und damit der Bau zu stände kommt Sie 
rechnen auf Ersatz aus dem Baugeld 

Mit diesen zahlungsunfähigen Personen wird nun der Baugelder- 
vertrag geschlossen. In der Regel ist aus den Baugeldern zugleich die 
Restkaufgelderhypothek abzulösen , sodass es von vornherein feststeht, dass 
das Baugeld zur Fertigstellung des Baues nicht ausreichen kann. Sehr 
bald sind die vorgeschobenen Bauherren gezwungen, das gesamte Baugold 
an einen Mittelsmann zu zedieren, wenn dies nicht schon von vornherein 
bedungen ist. Fortan erhalten sie nur wenig oder gar kein Geld in die 
Hand, können vielmehr nur durch Anweisung auf die Baugeldgeber be- 
ziehungsweise den Mittelsmann über das Baugeld verfügen. Die von 
ihnen beschäftigten Arbeiter können in diesem Fall nur zu ihrem Gelde 
kommen, solange der Baugeldgeber ein besonderes Interesse an dem Fort- 
schreiten des Baues hat. Sobald er oder der Verkäufer der Parzelle ge- 
willt ist, das Grundstück zur Subbastation zu treiben, wird sich leicht 
die Möglichkeit finden, wegon Nichtfälligkeit der betreffenden Baugelder- 
raten, die Zahlung der Anweisung zu verweigern. Die Folge ist, dasa 
dann die Bauarbeiter — allerdings meist nur mit dem Betrage eines 
Wochenlohnes — ausfallen; denn eine frühere Nichtzahlung der Löhne 
hat zur Folge, dass der Bau liegen bleibt, und das liegt zunächst nicht 
immer im Interosso der Geldmänner. Die Krisis tritt in der Regel beim 
Ausbau ein. Hauptsächlich werden durch diese Massnahmen der Bau- 
geldgeber und Grundstücksverkäufer diejenigen Bauarbeiter betroffen, 
welche in einer gowissen Selbständigkeit -arbeiten, namentlich die Putzer. 
Die übrigen Ausbauarbeiten pflegen eben an Bauhandwerker vergeben zu 
werden, sodass dio Ausfälle nicht unmittelbar die Arbeiter, sondern die 
Bauhandwerker treffen. 

Die im Kolonnensystem beschäftigten Putzer werden aber unmittel- 
bar vom Bauherrn beschäftigt. Häufig sind sie gezwungen, Anweisungen 
der Bauherren auf das Baugeld anzunehmen. Bei der Konkurrenz der 
Putzer untereinander und andererseits bei der grossen Zahl Bauten, auf 
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denen dieses System herrscht, würden diejenigen Putzer, welche gegen 
Anweisung nicht arbeiten wollen, schwer Arbeit finden; sie können nicht 
tibersehen, ob das Baugeld ausreichen wird, sie müssen auf gut Glück 
zugreifen. In vielen Fällen gelingt es ihnen, zu ihrem Geld zu kommen, 
wenn eben der Zeitpunkt des Stockens des Baues noch meht eingetreten 
ist. Für die Putzer sind die Ausfalle oft recht erheblich, da es sich um 
verhältnismässig bedeutende Summen handelt. 

Man kann die Verluste in solchen Fällen nicht auf mangelnde Vor- 
sicht der Bauarbeiter bei Abschluss des Vertrages zurückführen. 

Da die wirtschaftliche Lage der meisten Bauunternehmer oine der- 
artige ißt, dass sie über eigene Mittel nicht verfügen, sondern nur von 
dem Baugeld abhängen, ist es für die Bauarbeiter nicht vorauszusehen, 
ob sie zu ihrem Gelde kommen werden oder nicht. Das hängt von dem 
Umstand ab, ob das Baugeld noch zureicht, ist also für sie nicht er- 
kennbar. Wollten sie wählerisch sein, würden sio schwer Arbeit finden, 
da persönlich zahlungsfähige Unternehmer in geringerer Zahl zu bauen 
Schemen. 

Das Gewerbegericht hat in vielen Fällen dadurch zu helfen gesucht, 
dass es aus der Sachlage heraus eine Haftung der Baugeldgeber oder 
anderer Interessenten, denen an der Förderung des Baues mehr gelegen 
war, als dem Bauherrn, zu konstruieren suchte. Dies wird dann glücken, 
wenn die Baugeldgeber nicht hinreichend vorsichtig agieren, insbesondere 
sich als gar zu interessiert erweisen und sich als die eigentlichen Arbeit- 
geber gerieren. In vielen Fällen hat das Landgericht allerdings diese 
Entscheidungen aufgehoben, weil ein Vertragsverhältnis zwischen dein 
Baugeldgeber, beziehungsweise den Interessenten und den Arbeitern formal- 
juristisch nicht zu konstruieren sei 

Wenn seitens der grossen Banken das Baugeld an solche von vorn- 
herein zahlungsunfähige Personen gegeben wird, so wird in der Regel 
noch eine Person dazwischengeschoben. Während die Banken das Bau- 
geld nur in grösseren Raten zahlen und sich auf Anweisungen und 
Zessionen nicht gern einlassen, tritt nun ein Agent als Generalzessionar 
des Baugeldes ein, der gegen Provision (Damno) das Baugeld in kleinen 
Raten, je nach Bedarf des Bauherrn, vorschiesst und die einzelnen Liefe- 
ranten und Arbeiter befriedigt. Thatsächlieh führt er den ganzen Bau, 
während er juristisch im Gewände eines Inkassomandatars auftritt, der 
aus den Baugeldern Zahlung für Rechnung des Unternehmers leistet. . . 

Weiterhin leiden die Bauarbeiter darunter, dass seitens der zweifel- 
haften Bauherren zahlungsunfähige Personen als Zwischen Unternehmer 
eingeschoben werden, denen die Ausführung des Bauwerks oder eines 
Teils desselben durch En treprise vertrag übertragen wird. Ebenso werden 
für gewisse Arbeitszweige, die von den Arbeitern im Kolonnensystem auf 
gemeinschaftliche Rechnung ausgeführt zu werden püegen, wie Steintragen, 
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Putzer-, Staker-, Einsetzerarbeiten, statt eines mit der Kolonne zu 
scbliessenden Arbeitsvertrages, formeU Werkverdingungsverträge mit einem 
der Arbeiter geschlossen. 

Die Arbeiter sind dann nur in der Lage, sich an den völlig zahlungs- 
unfähigen Arbeiter, mit dem der Vertrag geschlossen ist, wegen ihrer 
Lohnforderung, insbesondere auch ihrer Entschädigungsansprüche wegen 
kündigungsloser Entlassung zu halten. 

Auch in diesen Fällen hat das Gewerbegericht vielfach angenommen, 
dass mit Bücksicht auf die den Parteien bekannte soziale und wirtschaft- 
liche Stellung des vertragschliessenden Arbeiters und die als bekannt 
vorauszusetzende, im Gewerbe herrschende Uebung nicht ein Werkver- 
dingungsvertrag, sondern ein Arbeitsvertrag mit der Kolonne, vertreten 
durch den Kolonuenführer, vorliege, und hat demgemäss den Bauunter- 
nehmer direkt verurteilt. 

Das Landgericht hat jedoch in vielen Fällen solche Entscheidungen 
aufgehoben, indem allein der Inhalt des schriftlichen Vertrages als mass- 
gebend angesehen wurde 

Wir haben Prozesse verhandelt, aus denen das obwaltende System, 
durch Einschieben zahlungsunfähiger Personen als Bauherren beziehungs- 
weise als Zwischenunternehmer die finanzielle Verantwortlichkeit für die 
Bauausführung abzulehnen oder zu beschränken, mehr oder weniger klar 
hervortritt. Weit zahlreicher sind die Fälle, in denen dieser Hintergrund 
in der Verhandlung nicht berührt wird. 

Das Ergebnis dos Systems ist dahin zusammenzufassen: 
dass ein zahlungsfähiger Privatmann sein Grundstück durch einen 
Maurermeister bebauen lässt, eventuell unter Zuhülfenahme des Hypo- 
theken kredits ; dass jemand, der sein Vermögen in Häusern anlegen 
will, den Bau für seine Rechnung ausführen lässt, scheint die Aus- 
nahme. Auch dass ein leistungsfähiger Bauunternehmer auf Speku- 
lation baut, mit der Absicht möglichst bald weiter zu verkaufen, 
scheint nicht die Regel. In der Mehrzahl der Fälle scheinen die 
eigentlich treibende Kraft bei Errichtung des Bauwerks der Baustellen- 
verkäufer und der Baugeldgeber zu sein, die aber nur als Hypotheken- 
gläubiger auftreten, das nominelle Eigentum des Baues, das Abschliessen 
der Arbeitsverträge anderen, meist zahlungsunfähigen Personen über- 
lassen. 

Der eigentliche Unternehmer vermeidet es, Arbeitgeber zu sein. 
Dies setzt sich dann durch alle Stadien des Baues und alle Kategorien 

der beim Bau Mitwirkenden fort 

Der Vorsitzende des Gewerbegerichts, gez.: von Schulz." 

Dies sind so empörende Zustände, dass man wohl ein 
Eingreifen der Gesetzgebung verlangen darf. In solchen 

HirBchberg, 8oz. Lage d. arb. Klassen. 
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Händen liegt die Fürsorge für die Arbeiter, welche die Woh- 
nungen für die Bevölkerung schaffen helfen; und das Wohn- 
bedürfnis der Bevölkerung selbst, dessen in jeder Weise ge- 
wissenhafte Befriedigung eine der wichtigsten volkswirtschaftlichen 
Aufgaben ist, wird zu einem Teil so gewissenlosen Persönlich- 
keiten anvertraut. 

Dabei handelt es sich nicht etwa um eine kleine Minder- 
heit. Im Jahre 1894 sollen von etwa 5 700 Baubetrieben 434 
vollständig insolvent gewesen sein. Die anständigen Bauunter- 
nehmer, deren es zum Glück in Berlin noch eine grosse Zahl 
giebt, kämpfen gegen diese Missstände bisher vergeblich an. 
Sie müssen ebenfalls darunter leiden, wenn Berufsgenossenschaft 
und Kraukenkasse durch die insolventen Bauherren dauernd ge- 
schädigt werden, indem keinerlei Beiträge zu erlangen sind. Den 
grössten Schaden freilich erleiden die Arbeiter selbst, welche in 
den beiden Jahren 1803 und 1804 über 176 000 Mark Lohn- 
forderungen eingeklagt haben sollen. Wir glauben, dass man 
dem Bauschwindel verhältnismässig einfach begegnen könnte, 
wenn der Bauherr vor Beginn des Baues eine Kaution in Höhe 
der zu erwartenden Arbeitslöhne zu deponieren hätte. Sollte 
die betrügerische Absicht vorliegen, den Arbeiter um den Lohn 
zu bringen, so ist dies die beste Sicherung dagegen, während 
die anständigen Berliner Bauherren durch eine solche Vor- 

schrift nicht eben hart betroffen werden. 

, • 

c) Die soziale Lage der weiblichen Dienstboten. 

Die Lage der weiblichen Dienstboten ist eine von den 
übrigen Arbeiterinnen so sehr verschiedene, dass sie, nach der 
allgemeinen Sclülderung der Lebensbedingungen der Arbeiter, 
noch eine besondere Betrachtung erfordert. 

Zunächst wird den Dienstboten der grössere Teil des 
Lohnes in Naturalien und Wohnung bezahlt, indem sie im Haus- 
halt verpflegt werden und leben. Hieraus ergiebt sich eine, 
man kann sagen, ununterbrochene Arbeitszeit, indem sie zu 
jeder Stunde zur Verfügung der „Dienstherrschaften", wie der 
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technische Ausdruck lautet, stehen. Selbst die übliche Aus- 
bedingung eines freien Sonntag-Nachmittags alle vierzehn Tage 
wird nicht immer eingehalten, da sie eben von den besonderen 
Umständen im Haushalt abhängig gemacht werden muss. 

Von diesem Standpunkt aus betrachtet, hat die Lage der 
Dienstboten auf den ersten Blick ein fast erschreckendes Mass 
von Unfreiheit. Und in der That kann dieselbe in den 
Händen unverständiger oder böswilliger Arbeitgeber arg ge- 
missbraucht werden. Sieht man [aber hiervon ab, so ist die 
Lage des Dienstmädchens eine keineswegs beklagenswerte. Die 
Arbeit ist nicht besonders hart und schwer, sie bringt keine 
besonderen Gefahren für Gesundheit und Sittlichkeit mit sich, 
ja sie unterscheidet sich nicht von den Arbeiten, die so viele 
Hausfrauen in Berlin — denn nur der siebente Teil aller 
Haushaltungen hält Dienstboten — selbst verrichten. Vor 
Kälte, Hunger, Obdachlosigkeit und Arbeitslosigkeit geschützt, 
leben die Dienstboten als Genossinnen des Haushalts, nehmen 
an dessen Freuden teil, ohne von dessen Sorgen bedrückt zu 
werden, und genießen bei guter Führung Vertrauen und Er- 
leichterungen im Dienst und auch mancherlei Vergnügungen 
und Zuwendungen, auf welche die Fabrikarbeiterinnen ver- 
zichten müssen. So ist es denn nicht verwunderlich, wenn 
der Zustrom zu den Dienstbotenstellungen ein dauernd bedeuten- 
der ist, obwohl die Löhne nicht eben hoch genannt werden 
können. 

Allerdings sind die Löhne in den letzten Jahrzehnten 
wesentlich gestiegen. Lette führt (Mitt. d. Zentral v. f. d. Wohl 
d. arbeit. Klassen, N. F. Bd. V) im Jahre 1858 Löhne von 
30 bis 40 Thlr. im Mittel an, im Minimum 20 Thlr., für 
geübte Köchinnen 50 Thlr., daneben ein Weihnachtsgeschenk 
von 5 bis 10 Thlr., freie Kost und Wohnung, seltener — wie 
das auch jetzt noch vorkommt — ein Kostgeld, bald für ganze 
Kost, bald nur für Frühstück oder Abendbrot. 

Die gegenwärtigen Löhne betragen dagegen in der — 
merkwürdigerweise in Berlin hierbei immer noch üblichen — 
Thaler-Rechnung : 

18* 



Digitized by Google 



276 Löhne, Fürsorge im Erkrankungsfall. 



Lohn in Thalern 


nifnirigflter 


mittlerer 


höchster 


Mädchen für alles 


45 


55 


80 


Kindermädchen 


35 


50 


60 


Hausmädchen 


50 


60 


70 


Köchin 


60 


70 


100 


Amme 


80 


100 


120 



Wohnung und Kostgeld sind auf 1 Mark pro Tag, Weih- 
nachtsgeschenke auf 20 Prozent zu veranschlagen, sodass im 
Durchschnitt das jährliche Einkommen einschliesslich anderer 
Zuwendungen von Wäsche, Trinkgeld auf 600 Mark gerechnet 
werden kann. Bei Ammen, deren Bedarf in Berlin jährlich 
auf etwa 1000 geschätzt werden kann, werden weit höhere 
Löhne gezahlt, ebenso für besonders tüchtige Köchinnen. 

Im Krankheitsfall hat die Dienstherrschaft nach der Ge- 
sindeordnung für die Dienstboten zu sorgen. Ein in Berlin 
bestehender Verein nimmt für einen Jahresversicherungsbeitrag 
von 6 Mark (wovon 1 Mark Dividende gewährt wird) den 
Dienstgebern diese »Sorge namentlich bei Krankenhauspflege ab. 
Im Jahre 1896 waren 35107 Haushaltungen mit 41944 Dienst- 
boten bei diesem Verein versichert. Die Pramieneinnahme be- 
trug 216 395 Mark, die Ausgaben 209 611 Mark, wovon 
145 420 auf Krankenhauskosten, 33 001 Mark auf Arzthonorar 
und 27 591 auf Verwaltung. 

Während diese Versorgung die Krankenversicherung er- 
setzt, sind die Dienstboten in die Invaliditats- und Alters- 
versicherung mit einbezogen und partizipieren an derselben 
sogar sehr stark (vgl. Abschnitt 4). 

Im übrigen kommt für die Berliner Dienstboten noch eine 
besondere Einrichtung in Betracht. Es ist dies der Gesinde- 
Belohnungs- und Unterstützungsfonds (Vermögen über eine 
Million Mark), derselbe gewährte 1894/1895 an 157 Personen 
durchschnittlich 8,70 Mark monatliche Unterstützung, er unter- 
hielt ferner ein Gesindehospital (eröffnet Ende 1860), in welchem 
sich Anfang April 1895 110 weibliche Insassen im Alter von 
50 Jahren und darüber (zumeist von 60 bis 75 Jahren) be- 
fanden. Die Hospitaliten erhalten 15,50 Mark monatlich bar, 
sowie freie Wohnung, Heizung und Wäsche. 
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Der Fonds ist interessant wegen des ihm zustehenden oder 
wenigstens für ihn geltend gemachten Versicherungszwanges, 
wonach jeder Dienstbote beim Eintritt in den Dienst und bei 
jedem Stellenwechsel 50 Pfennige an Beiträgen zu zahlen hat. 
Die Geschichte dieser Abgabe (Verw.-B. f. 1829/40 u. fg.) 
reicht auf das Jahr 1826 zurück, als dem Magistrate die 
Bildung eines Fonds zur Belohnung mehrjähriger treuer Dienste 
des Gesindes durch Kabinettsorder vom 27. Dez. 1826 ge- 
nehmigt wurde. Das eigentliche Statut ist dann im Laufe der 
Jahre wiederholentlich geändert worden. Die erste Verteilung 
der Prämien, welche erst im Jahre 1864 durch monatliche 
Unterstützungen bis zu 4 Thlr. Statuten mässig ersetzt wurden, 
fand im Jahre 1830 statt. Damals war die Nachweisung 
einer mindestens achtjährigen Dienstzeit bei dem männlichen 
und einer mindestens fünfjährigen bei dem weiblichen Geschlecht 
notwendig, und es meldeten sich von den 4275 nach damaliger 
Schätzung vorhandenen männlichen und 12 461 weiblichen 
Dienstboten 616 bez. 1016 oder 14,4 bez. 8,2 Prozent. Es 
zeigte sich damals — und heute dürfte es sich wohl ebenso 
verhalten — , dass die männlichen Dienstboten verhältnismässig 
länger in einer Stellung blieben, als die weiblichen. Nach einer 
Nachweisung für die Zeit von 1841 bis 1850 erhielten 360 
Männer (meist Kutscher, Diener, Hausknechte) und 439 Mädchen 
(meist Dienstmädchen und Köchinnen) Prämien. Die geringste 
Dienstzeit derselben war 14 bis 12 Jahre und stieg bis zu 
32 Jahren in vereinzelten Fällen. In dem folgenden Jahr- 
zehnt belief sich die Zahl der Prämiierten auf 200 männliche 
und 307 weibliche Dienstboten. 

Bis zum Jahre 1870 hatten die Inhaber der acht kon- 
zessionierten Gesindecomptoire die Einziehung der Beiträge. 
Die Comptoirinhaber bezogen für die Ausfertigung eines solchen 
Scheines überdies noch 2 l / 2 Sgr. vom Dienstboten (Verw.-B. 
1861/76 S. 246). An Stelle der durch die Gewerbeordnung 
beseitigten Comptoire traten die Gesinde Vermieter. Aber auch 
diese erhoben eine grössere Provision von den Dienstboten, bis 
die Staatsbehörden die Einziehung durch die Gesindevermieter 

Digitized by Google 



278 Häufigkeit des Stellenwechsels. 

untersagten und die Einrichtung besonderer Zahlstellen ver- 
langten, deren im September 1872 15 und 1896 140 be- 
standen. Gleichzeitig kontrolliert seitdem die Polizeibehörde 
die Einzahlung der Beiträge gelegentlich der Anmeldung [der 
Zu- und Umzüge von Dienstboten und bringt die Säumigen 
zur Anzeige. Die Folge dieser Veränderung war jedoch ein 
bedeutender Rückgang der Beiträge (von 40 770 Mark im 
Jahre 1871 auf 21000 Mark im Jahre 1872). Im Etatsjahre 
1895/96 betrugen die Beiträge zum Gesindebelohnungsfonds 
37 980 Mark, was auf einen Stellenwechsel von 75 960 schliessen 
lässt oder einschl. der Restanten von 82 988. Hieraus lässt 
sich im Vergleich mit früheren Jahren der Stellenwechsel der 
Dienstboten im Minimum berechnen: 

nni Ko „f d«r Dienstbote ist 
Zahl der Dienstboten Stellenwechsel Vm-1 iX durc&schn.in einer Stelle 

Monnte 

Dezbr. 1861 43 790 73 «30 1,68 7,1 

Dezbr. 1871 52 Kit) 81540 1,56 7,7 

Juni 1882 58 003 50 824 0,81 14,8 c?) 

Juni 1895 67 089 82 988 1,24 9,7 

Dabei ist die erstmalige Annahme eines Dienstboten und 
der erstmalige Dienst eines solchen mit eingerechnet, nicht aber 
die Annahme eines Dienstes ausserhalb von Berlin. 

Wenn sich hiernach auch zu ergeben scheint, dass früher 
ein Dienstbote im Durchschnitt etwas mehr als 7, jetzt dagegen 
über 9 1/^ Monate in demselben Dienst verweilt, so ist doch 
anzunehmen, dass diese Steigerung nicht in dem Masse, wahr- 
scheinlich sogar überhaupt nicht eingetreten sein wird. Uebrigens 
wurden früher Bedienstete aller Art — sogar Omnibusschaffner — 
zu den Beiträgen herangezogen, während jetzt der Beitragszwang 
vorwiegend auf eigentliche Dienstboten beschränkt wird, und 
Personen, welche sich mehr der Klasse der Gewerbegehülfen 
nähern, fortbleiben. Mag man nun aber die durchschnittliche 
Dienstzeit bei einer und derselben Herrschaft auf 7 oder 9 3 / 4 
Monate annehmen, so erscheint dieselbe gering genug für eine 
Thätigkeit, welche gerade erst durch ein längeres häusliches 
Zusammenleben für Arbeitnehmer und Arbeitgeber wertvoll zu 
werden pflegt. 
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Dieser Punkt ist bezeichnend für die Dienstbotenfrage. 
Auf der einen Seite bei der Herrschaft der dringende Wunsch, 
eine ihnen ergebene und in den hundert Kleinigkeiten des 
Lebens dienstbereite Gehülfin um sich zu haben, welche sich 
mit den Gewohnheiten der einzelnen Hausgenossen allmählich 
vertraut macht, ihnen gern entgegen kommt, die Botengänge 
besorgt, die Küche wahrnimmt, sich mit den Kindern abgiebt 
und nebenbei auch eine gewisse Verschwiegenheit bewahrt über 
das, was im Haushalt zu sehen und zu hören ist Auf der 
anderen Seite beim Dienstboten in der Regel eine nur geringe 
Neigung, diesen Aufgaben nachzukommen, allenfalls das Be- 
streben, die eigentlichen Arbeiten zu besorgen, aber zunächst 
keinerlei Neigung oder Ergebenheit, vielmehr die mehr geschäft- 
liche Auffassung, wie sie etwa eine Fabrikarbeiterin ihrem 
Arbeitgeber gegenüber beherrscht. Nur durch jahrelanges Zu- 
sammenleben kann erst das Verhältnis entstehen, welches wir 
oben als im Interesse der Dienstherrschaft, aber auch des Dienst- 
boten liegend bezeichneten. Dazu kommt es aber verhältnis- 
mässig selten, in der Regel wird der Dienst weit früher aufgegeben. 

Hier können ja nur die durchschnittlichen Verhältnisse 
betrachtet werden. Wohl kommt es vor, dass Dienstboten in 
aufrichtiger Anhänglichkeit mit Herrschaft und Kindern jahre- 
lang und jahrzehntelang eng verbunden sind. Aber das sind 
leider Ausnahmen. Die Regel ist ein Hasten von einer Dienst- 
stelle zur andern, und zahlreich genug sind die Fälle, in denen 
Dienstmädchen aus dem Dienst gehen, ohne jeden anderen 
Grund, als der Neigung, zu wechseln, zahlreich freilich auch 
die Fälle, in denen die Hausfrau sich schliesslich nicht mehr 
die Mühe giebt, ihre Gehülfin anzulernen, ihr Interesse, ihre 
Zuneigung für sich, ihre Kinder, ihre Wirtschaft zu fesseln, 
nicht zu reden von jenen zum Glücke selten vorkommenden 
Dienstherrschaften, welche aus Charakter- oder Temperaments- 
fehlern überhaupt nicht mit ihren Angestellten umzugehen ver- 
stehen. 

Die Klagen und die allgemeine Unzufriedenheit mit dem 
Verhalten weiblicher Dienstboten sind freilich nicht neu. Im 
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Jahre 1846 beklagte Friedr. Sass (Berlin in seiner neuesten 
Entwickelung), dass die Herrschaften gern eben aus der Pro- 
vinz zugezogene Dienstmädchen mieten, um den „Schlichen", 
mit denen eine grosse Stadt das dienende Personal bekannt 
mache, zu entgehen. Interessant ist auch, dass Lette in dem 
zitierten Aufsatz über die Zustände im Jahre 1858 bereits die 
Berliner Hausfrauen zu Sorge, Aufmerksamkeit und Kontrolle 
ermahnt, damit die sogenannten Unterschlagungen beim Ein- 
kauf, die sogenannten Marktgroschen, welche auch heute noch 
vorkommen, vermieden werden, ihnen aber auch Teilnahme an 
dem Verhalten ihrer Dienstboten anempfiehlt. „Die ordent- 
lichen, besser bezahlten Dienstboten", meint er, „welche ihren 
Ix)hn nicht in Luxusausgaben an Kleidern u. dgl. oder in 
Tanzlokalen verschwenden, können sparen, und die Erfahrung 
zeigt es, dass, wenn auch keineswegs die Mehrzahl, doch recht 
viele von ihrem Lohne bei der stadtischen Sparkasse oder sonst 
zurücklegen." 

Aber in späterer Zeit verschlechterten sich die Verhältnisse 
nur noch mehr. Viel trug hierzu der Umstand bei, dass durch 
die Gewerbeordnung von 1869 die Konzessionspflicht für die 
Gesinde- und Ammen Vermieter, welche nach der Gesindeordnung 
mit einer obrigkeitlichen Verpflichtung der Vermieter bestand, 
in eine einfache Anmeldepflicht verwandelt wurde, wobei auch 
der Polizei das Recht der Gebührentaxe genommen wurde. 
Die Zahl der konzessionierten Gesindevermieter stieg von 8 im 
Jahre 1870 bis auf 464 im Jahre 1880 (vgl. hier u, im folg. 
Verw.-B. d. Kgl. Polizei-Präs. 1871/1880 S. 439, 505, 1881/90 
S. 278, 370). Dabei hatte sich der Missbrauch eingebürgert, 
dass diese Vermieter die Stellesuchenden, welche von auswärts 
kamen, namentlich die Ammen mit ihren Kindern, in Wohnung 
und Kost nahmen, sie schlecht verpflegten, ausbeuteten und zur 
Prostitution verleiteten. Seit dem Jahre 1879 ging das Polizei- 
Präsidium an eine Bekämpfung dieser Zustände, welche von 
Erfolg begleitet war. 

Dagegen ist ein anderes Unwesen lange bestehen geblieben 
und besteht vielleicht teilweise noch heute, es ist dies das An- 
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locken auswärtiger Mädchen nach Berlin. Der Bericht der Polizei 
vom Jahre 1891 beklagt, dass durch den in den westlichen 
Provinzen herrschenden Arbeitermangel durch die Gesindever- 
mieter massenhaft Personen herangezogen und in Stellungen 
vermietet würden, für die sie ihrer Vorbildung nach nicht ge- 
eignet seien. Für das Herbeischaffen solcher Personen würde, 
wenn sie mit der ländlichen Gesindearbeit vertraut seien, auch 
in der Umgegend von Berlin ein Betrag von 30 bis 50 Mark 
gezahlt. Die Agenten in den Provinzen Hessen sich nun von 
den des Schreibens und Lesens oft unkundigen Personen Be- 
scheinigungen unterzeichnen, dass sie diese Arbeiten verrichten 
können, was sich dann nicht bewahrheitet. Infolge dieser 
Scheine blieben die Klagen gegen die Vermittler ohne Erfolg. 
Auch hinsichtlich der Ammen- Vermietungsbureaus wird geklagt, 
dass sie die Mädchen über Gebühr ausbeuteten. Einschreiten 
könne man nicht, da ein Tarif für die Vermittelung nicht be- 
stehe. Eine von arztlicher Seite eingerichtete Ammen vermitte- 
lung sei nach kurzer Zeit wieder aufgegeben, angeblich wegen 
zu geringer Beteiligung des Publikums (Wollheim erwähnte 
in seiner Topographie von 1844 damalige von Aerzten ein- 
gerichtete Bureaus, klagte aber, dass die Behörden nicht ent- 
gegenkämen). 

Die Polizei ist nun aber auch in anderer Weise für die 
Beurteilung der Dienstmädchen- Angelegenheiten zuständig, näm- 
lich als eine Art richterlicher und Verwaltungs-Behörde. 

Bis zum Jahre 1875 gab die Polizei noch Diensterlaubnis- 
scheine, welche dann, weil dies Verfahren nicht mit der Frei- 
zügigkeit im Einklänge stand, von ihr aufgehoben wurden. Dafür 
übernahmen die Polizeireviere die Ausfertigung der vorschrifts- 
mäs8igen Dienstbücher, welche zugleich Zeugnisbücher sind, und 
machten hierbei die Erfahrung, dass diese Bücher häutig ab- 
sichtlich vernichtet wurden, um ungünstige Zeugnisse zu be- 
seitigen. Das eingeführte Aufgebot dieser Bücher im Intelligenz- 
blatt auf Kosten der Mädchen hatte bei dem geringen Kostenbetrag 
von 1 Mark keinen Erfolg. Ueber 1000 Bücher gehen so 
jährlich verloren und sind nicht wiederzufinden. Um das Publi- 
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kum vor Täuschung zu schützen, Hess die Polizei dann die 
letzten Zeugnisse in das neue Buch eintragen. 

Eine andere Thätigkeit hat das Gesindeamt des Polizeipräsi- 
diums ; es hat die Schlichtung der Streitigkeiten zwischen Herrschaft 
und Gesinde, insoweit die Zeugnisse der Herrschaft, der An- und 
Abzug des Gesindes und die Anordnung eines Interimisticunis 
bis zur gerichtlichen Erledigung in Frage kommen. Aus dieser 
Thätigkeit heraus äussert sich der Verwaltungsbericht folgender- 
massen : „Die Klagen über die übertriebenen Ansprüche der 
Dienstboten und deren sonstiges Verhalten der Herrschaft 
gegenüber mehren sieh von Jahr zu Jahr. Dies zeigen auch 
die zur amtlichen Kenntnis gelangenden Gesindestreitigkeiten. 
Nicht allein, dass die Zahl dieser Streitsachen ganz bedeutend 
zugenommen hat, bei der Erörterung derselben wird auch der 
Dienstbote in der Regel als der schuldige Teil erkannt. Be- 
sonders häufig liegt Kontraktbruch der Dienstboten vor. Diese 
verlassen aus den geringfügigsten Ursachen, zuweilen sogar in 
der ausgesprochenen Absicht, die Herrschaft zu kränken und 
zu ärgern, ausser der Zeit heimlich den Dienst und sind durch 
gütliches Einwirken nicht zu bewegen, den ihrerseits über- 
nommenen kontraktlichen Verpflichtungen wenigstens bis zu der 
ortsüblichen Abzugszeit nachzukommen." Gegen solche Dienst- 
boten wurde mit der ganzen Strenge des Gesetzes vorgegangen, 
sie wurden durch Androhung von Strafen zur Erfüllung des 
Kontraktes angehalten oder durch unmittelbaren Zwang in den 
Dienst zurückgeführt, verfallen auch (nach dem Gesetz vom 
24. April 1854) in Geld- bez. Haftstrafen. 

Das sind die Erfahrungen der zuständigen Behörde! Weit 
ungünstiger noch würden die Berichte der Hausfrauen lauten, 
denn ehe sich diese entschliessen, die Polizei in Dienstmädchen- 
Angelegenheiten anzurufen, muss es arg kommen. Die Haus- 
frau sucht vielmehr Aufsehen zu vermeiden; sonst könnten die 
geschwätzigen Zungen der in den Berliner Mietskasernen zahl- 
reich bediensteten Mädchen für ihre Kollegin Partei nehmen. 
Und läuft ein Mädchen aus dem Dienst, sei es auch — wie 
der Polizeibericht angiebt — aus den geringfügigsten Ursachen, 
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so kommt es wohl nur ganz ausnahmsweise vor, dass die zwangs- 
weise Zurückführung in den Dienst verlangt wird. Ein solches 
Strafmittel entspricht überhaupt nicht mehr unserem heutigen 
Standpunkte. Es besteht eben ein Schutz der Dienstherrschaft 
gegenüber dem böswilligen Verlassen des Dienstes über- 
haupt nicht. 

Ja es kommen auch Fälle vor, dass Mädchen das beim 
Abschluss des Mietvertrages empfangene, einen Teil des Lohnes 
darstellende Handgeld von 3 Mark unterschlagend, den Dienst 
nach wenigen Tagen verlassen. 

Auch in sittlicher Beziehung sind die weiblichen Dienst- 
boten in Berlin stark gefährdet. Es ist schon oben (vgl. S. 22) 
auf die grosse Zahl der unehelichen Geburten hingewiesen worden. 
Ueber die Beteiligung an der Prostitution fehlt leider neueres 
Material. 

Eine ältere Statistik aus dem Jahre 1873, welche sich auf 
2224 Prostituierte erstreckte (Berl. Statist. Jahrb. f. Volksw. 
u. Statistik 1874) ergab folgende Berufsanteile: 

Gesinde 35.7 

Fabrikarbeiterinnen 16,0 

Hausindustrie und Ladengeschäfte . . 42,0 
Aufwartung in Vorkaufslokalen . . . 0,3 

Zusammen 100,0 

Also über ein Drittel der Prostituierten bestand aus früheren 
Dienstmädchen. 

Auf 1000 damals vorhandene Dienstboten kamen 17, auf 
1000 Arbeiterinnen nur 13 Prostituierte. Dabei muss man in 
Betracht ziehen, dass die Arbeiterinnen häufig genug durch Not 
der Prostitution in die Anne getrieben weiden, während ein 
Dienstmädchen dies Moment in der Regel nicht für sich an- 
führen kann. Allerdings mag das Stellenvenn ittelungswesen 
hier häufig Schuld tragen, die Verführung zur Annahme un- 
geeigneter Stellungen (als Kellnerinnen u. dgl.), wie überhaupt 
die Unbekanntschuft der zuziehenden Mädchen mit den Berliner 
Verhältnissen. 
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Dazu kommt bei dem grossen Teil der nach Berlin ge- 
kommenen Dienstmädchen eine völlige Vereinsamung. Ihr 
ganzer Anhang ist in dem heimischen Dorfe, in Berlin haben 
sie höchstens einen Freund oder eine Freundin aus der Heimat, 
welche sie im Monat vielleicht einmal sehen, und welche sie in 
das Leben der Grossstadt einführen. Rechnet man die grosse 
Jugend dazu — denn schon im sechzehnten Lebensjahre und 
früher wird vielfach die Grossstadt aufgesucht — , die häufige 
Berührung mit gefallenen Mädchen, so verwischt sich der 
Widerwille gegen die Schande, und das Mädchen demoralisiert 
leicht. Ein uneheliches Kind zu haben, gilt in diesen Kreisen 
nicht als etwas an und für sich Ehrenrühriges, stehen doch die 
Ammen im Haushalt am besten, nicht nur im Lohne, sondern 
auch in rücksichtsvoller Behandlung, und von den heiratenden 
Kolleginnen bringt recht häufig ein Teil ein Kind in die Ehe mit, 
oder es stellt sich bald nach Schliessung derselben vorzeitig ein. 

Der Zuzug, Fortzug und die Heiraten der Dienstmädchen 
im Jahre 1895 stellten sich wie folgt: 

Zugezogen 43 238 

Fortgezogen 31 035 

mit Zuschlag für die Unvollständigst 38 000 
Heiraten 3 415 

Die Zahl der eigentlichen Dienstboten in den Haushaltungen 
im Jahre 1895 kann auf 65 000 veranschlagt werden. Rechnet 
man den Fortzug und die Heiraten mit zusammen 40000 ab 
und zieht in Betracht, dass ein Teil der Dienstmädchen in 
andere Berufe übergeht, als Verkäuferinnen in Obst-, Butter- 
handlungen u. s. w., als Fabrikarbeiterinnen, vor allem in die 
Plätterei, wo sie gern genommen werden und bei Anstelligkeit 
zu sehr gutem Verdienst (bis 120 Mark monatlich und mehr) 
gelangen, so hat der starke Zuzug nichts Auffallendes, ist sogar 
durch die Verhältnisse bedingt. Uebrigens fällt ein grosser 
Teil der örtlichen Bewegung auf den blossen Austausch 
mit den Vororten, sodass, wenn man Berlin als wirtschaftlichen 
und sozialen Komplex betrachtet und von den engen Grenzen 
absieht, ein grosser Teil der Ab- und Zuzüge nur Umzüge sind. 
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Es wurde nun bereits der Stellenvermittelungsbureaus ge- 
dacht, in deren Hand ja ein grosser Einfluss auf die Gestaltung 
der Arbeitsverhältnisse gelegt ist. Man kann für Berlin zwei 
Arten unterscheiden, die gewerblichen und die gemeinnützigen. 

Die Zahl der ersteren belief sich nach einer Statistik des 
Kgl. Preussischen Statistischen Bureaus (Evert in der Zeitschr. 
des Bur. 1896) auf 253. Nach einer anderen Aufnahme des 
stadtischen statistischen Amtes befinden sich hierunter einige 
von bedeutendem Umfang. So hat das in der Friedrich- 
stadt bestehende grösste Bureau nach eigener Angabe im Jahre 
1892 rund 62000 Stellen vermittelt. Hier betrug die Gebühr 
nur 1 Mark von jedem Teile. Es giebt aber Bureaus, welche 
4 1 /, Mark vom Mädchen und ebenso viel von der Herrschaft 
nehmen, und der übliche Satz in den übrigen Bureaus dürfte 
sich auf 3 Mark belaufen. Ein Dienstbotenwechsel ist hiernach 
nicht nur für die Arbeitgeber kostspielig, sondern auch für die 
Arbeitnehmerinnen. Letztere erhalten allerdings im Falle eines 
längeren Verweilens in der Dienststelle insofern eine Entschädigung, 
als das Handgeld von 3 Mark von den Herrschaften dann 
nicht auf den Lohn verrechnet, sondern dem Dienstmädchen 
überlassen zu werden pflegt. Es verlohnt allerdings der Er- 
wägung, ob nicht das ganze Gesinde- Vermietungswesen durch 
einen Tarif mit bestimmten Vermittel ungsgebühren geregelt 
werden soll. 

Was die gemeinnützigen Vereine betrifft, so pflegen auch 
sie eine geringe Gebühr von den Dienstmädchen, eine höhere 
von der Herrschaft (3 Mark) zu verlangen. Doch ist der 
Umfang ihrer Thätigkeit nicht gross. Höher zu veranschlagen 
ist, dass hier die Dienstboten vielfach Unterkunft und Unter- 
weisung finden. Die bezüglichen Institute sind folgende (vgl. 
die Wohlfahrtseinrichtungen Berlins, herausgeg. von der Deutschen 
Gesellschaft für ethische Kultur, Berlin 1896 und Jahrbuch): 

Amalien haus. Die Anstalt beherbergte 1894 680 im Stellen- 
wechsel befindliche Dienstmädchen in 6440 Nächten, bezweckt die Aus- 
bildung im Haushalt und Stellennachweis. 

Marthas Hof (evangelische Mädchen herberge), mit 145 Mädchen- 
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im Bestände zu Ende 1894, nimmt auch Mädchen während der Reisen 
der Herrschaft für ein Kostgeld von 75 Pfennig auf. 

Charlotten heim, ein christliches Miidchenheim (auch für den 
Sonnüig), wolehes Logis gieht und hei christlichen Herrschaften Stellen 
nachweist. 

Heimathaus für stellensuchende Mädchen am Bahnhof 
Börse, Platz für 115 Personen, Stellenvermittelung 75 Pfennig, Mittag- 
essen 15 Pfennig. 

St. Afra-Stift für stellenlose katholische Dienstmädchen. 

St. Marien stift (katholisch), zwei Anstalten für Stellenvermitte- 
lung, Heimstätte, Haushaltungsunterricht. 

Im ganzen ist die gemeinnützige Thätigkeit auf diesem 
Gebiete nicht gering zu veranschlagen, jedoch mangelt ihr, 
wie den gemeinnützigen Leistungen überhaupt, eine gewisse 
Berührung und Einheitlichkeit. „Vereint macht stark" sollte 
nicht nur auf den Zusammenschluss von Individuen, sondern 
auch von Vereinen angewendet werden. Wenn zur Zeit Ab- 
gesandte der betreffenden Vereine die auf den Bahnhöfen an- 
kommenden Dienstmädchen förmlich abfangen, sie in ihre Her- 
bergen führen und ihnen mit Rat und That beispringen , so 
liegt hierin ein so beachtenswerter gemeinnütziger Dienst, dass 
man nur wünschen könnte, derselbe möchte fest geregelt, auf 
die verschiedenen Bahnhöfe verteilt und allgemeiner bekannt 
und benutzt werden. 

Sehr zweckmässig wäre es ferner, wenn die Vereine nicht 
religiöse Bestrebungen mit ihren sonstigen guten Zwecken ver- 
mengen, wollten. Die Religion bat weder mit Stellenvermittelung 
noch mit Beherbergung zu thun, und jedes an seinem Platze 
würde besser wirken, wie alles vereint. 

Werfen wir nun endlich noch einen kurzen Blick auf das 
Dienstboten wesen zurück, so haben wir nicht wenige bedenk- 
liche Seiten desselben berührt, und wir zweifeln, ob sich so- 
bald eine Verbesserung wird erreichen lassen. 

Mit der Abschaffung der Gesindeordnung, wie jetzt so viel- 
fach verlangt wird, wird wenig gewonnen werden. Zugegeben, 
dass einzelne Teile derselben, namentlich betr. das Recht der 
Dienstherrschaft zu leichter körperlicher Züchtigung, die Zeug- 
nisbücher u. s. w. veraltet sind und dringend der Beseitigung 
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bedürfen, so ist doch diese Ordnung im übrigen weder eine 
harte Fessel für den Dienstboten, noch ein Nutzen für die 
Herrschaft. Die Gesindeordnung muss und wird fallen, aber 
dies wird nur eine Verbesserung der Gesetzgebung, nicht der 
.sozialen thatsächlichen Verhältnisse bedeuten. 

Reformbedürftig erscheinen besonders die Vorschriften über 
die Zeugnisse. Diese sollten abgeschafft werden. Die Wahrheit 
.steht ohnehin weder in den Zeugnissen, noch in dem anzu- 
führenden Grunde des Dienstaustritts. Enthält das Zeugnis 
einen härteren Tadel, so weiss sich das Dienstmädchen, wie wir 
gesehen haben, dessen zu entledigen, indem es das ganze Buch 
verschwinden lässt 

Wären die Zeugnisbücher nicht Vorschrift, so würden 
die Dienstmädchen sich nur dann solche ausstellen lassen, 
wenn sie gute Atteste erhalten können, und die Herrschaft würde 
mehr, als es bisher üblich ist, persönlich, mündlich oder schrift- 
lich Nachfrage halten. 

Reformbedürftig ist ferner die Vorschrift über die sechs- 
wöchentliche Kündigungsfrist und die bestimmten Vierteljahrs- 
Umzugstermine. Auch hier sehen wir, dass die Dienstmädchen 
sich gar nicht darnach richten. Besser wäre es, wo keine be- 
sonderen Abmachungen getroffen sind , eine vierzehntagige 
Kündigung einzuführen und diese von jedem beliebigen Tag an 
laufen zu lassen. Es war die gesetzliche sechs wöchentliche 
• Kündigungsfrist wohl mehr zu Gunsten der Dienstboten ge- 
dacht, da die Arbeiterin nur eine vierzehntägige geniesst. Aber 
die Dienstmädchen scheinen dies doch mehr als Last zu em- 
pfinden, und der Dienstherrschaft geht es häufig nicht anders. 

Hat man diese gesetzlichen Erweiterungen des Bestimmungs- 
rechts eingeführt, so wird man den Erfolg abwarten müssen. 
Zu viel kann man sich freilich davon nicht versprechen, denn 
die eigentlichen Missstände im Dienstboten wesen dürften nicht 
in den gesetzlichen und obrigkeitlichen Vorschriften, sondern 
in moralischen Verhältnissen liegen, einerseits auf Seiten der 
Dienstherrschaften, welche in dem Mädchen vielfach leider 
weniger die Haushaltsgenossin als eine mechanische Arbeitskraft 
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erblicken, andererseits in dem Dienstmädchen, welches in geistiger 
und sittlicher Bildung noch zu sehr zurücksteht und auch hin- 
sichtlich des Selbstbestimmungsrechts zu grosse Ansprüche stellt, 
als dass es imstande wäre, sich der Ordnung eines fremden 
Hauswesens leicht zu fügen, sich in die Gewohnheiten desselben 
hineinzudenken und eine wirklich teilnehmende Hausgenossin 
zu sein. 

Zur Zeit macht es den Eindruck, als ob sich die Dienst- 
mädchen in den grossen Städten mehr zu einer Art von Tage- 
arbeiterinnen entwickeln. Häufiger Stellenwechsel, kurze Kün- 
digungsfrist, kürzere tägliche Arbeitszeit sind die Ziele der jetzigen 
Bewegung. Auch die freie Kost wird zur Zeit schon häufig 
von der Dienstherrschaft abgelöst. Geschieht dies auch mit 
der freien Wohnung im Haushalt, so kommt man zu Verhält- 
nissen ähnlich denen bei Fabrikarbeiterinnen. Bestimmter An- 
tritt zur Arbeit, bestimmte Pausen, bestimmter Schluss. Damit 
hört die Haushaltgemeinschaft auf, und an ihre Stelle tritt ein 
Auf Wärterinnen wesen, wie es bereits jetzt eine nicht geringe 
Verbreitung gefunden hat. 
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A\ enn im vorigen Abschnitt versucht worden ist, ein Bild 
über die Einnahmen der arbeitenden Klassen zu geben, so 
bleibt dies Bild unvollständig, solange man sich nicht gleich- 
zeitig auch die andere Seite der Arbeiterhaushaltung, die Aus- 
gaben, vorstellen kann. Die Statistik hat dies längst erkannt 
und hat daher schon, sobald sie der Lohnstatistik näher trat, 
sich auch mit der Haushaltfrage der Arbeiter beschäftigt. Aber 
die Schwierigkeiten, diese Frage aufzuklären, sind noch grösser 
als bei der Lohnstatistik. Denn während die Einnahmen eines 
Arbeiters doch mehr oder minder bekannt und, wenn nicht von 
ihm selbst, so doch von seinem Arbeitgeber zu erlangen sind, 
schliesslich auch für verschiedene öffentliche Zwecke (Steuer, 
Versicherung) ermittelt werden müssen, sind die Ausgaben sein 
Geheimnis. 

Niemand lässt gern Unberufene in seine Wirtschaftsführung 
Einblick nehmen, denn niemand hat es nötig und hält es für 
angemessen, seine Lebensgewohnheiten weiteren Kreisen kund 
zu thun. Weil jedoch die Ausgaben des Arbeiters weit besser 
wie jede andere Statistik die Lebenshaltung, die Kulturstufe, 
die Bildung, die Mässigkeit und Verschwendung, die Wohn- 
verhältnisse, die Gesundheit, kurz alles erkennen lassen, was 
der Nationalökonom zu erforschen trachtet, bildet ihre statistische 
Ermittelung wohl die wichtigste Aufgabe, ja das Endziel dieser 
Untersuchung. 

Leider aber ist die Wissenschaft von diesem Ziele noch 
weit entfernt; statt der vielen Tausende von Hausbaltungs- 

Hirscbbcrg, Soz. Lage d. aib. Klassen. ]() 
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rechnungen, deren sie für ihre Schlüsse bedarf, liegen nur 
einige Dutzend vor, und statt einer wirklichen statistischen 
Ausbeute kann man höchstens einen allgemeinen Umriss, kein 
getreues Bild der thatsächlichen Verhältnisse liefern. 

In Berlin hatte das Statistische Amt der Stadt in den 
Jahren 1879 und 1880 mit Hülfe eines grossen gemeinnützigen 
Vereins eine Anzahl von Arbeiterbudgets gesammelt.*) Jedoch 
schon im Jahre 1881 mussten diese Ermittelungen fallen ge- 
lassen werden, weil kein einziges von den verteilten Büchern 
ausgefüllt worden war. Einiges aus den damaligen Aufnahmen 
wird weiter unten mitgeteilt, ebenso wie einige private Er- 
hebungen, welche Paul Ballin zusammengestellt hat.**) 

Unter diesen Umständen, und zumal da die Budgets der 
Jahre 1879 und 1880 schon etwas veraltet erschienen, ver- 
suchte der Verfasser selbst durch Verteilung einer Anzahl von 
Formularen Material zu beschaffen. Die Herren Goldschmidt, 
Redakteur des „Gewerk verein", und Millarg, Geschäftsführer 
der Berliner Gewerkschaftskommission, hatten die Gefälligkeit 
die Verteilung vorzunehmen. Leider gingen indessen nur durch 
Herrn Goldschmidt ausgefüllte Formulare wieder ein. 

Die Formulare des Verfassers bezogen sich auf das Jahr 
1896. Sie verlangten die Angabe der Ausgaben für Wohnung, 
Heizung, Beleuchtung, Essen und Trinken im Haushalt und 
im Wirtshaus, Zigarren und Tabak, Arzt und Medizin, Kleidung 
und Wäsche, Beiträge zu Krankenkassen u. s. w., für Vereine 
und Sammlungen, Steuern und Hessen Raum für die Aufführung 
anderer Ausgaben. Gleichzeitig erfragten sie die Einnahmen, 
und zwar auch die von Angehörigen oder sonst etwa erfolgten 
Zuwendungen, sowie die Tage ohne Arbeit und ohne Verdienst 
Endlich war auch anzugeben, aus wie viel Personen der Haus- 
halt bestand. Die Tabelle (S. 292/3) ergiebt das Nähere und 
zeigt die Aufwendungen zugleich prozentualiter verteilt. 



*) Vgl. Statistisches Jahrbuch der Stadt Berlin, herausgegeben von 
Richard Böckh, VII. Jahrg. S. 136, VIH. Jahrg. S. 164. 

**) Paul Ballin: Der Haushalt der arbeitenden Klassen, Berlin 1883. 
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Die Einnahmen waren in drei Fällen kleiner als die 
Ausgaben, bei einem Strassenreinigungsvorarbeiter 1579 gegen 
1645 Mark — Defizit CG Mark, bei einem Maurer 1890 
gegen 1928 Mark — Defizit 38 Mark , bei einem anderen 
Maurer 1448 gegen 1640 Mark — Defizit 192 Mark. Der 
letztgenannte Haushalt besteht aus fünf Personen; obwohl die 
Frau mit verdiente (60 Mark) und andere Einnahmen dazu 
kamen (28 Mark), der Mann etwa 5 Mark täglich erhielt, 
blieb doch ein grosses Defizit. Dabei war der Ernährer nur 
28 Tage arbeitslos, unter den Ausgaben fallen keine durch 
ihre besondere Höhe auf, ausser 200 Mark für Trinken im 
Wirtshaus, eine hohe Summe, wenn auch nicht so hoch, wie 
bei dem anderen Maurer, welcher für Trinken und Essen im 
Wirtshaus 440 Mark angiebt, bei ersterem 12,2, bei letzterem 
22,8 Prozent der gesamten Ausgabe! Letzterer Satz erscheint 
besonders hoch, wenn man sieht, dass diese Haushaltung eben- 
falls mit einem Defizit abschloss (38 Mark) und unter den 
Ausgaben 50 Mark zur Deckung des vorjährigen Defizits an- 
geführt werden. Während der eine Maurer ausdrücklich an- 
giebt, dass die 200 Mark zum Trinken im Wirtshaus ver- 
wendet wurden, erklärt, der andere, dass er täglich im Wirts- 
haus essen und trinken müsse , und so die hohe Summe von 
440 Mark zusammenkomme. 

Bei der dritten Haushaltung mit Defizit (66 Mark), dem 
Strassenreinigungsarbeiter, handelt es sich um einen Hausstand 
von sechs Personen. Hier betragen die Kosten für Trinken 
und Essen ausserhalb der Wohnung 62 Mark, worunter jedoch 
45 Mark für Frühstück um 5 Uhr morgens angesetzt sind. 
Ausserdem ist ein Besuch der Gewerbeaussteilung mit 13 Mark, 
ein Sommerausflug nach Johannisthal mit 3,60 Mark, Zeitung 
mit 12 Mark angesetzt, Sterbekassenbeiträge mit 16 Mark, 
Feuerkasse mit 3 Mark. 

Bei den übrigen Haushaltrechnungen ergeben sich zum 
Teil Ueberschüsse, wie es sich hier offenbar überhaupt um 
besser situierte Arbeiterfamilien handelt. Aber freilich ist diese 
bessere Situation auch wesentlich durch die Mitarbeit der Frauen 

19» 
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Arten der Einnahmen, 
A URgaben u. s. w. 



Strass.- Strass.- Strass. - 
Reinig.- Keinig.- . Reinig. - 

Vor- | Vor- Vor- 
arbeiter , arbciter ; arbeiter 



,(4 Per«.) AS 



[4 Pers.) (3 Pers.) (6 Per».) 



Weber 
(8 Per«.) 



Wohnverhältnis (St. Stube, Küche ist immer dabei) 
Im Hnuah. leb. auss.d. Ernähr. (F. Frau.K. Kind.) 
Davon verdienen mit 

Hinnahmen im Jahre ISMt: 

Der eigene Jahresverdienst 

Dazu Ztischuss von ubigen Angehörigen .... 
Andere Einnahmen 



lSt.Kor.-2Ht. Hof 
1 Tr. j 3Tr. 

F., 1 K. 

1 Tocht. 



K.,2K») 

1 170,70 
361 ,56 



2 St. 
F., 4 K. F., 6 K. 
1 Tocht. 



1368,75 1368,75 ; 768,00 
126,00 



Gesamt- Einnahmen Mark | 1 541,30 

Ohne Arbeit und Verdienst (im Jahre 18!«,) Tage 



Davon wegen Krankheit Tage 

Ausgaben im Jahre 1MJ0: 

Wohnung 

Heizung 

Beleuchtung 

Essen und Trinken im Haushalt 

Trinken (Bier, Branntwein) u. Essen im Wirtshau.s 

Zigarren und Tabak 

Arzt, Medizin, Krankheit u. dgl 

Kleidung und Wasche 

Beiträge z. Krankenkasse, Invaliden- Versich. etc. 
Beiträge flir Vereine und für Sammlungen . . . 

Steuern 

Andere Ausgaben 

Ausgaben überhaupt Mark 



1! _ 



2H4 ,00 
36,15 
12.JIÜ 

596,45 
97,65 
49,2* 
42. CO 

178,33 
70,2«» 
14.U1 
18,00 

189,45, 



210,00 ' l 710,00 



1 493,75 

» 

270,00 
60,00 
10,00' 
730,60 
125,00 
26,1X1 

100,00 
46,88 
6,00 
24,00 
10,00 



1 678,76 



2 478,00 
77 



382,501 270,00 
76,O0i 80,00 
15,00| 32,00 

821,25 1 460,01 » 



62,00 
23,00 
42,36 
115,00 
54,96 

24,00 
28,60 



100,00 
20,00 

280,00 
178,70 

3,88 
40,60 



1 539,87 1 1 398,38! 1 644,66f 2 45 

Dur. ausserord. Ausg.,. wie Anschaffung von 
Möbeln '), Umzug-'), Büchern»), Zeitschriften 3 ), [1 

Defizit des Vorjahres*) | 88,06*) — 



Ordentliche Ausgaben Mark 1451,32 1398,38 1644,66 2430,08 



Von den ordentlichen Ausgaben entfallen 





16,12 


19,31 


23,25 


11,12 




2,49 


3,57 


4,62 


3,30 


Beleuchtung 


0,85 


0,71 


0,91 


1,32 


Essen und Trinken im Haushalt ... 


11,10 


52,24 


49,94 


59,68 


Essen und Trinken im Wirtshaus . . . 


6,73 


8,94 


3,77 


4,11 




3,39 


1,86 


1,40 


0,82 




2,94 




2,67 






12,28 


7,16 


6,9!» 


11,53 


Versicherung 


4,84 


3,35 


3,35 


7,32 


Vereine und Sammlungen 


1,03 


0,43 








1,24 


1,72 


1,46 


0,16 




6,99 


0,71 


1,74 


0,64 
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Litho- 
graph 


Maurer 
(Putzer) 


Maurer 


SchloB- 
ser 


Schlos- 
ser 

(KUen- 


Klemp- 
ner 


Tischler 


Tischler 


Holz- 
bild- 
hauer 

(Qb. durch- 
»chntUl.) 

(5 Pers.) 


1.4 Fers. » 


(2 Pers.) 


(5 Pcrs.) 


lii*l«tt.-r i 
v O X <J 17). ) 


foulimverk- 

Ht»!t) 

•* x urs . f 


v 3 Per».) 


(3 Pers.) 


(2 Pcrs.) 


2 St. 


2 St. 


1 St. 


lSt.,lK. 


ISt. vorn 
4 Tr. 


• 


• 


• 


18t.4Tr. 


F., 2 K. 


F. 


F. , 3 K. 


F., 1 K. 


F. 


F., 1 K. 


F., 1 K. 


F. 


F., 3 K. 




F. 


1 






F. 


1 


F - 


1 


1 526,00 


1 745,0«) 


1 360,00 


1 350,00 


1 330,00 


1 300,00 


1 150,00 


1 11)0,00 


1 200,00 




145,00 


60,00 


~- 




150,00 


50,00 


100,00 


200,00 


700,00 




28,00 


166,00 


121,00 


™ — 


m — 




24,00 


2 226,00 


1690,00 


1 448,00 


1 516,00 


1 454,00 


1 450,00 


1200,00 


1 290,00 


1424,00 




— 


28 
15 


12 


67 

— 


. - — 




24 

— 


— 

— 


24 

— 


W\ OO 


H10 110 


<>J() Ol) 








''40 OO 


'•»''S 00 


''(IO OO 




fiO 00 


05 00 


~JL HO 




30,00 


40 00 


.V» 50 


ftn OO 


■'0 00 


00 


'Vi 00 


''1 00 


'>() 00 


'»5 00 




TO 00 


1 S 00 


1 >00 00 


025 oo 


7''8 0O 


(124 00 


750 00 


780 00 




080 00 


780 00 


50 00 


440 00 


200 00 


45 00 


60,00 


irio (.Kj 


60,00 




80,00 




26,00 


25,00 


70,00 


30,00 


25,00 


6,00 


10,00 


18,00 


20,00 


10,00 


37,50 


16,00 


14,00 


5,00 


5,00 






200,00 


300,00 


230,00 


180,00 


70,00 


100,00 


100,00 


150,00 


75,00 


46,11 


16,80 


42,<)o 


62,92 


72,90 


J> 100,00 


47,00 


62,40 


75,88 


12,00 


10,00 


20,00 


10,00 


7,00 


5,20 


5,20 


7,80 


24,00 


12,00 


18,00 


12,00 


12,00 


12,00 


12,00 


12,00 


12,00 


130,00 


110,00 


- 


137,00 


98,10 


18,00 


1.50,00 


40,00 


12,00 


2 188,11 


1977,80 


1 040,50 


1 515,92 


1 454,00 


1 450,00 


1 171,20 


1 270,10 


1403,68 


80,003) 


50, (KM) 




50,00») 


i 65,00') 




150,00») 






2108,11 


1 927,80 | 1 640,50 


1 465,92; 1 389,00 


1 450,00 


1021,20 1 270,10 


1 403,68 



Prozent auf dit? folgenden Arten: 



15,94 


16,08 


14,64 


19,38 


18,14 


17,58 


23,51 


17,95 


18,52 


7,12 


3,11 


3,96 


3,68 


4,1)0 


2,07 


3,92 


4,13 


4,03 


0,95 


1,45 


2,13 


1,43 


1,44 


1,72 


0,59 


2,37 


1.28 


56,93 


32,42 


44,39; 


42,57 


54,00 


53,80 


48,97 


53,51 


55,58 


2,37 


22,82 


12,20 


3,07 


4,32 


0,90 


5,88 




5,70 




1,35 


1,52 
2,26 


1,77 


2,16 


1,72 


0,59 


0,79 


1,28 


0,95 


0,52 


1,09 


1,01 


0,34 


0,49 


' 


- 


!»,49 


15,56 


14,02 


12,28 


5,04 


0,90 


9,79 


11,81 


5,34 


2,18 


2,13 


2,50 


l,3o 


5,25 


} 6,90 


4,60 


4,91 


5,41 


0,56 


0,52 


1,22 


0,68 


0,50 


0,49 


0,41 


0,6« 


1,14 


0,63 


l.lo 


0,82 


0,86 


0,87 


1,17 


0,94 


0,85 


2,37 


3,11 




5,93 


2,38 


1,24 


- 


3,15 


0,65 
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und Töchter bedingt, welche bis zu 210 Mark im Jahre bei- 
steuerten. In einem Falle erwarben in einer Weberfamilie, in 
welcher der Vater nur 768 Mark zu verdienen imstande war, 
noch vier Angehörige 1710 Mark hinzu, so dass nicht nur 
für einen Umzug, welcher 25 Mark kostete, sondern auch sonst 
ein Ueberschuss verblieb. Der Weber erklärt seinen günstigen 
Jahresabschluss mit dem Fehlen jeglicher Krankheit im Jahre, 
sowie der billigen, in Anbetracht seiner grossen Familie aber 
zu kleinen Wohnung (270 Mark). 

Wenden wir uns den übrigen Haushaltungen zu, so hat 
der erste der drei Aufgeführten, der Strassenreinigungs -Vor- 
arbeiter, eine Einnahme von 1541 Mark aufzuweisen gehabt. 
Er selbst hat nur 1 1 80 Mark verdient, aber 200 Mark von 
der Annendirektion für ein PHegekind und 118 Mark für 
Miete und Kaffee von einem Schlafburschen eingenommen. 
(Seine Wohnung besteht aus Stube, Küche und Korridor im 
Norden der Stadt, Hof, vier Treppen, Mietpreis 234 Mark.) 
An anderen Einnahmen führt er an: 36 Mark Konsumvereins- 
und 4 Mark Zeitungsrabatt, 2 Mark Gratifikation und 1 Mark 
gefunden. 

Ausser seiner Frau und dem Pflegekind lebt eine Tochter 
von 13 Jahren im Haushalt, ungerechnet den Schlafburschen, 
auf den sich ja die Ausgaben nicht beziehen. Die Frau ist, 
wie der Ehemann angiebt, wirtschaftlich und sparsam. Er 
selbst sei massig, trinke keinen Schnaps. Sein Wirtshaus- 
verbrauch beträgt 98 Mark, Zigarren 40 Mark , beides zusammen 
zehn Prozent der Ausgaben. Unter den Ausgaben sind eine Anzahl 
besondere, wie z. B. die Anschaffung eines Sophas (50 Mark), 
von zwei Wetterrouleaux (14 Mark), Bildereinrahmen (11 Mark), 
Zahnarzt (27 Mark). An Vergnügungen wurden aufgeführt : 
fünf Mal in der Gewerbeausstellung (18,60), ferner 24,95 Urania 
(Sternwarte) zwei Mal, Besichtigung des Reichstagsgebäudes, 
des Waisenhauses, der Pumpstation, ein Maskenball, zwei 
Dampf erpartieen , Skatspiel in 25 Fällen (8 Gewinne von 
5 Mark, 17 Verluste von 11 Mark). Dieses Haushaltungs- 
budget ermöglicht auch den Einblick in die Art der Ernährung. 
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Es wurden verbraucht: 

Brot 59,95, Semmel 80,80 140,75 Mark, 

Fleisch 127,85, Speck 6,75, Wurst 39,75 174,35 „ 

Schmalz 23,15, Butter 64,60, Honig 11,80 99,55 „ 

Milch 50,35, Käse 3,35, Eier 14,27 67,97 „ 

Kartoffeln 12,20, Mehl 6,80 19,00 r 

Kaffee 16,80, Zichorie 1,65, Thee, Kakao, Chokolade 9,95 28,40 „ 

Zucker 10,05, Salz 2,20, Gewürz, Zitrone, Essig etc. . . . 14,60 „ 

Rois 3,00, Hülsenfrüchte 3,55, Gemüse 5,40 11,95 „ 

Obst 24,28 „ 

Hering 1,80 „ 

Bier 13,80 „ 

Ausgabe für Lebensmittel im Haushalt 596.45 Mark. 



Man wird diese Ernährung als nicht eben reichlich be- 
trachten können. Für den Kaffee- und Semmelkonsum kommt 
auch der Schlafbursche mit in Betracht. Aber unter den übrigen 
Positionen des Budgets fällt die geringe Ausgabe für Fleisch 
auf; noch nicht 50 Pfg. pro Tag bei zwei Erwachsenen und 
zwei Kindern, wovon eines 13 Jahre alt, ist gering. Brot 
und namentlich Semmel werden dafür gegessen, aber auch viel 
Obst. Für Ernährung wurde in diesem Haushalt die verhältnis- 
mässig geringe Summe von 41,1 Prozent ausgegeben, gegen 
56,9 in dem Lithographen-Haushalt, welcher ebenfalls aus vier 
Personen bestand. Für Frühstück und Vesper gab der Arbeiter 
60 Mark im Jahre aus. 

Der Haushalt des Lithographen (Mann, Frau und zwei 
Kinder) zeichnet sich ausser durch höhere Ausgaben für Lebens- 
mittel durch eine Verausgabung von 50 Mark für Bücher und 
30 Mark für Zeitungen und Zeitschriften aus. Die Einnahme 
bestand aus 1526 Mark Lohn und 700 Mark besonderen Ein- 
nahmen, wobei jedoch nicht angegeben war, worin diese be- 
standen. 

Auch der bei einem Kleinmeister beschäftigte Schlosser 
nahm für schriftliche Arbeiten 166 Mark extra ein. Er ver- 
ausgabte u. a, für Zeitungen 12, für Ausstellung, Theater, 
Konzert, Bücher 4 Mark, für Anschaffung in der Wirtschaft 
50 Mark, für Geschenke 30 Mark. Auch der andere hier 
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angefühlte Schlosser gab für Zeitungen 12 Mark, für Wirt- 
.schnftsanschaflung G5 Mark und für Geschenke 33 Mark aus. 

Die nicht besonders spezifizierten Ausgaben in der Klempner- 
Haushaltung beliefen sich auf 18 Mark für Instandhaltung der 
Gräber auf dem Friedhof und für Arinenverwaltung. 

Von den beiden Tischlern gab der eine an, 150 Mark für 
Anschaffung von Möbeln, der andere 40 Mark für Vergnügen 
und Geschenke verausgabt zu haben. 

Vergleicht man nun die prozentuale Zusammensetzung der 
Ausgaben, so muss berücksichtigt werden, dass deren Zusammen- 
setzung nach Zahl, Alter und Geschlecht der Haushaltgenossen 
verschieden ist. Dies äussert sich namentlich in den Ausgaben 
für Lebensmittel, für Kleidung und für Wohnung. Es sollte sich 
eigentlich in der Ausgabe für die Wohnung noch mehr äussern. 
Aber in Wirklichkeit schränkt sich der Arbeiter hier am meisten 
ein, indem der Aufwand für dieselbe in Berlin ohnehin schon 
gross genug ist. Die Mieten schwanken zwischen 228 Mark 
beim Tischler und 382 Mark bei dem Strassenreinigungsarbeiter, 
erstere Haushaltung bestand nur aus zwei, letztere aus sechs 
Personen. In ersterem Falle wurden 18, in letzterem 23 Pro- 
zent der Ausgaben für Miete verwendet. 

Verhältnismässig am wenigsten für Miete, nämlich nur 
11 Prozent (270 Mark), gab die achtpersonige Weber-Haus- 
haltung aus und am meisten die dreipersonige Tischler-Haus- 
haltung — 24 Prozent (240 Mark). Es hängt dies damit zu- 
sammen, dass der Weber fast 60, der Tischler nur 49 Prozent 
der Ausgaben für Nahrung zu verwenden brauchte. 

Hinsichtlich der Wirtshausausgaben wurden schon die 
hohen Beträge in den Maurerbudgets bemerkt. Zigarren und 
Tabak absorbierten bis zu 4,8 Prozent der Ausgaben (70 Mark) 
bei einem der beiden Schlosser. 

Für Kleidung und Wäsche will auffallenderweise die kleine 
Maurer-Haushaltung von zwei Personen 15,6 Prozent (300 Mark) 
ausgegeben haben, eine nicht recht glaubhafte Angabe. Erfreu- 
lich ist die verhältnismässig nicht geringe Ausgabe für Ver- 
sicherungszwecke. Steuern absorbierten bis zu 1,72 Prozent. 
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Wenn nun noch mit früheren Jahren zu vergleichen versucht 
wird, so können für einen solchen Vergleich nur einzelne der 
mitgeteilten Budgets henutzt werden. 

Zuerst führt das Statist. Jahrb. d. Stadt für 1879 einen 
Maurer-Haushalt an, Mann, Frau und zwei Kinder. Die Aus- 
gabe belief sich auf 1278 Mark. Hiervon entfielen auf Essen 
und Trinken in und ausser dem Hause 57 Prozent, dieselbe 
Summe wie bei dem oben für 1896 mitgeteilten Maurer-Haus- 
halte von fünf Personen mit 1640 Mark Ausgabe, für Wohnung 
11 Prozent (gegen 15). Dafür nahm die Heizung aber noch 
9,4 Prozent ein (gegen nur 4 Prozent in dem anderen Maurer- 
Haushalt). Die Kleidung absorbierte 7 Prozent (gegen 14, 90 
gegen 230 Mark). 

Ferner ist u. a. ein von Ballin für das Jahr 1882 für 
Charlottenburg mitgeteilter Gartenarbeiter-Haushalt von Interesse. 
Die Familie bestand aus Mann, Frau und vier Kindern. Die 
Ausgaben beliefen sich auf nur 890 Mark, wovon 61 Prozent 
auf Nahrung entfielen, 15 Prozent auf Wohnung, 11 auf Kleidung. 

Endlich führen wir nach dem Statistischen Jahrbuch der 
Stadt von 1880 noch einige Rechnungen unverheirateter Per- 
sonen an, deren uns für 1896 leider keine zur Verfügung standen : 

Unverheiratete Personen : 



Art der Ausgaben 


Tischler 


Schlosser 


Tcxtilarbell. 


Näherin 




(1881) 


(1881) 


(1879) 


(1879) 




108 


126 


54 


108 










18 






11 


10 


9 


Essen und Trinken zuhause .... 




300 






„ „ „ ausserhalb . . . 
Gesundheitspflege. Krankheit, Arzt u.s.w. 


517 


283 


} 312 


288 


19 


10 








15 


0 


44 




82 


194 


127 


108 




12 


9 


6 


0 


Beiträgo für Kassen, Vereine .... 


10 


23 








18 


90 


10 


12 




772 


1 127 


525 


593 


davon in Prozent für: 












14 


11 


10 

59 


18 




07 


57 


49 




11 


17 


24 


18 



I 



Digitized by Google 



298 



Hier sehen wir, dass sich bei den Unverheirateten die Aus- 
gaben noch verschiedener zusammensetzen, wie bei den Ver- 
heirateten. Erstere können offenbar mehr den individuellen 
Bedürfnissen und Neigungen folgen, während bei letzteren die 
Ausgaben in viel stärkerem Masse nicht von den eigenen, son- 
dern der Angehörigen Bedürfnissen abhängen. So sehen wir, 
dass die eine der beiden Arbeiterinnen nur 54 Mark, die andere 
doppelt so viel für Wohnung ausgiebt. Erstere hatte vermut- 
lich nur eine Schlafstelle mit anderen zusammen inne, letztere 
wohl eine allein für sich. ✓ 

Von den beiden Arbeitern gab der Tischler 67 Prozent 
aller Ausgaben (536 Mark) für Essen und Trinken aus, aber 
es entfiel dies alles auf Wirtshäuser. Der Schlosser verausgabte 
643 Mark oder 57 Prozent, trotz grösserer Gesamtausgabe, 
teils zu Hause, teils ausserhalb. 

Man wird im allgemeinen überhaupt finden, dass, je kleiner 
das Einkommen bez. die Ausgaben, ein um so grösserer Teil 
im Verhältnis auf Nahrung entfällt, da ja doch eine gewisse 
Minimalausgabe hierfür besteht. Auf wie hoch man dieselbe 
veranschlagen kann, ist freilich schwer zu sagen und hängt 
von der Genügsamkeit und der körperlichen Beschaffenheit des 
Einzelnen ab. 

Eine andere Frage wäre, wie viel im Durchschnitt ein 
normaler Mensch männlichen bez. Aveiblichen Geschlechts in 
einem bestimmten Jahre hätte ausgeben müssen, um die für 
ihn in gesundheitlichem Interesse erforderliche Nahrung zu sich 
zu nehmen. Wir sehen indessen davon ab, die Frage nach 
dem Nährwert der Nahrungsmittel, die der Arbeiter in Berlin 
thatsächlich geniesst, und die er vom gesundheitlichen Stand- 
punkt aus gemessen sollte, zu verfolgen, teils, weil das vor- 
liegende Material zu dürftig ist, teils, weil lüer die Wirklichkeit 
mit der Theorie auch nicht entfernt in Einklang zu bringen 
sein dürfte. Der Arbeiter nährt sich nicht nach dem Nähr- 
wert der Speisen, sondern nach der Höhe seiner Einnahmen, 
er giebt für Essen und besonders für Trinken zuweilen mehr 
aus, als nach den Grundsätzen der Gesundheitslehre richtig 
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wäre, und er hungert und dürstet oft ebenfalls mehr, als ihm 
zuträglich und von der Wissenschaft angeordnet ist Einen 
hygienischen Massstab kann man bei den schwankenden und 
unsicheren Lohnverhältnissen der Mehrzahl der Arbeiter über- 
haupt nicht anlegen, und ebenso erfolglos sind die Belehrungen, 
wie der Arbeiter durch eine richtige Abwechselung von Fleisch, 
Gemüse u. s. w. bei billigem Preis einen hohen Nährwert er- 
zielen kann. Bei Massenspeisungen in Kasernen, Fabriken, 
Anstalten mag die Befolgung solcher Vorschriften selbstverständ- 
lich sein, in der Freiheit des Lebens entscheiden für die Er- 
nährung zuerst die Geldmittel und dann Geschmack, Neigung 
und Bequemlichkeit. 

Eine leichter zu beantwortende Untersuchung ist die nach 
der Zusammensetzung der Ausgaben, wie sie im Arbeiterhaus- 
halte als normal angesehen werden kann. 

In dieser Beziehung hat der jüngst verstorbene beste 
Kenner dieser Verhältnisse, Ernst Engel, in seinem Buche 
über „Die Lebenskosten belgischer Arbeiterfamilien" (Dresden 
1895) folgende Prozentverhältnisse als Normalkonsumtion auf- 
gestellt : 



Es entfallen auf nachstehende 
Ausgaben — Prozent: 


BcmitU-lte 
Arbeiter- 
familie 

In Mju-hsen 


Familie 
des Mittel- 
standes 


Familie des 
Wohlstandes 




02 


55 


50 




16 


18 


18 


Wohnung 


12 


12 


12 


Heizung und Beleuchtung. 


5 


5 


5 


Erziehung, Unterricht . . 


2 


3,5 


5,5 


Oeffentlichc Sicherheit . . 


1 


2 


3.0 


Gesundheitspflege .... 


1 


2 


3,0 


Persönliche Dienstleistungen 


1 


2,5 


3.5 



Vergleichen wir mit dieser Annahme, welcher wohl eine 
Familie von 4 bis 6 Köpfen vorschwebt, die oben für Berlin 
thatsächlich ermittelten Zahlen und zwar für die grösste der 
behandelten Haushaltungen, die der Weberfamilie von 8 Köpfen, 
so finden wir statt der normalen 62 Prozent deren 64 Prozent 
für Nahrung ausgegeben, für Wohnung 11 statt 12. Dass die 
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Anteile für Nahrung bei den übrigen, wesentlich kleineren 
Haushaltungen noch niedriger stehen (Maurerhaushaltung 5 Per- 
sonen: 5(3 1 / 2 , Strassenrcinigungsarbeiter-Haushaltung 4 Personen: 
54 Prozent), kann nicht auffallen. Was aber durchgehend von 
dem Engeischen Normalsatz erheblich abweicht, ist der Anteil 
der Wohnungsmiete, der fast auf das Doppelte dieses Satzes steigt. 
Dies dürfte auch das bedauerlichste an der Zusammensetzung 
der aufgeführten Budgets sein, dass, um die Miete für eine kleine, 
nieist unzureichende Wohnung aufzubringen, an einer rationellen 
Nahrung gespart werden muss. 

Um endlich diese Verhältnisse dem Leser deutlicher vor 
Augen zu führen, ist versucht worden, sie graphisch darzustellen. 
Und zwar sind von den einzelnen dem Verfasser übergebenen 
Haushaltrechnungen des Jahres 1896 fünf ausgewählt und 
unter einander, sowie mit der Engeischen Normalkonsumtion 
verglichen worden. 

Man sieht in der graphischen Darstellung auf den ersten 
Klick, welchen grossen Anteil die Ernährung den übrigen Aus- 
gaben gegenüber einnimmt, wie Nahrung, Wohnung, Kleidung, 
Heizung und Beleuchtung für sonstige Ausgaben nur wenig 
übrig lassen. Eine Ausnahme macht die oben näher beschriebene 
Haushaltrechnung des Strassenreinigungsarbeiters (Mann, Frau 
und zwei Kinder), welcher durch starke Beschränkung der 
Nahrungsausgaben einen grösseren Posten für sonstige Ausgaben 
erübrigte. Der Rechnungsleger hob, wie wir schon oben be- 
merkt; die Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit seiner Frau, sowie 
seine eigene Massigkeit hervor. Die graphische Darstellung 
selbst ist für diese Haushaltung, weil nähere Angaben vorlagen, 
weiter zerlegt worden, sodass man auch den Anteil anderer 
ordentlicher Haushaltungsausgaben erkennen kann. Die ausser- 
ordentlichen Ausgaben, welche in den obigen Budgets von der 
Gesamtsumme abgesetzt worden sind, blieben auch bei der 
graphischen Darstellung ausser Betracht. 
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Zusammensetzung des Verbrauchs im Haushalt. 

Die Höhe der Rechtecke stellt den ganzen Verbrauch, die verschiedenen 
Abteilungen innerhalb die Arten desselben dar, die Breite ist nach der 

Personenzahl im Haushalt verschieden. 



Ermittelter Verbrauch im Jahre 1896. 



In. 


Twh- 




«r, 


h 

Mann 




Man 


Vombeäer, 


und 


UM* 


Mann, Fr&o, 


Fno 


fm 


2 Krtr 



Vorartwuter, 
MjuiilFtm, 
4 Km4er 



G 




BeiuMa 



Normale Zusammensetzung 
lach Engel. 

Fa- Fa- 
milie milie 
des des 
Mittel- Wohl- 
standes Standes 



ruften 

in 
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Ueberblicken wir zum Schlüsse kurz noch ein Mal die 
Lage der handarbeitenden Klassen in Berlin, so sehen wir 
zunächst ihre alle anderen sozialen Schichten überragende 
Zahl, wir sehen, wie diese Zahl durch die starke örtliche Be- 
wegung, durch Ab- und Zuzüge, stetem Wechsel unterworfen 
ist, wie sie sich aus jungen und jüngsten Jahresklassen zu- 
sammensetzt, und wie auch die verheiratete Frau nicht der 
Wirtschaft und Kindererziehung allein ihren Lebensberuf widmet, 
sondern für den Unterhalt der Familie mitbesorgt sein muss. 

Auch die Wohnung wird mit zum Erwerb herangezogen, 
indem die Aufnahme fremder Personen als Schlafleute in die 
häusliche Gemeinschaft Sitte geworden ist und die Mietausgabe 
hierdurch herabgedrückt wird. Ueberfüllung der Wohnungen, 
Ueberlastung der Hausfrau, sittliche Gefahren sind die Folge. 
Aber auch die Schlafleute selbst, welche fast ausschliesslich 
den Arbeitern angehören, haben unter diesen Zustanden zu 
leiden. Sie entbehren überhaupt eine Wohnung, besitzen nur 
ein Schlaflager und sind so eigentlich gezwungen, ihre freie 
Zeit in Kneipen und Vergnügungslokalen zu verbringen. Besser 
haben es diejenigen Arbeiter und Arbeiterinnen, welche bei 
ihren Arbeitgebern untergebracht sind, obwohl auch hier, wie 
z. B. in den Bäckereien, eine Ueberwachung in gesundheit- 
lichem Interesse not thut. 

Die Fürsorge für die Gesundheit des Arbeiters sehen wir 
durch mehrfache Anstalten ausgeübt. Der Invalidität wird 
durch entsprechende Behandlung vorzubeugen, der Rekonvales- 
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zenz wird durch Pflege in besonderen ländlichen Häusern zu 
dienen gesucht; Unfallstationen sorgen besonders für die Ver- 
unglückten. Diese Fürsorge erschien umso notwendiger, als, 
wie wir ferner sahen, gewisse Berufskrankheiten unter den 
Arbeitern vorkommen und besondere Pflege erheischen. 

Meist geht die gesundheitliehe Fürsorge von den Ver- 
sicherungseinrichtungen aus, welche, indem sie den Arbeiter 
schützen, sich selbst vor künftigen Ausgaben bewahren. 

Diese Versicherungseinrichtungen, teils durch die Reichs- 
gesetze herbeigeführt, teils auch auf privater Organisation be- 
ruhend, gewähren eine grosse Stütze für die kranken und 
einen annehmbaren Zuschuss für die invaliden und alten Ar- 
beiter. Aber sie arbeiten sich, wie wir sehen, nicht genügend 
in die Hände, haben gewisse Lücken und entbehren einer ein- 
heitlichen, der Grossstadt angepassten Verwaltung. 

Das Gleiche gilt von den übrigen geschilderten sozialen 
Einrichtungen. Statt eines einheitlichen Arbeitsamtes, welches 
in einer Stadt wie Berlin seine bestimmte Aufgabe vorfinden 
und leicht einzuführen sein würde, bestehen neben- und leider 
auch teils durcheinander Fabrikinspektion, Gewerbegerichte in 
verschiedenen Funktionen als Gericht, Einigungsamt, Gutachter, 
ferner Innungen, städtisch subventionierter Arbeitsnachweis, 
Statistisches Amt und private Einrichtungen ähnlicher Art, wie 
Gewerkschaftskommission u. dgl. 

Eine einheitliche Organisation dieser Einrichtungen erscheint 
um so dringlicher, als die furchtbarste Geissei der handarbeitenden 
Klassen, die Arbeitslosigkeit, bisher mit nur ganz unzureichenden 
Mitteln bekämpft wird, und man hier von verschiedenen Seiten 
durch statistische Aufklärung, durch besseren Arbeitsnach- 
weis, durch Unterstützung bei Arbeitslosigkeit wird eingreifen 
müssen. 

Namentlich glauben wir, gezeigt zu haben, wie gering — im 
Vergleich zu der gestellten Aufgabe — immer noch die Leistungen 
der Arbeitsnachweis -Anstalten sind, wie das planlose Umher- 
suchen nach Arbeit immer noch die Regel bildet. Ansätze 
zur Besserung dieser Verhältnisse sind überall vorhanden, aber 
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überall auch Zersplitterung, Einseitigkeit und Verquickung mit 
politischen Angelegenheiten. 

Besonders in der letzteren Erscheinung hatten wir wieder- 
holt die Ursache sozialer Zerwürfnisse und der Erfolglosigkeit 
an und für sich nützlicher Bestrebungen erkannt Leider zeigte 
sich dies auch bei den Bildungsbestrebungen, denen sich die 
Arbeiter fern halten, wenn sie nicht sozialdemokratischen An- 
schauungen zu entsprechen scheinen, während sie selber auf 
dieser Grundlage keine bedeutenderen Einrichtungen schaffen 
konnten. Auch das Fortbildungs- und Fachschulwesen wird, 
wie wir sahen, nicht so in Anspruch genommen, wie man bei 
der Arbeiterzahl erwarten sollte, sodass in Frage steht, ob nicht 
neben dem Schulzwang noch ein besonderer Fortbildungsschul- 
zwang eingeführt werden soll. 

Aber freilich glaubten wir die verhältnismässig geringe Be- 
nutzung der Bildungsstätten zum Teil auch auf die lange Arbeits- 
zeit zurückführen zu dürfen, also auf die übermässige Ausnutzung 
der Arbeitskraft. Ihr gegenüber steht die geringe Höhe des 
Lohnes. Wohl zeigten einzelne Gewerbe höhere Löhne, aber 
die Allgemeinheit gehörte dazu nicht, namentlich dann nicht, 
wenn man in Rücksicht zog, dass der Verdienst während 
kürzerer oder längerer Zeit im Jahre unterbrochen ist. 

Und entsprechend den Einnahmen sahen wir die Ausgaben, 
das Budget der arbeitenden Klassen sich gestalten. Man lebt 
von der Hand in den Mund, wenn auch nicht schlecht, so 
doch mit Heranziehung der Frau und anderer Angehöriger 
zum Mitverdienen. Wohl scheinen hierdurch nicht selten gute 
Einnahmen erzielt zu werden, aber der Verbrauch scheint dann 
dementsprechend zu steigen; denn Berlin bietet viel und das 
Entsagen dürfte, wo es vorkommt, mehr durch ökonomische 
Rücksichten, als durcli Sparsamkeit und Selbstbeherrschung 
diktiert werden. 

Bei dieser Sachlage versteht es sich von selbst, dass ein 
bestimmtes Urteil über die soziale Lage der arbeitenden Klassen 
in Berlin, gewissermassen eine Zensur als günstig oder ungünstig 
nicht abgegeben werden kann. Dies würde einen gewissen 
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>i i ormalbegriff günstiger oder ungünstiger Arbeiterverhältnisse 
zur Voraussetzung haben, welcher allgemein geläufig und zu- 
gleich der Massstab ist, den man bei Beurteilung der Berliner 
Verhältnisse würde anzulegen haben. Ein solcher Massstab 
aber existiert nicht. Mit Verwunderung wird der schlecht ge- 
lohnte und genährte Arbeiter eines abgelegenen Industriebezirks 
die hohen Löhne der Arbeiter in Berlin betrachten, die Wohn- 
verhältnisse für glänzend, die Ernährung für reichlich halten, 
mit Entsetzen andererseits wird der dauernd mit besserem Gehalt 
Angestellte sehen, wie unzureichend der Lohn, wie schwankend 
die Erwerbsverhältnisse, wie bedrohlich stellenweise die gesund- 
heitliche Lage der Arbeiter unserer Grossstadt ist. 

Die soziale Lage ist eben ein relativer Begriff, sie er- 
scheint günstig oder ungünstig, je nach dem Standpunkte des 
Beobachters; selbst bei Betrachtung der eigenen Lage kommt 
es auf den Standpunkt an, den man einnimmt, und ob man 
nach oben sieht oder seine Blicke nach unten richtet Die 
sozialen Verhältnisse sind eine Leiter mit unendlicher Stufen- 
zahl, an ihr sucht die Bevölkerung unablässig zu besseren 
Lebensbedingungen hinaufzuklimmen. Aber es kommt auch 
vor, dass eine erklommene Stufe wieder aufgegeben, eine höhere 
Lage mit einer niederen vertauscht werden muss. Niemals 
jedoch, soweit der Gesichtskreis geht, sieht man die unterste 
oder die oberste Stufe. Ist eine höhere Stufe errungen, so 
erscheint der unteren gegenüber die Lage höher, besser zu 
sein, mit Befriedigung sieht man herab; aber schon richtet 
sich der Blick wieder nach oben , schon scheinen Andere 
schneller vorwärts zu kommen, schon scheint der eigene 
Erfolg gering zu sein; die Unzufriedenheit macht sich be- 
merkbar. 

So ist die soziale Lage eigentlich nur eine soziale Ent- 
uickelung, d. h. eine dauernde Bewegung vorwärts, durch 
manchen Stillstand oder Rückschritt zeitweise unterbrochen; 
und wenn wir auch bemüht gewesen sind, durch ein reichlich 
aufgebotenes Zahlenmaterial wenigstens Momentbilder zu fixieren, 
die Lage zu einer bestimmten Zeit festzuhalten, so darf nicht 
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vergessen werden, dass dies nur einzelne Bilder einer gross- 
artigen Bewegung sind. 

Und wenn wir diesen Gesichtspunkt beachten, so ver- 
zweifeln wir nicht an dem Ungünstigen, was wir gesehen haben, 
und sind nicht zu zuversichtlich wegen des Günstigen. Wir 
sehen den schlecht gelohnten und ernährten Arbeiter aus seinem 
heimatlichen Dorfe nach Berlin zwar in ungünstige Lohnver- 
hältnisse kommen, aber doch in Lohn Verhältnisse, welche gegen- 
über den heimischen eine Verbesserung sind, und wir erwarten, 
dass er auf der wirtschaftlichen Leiter allmählich vorwärts 
kommt; aber wir sehen auch, wie der gut gelohnte Hand- 
werker durch Arbeitslosigkeit in Not geraten, durch Erwerbs- 
unfähigkeit verarmen kann. Wir sehen schlechte Wohnungs- 
verhältnisse, erkennen sie aber als weit besser, als die der 
älteren Zeitperiode; wir sehen andererseits vortreffliche Einrich- 
tungen für Schul- und Fortbildung, haben aber doch deren 
geringe Benutzung, trotz der niedrigen Bildungsstufe derjenigen 
zu beklagen, für die sie bestimmt sind; kurz, wir sehen Licht 
und Schatten miteinander ringen. 

Aber während wir so mit ziemlicher Resignation über die 
Erfolge und Misserfolge des Lebens der Berliner Arbeiter, des 
freien Spiels der Kräfte, wie über die Langsamkeit der sozialen 
Entwicklung unsere Betrachtungen anstellen, tritt uns überall 
eine Erscheinung vor Augen, welche diese Entwickelung aus- 
gleicht, sie langsam vorwärts schiebt, ihr den Weg ebnet, in- 
dem sie dem Schwachen hilft, den Starken fördert: die soziale 
Fürsorge des Staates und der Gesellschaft, beides zwar keine 
neuen Ereignisse in der menschlichen Genossenschaft, aber neu 
doch durch die Bestimmtheit, mit der sie auftreten, durch die 
Festigkeit, mit der sie sich nicht nur der Wissenschaft, sondern 
auch der Praxis bemächtigt und zu positiven Verbesserungen 
der sozialen Verhältnisse geführt haben. 

Zögernd zwar, aber stetig gewinnt diese Bewegung Ver- 
ständnis und Boden im Vaterlande, und besonders in der 
grössten Stadt desselben, in Berlin, dem Zentrum der sozialen 
Gärung. Hier lassen sieh Theorieen leichter in Thaten um- 

Hirsehberg, Soz. Lage d. arb. Klassen. 20 
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setzen, hier liegt der Behördenapparat zusammen, hier ver- 
einigen sich auf verhältnismässig kleinem Raum gleiche wirt- 
schaftliche und gesellschaftliche Interessen. So kann es keinem 
Zweifel unterliegen, dass die Berliner Kommunalpolitik sich 
allmählich zum Schutze der wirtschaftlich Schwachen weiter 
entwickeln, dass zugleich aber auch die soziale Selbsthülfe der 
arbeitenden Klassen sich nachdrücklicher zusammenschliessen, 
organisieren und so zur Hebung der sozialen Lage beitragen wird. 
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Die strafrechtliche Bekämpfung 



von 



Bettel, Landstreicherei und Arbeitsscheu. 



Eine Darstellung des heutigen Deutschen Reohtszustandes 

nebst Reformvorschlägen 



Dr. Robert von Hippel, 

o. ö. Professor der Hechte an der Universität Rostock. 

1895. 293 Seiten mit zahlreichen Tabellen. Preis Mark 6 — 



„Das Buch ist eine überaus gründliche und auf dem sicheren Fundamente 
rin< > uni fangreichen statistischen Materials aufgebaute Arbeit, die ein für den Sorial- 
poinik. r hochbedeutnames, aber auch für den Juristen interessantes Thema behandelt." 

„Jahrbücher für Hationalökonomie". 



^Volksbibliofhek mid 'Volkslesehalle 
eine kommunale Veranstaltung! 

Von 

Dr. jur. ei phil. P. F. Aschrott, 

Landrichter in Berlin. 
1896. Preis Mark i.— 



Die Behandlung 

der 

verwahrlosten und verbreeherisehen Jugend 

und 

Vorschläge zur Reform. 

Von 

Dr. P. F. Aschrott, 

Landrichter in Berlin. 
Der Reinertrag ist zum Besten der HoltzendorfT-Stiftung bestimmt. 

i8g2. Preis Mark i. — 
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für baä 3>eutfdje föetdj 
neöff bem <$infü()timgs-(§>efefc 

uom 18. HitflUft 1896. 

mit beut amtlichen Xejt genau ttbereinftimmenb. «Rebft Gat^refltftcr. 
612 Seiten Hebten ftormat« (7:11 cm). 
£aurrljaft in Seinen apart ac&unöcn. 
Sorgfältiger ^rudt. ~ aierlitfje Bueßattttng. 
3»rcis l 38arft. 

2>iefe STOiniatur »Ausgabe beS ©ürgcrlidjen ©cf efcbudjeö , in Heiner, aber 
gut lesbarer Sdjrift gebrutft, tft in ber flelnftcn £afcf>e ju trogen unb eignet fief) befonber« 
au* jum aJtttncljmen in «orlefungen. (öegen Stnfenbung bes Betrage« erfolgt franio 8" e 
fenbnng birett öom «erläge.) 

Sozialapjstokpatische 

Ideen. 

Von 

Karl Freiherrn von Manteuffel. 

1896. M. 1.- 

Die Abendhaushaltungsschule in Frankfurt a, M. 

als praktische Lösung einer sozialen Aufgabe. 

Von 

Professor Dr. Otto Kamp, 

städtischem Lehrer und Vorsitzendem des Vereins für Haushaltungsschulen 

in Frankfurt am Main. 

1890. M. 2.— 

..... Das Schriftchen ist ein höchst schätzenswerter Ratgeber Jür alle, welche 
mit Haushaltungsschulcn zu thun haben oder sich um diese Angelegenheit werk- 
tätiger Menschenliebe kümmern möchten. •« (Mathilde Lammurs im „Nord- West".) 

. . . Wir können die Schrift auf das beste allen denen empfehlen , die 
berufen sind, an der Gesundung unserer sozialen Verhältnisse zu arbeiten. . . " 

(Zeitschrift fUr weibl. Bildung.) 
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©oeben ersten: 

nad) bem 25üra,errid)en ©efefjßud). 

• — " * 1 

3>ara,eftcflt für bie grauen 

»on 

Sfcvmann 3a\tvow, 

9lmt?gcrid)fSrat. 

ih»7. 3n feör flruoiitrm «tfdKtir&anöe 9Hart 2.80. 

,,. . . JBecfofi'et fjat bie nidjt leiste Aufgabe, bei ber e« ©enaulgtcit unb tviffen« 
fcfoaftlidjcn tfcruft mit gemeinverftciubltdjer Raffung unb Stnorbnung 511 berbinben galt, in 
muftci fjnf tcr Söetfe gelöft unb gebührt itjm bafüc ber $anf nicr)t nur ber grauen, 
füitbein ntd)t weniger aud) ber ^urlften in boljein SWnfee . . ." 

^ßrof Dr. Hertmann im „?lrdj. f. bürgert. 9ted)t." 

„. . . . 2-cr JBerfaffer erweift ftdi als aufrichtiger grennb ber grauen* 
bcjtrebungcn unb förbert fie buret) bie facr)licf)c unb tlare $arTteUung aUcr einfd)lägigen 
fünfte otfenbar mehr als ade ^rotefroeifammlungen. 3>a3 Ijübfdje Sud) wtrb ben bcutfdjen 
grauen, bie ftd) ohne tBorctngcnommenljeit über Ujre tünflige rechtliche Stellung informieren 
wollen, ein u 11 e n t b c Ii r 1 i d) e r JR a t g e b e r u u b 5 r c u n b werben. $er «erfaffer fjat ba8 
feitene Talent, bie Sache an naheltcgenbcn, fonfreten öciftotelen Hat au madjen . . ." 

grau Dr. jur. fraific Stempln in ber „^oft". 



Die soziale Lage der frau. 

Vortrag 

gehalten auf dem 6. Evangelisch-sozialen Kongresse zu Erfurt am 6. Juni 1S95 von 

Elisabeth GnaucJc - Kühne. 

1.— 5. Tausend. — 50 Pfennig; 

10 Ex. für a 45 Pfennig; 25 Ex. für a 40 Pfennig; 50 Ex. Tür 4 35 Pfennig. 



„Mit bewunderungswürdiger Feinheit der Form und der Gedanken, mit ungesuchter, 
ergreifender Beredsamkeit hat die Rcdncrin die höchste Wirkung erzielt; man stand 
unter dem unwillkürlichen Eindruck , etwas Grosses erlebt zu haben , Zeuge eines 
Sieges zu sein." (Prof. Hieber in der „Wahrheit".) 

„Wohlthuend wirkt die äusserst massvollo und doch warme Art, mit der die Verf 
überall ihre Sache vertritt. Nirgends stossen wir auf eine phrasenhafte Deklamation. 
Dennoch ist ihre durchweg edle und vornehme Sprache Uberaus beredt. Was aber den 
ganz besonderen Reiz der Schrift verursacht, ist, dass man überall das gesunde und feine 
weibliche Empfinden heraushört, wie es innere und äussere Erfahrungen erzeugt haben, 
und dies verleiht dem Ganzen eine Warme des Tones und eine Lebendigkeit des Kolorits, 
die ein Mann bei Behandlung des Stoffes seinen Ausführungen niemals zu geben ver- 
mocht hätte." (Prof. Plerstorfr in der „Deutschen Litteraturzeitung««.) 



3u Dcatcljcn öurrfj nUc ^urfjtmnDlmtflm foroic Dircft Dorn Berlage. 
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